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Das Ende des Umwandlungsſteuerrechts 


Von Oberregierungsrat Kaemmel, Reichsfinanzminiſterium, Berlin 


I. Allgemeines 


Es iſt im allgemeinen heute keine Veranlaſſung mehr 
gegeben, zu Fragen des Umwandlungſteuerrechts das Wort 
zu ergreifen, denn die Möglichkeit, ſteuerbegünſtigt Kapital⸗ 
geſellſchaften umzuwandeln, beſteht nur noch bis zum Ende 
dieſes Jahres, und die auf dem Gebiete des Umwandlung⸗ 
ſteuerrechts entſtandenen Zweifelsfragen find im allgemeinen 
durch die ausgedehnte Erlaßpraxis des Reichsfinanzmini⸗ 
ſteriums und durch ein reichhaltiges Schrifttum behandelt und 
zum größeren Teil auch geklärt und gelöſt worden. Wenn 
hier heute noch einmal über das Umwandlungſteuerrecht be— 
richtet wird, ſo geſchieht dies ausſchließlich im Hinblick darauf, 
daß zur Erleichterung der in den letzten Monaten jtattfinden- 
den Umwandlungen das geſamte Erlaßrecht kodifiziert worden 
iſt, und zwar durch zwei Erlaſſe des Reichsfinanzminiſters, 
nämlich den Erlaß v. 25. Sept. 1937, 8 2151 — 390 III 
(RSt Bl. 1937, 1095) und den Erlaß v. 22. Juli 1937, 
S 3533 — 20 III (NEST. 1937, 921). Man wird dieſe Ko⸗ 
difizierung ſchon um deswillen begrüßen, weil in der Praxis, 
beſonders in der Rechtsanwaltpraxis, die Arbeit mit den durch 
die Entwicklung der Geſetzgebung zum Teil überholten Er 
laſſen des Reichsfinanzminiſteriums v. 9. März 1935, 28. Juni 
1935 und 3. Febr. 1936 ſich recht mühſam geſtaltet hatte, 
zumal auch durch eine ganze Reihe von Durchführungsverord 
nungen das geſamte Rechtsgebiet nicht überſichtlicher ge⸗ 
worden war. Durch den Erlaß v. 25. Sept. 1937 iſt die An— 
wendung der früheren Umwandlungserlaſſe auf die ſteuerlich 
noch nicht erledigten und künftigen Umwandlungs- und Auf 
löſungsfälle unterſagt worden, ſo daß für die Behandlung noch 
laufender und künftiger Fälle keiner der Beteiligten auf das 
alte Erlaßmaterial zurückzugreifen braucht. Für den letzten 
Monat des Jahres, vor allen Dingen für Ende Dezember 
1937, iſt mit einer erhöhten Umwandlungstätigkeit zu rechnen, 
da nach den Vorſchriften der 5. DurchfVO. zum UmwandlStch. 
v. 24. Juni 1987 (RGBl. I, 262) die letzten ſteuerbegünſtig 
ten Umwandlungen ſpäteſtens am 31. Dez. 1937 beſchloſſen 
werden müſſen. Mit einer Verlängerung dieſer Friſt it nicht 
zu rechnen, und zwar weder allgemein, wie das bei den Ver⸗ 
längerungen auf den 30. Juni 1937 und den 31. Dez. 1937 
der Fall war, noch auch für Einzelfälle, in denen die Be⸗ 
teiligten z. B. wegen formaler Schwierigkeiten oder materieller 
Unklarheiten nicht rechtzeitig zu einem Umwaudlungsbeſchluß 


gekommen find. 


II. Geltendes Recht, Geltungsbereich, Geltungsdauer, Aus⸗ 
kunftspflicht 


Der Erlaß v. 25. Sept. 1925 beginnt mit einer Dar⸗ 
ſtellung des geltenden Rechts, und es iſt für die eigen⸗ 
tümliche Entwicklung des Umwandlungsrechts charakteriſtiſch, 
daß die bloße Aufzählung der unmittelbaren Rechtsquellen, 
nämlich der Geſetze und Durchführungsverordnungen, nicht 
weniger als 10 Nummern umfaßt. Die Überſicht wird hier im 
nachſtehenden wiedergegeben, da es für den mit dem Stoff 
weniger Vertrauken faſt unmöglich iſt, ſich in der Vielzahl 


der Geſetze und Verordnungen, die einander teils ausſchließen, 
teils aufheben, teils ergänzen, ohne weiteres zurechtzufinden. 


Für das Umwandlungshandelsrecht gelten: 

1. das Geſetz über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 
(Umwandlcg.) v. 5. Juli 1934 (RGBl. I, 569; REEL 
1934, 801), 

die 1. Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Um⸗ 
wandlung von Kapitalgeſellſchaften (1. DurchfVO. zum 
UmwandlG.) v. 14. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1262; RStBl. 
1935, 454), 

3. die 2. DurchfVO. zum Ummandl®. v. 17. Mai 1935 
(RGBl. I, 721; RStBl. 1935, 882), 

die 3. Durchf VO. zum UmwandlG. v. 2. Dez. 1936 (RGBl. I, 
1003; RStBl. 1936, 1196), 

5. die 4. DurchfVO. zum UmwandlG. v. 

(RGS Bl. I, 661; RStBl. 1937, 753). 


Für das Umwandlungſteuerrecht gelten: 


1. das Geſetz über Steuererleichterungen bei der Umwandlung 
und Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften (UmwandlStG.) 
v. 5. Juli 1934 (RG Bl. I, 572; RStBl. 1934, 804), 

die 2. Durchführungsverordnung zum Umwandlung ⸗Steuer⸗ 
geſetz (2. DurchvfO. zum UmwandlStcGß.) v. 8. März 1935 
MOB. I, 351; RStBl. 1935, 455), 

3. die 3. DurchfVO. zum UmwandlStG. v. 7. Juni 1935 
(RGBl. I, 744; RStBl. 1935, 833), 

4. die 4. DurchVfO. zum UmwandlStGG. v. 2. Dez. 1936 
(RGBl. I, 1006; RStBl. 1936, 1197), 

die 5. DurchfVO. zum UnmandlSt®. v. 24. Juni 1937 

(RGBl. I, 662; RStBl. 1937, 754). 


über den Geltungsbereich und die Geltungs- 
dauer des Geſetzes iſt aus dem Erlaß v. 25. Sept. 1937 
nichts Neues zu entnehmen, es ſei denn der ausdrückliche aus 
der geſetzlichen Lage ſich aber ohne weiteres ergebende Hinweis 
darauf, daß ſteuerliche Erleichterungen nur gewährt werden, 
wenn die Umwandlung oder Auflöfung vor dem 1. Jan. 1938 
beſchloſſen worden iſt. Von Intereſſe iſt weiter, daß in den 
Fallen, in denen Kapitalgeſellſchaften auf Grund beſonderer 
Genehmigung des Reichsminiſters der Juſtiz gemäß § 10 der 
1. DurchfV O. zum UmwandlG. v. 14. Dez. 1934 umgewandelt 
werden, indem ihr Vermögen auf eine Perſonengeſellſchaft 
übertragen wird, an der auch juriſtiſche Perſonen beteiligt 
ſind, ebenfalls die ſteuerlichen Vergünſtigungen des Umwand⸗ 
lungſteuerrechts gewährt werden, ſoweit nicht im einzelnen 
Fall beſondere Bedenken beſtehen. In derartigen Fällen haben 
ſich alſo die Steuerpflichtigen von ſelbſt an das zuſtändige 
Finanzamt zu wenden, das dann das Weitere (Prüfung des 
Antrags, etwaige Ablehnung, Auskunftserteilung, Steuer⸗ 
veranlagung uſw.) veranlaßt. Der Erlaß behandelt endlich, 
wenn auch freilich recht kurz, die Auskunftspflicht und 
führt dazu aus: 
„Die Finanzämter haben darüber Auskunft zu geben, 
welche Steuern durch die in Ausſicht genommene Umwand⸗ 
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lung oder Auflöſung vorausſichtlich entſtehen werden und 
in welcher Höhe. Der Steuerpflichtige muß dem Finanz 
amt mindeſtens die Entwürfe der beabſichtigten Beſchlüſſe 
und Bilanzen einreichen.“ 


Aus dieſem Text ergibt ſich zweifelsfrei, daß die Aus 
künfte unverbindlich ſind. Sie binden alſo das Finanzamt 
nicht, ſind vielmehr nur als Anhalt für die ſteuerliche Be 
urteilung anzuſehen. Der Steuerpflichtige kann ſich alſo nicht 
darauf verlaſſen, daß die Veranlagung unter allen Umſtänden 
ſo ausfällt wie die Auskunft. Der Steuerpflichtige wird ſich 
alſo vor dem Antrag auf Eintragung beim Regiſtergericht 
nochmals darüber vergewiſſern, ob das Finanzamt an feiner 
früheren Auskunft feſthält. Die Gründe, aus denen ein Finanz 
amt ſeine Auffaſſung wechſelt, können ſehr verſchiedener Natur 
ſein. Es kann ſich einmal um Fälle handeln, in denen die 
Umwandlung unter anderen Geſichtspunkten und unter anderen 
Tatbeſtänden durchgeführt wird als den Tatbeſtänden, die dem 
Finanzamt zwecks Auskuuftserteilung vorgelegen haben. In 
derartigen Fällen hat das Finanzamt keine Veranlaſſung, ſich 
durch eine frühere Auskunft gebunden zu fühlen oder dem 
Steuerpflichtigen bei Bemeſſung der Steuern im Billigkeits⸗ 
wege entgegenzukommen. Hier iſt es Pflicht des Steuerpflich- 
tigen, ſich vorher aus eigener Initiative über die endgültige 
Rechts⸗ und Sachlage zu unterrichten. Anders könnte man 
vielleicht die Fälle beurteilen, in denen das Finanzamt eine 
Auskunft erteilt hat und in denen zwar die Umwandlung 
nach Maßgabe des der Auskunft zugrunde liegenden Tat— 
beſtandes vollzogen wird, in denen aber z. B. der Oberfinanz— 
präſident das Finanzamt anweiſt, im Veranlagungsverfahren 
eine andere Rechtsauffaſſung zu vertreten, oder in denen das 
Finanzamt ſelbſt ſeine Rechtsauffaſſung geändert hat (z. B. 
weil die Frage durch einen neuen Erlaß des Reichsfinanz⸗ 
miniſters oder durch eine Rechtsmittelentſcheidung in einem 
ähnlich gelagerten Rechtsmittelfall geklärt iſt). Auch hier iſt 
das Finanzamt rechtlich an ſeine frühere Auskunft nicht ge— 
bunden, und der Steuerpflichtige kann eine Verſteuerung nach 
Maßgabe der urſprünglichen Auskunft nicht verlangen. Ob 
eine Möglichkeit gegeben iſt, dem Steuerpflichtigen gegebenen- 
falls im Billigkeitswege entgegenzukommen, wenn er im Ver⸗ 
trauen auf die Auskunft die Umwandlung durchgeführt hat, 
iſt Tatfrage. 


III. Steuererleichterungen bei der Umwandlung 
J. Die Grunderwerbſteuer 


Bei der Grunderwerbſteuer hat der Erlaß v. 25. Sep⸗ 
tember 1937 darauf verzichtet, eine ſyſtematiſche Erläuterung 
der Erleichterungen bei der Grunderwerbſteuer zu geben, viel— 
mehr werden die Vorſchriften in Form von Beiſpielen erläutert. 
Im Hinblick darauf, daß zwar nicht die Auslegung der Be 
ſtimmungen, faft immer aber die Handhabung der Vorſchrift 
ſelbſt auch erfahrenen Rechtsanwälten nicht leicht fällt, werden 
eine Reihe von beſonders charakteriſtiſchen Beiſpielen 
nachſtehend abgedruckt. 

Das Grundkapital einer Aktiengeſellſchaft beträgt 
1000 000 K,. Zum Vermögen der Aktiengeſellſchaft gehören 
ſämtliche Anteile an einer Grundſtücksgeſellſchaft m. b. H., 
die ein Grundſtück beſitzt. Die Vereinigung ſämtlicher Anteile 
der Grundſtücksgeſellſchaft m. b. H. war ſeinerzeit aus 8 3 
GrEmSt®. verſteuert worden. An der Aktiengeſellſchaft find 
am 1. Jan. 1937 (Stichtag) A. und B. mit je 500 000 AH 
Aktien beteiligt. Am 1. Febr. 1937 verkauft A. dem B. 
Aktien mit einem Nennbetrag von 400 000 RM. Am 1. Okt. 
1937 beſchließen A. und B., eine offene Handelsgeſellſchaft 
zu errichten, an der A. mit 10%, B. mit 90% beteiligt ſein 
ſoll. Gleichzeitig beſchließen fie, das Vermögen der Aktien: 
geſellſchaft, zu dem auch die ſämtlichen Anteile an der Grund- 
ſtücksgeſellſchaft m. b. H. gehören, auf die offene Handels 
geſellſchaft zu übertragen (Umwandlung). Am 1. Dez. 1937 
wird der Umwandlungsbeſchluß eingetragen. Mit der Ein 
tragung ins Handelsregiſter gehen ſämtliche Anteile an der 
Grundſtücksgeſellſchaft m. b. H. von der Aktiengeſellſchaft auf 
die offene Handelsgeſellſchaft über. Der Übergang der ſämt— 
lichen Anteile an der Grundſtücksgeſellſchaft m. b. H. (Er- 


ſatztatbeſtand) iſt nach S 3 GrErwStGß. dem Übergang des 
Eigentums an dem Grundſtück (Haupttatbeſtand) gleichzuach⸗ 
ten. Die für den Haupttatbeſtand geltenden Steuererleichte⸗ 
rungen der Umwandlungs-⸗Steuergeſetzgebung müſſen auch bei 
der Beſteuerung des Erſatztatbeſtandes angewendet werden 
(zu vgl. Rh. v. 29. Jan. 1937, II A 227/36: RF. 
10, 317; RStl. 1937, 367). Für den Übergang der ſämt⸗ 
lichen Anteile an der Grundſtücksgeſellſchaft m. b. H. auf die 
offene Haudelsgeſellſchaft iſt, da B. an der Aktiengeſellſchaft 
am Stichtag mit 50% beteiligt war, während er an der 
offenen Handelsgeſellſchaft mit 9000 beteiligt iſt, nur ½0 der 
1 eee vom Einheitswert des Grundſtücks zu er⸗ 
heben. 


Zu ss 4 Abſ.2 der 2. Durchf Vo. zum UmwandlStc. 
Erſtes Beiſpiel: 

Alleinige Inhaberin ſämtlicher Anteile an einer Geſell— 
ſchaft m. b. H. iſt eine offene Handelsgeſellſchaft. Am Ber 
mögen der offenen Handelsgeſellſchaſt find am 1. Jan. 1937 
(Stichtag) zwei Geſellſchafter je zur Hälfte beteiligt. Am 
1. Okt. 1937 wird die Übertragung des Vermögens der Ge 
ſellſchaft m. b. H., zu dem ein Grundſtück gehört, auf die 
offene Handelsgeſellſchaft beſchloſſen (Umwandlung). Die Um 
wandlung wird am 1. Nov. 1937 eingetragen. Mit der Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter geht das Eigentum am 
Grundſtück von der Geſellſchaft m. b. H. auf die offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft über. Für den Grundſtücksübergang wird 
Grunderwerbſteuer nicht erhoben. 


Zweites Beiſpiel: 

Alleinige Inhaberin ſämtlicher Auteile an einer Geſell— 
ſchaft m. b. H. iſt eine offene Handelsgeſellſchaft. Am Ver⸗ 
mögen der offenen Handelsgeſellſchaft ſind am 1. Jan. 1937 
Stichtag) A. und B. je zur Hälfte beteiligt. Am 1. Okt. 1937 
vereinbaren ſie, daß A. am Vermögen der offenen Handels- 
geſellſchaft nur noch mit 10%, B. dagegen mit 900% beteiligt 
ſein ſoll. Am 1. Nov. 1937 wird die Übertragung des Ver⸗ 
mögens der Geſellſchaft m. b. H. auf die offene Handels⸗ 
geſellſchaft beſchloſſen (Umwandlung). Der Umwandlungs⸗ 
beſchluß wird am 1. Dez. 1937 eingetragen. Mit der Ein⸗ 
tragung ins Handelsregiſter geht das Vermögen der Geſell— 
ſchaft m. b. H., zu dem ein Grundſtück gehört, auf die offene 
Handelsgeſellſchaft über. Für den Grundſtücksübergang wer— 
den ¼0 der Grunderwerbſtener erhoben, weil am Stichtag B. 
mit 50% an der offenen Handelsgeſellſchaft beteiligt war, 
während er zur Zeit der Umwandlung mit 90% an ihr be— 
teiligt iſt. 

Zu § 1 Abſ.s der 2. Durchf Vo. zum UmwandlSt. 
Erſtes Beiſpiel: 

An einer Grundſtücksgeſellſchaft m. b. H. find am 1. Jan. 
1937 (Stichtag) zwei Geſellſchafter je zur Halfte beteiligt. 
Bei der Auflöſung übernehmen die Geſellſchafter das Geſell⸗ 


ſchaftsgrundſtück als Miteigentümer je zur Hälfte. Grund⸗ 
erwerbſteuer wird nicht erhoben. 


Zweites Beiſpiel: 

A. iſt am 1. Jan. 1937 alleiniger Inhaber der Anteile 
an einer Grundſtücksgeſellſchaft m. b. H., zu deren Vermögen 
zwei gleichwertige Grundſtücke gehören. Am 1. Okt. 1937 
tritt er die Hälfte ſeiner Anteile an B. ab. Bei der Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft am 1. Nov. 1937 übernimmt jeder 
Geſellſchafter ein Grundſtück. Der Erwerb des Grundſtücks 
durch A. iſt ſteuerfrei, für den Erwerb des Gruudſtücks durch 
B. wird Grunderwerbſtener erhoben. 


Zu § 4 Abi. und 2 in Verbindung mit 89 Abſ. 1 
der 2. Durchf VO. zum UmwandlStG. 
Beiſpiel: 
A. iſt am 1. Jan. 1937 an einer Grundſtücksgeſellſchaft 
m. b. H. zur Hälfte beteiligt. Am 1. April 1937 erwirbt er 
40% der Geſellſchaftsanteile hinzu, To daß er nunmehr zu 
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900% beteiligt iſt. Am 1. Juli 1937 wird die Umwandlung 
in der Weiſe beſchloſſen, daß das Vermögen unter Ausſchluß 
der Abwicklung auf A. als den Hauptgeſellſchafter übertragen 
wird. Für den Grundſtücksübergang find in ſinngemäßer An- 
wendung des § 4 Abſ. 1 und 2 der 2. DurchfVO. zum Um⸗ 


wandl Sts. ¾% der Grunderwerbſteuer zu erheben, da A. den 


ganzen Grundbeſitz erhält, alſo 50% mehr, als feinen Be— 
teiligungsverhältnis an der Geſellſchaft am Stichtag ent- 
ſpricht. 

Über Stichtag und Beteiligung, Treuhand⸗ 
verhältniſſe und Auflöſung von Mutter- und Toch⸗ 
tergeſellſchaften werden in dem neuen Erlaß nur die Aus⸗ 
führungen wiederholt, die in früheren Erlaſſen über dieſelben 
Fragen bereits gebracht worden find. Hervorzuheben it in 
dieſem Zuſammenhang lediglich der Hinweis darauf, daß die 
Stenuererleichterungen auf dem Gebiete der Grunderwerbſteuer 
nicht davon abhängig ſind, daß die Grundſtücke etwa bereits 
am Stichtag (1. Jan. 1937) im Eigentum der umgewandelten 
oder aufgelöften Geſellſchaft geſtanden haben, die Erleichte— 
rungen gelten vielmehr auch, wenn die Grundſtücke erſt nach 
dem Stichtag von der Geſellſchaft erworben worden ſind. 


2. Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer 
Auf dem Gebiete der Körperſchaftſteuer und der Einkom⸗ 
menſteuer ſind die Fragen der Geſamtrechtsnach⸗ 
folge, der Bewertungsfreiheit, des Bilanz⸗ 
ſtichtags und des laufenden Gewinns im Erlaß be⸗ 
ſonders behandelt. 
Was die Frage der Geſamtrechtsnachfolge an⸗ 
langt, ſo hat dieſe in gewiſſem Umfang beim Steuerrecht zu 


Schwierigkeiten und Mißverſtändniſſen Anlaß gegeben. Es 


war nämlich zweifelhaft geworden, ob bei Umwandlungen 
nach dem UmwandlG. das geſamte übergehende Vermögen 
einheitlich entweder einem Betriebsvermögen oder einem 
Privatvermögen zugeführt werden muß. Die Beantwortung 
der Frage war dadurch erſchwert, daß Umwandlungsrecht 
und Umwandlungsſteuerrecht in ihrer Terminologie dos 
einander abweichen. Das zivile Umwandlungsrecht ſteht un— 
ter dem Gedanken der Geſamtrechtsnachfolge und die Frage, 
ob das Vermögen einheitlich einem Betriebs- oder Privat⸗ 
vermögen zugewieſen werden oder teils einem Privatver⸗ 
mögen, teils einem Betriebsvermögen zugewendet werden 
kann, iſt ſyſtematiſch ohne Bedeutung, da von der Zuweiſung 
zu der einen oder anderen Art die handelsrechtlichen Erleich— 
terungen nicht abhäugen, es kommt vielmehr nur auf die 
Auswirkung der Geſamtrechtsnachfolge an. Anders liegt die 


Frage beim Umwandlungsſteuerrecht, bei dem der Umfang! 


der Steuervergünſtigungen verſchieden iſt, je nachdem die über- 
gehenden Wirtſchaftsgüter in ein Betriebs- oder in ein Pri- 
vatvermögen übernommen werden. Freilich kommt auch hier 
im Normalfall eine Zuweiſung des durch Geſamtrechts⸗ 
nachfolge übergehenden Vermögens zum Teil an ein Be— 
triebsvermögen, zum Teil an ein Privatvermögen nicht 
in Frage. Denn das würde mit der Geſamtrechtsnachfolge 
nicht zu vereinbaren fein. Es iſt daher zum Beiſpiel handels⸗ 
rechtlich und ſteuerrechtlich unzuläſſig, daß die drei Ge— 
ſellſchafter einer GmbH. in der Form umwandeln, daß die 
Geſellſchafter B. und C. ¼ des Betriebsvermögens in eine 
von ihnen betriebene Perſouengeſellſchaft übernehmen, wäh⸗ 
rend der dritte Geſellſchafter A. / des Geſellſchaftsver— 
mögens der Gmb. in ſein Privatvermögen übernimmt. Unter 
beſtimmten Vorausſetzungen kann es aber vorkommen, daß 
das Geſellſchaftsvermögen trotz der Geſamtrechtsnachfolge teil- 
weiſe in ein Betriebsvermögen, teilweiſe in ein Privatver⸗ 
mögen übergeht. Das kann der Fall ſein, wenn der Allein⸗ 
oder Hauptgeſellſchafter das Vermögen im Wege der Ges 
ſamtrechtsnachfolge übernimmt und mit dieſem Vermögen nach 
ſeinem Belieben verfährt und es teilweiſe ſeinem Betriebs- 
vermögen, teilweiſe ſeinem Privatvermögen zuweiſt. Das iſt 
mit den Vorſchriften des zivilen Rechts, insbeſ. mit der Ge— 
ſamtrechtsnachfolge nicht unvereinbar und wirkt ſich ſteuerlich 
dahin aus, daß die Vorſchriften der SS 7, 8 der 2. Durchf⸗ 
BD. zum UmwandlStG. in ſolchen Fällen auch nebeneinander 
zur Anwendung kommen können. 


Was die Bewertungsfreiheit anlangt, fo wird 
nach § 7 der 2. DurchfVO. zum Umwandl StG. bei dem Über⸗ 
gang des Vermögens der umgewandelten oder aufgelöſten 
Kapitalgeſellſchaft auf ein inländiſches Betriebsvermögen die 
Einkommen- und Körperſchaftſteuer dadurch erleichtert, daß 
für ſogenannte Altgüter Bewertungsfreiheit gewährt wird. 
Die Bewertungsfreiheit iſt ſteuerlich zunächſt nach oben be⸗ 
grenzt durch den Teilwert, nach unten iſt ſie nicht begrenzt. 
Da im übrigen der Grundſatz der Maßgeblichkeit der Handels⸗ 
bilanz für die Steuerbilanz auch hier gilt, iſt die ſteuerrecht⸗ 
liche Bewertungsfreiheit durch etwaige zwingende handels⸗ 
rechtliche Bewertungsvorſchriften begrenzt. Soweit ſolche zwin⸗ 
gende handelsrechtliche Bewertungsvorſchriften beſtehen, kann 
ſteuerlich im Rahmen der Bewertungsfreiheit nicht davon 
abgewichen werden. 


Beiſpiel: 

Teilwert eines Gebäudes — 100000 Nfl. 

a) aufgelöſte Kapitalgeſellſchaft Handelsbilanz Steuerbilanz 
Schlußbilanz 80 000 100 000 
Umwandlungsbilanz 50 000 50000 

p) aufnehmende Geſellſchaft 50000 50 000 


Als Altgüter gelten diejenigen Wirtſchaftsgüter, die 
mindeſtens ſeit dem Ende des Wirtſchaftsjahrs 1934 (1933,34) 
zum Betriebsvermögen der Kapitalgeſellſchaft gehört haben. 
Bei Umwandlungen oder Auflöſungen, die nach dem 31. Dez. 
1936 beſchloſſen werden, darf jedoch die Bewertungsfreiheit 
nach der 4. DurchfVO. zum UmwandlStc. v. 2. Dez. 1936 
(RG Bl. I, 1006; NELBL. 1936, 1197) nicht in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden: 


a) für kurzlebige Wirtſchaftsgüter i. S. des § 6 Ziff. 1 
Satz 4 EinkStG. 

b) für Erſatzbeſchaffungen i. S. des Abſchnitts II des Ge⸗ 
ſetzes zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit v. 1. Juni 
1933. 


Neugüter, d. ſ. Wirtſchaftsgüter, die nach dem Ende 
des Wirtſchaftsjahrs 1934 (1933/34) in das Betriebsver⸗ 
mögen der umzuwandelnden oder aufzulöſenden Kapitalgeſell— 
ſchaft aufgenommen worden ſind, ſind beim Übergang in das 
Betriebsvermögen der Perſonengeſellſchaft oder in das Be⸗ 
triebsvermögen der Perſonengeſellſchaft oder in das Betriebs⸗ 
vermögen der Geſellſchafter mit den Werten einzuſetzen, die 
durch die Vorſchriften der 88 4—7 EinkStG., § 6 KörpStG. 
vorgeſehen ſind. 

Bei der Anwendung der 2. DurchfVO. zum Umwandl⸗ 
StG. iſt bei den laufenden Umwandlungs- und Auflöſungs⸗ 
fällen (ſofern nicht die Auflöſung oder Umwandlung vor dem 
31. Dez. 1935 beſchloſſen worden iſt) davon auszugehen, daß 
Waren und Außenſtände nach dem 31. Dez. 1934 beſchafft 
worden ſind und daher für ſie die Bewertungsfreiheit nicht 
gegeben iſt. 

Ausgenommen von der Bewertungsfreiheit ſind auch 
die Kaſſenbeſtände und andere geldgleiche Güter (3. B. Bank⸗ 
und Poſtſcheckguthaben) ſowie Forderungen der Geſellſchaft 
gegen den übernehmenden Haupt- oder Alleingeſellſchafter. 

Der Bilanzſtichtag iſt für die Behandlung der Ein⸗ 
kommenſteuer und Körperſchaftſteuer bei der Umwandlung 
aus verſchiedenen Gründen von Bedeutung. 

Nach $3 UmwandlG. muß nämlich dem Umwandlungs⸗ 
beſchluß eine Bilanz (Umwandlungsbilanz) zugrunde liegen, 
und dieſe Umwandlungsbilanz muß bei der Anmeldung der 
Umwandlung zum Handelsregiſter dem Regiſterrichter ein⸗ 
gereicht werden. Nach 83 der 3. DurchfVO. zum UmwandlG. 
v. 2. Dez. 1936 ſoll das Regiſtergericht die Umwandlung in 
der Regel nur eintragen, wenn dieſe der Umwandlung zu⸗ 
grunde gelegte Bilanz für einen Stichtag aufgeſtellt iſt, der 
höchſtens vier Monate vor dem Tag der Ein⸗ 
tragung liegt. Damit iſt die Streitfrage, ob die Umwand⸗ 
lungsbilanz auf einen vor dem Umwandlungsbeſchluß lie⸗ 
genden Tag, auf den Tag des Umwandlungsbeſchluſſes oder 
auf einen nach dem Umwandlungsbeſchluß liegenden Tag 
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aufzuſtellen iſt, im Sinn der erſten Auffaſſung entſchieden. 
Handelsrechtlich iſt die Umwandlungsbilanz auf 
einen vor dem Umwandlungsbeſchluß liegenden 
Tag aufzuſtellen. Aus dem Grundſatz der Maß⸗ 
geblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz 
folgt, daß der Stichtag der Umwandlungs-Handels⸗ 
bilanz auch für die Umwandlungs-Steuerbilanz 
maßgeblich iſt. 

Zu entſcheiden iſt dabei, wie ſteuerrechtlich die Ge— 
ſchäftsergebniſſe zu behandeln find, die die Kapital- 
geſellſchaft von dem Umwandlungs-Vilanzſtichtag an bis 
zum Zeitpunkt der Eintragung der Umwandlung 
ins Handelsregiſter erzielt hat. Hier ift davon auszugehen, daß 
der Betrieb der Kapitalgeſellſchaft in dieſer Zeit für Rech- 
nung des Übernehmers geführt wird und die Ergebuiſſe des- 
halb der übernehmenden Perſonengeſellſchaft oder dem über⸗ 
nehmenden Geſellſchafter zuzurechnen ſind. Deshalb muß im 
Fall der Übertragung des Vermögens der Kapitalgeſellſchaft 
auf eine zu errichtende Perſonengeſellſchaft uſw., die Er 
öffnungsbilanz der übernehmenden Perſonengeſellſchaft uſw. 
auf den gleichen Tag wie die Umwandlungsbilanz aufgeſtellt 
werden. Bei der Übertragung des Vermögens der Kapital⸗ 
geſellſchaft auf eine ſchon beſtehende Perſonengeſellſchaft 
uſw. oder auf den Allein⸗- oder Hauptgeſellſchafter muß dem 
entſprechend der Stichtag der Umwandlungsbilanz als Über- 
nahmetag gelten. Im Fall der Auflöſung einer Kapital⸗ 
geſellſchaft mit folgender Abwicklung tritt an die Stelle des 
Stichtags der Umwandlungsbilanz der Stichtag der Abwick 
lungsſchlußbilanz. 

Bei der Vermögenſteuer iſt dieſe Frage durch den Rund⸗ 
erlaß v. 22. Juli 1937 (RStBl. 1937, 921) aus bejonderen 
in der Struktur der Vermögenſteuer liegenden Gedanken— 
gangen abweichend geregelt worden. 

Vom Standpunkt der Syſtematik aus kann es zweifel 
haft fein, ob es richtig iſt, als maßgebenden Bilanzſtichtag 
für Einkommen- und Körperſchaftſtener den Tag anzuſehen, 
auf den die Umwandlungsbilanz aufgeſtellt worden iſt. Nach 
allgemeinen Grundſätzen hätte es vielleicht näher gelegen, han 
delsrechtlich wie ſteuerrechtlich als maßgebenden Stichtag den 
Tag des Beſchluſſes aufzufaſſen. Eine derartige Annahme, die 
m. E. ſyſtematiſch richtiger iſt als die jetzt durch den Erlaß 
vorgeſchriebene Löſung, hätte aber ſchwerwiegende Nachteile 
gehabt. Einmal hätte zu dieſem Zweck der 83 Umwandlceh. 
geändert werden müſſen, denn eine auf den Tag des Um 
wandlungsbeſchluſſes aufgeſtellte Bilanz kann natürlich nicht 
der Umwandlung zugrunde liegen, weil ſie ja nach handels— 
rechtlichen Gebrauch erſt auf den Schluß des Tages, alſo nach 
Vornahme des Umwandlungsbeſchluſſes, hätte aufgeſtellt wer» 
den können. Man hat alſo mit gutem Grund von einer Ande— 
rung des 83 Ummvandl®. abgeſehen. Man hätte ja nun frei— 
lich erwägen können, neben der Handelsbilanz, die auf einen 
vor dem Tag des Umwandlungsbeſchluſſes liegenden Stichtag 
aufzuſtellen war, für ſonſtige handelsrechtliche und ſteuerrecht 
liche Zwecke eine zweite Bilanz, nämlich eine Bilanz auf den 
Tag des Umwandlungsbeſchluſſes, aufzuſtellen. Praktiſch iſt 
ein derartiger Gedankengang nicht zu verwirklichen, ohne das 
Unternehmen neuerdings mit Inventuren, Bilanzarbeiten und 
ſächlichen und perſonellen Koſten von meiſt nicht unerheblicher 
Höhe zu belaſten. Vom Standpunkt der Praxis aus wird man 
ſich daher mit der getroffenen Löſung abfinden können, wenn— 
gleich die Zurechnung der Geſchäftsergebniſſe aus der Zeit 
zwiſchen dem Bilanzſtichtag und der Eintragung der Un 
wandlung ins Handelsregiſter zu manchen Zweifelsfragen 
Veranlaſſung geben kann. 

Die Behandlung des laufenden Gewinns unter— 
ſcheidet ſich nach dem neuen Erlaß in nichts von der bis— 
herigen Verwaltungsübung. Der bis zur Umwandlung der 
Kapitalgeſellſchaft ſich ergebende Gewinn muß in vollem Um— 
fang nach den allgemeinen Vorſchriften zur Körperſchaftſteuer 
herangezogen werden. Es muß alſo neben der Umwandlungs- 
bilanz für Zwecke der Körperſchaftſteuer auf den gleichen Gtid)- 
tag unter Berückſichtigung der allgemeinen ſteuerrechtlichen 
Vorſchriften eine Bilanz aufgeſtellt werden, die den laufenden 
Betrieb gegenüber dem letzten Geſchäftsjahr ausweiſt (Ab- 
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ſchlußbilanz). Entſprechend iſt im Fall der Auflöſung und 
Abwicklung hinſichtlich der Abwicklungsſchlußbilanz zu ver⸗ 
fahren. 

Die auf den laufenden Gewinn entfallende Körperſchaft— 
ſteuer darf ſteuerlich bei ſeiner Ermittlung nicht abgezogen 
werden (8 12 Ziff. 2 KörpSt®.). Das gleiche gilt hinſichtlich, 
des Umwandlungs- oder Auflöſungsgewinns für die auf die- 
ſen Gewinn entfallende Körperſchaftſteuer. Dagegen mindert 
ſowohl die auf den laufenden Gewinn als auch die auf den 
Umwandlungs- oder Auflöſungsgewinn entfallende Körper⸗ 
ſchaftſteuer den Wert des zu übertragenden Vermögens und 
damit den bei der übernehmenden Geſellſchaft oder bei dem 
übernehmenden Geſellſchafter anläßlich der Übertragung ent 
ſtehenden Gewinn (Veräußerungsgewiun). Die Koſten der 
Umwandlung (Notariats- uſw. Gebühren) dürfen nicht den 
laufenden Gewinn mindern, ſondern find bei der Ermittlung 
des Umwandlungsgewinns zu berückſichtigen. 

Steht den Geſellſchaften der umgewandelten oder 
aufgelöſten Kapitalgeſellſchaft aus der Beteiligung vor der 
Umwandlung oder Auflöſung ein Gewinnanteil zu, fo unter— 
liegt dieſer Gewinn gem. § 7 Abſ. 3 der 2. DurchfVO. zum 
UmwandlStGG. der Einkommenſteuer nach den allgemeinen 
Vorſchriften. Dieſe Vorſchrift betrifft lediglich den aus- 
geſchütteten Gewinn. Er iſt zur Einkommenſteuer 
in voller Höhe nur heranzuziehen, wenn eine Gewinnaus⸗ 
ſchüttung beſchloſſen und tatſächlich ausgeführt worden iſt. 
Juſoweit handelt es ſich um Kapitalerträge, die auch dem 
Steuerabzug unterliegen. Wird dagegen der Gewinn nicht 
ausgeſchüttet, ſondern nach dem Umwandlungs- oder Auf⸗ 
löſungsbeſchluß zuſammen mit dem Vermögen der Kapital- 
geſellſchaft auf den oder die Übernehmer übertragen, jo gelten 
auch die Steuererleichterungen des $ 7 Abſ. L und 2 der 
2. DurchfVO. zum UmwandlStG. Danach wird eine durch die 
Übertragung entſtehende Einkommenſteuer nach § 34 Abf. 1 
EinfSt®. berechnet und nur in Höhe eines Drittels erhoben. 
Eine Stenervergünſtigung wird der umgewandelten oder 
aufgelöſten Kapitalgeſellſchaft nur gewährt, wenn ihre Wirt— 
ſchaftsgüter auf ein inländiſches Betriebsvermögen 
übertragen werden. In dieſem Fall unterliegt bei der Ber 
rechnung der Körperſchaftſtener nur der Umwandlungs 
gewinn (Auflöſungsgewinn), der auf Altgüter entfällt, 
der ermäßigten Steuer (ein Drittel der tariflichen Steuer). 
Der auf Neugüter entfallende Teil des Umwandlungs 
gewinns (Auflöſungsgewinns) iſt mit dem vollen Steuerſatz 
zur Körperſchaftſtener heranzuziehen. Maßgebend ſind die 
Steuerſätze des Jahres, in das der Stichtag der Umwand 
lungsbilanz ſällt oder — bei Auflöſungen — in dem die 
Abwicklung beendet wird. 

Die Vorſchriften über die Min deſtbeſteuerung fin 
den hinſichtlich des übertragenen Vermögens bei der um 
gewandelten oder aufgelöſten Kapitalgeſellſchaft keine An 
wendung. In der Übertragung des Vermögens der 
aungewandelten oder aufgelöſten Kapitalgeſellſchaft auf die 
übernehmende Geſellſchaft oder den übernehmenden Geſell⸗ 
ſchafter iſt auch inſoweit keine Gewinnausſchüttung zu er» 
blicken, als der Umwandlungsgewinn und offene Reſerven 
mitübertragen werden. Die Übertragung unterliegt nicht der 
Mindeſtbeſteuerung gemäß § 17 Abſ. 1 Ziff. 1 KörpStch. Eine 
Mindeſtbeſteuerung iſt auch dann nicht vorzunehmen, wenn mit 
dem Vermögen der umgewandelten oder aufgelöſten Kapital- 
geſellſchaft der letzte laufende Gewinn (Betriebsgebarungs⸗ 
gewinn) übertragen wird. 

Bei der Einkommenſteuer wird nach ST Abſ. 1 Ziff. 2 
und Abſ. 2 Ziff. 2 der 2. DurchfLO. zum UmwandlStch. die 
durch die Übertragung entſtehende Einkommenſteuer nach 834 
Abſ. 1 EinkStch. berechnet und in Höhe eines Drittels er—⸗ 
hoben. Nach 834 iſt die Einkommenſteuer dann auf 10-25 %, 
bei Ledigen auf 15—35% zu bemeſſen. Die Wahl des Hunderte 
ſatzes ſteht im Ermeſſen des Finanzamts, doch hat der Reichs- 
finanzminiſter im Erlaß, und zwar in Anlehnung an den 
früheren Erlaß, eine Steuerſtaffel vorgeſchrieben, die bei einem 
Veräußerungsgewiun von 100000 AA in der Regel den 
niedrigſten Satz von 100% (bei Ledigen 15% ) angewendet 
wiſſen will und den Stenerſatz bei höheren Beträgen an: 
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gemeſſen erhöhen will (bei 200 000 RA 12%, bei 300 000 K. 
150%, bei 400 000 AM 180%, bei 500 000 K 21% uſw.). 


3. Gewerbeſteuer 
Die Gewerbeſteuer bietet weit weniger Schwierigkeiten 
und Undurchſichtigkeiten als die Einkommenſteuer und die 
Körperſchaftſteuer. Der Erlaß v. 25. Sept. 1937 unterſcheidet 
hinſichtlich der Gewerbeertragſteuerpflicht des Übernehmers 
drei Fälle, die im nachſtehenden wiedergegeben werden ſollen. 


J. Fall: 


Das Unternehmen der umgewandelten oder aufgelöſten 
Kapitalgeſellſchaft wird mit den Wirtſchaftsgütern, die auf 
den Übernehmer übergegangen ſind, unverändert fortgeführt. 
Hier liegt nur ein Wechſel in der Perſon des Unternehmers, 
alſo des Steuerſchuldners, vor ($ 5 GewStG.). Das Unter⸗ 
nehmen wird für das Rechnungsjahr veranlagt nach dem Er⸗ 
gebnis, das es im vorangegangenen Kalender- oder Wirt- 
ſchaftsjahr erbracht hat. Soweit der Gewerbeertrag des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs, in dem der übergang auf den neuen Unternehmer 
ſtattgefunden hat, auf die Inanſpruchnahme der Bewertungs⸗ 
freiheit nach 8 7 der 2. DurchfVO. zum UmwandlStG. zu⸗ 
rückzuführen iſt, wird die Gewerbeſteuer nur in Höhe eines 
Drittels erhoben. 
alt: 

Der gewerbliche Betrieb der aufzulöfenden oder umzu⸗ 
wandelnden Kapitalgeſellſchaft verſchwindet und die Wirt- 
ſchaftsgüter der Kapitalgeſellſchaft gehen auf ein ſchon be⸗ 
ſtehendes gewerbliches Unternehmen (bereits beſtehende offene 
Handelsgeſellſchaft, Einzelfirma) über, deſſen Betrieb ohne 
weſentliche Anderung fortgeführt wird. Hier ergibt ſich ein 
gewerbeſteuerpflichtiger Buchgewinn infolge der Übertragung 
der Wirtſchaftsgüter auf den Übernehmer in den Fällen, in 
denen die bisherige Beteiligung an der aufgelöſten oder um 
gewandelten Kapitalgeſellſchaft bei dem Übernehmer niedriger 
angeſetzt war als die Werte, die er jetzt nach den Vorſchrif⸗ 
ten des 8 7 der 2. DurchfVO. zum UmwandlStG. anſetzen 
muß. Dieſer Buchgewinn unterliegt der Gewerbeſteuer. Die 
Steuer ſelbſt wird nur in Höhe eines Drittels erhoben. 


3. Fall: 
Die Kapitalgeſellſchaft wird aufgelöſt oder umgewandelt 
und die Wirtſchaftsgüter werden von den Geſellſchaftern über- 


nommen, die mit ihnen ein neues gewerbeſteuerpflichtiges 
Unternehmen eröffnen. Hierin liegt eine Einlage, die den ge⸗ 
werbeſteuerlichen Ertrag des übernehmenden nicht beeinflußt. 


4. Vermögenſteuer 

Auf dem Gebiete der Vermögenſteuer ſind Steuererleich⸗ 
terungen bei der Umwandlung oder Auflöſung nicht vor⸗ 
geſehen. Von Bedeutung iſt jedoch die Feſtſtellung, an welchem 
Zeitpunkt die Vermögenſteuerpflicht der Kapitalgeſellſchaft er⸗ 
liſcht. Der Erlaß des Reichsfinanzminiſters v. 22. Juli 1937 
(RStBl. 1937, 921) geht davon aus, daß die Vermögen⸗ 
ſteuerpflicht der Kapitalgeſellſchaft am Beſchlußtag erliſcht. 
Der Einheitswert des gewerblichen Betriebs iſt dann auf den 
1. Januar des folgenden Jahres wegen Anderung in der Zu⸗ 
rechnung nach § 225 a Abi. 1 Ziff. 2 RAbg O. fortzuſchrei⸗ 
ben. Die ſich hieraus ergebenden Einzelfragen ſind im Erlaß 
durch eine Reihe von Beiſpielen erläutert, deren Wiedergabe 
oder Beſprechung hier entbehrlich iſt. Weſentlich iſt, daß die 
geſamte Regelung auf dem Gebiete der Vermögenſteuer von 
der auf dem Gebiete der Einkommen- und Körperſchaftſteuer 
abweicht. Während bei der Körperſchaftſteuer und der Ein⸗ 
kommenſteuer die Steuerfolgen auf den Tag zurückbezogen 
werden, auf den die Umwandlungsbilanz aufgeſtellt worden 
iſt, verbleibt es bei der Vermögenſteuer hinſichtlich der ſteuer⸗ 
lichen Wirkung bei dem Tag der Beſchlußfaſſung. 


IV. Rückblick 


Die Geltungsdauer des Umwandlungſteuerrechts läuft 
am 1. Jan. 1938 ab. Man kann im allgemeinen ſagen, daß 
es ſeine Aufgabe, den übergang von der Kapitalgeſellſchaft 
zur Perſonengeſellſchaft und zum Einzelunternehmen in ge⸗ 
eigneten Fällen zu erleichtern, erfüllt hat. Bis jetzt ſind wohl 
1500 Aktiengeſellſchaften, etwa 10000 Geſellſchaften m. b. H. 
und etwa 500 bergrechtliche Gewerkſchaften in Perſonengeſell⸗ 
ſchaften oder Einzelunternehmen umgewandelt worden. Das 
iſt bei einem Geſamtbeſtand von rd. 9000 Aktiengeſellſchaften 
und etwa 60000 Geſellſchaften m. b. H. eine recht beachtliche 
Anzahl, zumal wenn man bedenkt, daß die Zahl der um⸗ 
gewandelten Geſellſchaften ſich durch die Umwandlung bis 
zum Ende des Jahres noch erheblich erhöhen wird. Auch vom 
Standpunkt der Geſetzgebung und Verwaltungstechnik aus hat 
ſich die Methode, mit der man von der ſteuerrechtlichen Seite 
aus die Umwandlung zu fördern verſucht hat, im allgemeinen 
bewährt. 


Zum Reingewinnbegriff des Aktiengeſetzes 


Von Gerichtsaſſeſſor Hefermehl im Reichsjuſtizminiſterium, Berlin 


Das am 1. Okt. 1937 in Kraft getretene AktG. ſcheidet 
ſchärfer, als es das bisherige Recht tat, zwiſchen der Feſt⸗ 
ſtellung des Jahresabſchluſſes (Jahresbilanz nebſt Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung) und der Beſchlußfaſſung über die Ge⸗ 
winnverteilung. Dieſe ſcharfe Trennung beruht vor allem 
darauf, daß nach dem neuen Recht für die Feſtſtellung des 
Jahresabſchluſſes grundſätzlich der Vorſtand unter Mitwir⸗ 
kung des Aufſichtsrats und nur ausnahmsweiſe die Haupt⸗ 
verſammlung zuſtäudig iſt, während über die Gewinnver⸗ 
teilung ausſchließlich die Hauptverſammlung zu entſcheiden 
hat (88 125, 126 Akt(h.). 

Unter „Gewinnverteilung“ verſteht das Akt. die Ver⸗ 
teilung des Reingewinns ($ 126 Abſ. 1 Satz 1). Dieſe 
Auffaſſung entſpricht der des bisherigen Rechts. Denn wenn 
auch das bisherige Recht den Begriff der Gewinuverteilung 
nicht beſonders erläuterte, fo folgte doch mittelbar aus SS 213, 
215 HGB., wonach nur der Reingewinn unter die Aktionäre 
verteilt werden durfte, daß die Beſchlußfaſſung über die Ge⸗ 
winnverteilung in § 260 HGB. gleichbedeutend war mit der 
Beſchlußfaſſung über die Verteilung des Reingewinns. Trotz 


dieſer wörtlichen Übereinſtimmung beſteht zwiſchen der Ge⸗ 
winn verteilung des AG. und der des HGB. ein großer 
Unterſchied, da das Weſen des Reingewinns bzw. des Rein⸗ 
verluſtes eine Geſtaltung erfahren hat, die von der des bis— 
herigen Rechts abweicht. 

Nach § 131 Abſ. 3 Satz 1 AktG. iſt Reingewinn der 
Überſchuß der Aktivpoſten über die Paſſivpoſten, Reinver⸗ 
luſt der Überſchuß der Paſſivpoſten über die Aktivpoſten. 
Dieſe formale Betonung des Saldocharakters des Poſtens 
Reingewinn oder Reinverluſt ſcheint bilanztechniſch geſehen 
zunächſt nur eine Selbſtverſtändlichkeit zum Ausdruck zu 
bringen. Die Beſtimmung gewinnt aber ihre beſondere Be⸗ 
deutung durch die Vorſchrift des $ 131 Abſ. 2 AktG., wonach 
Abſchreibungen, Wertberichtigungen, Rückſtel⸗ 
lungen und Rücklagen, die für das Geſchäftsjahr gemacht 
werden, bereits in der Jahresbilanz vorzunehmen ſind. 
Die Vornahme von Abſchreibungen, Wertberichtigungen und 
Rückſtellungen ſowie die Bildung und Verſtärkung von Rück⸗ 
lagen (geſetzliche Rücklage und freie Rücklagen) beſchränkt da⸗ 
her nicht die Verteilung des Reingewinns, ſondern hindert 
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feine Entſtehung. Die Vorausſetzungen der Ermittlung des 
Reingewinns bzw. Reinverluſtes haben ſich damit grund⸗ 
legend geändert. 

Während nach bisherigem Recht (§ 262 HGB.) die 
Bildung des „geſetzlichen Reſervefonds“ erſt nach der Feſtſtel⸗ 
lung des Jahresabſchluſſes geſchah, ſo daß ſich die Zuweiſung 
erſt im Abſchluß des nächſten Geſchäftsjahrs auswirkte, ge 
hört jetzt die Bildung und Verſtärkung der geſetzlichen 
Rücklage zur Bilanzfeſtſtellung ſelbſt. Dementſprechend be- 
ſtimmt auch § 130 Abſ. 2 Ziff. 1 AktG. nicht wie bisher 
§ 262 Nr. 1 HGB., daß in den geſetzlichen Reſervefonds vom 
jährlichen Reingewinn mindeſtens der zwanzigſte Teil fo lauge 
einzuſtellen iſt, als der Reſervefonds den zehnten oder den 
in der Satzung beſtimmten höheren Teil des Grundkapitals 
nicht überſchreitet, vielmehr heißt es, daß ein Betrag ein- 
zuſtellen iſt, der mindeſtens dem zwanzigſten Teil 
des Reingewinns entſpricht (vgl. Schlegelberger— 
Quaſſowski, Kommentar zum Akté., Anm. 4 zu $ 130). 

Bei freien Rücklagen war bisher davon auszugehen, 
daß ihre Bildung und Verſtärkung nicht zur Bilanzfeſtſtellung, 
ſondern zur Gewinnverteilung gehörte. Nach dem At. müſ⸗ 
ſen grundſätzlich freie Rücklagen ſchon in der Bilanz ſelbſt 
gebildet und dotiert werden. § 126 Abſ. 2 Aktcg. enthält nur 
eine ſcheinbare Ausnahme. Wenn nach dieſer Vorſchrift zu— 
gelaſſen iſt, daß die Hauptverſammlung bei der Beſchlußfaſ⸗ 
ſung über die Gewinnverteilung Rücklagen „aus dem Rein⸗ 
gewinn“ beſchließen kann, ſo bedeutet dies lediglich, daß ſie 
den Reingewinn kürzen kann. Der Vorſtand muß dann den 
Jahresabſchluß entſprechend ändern, d. h. in der Bilanz einen 
entſprechend niedrigeren Reingewinnpoſten ausweiſen. 

Bei Rückſtellungen nahm man ſchon im bisherigen 
Recht an, daß die bilanzmäßige Vorſorge für ungewiſſe Schul» 
den in der Bilanz ſelbſt vorgenommen werden konnte. Nach 
§ 132 Abſ. 2 Akt. müſſen nunmehr die Rückſtellungen in 
der Bilanz gebildet werden. 

Bei Abſchreibungen und Wertberichtigungen 
war es ſchließlich anerkannt, daß fie die Entſtehung des Rein- 
gewinns hinderten und daher in der Bilanz ſelbſt vorgenom— 
men werden mußten. Dies galt ſowohl für Abſchreibungen 
und Wertberichtigungen, die nach den Bewertungsvorſchriften 
notwendig vorgenommen werden mußten, als auch für ſolche 
Abſchreibungen und Wertberichtigungen, welche nur die äußere 
Form für die Bildung ſtiller Rücklagen abgaben. Deun die 
Zulaſſung der Bildung ſtiller Rücklagen durch übermäßige 
Abſchreibungen oder Wertberichtigungen bedingte naturgemäß 
auch ihre ſtille Bildung in der Bilanz ſelbſt. 

Die grundſätzliche Abweichung des neuen Aktienrechts 
beſteht ſomit darin, daß nicht nur Abſchreibungen, Wert 
berichtigungen und Rückſtellungen, ſondern auch die Bil- 
dung und Verſtärkung von Rücklagen in der Bi⸗ 
lanz ſelbſt erfolgen muß. Dem bilanzfeſtſtellenden Verwal⸗ 
tungsträger ſteht gewiſſermaßen das Recht „der erſten Ge— 
winnverteilung“ zu. Er hat bereits einen Teil des Gewinns 
zur Bildung der geſetzlichen Rücklage ſowie von freien offenen 
und ſtillen Rücklagen zu verwenden. 

Vor Vornahme der Abſchreibungen, Wertberichtigungen, 
Rückſtellungen und Rücklagen ſtellt der Saldo zwiſchen Aktiven 
und Paſſiven keinen bilanzmäßigen Reingewinn, ſondern nur 
einen Rohertrag oder Bruttogewinn dar. Von dieſem Roh⸗ 
ertrag müſſen zunächſt ſämtliche Abſchreibungen, Wertberich- 
tigungen, Rückſtellungen und Rücklagen gebildet werden, bevor 
der Reingewinn feſtſteht, über deſſen Verwendung die Haupt⸗ 
verſammlung nach § 126 AktG. ausſchließlich zu entſchei⸗ 
den hat. Die Berechnung des in die geſetzliche Rücklage ein— 
ſtellungspflichtigen Betrages kann dabei im Einzelfall rech⸗ 
neriſch zu Schwierigkeiten führen, da der Poſten Reingewinn, 
der als Berechnungsgrundlage dient, vor der Einſtellung nicht 
feſtſteht. Praktiſch wird ſich indeſſen dieſe rechneriſche Schwierig— 
keit leicht vermeiden laſſen. Denn der bilanzfeſtſtellende Ver 
waltungsträger wird in aller Regel den Poſten Reingewinn, 
d. h. den verteilungsfähigen Gewinn, zweckmäßig zunächſt be⸗ 
ſtimmen, ſo daß ſich dann der in die geſetzliche Rücklage ein 
ſtellungspflichtige Betrag ohne weiteres errechnen läßt. Wird 
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3. B. ein Reingewinn in Höhe von 200000 , feſtgeſetzt, fo 
ſind 10000 34 des Bruttogewinus der geſetzlichen Rücklage 
zu überweiſen. — Etwaige Spitzenbeträge können als Gewinn 
vorgetragen werden. 

Der Grund für die Einengung des Reingewinnbegriffs 
und damit der Gewinuverteilung liegt darin, daß nach neuem 
Aktienrecht der bilanzfeſtſtellende Verwaltungsträger, d. h. in 
der Regel der Vorſtand mit Billigung des Aufſichtsrats, auch 
berechtigt ſein ſoll, über die Rücklagenpolitik der Geſellſchaft 
ſelbſtändig zu entſcheiden, ohne dabei Gefahr zu laufen, daß 
feine Maßnahmen von der Hauptverſammlung ſabotiert wer⸗ 
den. Die Hauptverſammlung iſt vielmehr nach $ 126 Abſ. 2 
Satz 1 AG. an den vom Vorſtand mit Billigung des Auf- 
ſichtsrats feſtgeſtellten Jahresabſchluß gebunden. Sie kaun 
die Rücklagenpolitik der Verwaltung nicht mehr negativ be 
einfluſſen, vielmehr nur poſitiv unterſtützen, indem ſie die 
Verteilung des feſtgeſetzten Reingewinus ganz oder teilweiſe 
ausſchließt (8 126 Abſ. 3 Satz 2 Mt). 

Eine Verletzung des $ 131 Abſ. 2 AktG. hat nicht die 
Nichtigkeit des feſtgeſtellten Jahresabſchluſſes zur Folge. Auch 
die Anfechtbarkeit des Jahresabſchluſſes hängt davon ab, ob 
der Abſchluß vom Vorſtand mit Billigung des Aufſichtsrats 
oder von der Hauptverſammlung feſtgeſtellt worden iſt. Hat 
der Vorſtand mit Billigung des Aufſichtsrats den Jahres- 
abſchluß feſtgeſtellt, ſo beſteht keine Aufechtungsmöglichkeit 
($ 202 Akt.). Hat dagegen die Hauptverſammlung den 
Jahresabſchluß ſeſtgeſtellt, ſo kaun eine Anfechtung auf Ver⸗ 
letzung des 8 131 Abſ. 2 Alt. geſtützt werden. Die Anfech 
tungsmöglichkeit dürfte durch 8 197 Abſ. 3 AktG. nicht bes 
ſchränkt ſein, daß es ſich bei der Verletzung des $ 131 Abi. 2 
nicht um Verletzung einer reinen Gliederungsvorſchrift han⸗ 
delt. Stets iſt anfechtbar der Gewinnverteilungsbeſchluß, wenn 
der Reingewinn unter Nichtbeachtung des $ 131 Abſ. 2 Aktch. 
feſtgeſtellt worden iſt. Die Abſchlußprüfung hat ſich ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auf die Befolgung des $ 131 Abſ. 2 AktG. zu er 
ſtrecken. Sind Einwendungen nach dieſer Richtung zu erheben, 
fo iſt die Beſtätigung entweder einzuſchränken oder zu ver: 
jagen (§ 140 Akt.). Bei Nichtbeachtung des § 131 Abſ. 2. 
AktG. können ferner die Vorſtands- und Aufſichtsratsmitglie— 
der nach §§ 84, 99 AktG. der Geſellſchaft erſatzpflichtig fein. 

Eine andere Frage iſt, ob die Beachtung des § 131 
Abſ. 2 AktG. durch die Satzung abgedungen werden kann. 

Dieſe Frage wird jedenfalls inſoweit zu verneinen ſein, 
wie dadurch eine Zuſtändigkeitsverſchiebung eintritt. Denn da 
die Befugnis, Abſchreibungen, Wertberichtigungen, Rückſtel⸗ 
lungen und Rücklagen zu bilden, zur Bilanzfeſtſtellung gehört, 
ſo kann dieſe Befugnis auch nicht dem bilanzfeſtſtellenden 
Verwaltungsträger entzogen und auf eine andere Stelle über⸗ 
tragen werden (vgl. Schlegelberger-Quaſſowskr, 
Kommentar zum Akt., Anm. 2 zu § 125). Unzuläſſig würde 
daher eine Satzungsbeſtimmung ſein, welche die Bildung von 
Abſchreibungen, Wertberichtigungen, Rückſtellungen und Rück⸗ 
lagen der Entſcheidung der Hauptverſammlung bei der Be- 
ſchlußfaſſung über die Gewiunverteilung oder der alleinigen 
Entſcheidung des Vorſtands bzw. des Aufſichtsrats unterſtellt 
(vgl. auch Trumpler, Die Bilanz der AktG. S. 261). Un— 
zuläſſig wäre es ferner, zu beſtimmen, daß zwar die Haupt⸗ 
verſammlung, wenn fie den Jahresabſchluß feſtſtelle, Ab⸗ 
ſchreibungen, Wertberichtigungen, Rückſtellungen und Rück; 
lagen bilden könne, gleiches jedoch nicht gelte, wenn die Aır 
ſtändigkeit des Vorſtands und des Aufſichtsrats zur Feſt⸗ 
ſtellung des Jahresabſchluſſes gegeben ſei. Die Bildung der 
Abſchreibungen und Wertberichtigungen ſowie die Vornahme 
von Rückſtellungen und Rücklagen gehört eben untrennbar zur 
Bilanzfeſtſtellung. Auch vom bilanzfeſtſtellenden Verwaltungs⸗ 
träger ſelbſt könnte dieſes Recht nicht auf eine andere Stelle 
übertragen werden. 

Eine Folge dieſer untrennbaren Verkoppelung iſt di 
Ermächtigung des bilauzfeſtſtellenden Verwaltungsträger⸗ 
zur Bildung von Abſchreibungen, Wertberichtigungen, Rück 
ſtellungen und Rücklagen. Hierin liegt hinſichtlich der freien 
Rücklagen eine grundſätzliche Neuerung. Nach bisherigem 
Recht konnte die Hauptverſammlung Rücklagen nur bilden, 


zu beanfpruchen hatten, ſoweit nicht deſſen Verteilung nach 
Geſetz oder Satzung ausgeſchloſſen war. Der gleiche Schluß 
kann heute aus der entſprechenden Vorſchrift des § 52 Akt., 
der ebenfalls grundſätzlich den Auſpruch des Aktionärs auf 
den Reingewinn feſtſtellt, nicht mehr gezogen werden, da die 
Bildung und Verſtärkung der freien Rücklagen jetzt grund— 
ſätzlich nicht mehr aus dem Reingewinn erfolgt, vielmehr ein 
Teil der Bilanzfeſtſtellung iſt. Das neue Recht enthält ſomit 
eine geſetzliche Ermächtigung des bilanzfeſtſtellenden Ver 
waltungsträgers zur Bildung und Verſtärkung freier Rück 
lagen. Dieſe Ermächtigung iſt grundſätzlich unbeſchräukt. 
Selbſtverſtändlich darf dieſes Recht nicht mißbräuchlich aus⸗ 
geübt werden und zu einer willkürlichen Beſchränkung der 
Gewinnausſchüttung führen. In dieſem Falle würde ein von 
der Hauptverſammlung feſtgeſtellter Jahresabſchluß zwar nicht 
nichtig, wohl aber mit der Beſchränkung des § 198 Abſ. 2 
AktG. anfechtbar fein. Ein vom Vorſtand mit Billigung des 
Aufſichtsrats feſtgeſtellter Jahresabſchluß würde weder nichtig 
noch anfechtbar ſein, jedoch würden u. U. die Vorſtands⸗ 
und Aufſichtsratsmitglieder nach 88 84, 99 AktG. erſatz⸗ 
pflichtig ſein. 

In dieſem Zuſammenhang gewinnt die Frage Bedeutung, 
ob die Satzung, wenn auch nicht die Übertragung der Be⸗ 
fugnis, Abſchreibungen, Wertberichtigungen, Rückſtellungen 
und Rücklagen zu bilden, auf eine andere Stelle anordnen, 
ſo doch die Höhe der vom bilanzfeſtſtellenden Verwaltungs- 
träger im einzelnen zu bildenden Abſchreibungen, Wertberich⸗ 
tigungen, Rückſtellungen und Rücklagen vorſchreiben kann. 
Dies dürfte, ſoweit die Satzung dem Vorſtand bzw. der 
Hauptverſammlung die mit dem Geſetz vereinbare Pflicht 
auferlegt, beſtimmte Abſchreibungen, Wertberichtigungen, Rück⸗ 
ſtellungen und Rücklagen zu bilden, im allgemeinen zu be— 
jahen ſein. Die Verletzung dieſer ſatzungsmäßigen Pflicht 
würde allerdings — abgeſehen von der möglichen Erſatzpflicht 
der Vorſtands- und Aufſichtsratsmitglieder — die Nichtigkeit 
des feſtgeſtellten Jahresabſchluſſes überhaupt nicht und die 
Anfechtbarkeit nur dann begründen, wenn der Jahresabſchluß 
10 5 Hauptverſammlung feſtgeſtellt worden iſt (8 202 
NE. ). 


Unzuläſſig dürfte es dagegen ſein, weng die Satzung den 
bilanzfeſtſtellenden Verwaltungsträger hinſichtlich der Bildung 
von Abſchreibungen und Wertberichtigungen beſchränkt. Denn 
für ihre Bildung find in erſter Linie die geſetzlichen Bewer— 
tungsvorſchriften maßgebend. Über die Höhe der durch 
Schätzung zu ermittelnden Abſchreibungen und Wertberichti- 
gungen im einzelnen entſcheidet das pflichtmäßige Ermeſſen 
des bilanzfeſtſtellenden Verwaltungsträgers. Gleiches wird 
man auch bei Rückſtellungen annehmen müſſen, da dieſe ihrer 
Natur nach echte Verbindlichkeiten ſind. 


Eine andere Beurteilung dürfte allein bei den freien 
Rücklagen Platz greifen. Mögen dieſe auch nicht mehr als 
Teile des Reingewinns, d. h. des verteilungsfähigen Gewinns, 
augeſehen werden, ſo handelt es ſich doch bei ihnen ihrem 
Weſen nach um echte Gewinne. Wenn das AktG. einerſeits 
verhindern wollte, daß das Beſtreben der Verwaltung, durch 
Schaffung freier Rücklagen das Unternehmen zu ſtärken und 
kriſenfeſt zu geſtalten, von der Hauptverſammlung, d. h. der 
perſönlich nicht verantwortlichen Mehrheit der Geldgeber, 
ſabotiert wird, und daher die bisher zur Gewiunverteilung 
gehörige Rücklagenbildung mit der Bilanzfeſtſtellung verkop— 
pelte, ſo lag ihm andererſeits fern, die Verwaltung auch 
gegenüber dem Grundgeſetz der Geſellſchaft, der Satzung, un— 
abhängig zu machen. Es dürfte daher ſatzungsmäßig zu 
läſſig fein, die Höhe der Rücklagenbildung zu beſchränken (vgl. 
Schlegelberger-Quaſſowski, „Komm. z. AktG.“ 
Anm. 4 zu § 125). Dagegen wäre es — wie oben erörtert — 
unzuläſſig, das Recht zur Bildung freier Rücklagen dem 
bilanzfeſtſtellenden Verwaltungsträger zu nehmen und auf 
eine andere Stelle zu übertragen. 


Während das AEG. ausdrücklich beſtimmt, daß die Bil 
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dung von Abſchreibungen, Wertberichtigungen, Rückſtellungen 
und Rücklagen in der Bilanz erfolgt, iſt eine derartige Be⸗ 
ſtimmung für die Auflöſung nicht getroffen. Es kann in⸗ 
deſſen nach dem Inhalt der Rechuungslegungsvorſchriften 
kein Zweifel ſein, daß auch die Entſcheidung über die Auf⸗ 
löſung von Abſchreibungen, Wertberichtigungen, Rückſtel⸗ 
lungen und Rücklagen bereits in der Bilanz ſelbſt geſchieht 
und damit bewirkt, daß der bilanzmäßige Reingewinn erhöht 
bzw. der Reinverluſt gemindert wird (vgl. Schlegel⸗ 
berger-Quaſſowski, Anm. 46 zu § 131). Die gleiche Auf⸗ 
faſſung wurde auch ſchon im bisherigen Recht hinſichtlich der 
Auflöſung von Abſchreibungen, Wertberichtigungen und Rück— 
ſtellungen vertreten, nicht aber hinſichtlich des geſetzlichen 
Reſervefonds, für den § 262 HGV. vorſah, daß er nur zur 
Deckung eines aus der Bilanz ſich ergebenden Verluſtes ver: 
wandt werden durfte. Nach § 130 Abi. 3 AktG. kann 
jedoch die geſetzliche Rücklage zum Ausgleich von Wertminde- 
rungen und zur Deckung ſonſtiger Verluſte ſchon verwandt 
werden, bevor der Verluſt in der Bilanz in Erſcheinung ge- 
treten iſt. Die Verwendung in der Bilanz hat die Wirkung, 
daß im Bilanzſaldo als Reingewinn ein höherer bzw. als 
Reinverluſt ein niedrigerer Betrag erſcheint. Es iſt dabei zu 
beachten, daß die Inanſpruchnahme der geſetzlichen Rücklage 
ſtets in der Gewinn- und Verluſtrechnung zum Ausdruck' 
kommen muß. Nach § 132 Abſ. 1 1 Nr. 7, II Nr. 5 AktG. 
ſind auf der Seite der Aufwendungen die Beträge von Wert⸗ 
minderungen und ſonſtigen Verluſten, zu deren Ausgleich die 
geſetzliche Rücklage verwandt worden iſt, auf der Seite der 
Erträge die aus der Auflöſung der geſetzlichen Rücklage ge⸗ 
wonnenen Beträge auszuweiſen. Das Geſetz fordert, wenn es 
auf der Seite der Aufwendungen den Ausweis der Wert— 
minderungs- und Verluſtbeträge vorſchreibt, naturgemäß keinen 
Doppelausweis. Hat ſich z. B. ein Reinverluſt ergeben, der 
durch Inanſpruchnahme der geſetzlichen Rücklage gedeckt wer: 
den ſoll, ſo iſt nicht etwa der „Reinverluſt“ auf der Seite der 
Aufwendungen als „Verluſtbetrag“ unter Abſ. 1 1 Nr. 7 aus⸗ 
zuweiſen. Ein ſolcher Ausweis würde ein Doppelausweis ſein, 
falls nicht zugleich die durch Inanſpruchnahme der geſetzlichen 
Rücklage auszugleichenden Aufwendungen, und zwar ſowohl 
die geſondert auszuweiſenden als auch die einrechnungsfähi⸗ 
gen, im einzelnen aus den verſchiedenen Poſten heraus⸗ 
gezogen worden ſind. Es dürfte in der Regel in einem ſolchen 
Falle genügen, wenn ſtatt des auszugleichenden Poſtens 
„Reinverluſt“ allein der aus der Auflöſung der geſetzlichen 
Rücklage gewonnene Betrag auf der Ertragsſeite unter 
Abſ. 1 II Nr. 5 erſcheint. Die Inanſpruchnahme der geſetzlichen 
Rücklage iſt damit genügend erſichtlich. — Aufgelöſte freie 
Rücklagen ſowie aufgelöſte Wertberichtigungen und Rückſtel⸗ 
lungen ſind nach Abſ. 1 II Nr. 4 als außerordentlicher Ertrag 
in der Gewinn- und Verluſtrechnung auszuweiſen. 


Der feſtgeſtellte Reingewinn bzw. Reinverluſt iſt nach 
§ 131 Abſ. 3 Satz 1 ungeteilt und geſondert auszu⸗ 
weiſen (Verbot der Gewinn⸗ oder Verluſtaufteilung). Es 
würde alſo unzuläſſig ſein, bereits die Verteilung des Rein⸗ 
gewinns in der Bilanz zu berückſichtigen und z. B. für das 
Geſchäftsjahr auszuſchüttende Tantiemen und Dividenden als 
Paſſivpoſten einzuſetzen. Die Verteilung des Reingewinns 
wirkt ſich erſt in der Bilanz des nächſten Geſchäftsjahrs aus. 
Zuläſſig iſt es jedoch, zur beſſeren Überſicht die Aufteilung 
des Reingewinns in einer Vorſpalte der Bilanz oder der Ge— 
winn⸗ und Verluſtrechnung zum Ausdruck zu bringen. 

Das Teilungsverbot gilt nicht für die Deckung des 
Reinverluſtes aus der geſetzlichen Rücklage (8 130 Abſ. 3 
AktG.) ſowie für den Fall, daß die Hauptverſammlung bei 
der Beſchlußfaſſung über die Gewinnverteilung die Bildung 
von Rücklagen aus dem zunächſt feſtgeſtellten Reingewinn be⸗ 
ſchließt. Denn nach 8 126 Abf. 3 Satz 2 AktG. hat der Vor⸗ 
ſtand in dieſem Fall die dadurch nötigen Anderungen im 
Jahresabſchluß nachträglich vorzunehmen. Es handelt ſich 
jedoch dabei nicht um eine eigentliche Verteilung als vielr 
mehr um eine Kürzung des Reingewinns. 

Während der bilanzfeſtſtellende Verwaltungsträger kraft 
Geſetzes ermächtigt iſt, freie Rücklagen zu bilden, gilt eine ſolche 
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Ermächtigung nicht für die Hauptverſammlung bei der Ber 
ſchlußfaſſung über die Gewinnverteilung. Sie kann namentlich 
nicht aus § 126 Abſ. 3 Satz 2 Halbſ. 1 AktG. hergeleitet 
werden (vgl. Schlegelberger⸗Quaſſowski, „Komm. 
z. AktG.“ Anm. 3 zu § 126). Vielmehr iſt der Reingewinn, 
ſoweit nicht geſetzliche Vorſchriften (3. B. nach dem Anleihe 
tod. v. 4. Dez. 1934) oder ſchuldrechtliche Verpflichtungen 
gegenüber Dritten (z. B. Gläubigern von Gewinnſchuldver⸗ 
ſchreibungen) entgegenſtehen, grundſätzlich auch vertei— 
lungspflichtig. Dies folgt aus § 52 Akteh., wonach die 
Aktionäre den feſtgeſtellten Reingewinn beanſpruchen können, 
ſoweit nicht ſeine Verteilung nach Geſetz oder Satzung aus- 
geſchloſſen iſt. Die Hauptverſammlung kann daher 
bei der Beſchlußfaſſung über die Gewinnverteilung Teile des 
Reingewinns, falls keine geſetzliche Verpflichtung beſteht, nur 
dann von der Verteilung ausſchließen, wenn die Satzung fie 
zur freien Verfügung über den Reingewinn ermächtigt hat 
(vgl. Schlegelberger-Quaſſowski, „Komm. z. AktG.“ 
Anm. 12 zu § 52; Anm. 4 zu § 126). Ohne eine derarlige 
Ermächtigung würde ein Gewinnverteilungsbeſchluß, der die 
Bildung weiterer Rücklagen vorſieht, anfechtbar fein ($ 197 
AktG.). Eine Anfechtungsbefugnis von Aktionären iſt nach 
§ 198 Abſ. 2 At. nur gegeben, wenn ihre Anteile zuſam 
men den zwanzigſten Teil des Grundkapitals erreichen. 

Abſchließend ſei noch auf die Behandlung des Gewinn— 
vortags bzw. des Verluſtvortrags hingewieſen. 

Die bilanzmäßige Behandlung des Gewinnvor— 
trags hängt entſcheidend davon ab, ob dieſem die Natur 
einer Rücklage beizumeſſen iſt oder nicht. Nach dem AktG. 
wird der Gewinnvortrag, obwohl es ſich bei ihm regelmäßig 
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nur um einen vorübergehend von der Verteilung ausgeſchloſ⸗ 
ſenen Gewinn handelt, als freie Rücklage angeſehen (vgl. 
amtliche Begründung). Als freie Rücklage iſt daher der Ge⸗ 
winnvortrag in der Bilanz ſelbſt vom bilanzfeſtſtellenden 
Verwaltungsträger zu bilden. Der Gewinnvortrag iſt ſomit 
kein Reingewinn, ſondern Gewinnrücklage. Er fällt ſachlich 
unter B II 2 des geſetzlichen Bilanzſchemas ($ 131 Akt.). 
Sein geſonderter Ausweis iſt an ſich nicht vorgeſchrieben, aber 
im Intereſſe der Bilanzklarheit am Schluß der Bilanz üblich 
und zu empfehlen. Wird der Gewinnvortrag im nächſten Ge 
ſchäftsjahr aufgelöſt, fo erfolgt dieſe Auflöſung ebenfalls ſchon 
in der Bilanz; ſie vergrößert demnach den Reingewinn bzw. 
mindert den Reinverluſt. Nach § 131 Abſ. 3 Satz 2 AktG. 
muß jedoch der aufgelöſte Gewinnvortrag, d. h. der durch 
die Auflöſung des Gewinuvortrags vergrößerte Teil des 
Reingewinns bzw. geminderte Teil des Reinverluſtes, nach- 
richtlich vor der Linie vermerkt werden. Soweit 
der Gewinnvortrag nicht zur Auflöſung gelangt, ſondern als 
freie Rücklage fortgeführt wird, iſt ein geſonderter Ausweis 
nicht vorgeſchrieben. 

Ergibt ſich ein Reinverluſt, ſo beſteht im Gegenſatz zum 
bisherigen Recht (vgl. RG. 145, 336 JW. 1935, 4215 
[m. Aum.!]) kein geſetzlicher Zwang, dieſen durch Inanſpruch 
nahme der geſetzlichen Rücklage oder ſonſtiger zur Verluſt 
deckung beſtimmter freier Rücklagen zu decken. Vielmehr 
kann der Verluſt auf neue Rechnung vorgetra⸗ 
gen werden (vgl. Schlegelberger-Quaſſowski, 
„Komm. z. WS.’ Anm. 14 zu § 130). In der Bilanz des 
folgenden Geſchäftsjahrs muß der vorjährige Verluſtvortrag 
nachrichtlich vor der Linie vermerkt werden (8 131 Abſ. 3 
Satz 2 AktG .). 


Die neue Mietregelung 


Von Landgerichtsdirektor Dr. Römer, Berlin 


In Ergänzung der bisherigen Ausführungen (vgl. JW. 
1937, 2893) ſoll im folgenden zu einigen Zweifelsfragen 
Stellung genommen werden: 


I. Der „Stichtag“ 

Nach § 1 Abſ. 1 Satz 2 der VO. über das Verbot von 
Preiserhöhungen v. 26. Nov. 1936 (Reg Bl. I, 955), kurz 
als PreisſtopVO. bezeichnet, gilt das Verbot von Preiser— 
höhungen rückwirkend v. 18. Okt. 1936. Durch dieſe VBeſtim— 
mung iſt zum Ausdruck gebracht, daß mit Beginn des 18. Okt. 
1936 Preiserhöhungen jeder Art unzuläſſig waren. Der 
Stichtag für den Preisſtand, der nicht mehr überſchritten 
werden darf und, ſoweit das bis zum Inkraſttreten der 
VoO., dem 1. Dez. 1936, geſchehen iſt, nicht mehr über 
ſchritten werden durfte, iſt alſo der 17. Okt. 1936. War aber 
der Preis am 30. Nov. 1936, dem Tage vor Inkrafttreten 
der VO., niedriger als am 17. Okt., fo iſt, da die VO. 
Preiserhöhungen ſchlechthin verbietet, der Preisſtand am 
30. Nov. 1936 maßgebend. 

Dieſe allgemein für das geſamte Preisgebiet geltenden 
Grundſätze haben auf dem Gebiet der Miete eine weſentliche 
Abänderung erfahren. Durch die 1. Ausf VO. z. PreisſtopV O. 
v. 30. Nov. 1936 (RG Bl. I, 956) ſind hinſichtlich der Miet⸗ 
und Pachtzinsfeſtſetzungen Sonderregelungen getroffen. Dieſe 
AusfVO. hat ſich ſelbſt keine rückwirkende Kraft beigelegt. 
Grund hierfür war, mit Rückſicht auf die zahlreichen laufen, 
den Mietverträge keine Rechtsunſicherheit herbeizuführen. In. 
folche Verträge ſollte deshalb nicht eingegriffen werden. Aus 
dieſem Grunde wurden die Vorſchriften lediglich auf den Neu⸗ 
abſchluß von Mietverträgen abgeſtellt, d. h. auf Mietver⸗ 
träge, die nach dem Inkrafttreten der VO. geſchloſſen waren. 
Daraus ergab ſich, daß die zwiſchen dem 18. Okt. 1936 und 
dem 1. Dez. 1936 abgeſchloſſenen Verträge von den Vor— 
ſchriften der PreisſtopVO. nicht berührt werden. Wenn auch 
zuerſt einige Gerichte einen entgegengeſetzten Standpunkt ein 
genommen hatten, ſo hat ſich die hier niedergelegte Anſicht 


jetzt allgemein durchgeſetzt (vgl. KG.: 
Daß dieſer Standpunkt dem Willen des Geſetzgebers ent 
ſpricht, iſt vom Reichskommiſſar für die Preisbildung im 
Erlaß v. 13. Mai 1937 (IV 5— 22) ſowie im Runderlaß 
153/37 v. 9. Okt. 1937 — ZW. 1937, 2757 ausdrücklich klar⸗ 
geſtellt. 

Als Stichtag wird daher für die Miete allgemein der 
30. Nov. 1936 bezeichnet. Durch die 3. Ausf O. z. Preis- 
ſtopVO. v. 27. Sept. 1937 iſt beſtimmt, daß die bisherigen 
Ausnahmevorſchriften für die Miete aufgehoben werden, d. h. 
die PreisſtopVO, tritt in vollen Umfang auch für die Miet— 
und Pachtzinsbildung in Geltung. Die neue VO. iſt am 
15. Okt. 1937 im Reichsgeſetzblatt veröffentlicht. Da ſomit 
vom Inkrafttreten der neuen AusfVO. an die künftige Miet⸗ 
zinsentwicklung auf dieſe Neuregelung abgeſtellt iſt, könnte 
man folgerichtig in Zukunft als „Stichtagmiete“ diejenige be⸗ 
zeichnen, die am 15. Okt. 1937 galt. Der 15. Okt. 1937 wäre 
alſo hinfort der für die Miete maßgebende „Stichtag“. In- 
deſſen muß davor gewarnt werden, den Begriff „Stichtag“ 
dauernd zu wechſeln. Deshalb ſoll hier weiter v. 30. Nov. 
1936 als Stichtag geſprochen werden. 

Dieſe neue Miete des 15. Okt. 1937 kann natürlich in 
vielen Fällen identiſch ſein mit der Stichtagmiete v. 30. Nov. 
1936 oder ſogar mit der v. 17. Okt. 1936. In vielen Fällen 
wird ſie aber davon abweichen. Soweit dieſe Abweichung nach 
den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen zuläſſig war, bleibt 
fie kraft ausdrücklicher geſetzlicher Beſtimmung (3. AusfVO. 
Abf. 2 Satz 2) wirkſam. Derartige Abweichungen waren in 
folgenden Fällen zuläſſig: 

„ Wie bereits erwähnt, blieben die zwiſchen dem 
18. Okt. 1936 und dem 1. Dez. 1936 geſchloſſenen Mietver⸗ 
träge von der PreisſtopV O. unberührt. Das galt auch dann, 
wenn etwa die höhere Miete erſt von einem Zeitpunkt an ver 
einbart war, der nach dem 30. Nov. 1936 lag. Maßgebend 
iſt der Zeitpunkt des Abſchluſſes des Vertrages, nicht der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens. Wenn alſo vor dem 1. Der 
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1936 ein Mietvertrag zu einem höheren Mietpreis als dem 
30. Nov. 1936 abgeſchloſſen war, ſo blieb das gültig. Der 
Vermieter kann dieſen höheren Mietpreis alſo auch bei einer 
Neuvermietung wieder vereinbaren. 

2. Auch nach dem bisherigen Rechtszuſtand war der 
Vermicter berechtigt, bei der Preisbildungsſtelle eine 
Erhöhung der Miete zu beantragen, wenn dies aus volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen berechtigt war. Solche Anträge ſind in 
zahlreichen Fällen geſtellt. Soweit die Preisbildungsſtellen 
ſolchen Anträgen ſtattgegeben haben, gilt die erhöhte Miete 
fortan als „Stichtagmiete“. 

3. Auch das Mieteinigungsamt konnte bisher 
eine Mieterhöhung dadurch herbeiführen, daß es entweder auf 
Grund des NMiet®. die Friedeusmiete erhöhte oder eine Zu⸗ 
ſatzmiete bewilligte oder daß es auf Grund der 1. AusfVO. 
z. PreisſtopVO., falls über die Vorausſetzungen Streit be⸗ 
ſtand, eine Mieterhöhung zubilligte. Auch dieſe erhöhte Miete 
iſt weiterhin gültig. 

4. Außer dieſer Mieterhöhung durch behördlichen Spruch 
war der Vermieter in einer Reihe von Fallen berechtigt, 
ſelbſtändig Mieterhöhungen vorzunehmen: 

a) Bei Räumen, die dem Niet. unterliegen, durfte 
ein bisher unter der geſetzlichen Miete liegender Mietzins bei 
Neuvermietung bis zur geſetzlichen Miete erhöht werden. 

b) Bei Räumen, die dem RMietG. nicht unterliegen, war 
der Vermieter in einer Reihe von Fällen berechtigt, ohne 
Zuſtimmung der Preisbildungsſtelle oder des MEN. die 
Miete zu erhöhen. Das war der Fall bei weſentlicher Ans 
derung der Benutzungsart der Mieträume ſeit dem 30. Nov. 
1936, ferner, wenn Anderungen vorgenommen ſind, die den 
Mietwert der Räume erhöhen, endlich wenn ſich die dem 
Vermieter vertraglich oder kraft Geſetzes obliegenden Laſten 
erhöht haben. 

Hatte der Vermieter aus dieſen Gründen den Mietzins 
erhöht, fo tft der erhöhte Mietzins die „Stichtagmiete“. 

Während in allen genannten Fällen der Vermieter ohne 
weiteres berechtigt iſt, die höhere Miete zu fordern, iſt das 
zwar auch in den unter 4b genannten Fällen zuläſſig. Da 
indeſſen in dieſen Fällen bisher die behördliche Kontrolle hin⸗ 
ſichtlich der Zuläſſigkeit der Mieterhöhung fehlte, falls nicht 
das Micteinigungsamt darüber entſchieden hat, iſt im Rund⸗ 
erlaß 153 beſonders darauf hingewieſen, daß die Mieterhöhung 
nur daun gerechtfertigt ſein ſoll, wenn die Erhöhung wirklich 
im Einklang mit den geſetzlichen Beſtimmungen ſtehen. Es 
wird alſo in Zweifelsfällen möglich fein, derartige Miet- 
erhöhungen nachprüfen zu laſſen. 

Die nach dieſen Grundſätzen am 15. Okt. 1937 geltende 
Miete bildet alſo fortan die Grundlage für die künftige Miet⸗ 
zinsberechnung. Hiervon gibt es indeſſen zwei Ausnahmen: 

1. Maßgebend für die Feſtſtellung des Stoppreiſes iſt 
der bis zum 30. Nov. 1936 vereinbart geweſene Stand. 
Daraus folgt, daß im Falle einer zwiſchenzeitlichen Abſen— 
kung des Miet- oder Pachtzinſes trotzdem eine Steigerung bis 
zur Stopmiete v. 30. Nov. 1936 ohne beſondere Ausnahme⸗ 
genehmigung zuläſſig iſt. Galt alſo am 30. Nov. 1936 ein 
Mietzins von 50.2M und iſt dieſer in der Zwiſchenzeit auf 
40 RM geſenkt, fo darf bei einer Neuvermietung dennoch wie⸗ 
der der Preis von 50 AH genommen werden, ohne daß ein 
beſonderer Antrag auf Genehmigung der Erhöhung geſtellt 
zu werden braucht. 

2. War vor dem 15. Okt. 1937 eine höhere Miete be⸗ 
reits vereinbart, die aber erſt nachher in Kraft treten ſollte, 
dann bleibt das gültig. Wenn alſo am 15. Okt. 1937 ein 
Mietzins von 45 ./ gezahlt wurde, dieſer aber durch Verein⸗ 
barung mit Wirkung v. 1. Jan. 1938 auf 50 4,“ feſtgeſetzt 
war, vielleicht als Angleichung an die geſetzliche Miete, daun 
bleibt dieſe Vereinbarung zuläſſig. Es gilt auch hier der Satz, 
daß maßgebend der Abſchluß des Vertrages, nicht der Heit- 
punkt des Inkrafttretens iſt. 

Mit der Frage des Stichtags hängt eng zuſammen die 
Streitfrage, ob derjenige Mietzins einer ſpäteren Mietzins⸗ 
berechnung zugrunde zu legen iſt, der am Stichtag tat- 
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ſächlich gezahlt wurde, oder derjenige, der vertraglich 
für dieſen Tag vereinbart war. Beides kann ſehr wohl ver⸗ 
ſchieden ſein. Beiſpielsweiſe kann im Mietvertrag ein Miet⸗ 
zins von 100 ./ feſtgeſetzt ſein, während der Vermieter aus 
irgendwelchen Gründen ſich am Stichtag mit einer geringeren 
Mietzahlung einverſtanden erklärt hat. Das LG. Berlin hat 
in einem neueren Urteil (v. 14. Aug. 1937, 282 8 2937/37) 
den Standpunkt vertreten, daß als Höchſtpreis im Sinne der 
PreisſtopVO. nicht die geringere tatſächlich gezahlte Miete, 
fondern die höhere nach dem Vertrag zu zahlende Miete 
zu gelten habe. Den gleichen Standpunkt hat das AG. Ham⸗ 
burg im Urt. v. 2. Sept. 1937 hinſichtlich eines befriſteten 
Mietrabatts ausgeſprochen. Beide Urteile begründen ihren 
Standpunkt damit, daß maßgebend der Mietzins ſei, der am 
Stichtag „galt“. Beiden Urteilen iſt zuzuſtimmen, da der Tat⸗ 
beſtand in beiden Fällen ergab, daß die geringere Zahlung 
gegen den Willen des Vermieters erfolgte. Es „galt“ alſo in 
Wirklichkeit der vertraglich feſtgelegte höhere Mietzins. Daraus 
kann aber nicht geſchloſſen werden, wie es in einigen Ver⸗ 
mieterzeitſchriften geſchieht, daß in jedem Fall nur die im 
ſchriftlichen Vertrag feſtgelegte Miete gilt. Wenn ſich der Ver⸗ 
mieter am Stichtag ausdrücklich oder ſtillſchweigend mit einer 
geringeren Miete begnügt hat, als ſie im Vertrag vorgeſehen 
war, dann „galt“ eben dieſe Miete. Nur dann, wenn dieſer 
Nachlaß nur für einen beſtimmten Zeitraum, der im voraus 
genau feſtgelegt war, gelten ſollte, kann ſich der Vermieter 
nach Ablauf der Befriſtung wieder auf die urſprüngliche Ab⸗ 
machung ſtützen, ohne eine Ausnahmegenehmigung nötig zu 
haben. In allen andern Fällen iſt er an den mit ſeinem Ein⸗ 
verſtändnis geſchaffenen tatſächlichen Zuſtand gebunden und 
bedarf der Genehmigung der Preisbehörde, falls er wieder 
auf die vertragliche Miete heraufgehen will. 


II. Untermiete 


Zweifel ſind entſtanden hinſichtlich der mit der Unter⸗ 
vermietung zuſammenhängenden Fragen. Zu unterſcheiden iſt 
dabei einmal die Frage, ob überhaupt eine Untervermietung 
zuläſſig iſt, ſodann, ob hierfür ein Zuſchlag ſeitens des Ver⸗ 
mieters genommen werden darf. Die Frage, ob eine Unter⸗ 
vermietung vom Vermieter geſtattet werden muß, richtet ſich 
in erſter Linie nach der Beſtimmung des BGB. Nach 8 549 
BIB. iſt der Mieter ohne die Erlaubnis des Vermieters nicht 
berechtigt, den Gebrauch der gemieteten Sache einem Dritten 
zu überlaſſen. An dieſer Beſtimmung iſt durch die Preis⸗ 
vorſchriften nichts geändert. Die früher in § 29 MietSchc. 
beſtehende Vorſchrift, daß die fehlende Erlaubnis des Ver⸗ 
mieters durch das MEA. erſetzt werden kann, iſt ſeit 1. April 
1932 aufgehoben. Wenn alſo jetzt eine Untervermietung erſt⸗ 
malig ſtattfinden ſoll, gilt 8 549 BGB. 

Etwas anderes iſt es, wenn am Stichtag die Unterver⸗ 
mietung geſtattet war. Dann bildet dieſe Geſtattung einen 
Teil der Gegenleiſtung für den Mietzins. Da der Vermieter 
dieſe Gegenleiſtung nicht verſchlechtern darf, ohne die Zu 
ſtimmung der Preisbildungsbehörde zu haben, darf folgerich- 
tig die Genehmigung der Untervermietung nicht ohne eine 
ſolche Erlaubnis widerrufen werden. 

Hinſichtlich des Untermietzuſchlags iſt folgendes zu jagen: 
war am Stichtag das Untervermieten geſtattet, ohne daß ein 
Mietaufſchlag genommen wurde, ſo bleibt es dabei. Wurde 
dagegen ein Entgelt gezahlt, ſo kann es weiter in gleicher 
Höhe gefordert werden. Wird die Untervermietung neu ge⸗ 
ſtattet, ſo konnte man früher der Anſicht ſein, daß das ohne 
weiteres den Vermieter berechtige, einen angemeſſenen Auf⸗ 
ſchlag zu fordern, da ja der Gebrauch der Mieträume ein 
anderer wurde. Indeſſen hat ſchon früher der Reichskommiſſar 
den Standpunkt vertreten, daß auch in dieſem Fall eine Aus⸗ 
nahmegenehmigung erteilt werden müſſe. Daß dieſe Rechts⸗ 
aufſaſſung heute ſeit Inkrafttreten der 3. Ausf VO. die allein 
zutreffende iſt, kann keinem Zweifel unterliegen, da ja nichts 
den Vermieter mehr berechtigt, Mieterhöhungen ohne behörd⸗ 
liche Genehmigung vorzunehmen. 

Die Gewährung eines angemeſſenen Zuſchlags wird in 
der Regel der Billigkeit entſprechen. 
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III. Mietkautionen 


Die Erhebung von fogenannten Mietkautionen oder Bau⸗ 
koſtenzuſchüſſen bleibt weiterhin gültig, wenn ſie bis zum 
30. Nov. 1936 zwiſchen den Vertragspartnern vereinbart war. 
Jede ſpätere Neuforderung ſolcher Mietkautionen iſt i. S. der 
PreisſtopVO. genehmigungspflichtig. Hatte der erſte Mieter 
einen Baukoſtenzuſchuß als Darlehn gezahlt, ſo wird nichts 
dagegen einzuwenden ſein, wenn der Nachmieter verpflichtet 
wird, außer der Mietzahlung dieſen Zuſchuß zu verzinſen. 
Eine Mehrleiſtung im Verhältnis zum Vormieter liegt in 
dieſem Fall nicht vor. 


IV. Verfahrensvorſchriften 


1. Vom 16. Okt. 1937 ab ſind für die Eutſcheidungen, die 
auf Grund des § 3 PreisſtopVO. zu treffen find, nicht mehr 
die Preisbildungsſtellen, ſondern die Stadt- und Lanudkreiſe 
zuſtändig. Alle bei den Preisbildungsſtellen bis dahin an 
hängigen Verfahren ſind daher an dieſe neuen Preisbehörden 
abzugeben und von dieſen zu entſcheiden. Materielle Schwierig— 
keiten in der Beurteilung der Streitfälle können ſich hier 
nicht ergeben, da die Vorausſetzungen des 8 3 die gleichen 
geblieben ſind, wie ſie vorher waren. Ein Unterſchied 
zwiſchen dem früheren und dem jetzigen Verfahren beſteht 
lediglich darin, daß das Verfahren vor der Preisbildungs⸗ 
ſtelle gebührenfrei war, während die jetzt zuſtändigen Be- 
hörden berechtigt ſind, Gebühren für die Entſcheidungen zu 
erheben. 

2. Schwieriger ſtellte ſich die Rechtslage, wenn am 
16. Okt. 1937 ein Verfahren vor dem MEN. ſchwebte. Zu 
unterſcheiden iſt dabei, ob es ſich um ein Verfahren auf 
Grund des RMietG. handelte, beiſpielsweiſe mit dem Ziel 
der Erhöhung der Friedensmiete, oder ob es ein Verfahren 
war, das ſich auf Abſchnitt III der 1. AV. zur Preisſtops O. 
ſtützte. War das Verfahren vor dem MEN. am 16. Okt. 1937 
noch nicht abgeſchloſſen, ſo kann es, wenn es auf Grund der 
1. AV. zur Stop O. anhängig war, nicht mehr weiter ge 
führt werden, da die Rechtsgrundlage für eine Entſcheidung 
in dieſem Falle fehlen würde. Das Verfahren muß in die⸗ 
ſem Fall vor dem MEA. fein Ende finden. Den Parteien 
muß es überlaſſen bleiben, das Verfahren bei der jetzt zu— 
ſtändigen Preisbehörde weiterzuführen. Die bisher beim 
MEA. entſtandenen Vorgänge werden in ſolchen Fällen zweck 
mäßigerweiſe an die neue Behörde abgegeben. 

Handelt es ſich dagegen um ein Verfahren auf Grund 
des AMiet®., das noch nicht abgeſchloſſen iſt, ſo kann das 
MEN. in der Sache ſelbſt weiter verhandeln und entſcheiden. 
Eine höhere Feſtſetzung der Friedensmiete würde indeſſen zu 
einer Mieterhöhung führen. Für dieſe Entſcheidung iſt nicht 
allein das MEA. zuſtändig, ſondern es bedarf nunmehr auch 
der Zuſtimmung der Preisbehörde. 

Zweifelhaft kann es nur ſein, ob die Zuſtimmung der 
Preisbehörde ſchon für die Erhöhung der Friedensmiete durch 
das MEA. oder erſt für die Geltendmachung der auf dieſer 
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Eutſcheidung beruhenden höheren Mietforderung des Ver— 
mieters erforderlich iſt. Man wird ſich für die erſte Möglich- 
keit entſcheiden müſſen. Denn nach §8 15 AMiet$. erhöht ſich 
im Falle einer Erhöhung der Friedensmiete durch das MEN. 
die tatſächliche Miete kraft Geſetzes vom erſten Mietzahlungs⸗ 
termin ab, der auf die Stellung des Antrags erfolgt. Dieſe 
Beſtimmung iſt gemäß § 19 RMietch. unabdingbar. Der 
Mieter iſt alſo von da ab zur Zahlung der höheren Miete ver— 
pflichtet, ohne daß es noch einer Rechtshandlung des Ver- 
mieters bedarf. Daraus folgt, daß die Genehmigung erfolgen 
muß, bevor das MEN. ſeine Entſcheidung fällt. Dieſes hat 
alſo das Verfahren auszuſetzen und ſich zunächſt mit der 
Preisbehörde in Verbindung zu ſetzen. Erſt wenn deren Zu 
ſtimmung vorliegt, kann eine Erhöhung vom MEA. erfolgen. 
Dieſem Verfahren iſt auch um deswillen der Vorzug zu geben, 
um zu vermeiden, daß zwar das MEA. zunächſt die Friedens⸗ 
miete erhöht, nachträglich aber die Preisbehörde die Zuſtim⸗ 
mung verſagt. Auch in Pachtſchutzſachen, wo die Rechtslage 
ähnlich iſt, wird bereits in der hier vorgeſchlagenen Weiſe 
verfahren. 

Die hier angeführten Gründe treffen allerdings nicht zu 
in dem kürzlich vom KG. entſchiedenen Fall (KG. v. 22. Sept. 
1937: JW. 1937, 2832), in dem eine Feſtmiete vereinbart 
war und die Erhöhung der Friedensmiete lediglich zu andern 
Zwecken erfolgen ſollte, z. B. um zu erreichen, daß die be- 
treffende Wohnung nicht mehr unter das MSchch. fallen ſoll. 
In ſolchem Fall wird eine Mitwirkung der Preisbehörde über⸗ 
haupt nicht erforderlich ſein, weil die Erhöhung der Friedens 
miete, wenn damit keine höhere Mietzahlung erſtrebt wird, 
überhaupt keine Preiserhöhung iſt. 

3. Wenn das Verfahren vor dem 16. Okt. 1937 bereits 
rechtskräftig abgeſchloſſen war, ſo bleibt die Entſcheidung 
ſelbſtverſtändlich gültig. Zu einer daraufhin vorgenommenen 
Mietzinserhöhung würde eine Genehmigung der Preisbehörde 
nicht erforderlich fein (§S 15 AMietG.). 

War dagegen das Verfahren vor dem MEN. am 16. Okt. 
1937 zwar beendet, die Eutſcheidung aber noch nicht rechts— 
kräftig, dann würde gegen dieſe Entſcheidung die Einlegung 
der Rechtsbeſchwerde zuläſſig fein. Das LG. als Befchiverde- 
inſtanz würde nicht gehindert fein, über die Entſcheidung des 
MEN. weiter zu entſcheiden, da es lediglich die Stellung als 
Reviſionsgericht hat. In der Reviſtousinſtanz iſt aber nach 
auerkannter Rechtſprechung lediglich nachzuprüfen, ob die Tat— 
ſacheninſtanz das damals beſtehende Recht richtig angewandt 
hat. Bei einer Anderung der Geſetzgebung iſt in ſolchen Fällen 
das frühere Recht, nicht das neue Recht anzuwenden (vgl. 
RZ. 63, 143). 

Würde das LG. allerdings an das MEN. zurückverweiſen, 
müßte dies nunmehr im neuen Verfahren nach neuem Recht 
entſcheiden. 

Soweit hinſichtlich der Auslegung der bisher ergangenen 
Verordnungen noch Zweifel beſtehen, iſt zu erwarten, daß der 
RfPr. dieſe in einem weiteren Erlaß klärt. 


Gewährung von Fahlungsfriſten bei der Verurteilung im bürgerlichen 
Kechtsſtreit 


Von Miniſterialdirektor i. R. Lindemann, Berlin 


Die Befugnis, dem Schuldner bei der Verurteilung Zah 
lungsfriſten zu gewähren, hat die geltende ZPO. dem er- 
kennenden Gericht nicht gewährt; § 14 Abſ. 2 Nr. 4 Ech. 
ZPO. hebt derartige Vorſchriften der Landesgeſetze ausdrück 
lich auf. Gleichwohl mehren ſich in neuerer Zeit die Stim 
men, die die Gewährung einer ſolchen Befugnis befürwor 
ten, namentlich mit Rückſicht auf das natürliche Volksemp 
finden, dem die Beſchränkung des eutjcheidenden Richters auf 
die bloße Urteilsfindung ohne Rückſicht auf die Auswirkung 
der Vollſtreckung ſeines Urteils fremd ſei. Eine Prüfung der 


Frage, ob nicht die ZPO. mit ihrer ſtrengen Scheidung zwi⸗ 
ſchen den Befugniſſen des erkennenden Gerichts und des Voll 
ſtreckungsgerichts zu weit gegangen iſt, erſcheint nicht unnötig. 

Wohl jedem Zivilprozeßrichter wird es in feiner Tätig: 
keit nicht eben ſelten vorgekommen fein, daß ſich der bei Ver 
kündung des Urteils anweſende verurteilte Schuldner an ihn 
mit der Bemerkung wendete: „Aber auf einmal kann ich das 
doch nicht bezahlen!“, worauf der Richter pflichtgemäß nur er- 
widern konnte: „Wenn Sie Zahlungsfriſten haben wollen, 
müſſen Sie ſich an Ihren Gläubiger wenden“, ein etwas 


66. Jahrg. 1937 Heft 40 


Aufſäbe 


3075 


magerer Troſt, da der Gläubiger im Triumph des endlich 
erfochtenen Sieges häufig nicht gerade geneigt ſein wird, 
Großmut zu üben. Dabei liegt die Sache doch nicht ſelten ſo, 
daß der Schuldner ſich gegen die Zahlung durchaus in gutem 
Glauben ſträubte und die Forderung des Gläubigers nicht 
über jeden Zweifel erhaben war. Kommt nun gar noch hinzu, 
daß der Schuldner in erſter Inſtanz vogefiegt hatte und vom 
LG. oder OLG. erſt in zweiter Inſtanz verurteilt wird, fo 
ergibt ſich beim LG. und in einer nicht reviſiblen Sache auch 
beim OLG. für den Schuldner die ſehr unerfreuliche, von ihm 
nicht verſchuldete Lage, ſofort eine für ihn vielleicht kaum er⸗ 
ſchwingliche Summe bar zahlen oder ſchon am nächſten Tage 
den Beſuch des Gerichtsvollziehers erwarten zu müſſen, was 
wahrſcheinlich feinen kaufmänniſchen Kredit für immer unter- 
graben wird. Es läßt ſich alſo nicht leugnen, daß in zahl— 
reichen Fällen, z. B. namentlich bei Schadenserſatzanſprüchen, 
illiguiden Erbſchafts- und Teilungsſtreitigkeiten, die Vers 


urteilung des Schuldners zu friſtloſer Zahlung eine kaum zu- 


rechtfertigende Härte bedeutet. Die mangelnde Befugnis des 
Gerichts, dem Schuldner bei der Verurteilung Ratenzahlun— 
gen zu geſtatten, führt auch zu der in der Praxis hin und 
wieder zu beobachtenden unerfreulichen Erſcheinung, daß der 
Schuldner die Zahlungsfriſt, die er nicht offen beantragen 
kann, auf Schleichwegen dadurch zu erreichen ſucht, daß er die 
Urteilsfindung durch fadeuſcheinige Einwendungen hinauszu⸗ 
ſchieben ſucht. 

Die meiſten der älteren Prozeßordnungen trugen dieſen 
Erſcheinungen des Rechtslebeus, die für eine Erweiterung der 
Befugniſſe des erkennenden Richters in der zur Erörterung 
ſtehenden Richtung ſprechen, Rechnung. Die alte preußiſche 
Prozeßordnung!) ſah die Rechtswohltat des „Specialmora— 
torii“ oder „Specialindults“ vor mit der Abſicht, „einem 
Schuldner, welcher an ſich noch des Vermögens iſt, ſeine 
Gläubiger zu befriedigen, den aber gewiſſe vorübergehende 
Umſtände, ihnen ſofort bar und auf einmal Zahlung zu 
leiſten, verhindern, durch Geſtattung einer gewiſſen Nachſicht 
in den Stand zu ſetzen, daß er den Forderungen dieſer ſeiner 
Gläubiger ohne feinen Ruin ein Genüge leiſten konne“, und 
ſchrieb vor, daß auf das Spezialmoratorium ſofort bei der 
Einlaſſung und Antwort auf die Klage „provociert“ werden 
könne. Der Code civil?) und ihm folgend das Badiſche 
Landrecht beſtimmte, daß die Richter mit Rückſicht auf die 
Lage des Schuldners mäßige Zahlungsfriſten geſtatten und, 
während alles in dem bisherigen Zuſtande bleibe, der Voll 
ſtreckung des gerichtlichen Verfahrens Einhalt tun könnten; 
doch ſollten ſie ſich dieſer Befugnis nur mit großer Vorſicht 
bedienen. Bei Erlaß der ZPO. hat der Geſetzgeber alle dieſe 
Vorſchriften beſeitigt mit der Begründung, daß fie der Ten— 
denz der ZPO., eine raſche und energiſche Rechtshilfe zu ge— 
währen, zuwiderliefen “). Erſt bei Ausbruch des Weltkrieges 
beſann manu ſich wieder auf die Verpflichtung, den Schuldner 
gegenüber dem andrängenden Gläubiger nicht ohne jeden 
Schutz zu laſſen, da die durch den Kriegsausbruch entſtandene 
tiefgreifende Störung des Wirtſchaftslebeus beſonders drin⸗ 
gend Abhilfe erforderte. Die BundesratsVO. v. 7. Aug. 
1914 ſchrieb vor, daß das Prozeßgericht, wenn Gegenſtand 
des Rechtsſtreits eine vor dem 31. Juli 1914 entſtandene 
Geldforderung war, auf Antrag des Beklagten eine mit der 
Verkündung des Urteils beginnende Zahlungsfriſt von drei 
Monaten im Urteile beſtimmen könne, wenn die Lage des Be— 
klagten dieſe Beſtimmung rechtfertige und die Zahlungsfriſt 
dem Kläger nicht einen unverhältnismäßigen Nachteil bringe. 
Die Friſtbeſtimmung konnte für den Geſamtbetrag oder für 
einen Teilbetrag der Forderung erfolgen und von der Lei— 
ſtung einer nach freiem Ermeſſen des Gerichts zu beſtimmen— 
den Sicherheit abhäugig gemacht werden. Auch dieſe Vor⸗ 
ſchrift hat, da ſie ſich nur auf vor dem 31. Juli 1914 ent⸗ 
ſtandene Geldforderungen bezog, ihre Bedeutung verloren. 

5 1) Koch, „Das preußiſche Ziwilprozeßrecht“, Titel 47, Ss 1 
und 7. 

2) Art. 1244 Abſ. 2 c. c. 

) Begr. d. Entwurfs (II) nach den Beſchlüſſen des Bundesrats 
S. 90, 


Dieſer kurze hiſtoriſche Rückblick zeigt, daß die Bewilli⸗ 
gung von Zahlungsfriſten bei der Verurteilung im bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreit keineswegs etwas Unerhörtes und völlig 
Syſtemwidriges iſt. Es iſt verfehlt, wenn man in neuerer 
Zeit die Verurteilung zu Ratenzahlungen mit der Erwägung 
bekämpft), daß das erkennende Gericht nur die Berechtigung 
des Anſpruchs nach materiellem Recht zu prüfen habe und, 
wenn das materielle Recht dem Schuldner keine Friſt ge⸗ 
währe, es eine ſolche auch nicht unter Beeinträchtigung des 
fälligen Anſpruchs des Gläubigers gewähren dürfe. Dieſe 
Erwägung würde allerdings dann, aber auch nur dann zu⸗ 
treffen, wenn das Verfahren bis zum Urteil nur den Zweck 
und Erfolg hätte, den Auſpruch nach materiellem Recht feſt⸗ 
zuſtellen. Die Wirkung des Urteils geht aber viel weiter. 
Nach § 704 Abi. 1 3 PO. findet aus Endurteilen, welche 
rechtskräftig oder für vorläufig vollſtreckbar erklärt ſind, die 
Zwangsvollſtreckung ſtatt. Der Richter ſtellt alſo nicht nur 
die Berechtigung der Forderung feſt, ſondern leiht auch dem 
Glaubiger den ſtarken Arm des Staats zur ſofortigen Ver⸗ 
wirklichung ſeines Anſpruchs. Die ZPO. verfährt alſo doch 
wohl reichlich doktrinſär — was man übrigens auch bei eini⸗ 
gen anderen Gelegenheiten feſtſtellen kann — wenn ſie Er⸗ 
kenntnisverfahren und Vollſtreckung ſtreng ſondert und alles, 
was nach „Vollſtreckungsſchutz“ ausſieht, in das dem Urteil 
nachfolgende Vollſtreckungsverfahren verweiſt. Syſtematiſch 
geſehen handelt es ſich bei der Gewährung von Zahlungs- 
friſten zugleich mit der Verurteilung nicht um eine Schmäle⸗ 
rung des materiellen Anſpruchs des Gläubigers, ſondern ſein 
nach materiellem Recht fälliger Anſpruch wird zwar feſt⸗ 
geſtellt, zugleich aber gewährt der Richter dieſem Anſpruch 
die Vollſtreckung nur mit gewiſſen Emfchränfungen. Er be— 
ſtimmt, daß der Gläubiger nur nach Maßgabe der im Urteil 
zu treffenden Feſtſtellungen wegen der jeweils fälligen Raten 
vollſtrecken kaun. Darin liegt keinerlei Beeinträchtigung des 
materiellen Rechts des Klägers, ebenſowenig wie eine ſolche 
Beeinträchtigung in anderen Vollſtreckungsſchutzmaßnahmen 
des Vollſtreckungsgerichts zu finden iſt. Es liegt auch keine 
Syſtemwidrigkeit darin, eine ſolche Befugnis — die natürlich 
eine Prüfungspflicht des Gerichts begründet — dem er⸗ 
kennenden Richter zu geben, denn dieſer hat ja auch ſonſt 
nach SS 708 ff. ZPO. über die Vorausſetzungen der Voll⸗ 
ſtreckbarkeit zu entſcheiden. 


Liegen hiernach theoretiſche Bedenken gegen die Gewäh⸗ 
rung der Befugnis an das Prozeßgericht, die Vollſtreckung 
eines von ihm zuerkannten Anſpruchs nur wegen der von 
ihm feſtgeſtellten Raten zu gewähren, nicht vor, ſo bleibt nur 
zu prüfen, ob etwa praktiſche Bedenken entgegenſtehen. Es 
iſt richtig, daß die im weſentlichen auf billiger Abwägung der 


Vermögenslage von Glaubiger und Schuldner beruhenden 


Schutzmaßnahmen?) ſich den wechſelnden Verhältniſſen leicht 
anpaſſen müſſen und daß das Mittel der Abänderungsklage 
nach § 323 ZPO. zu ſchwerfällig iſt, um eine entſprechende 
Abänderung der Friſtſetzung des Urteils zu erlangen. In⸗ 
deſſen zwingt ja auch nichts den Geſetzgeber, nur den Weg 
des § 323 3PO. zur Abänderung des in Rede ſtehenden 
Urteilsinhalts zu eröffnen. Entſchließt man ſich, bereits dem 
erkennenden Richter die Befugnis zur Gewährung von Voll⸗ 
ſtreckungsfriſten einzuräumen, ſo wird zur Abänderung dieſer 
Beſtimmung wegen veränderter Umſtände ein von Förmlich⸗ 
keiten freies, beſchleunigtes Verfahren zuzulaſſen ſein. 
Ob man dies Verfahren dem Prozeßgericht oder dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht zuweiſt, iſt eine Frage der Zweckmäßigkeit, 
bei der ſyſtematiſche Erwägungen nicht den Ausſchlag geben 
dürfen. Auch eine Verzögerung der Urteilsfindung würde 
durch die Zulaſſung der Gewährung von Vollſtreckungsfriſten 
nicht einzutreten brauchen. Solche Friſten würden wohl jelbit- 


) Braun: JW. 1937, 2816. 


) Vgl. über Anordnung von Zahlungsfriſten § 18 VollſtrSch⸗ 
O.: „wenn dies nach der Perſönlichkeit und den wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen des Schuldners und der Art der Schuld angemeſſen 
erſcheint und nicht überwiegende Belange des Gläubigers ent 
gegenſtehen.“ 
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verſtändlich nur auf Antrag des Schuldners zu gewähren ſein. 
Die Stellung eines ſolchen Hilfsantrags würde dem Glän- 
biger Gelegenheit geben, alle zur Abwehr dieſes Antrags ge— 
eigneten Tatſachen rechtzeitig vorzubringen, ſo daß das Ge— 
richt in der mündlichen Verhandlung auch in dieſer Beziehung 
ein klares Bild der Sachlage ohne Verzögerung gewinnen 
kann, zumal wenn für das beiderſeitige Vorbringen nur 
Glaubhaftmachung verlangt wird. Natürlich würde der An— 
trag des Schuldners auf Gewährung von Friſten nicht in 


allen Prozeßarten zuzulaſſen fein. Wechſel⸗ und Scheckprozeß 


ſchließen ihrer Natur nach die Gewährung von Vollſtreckungs⸗ 
friſten aus; dies wäre, um unnötige Erörterungen über eine 
eigentlich ſelbſtverſtändliche Sache zu vermeiden, ausdrücklich 
auszuſprechen. Um dem Gläubiger Schutz dagegen zu ge— 
währen, daß durch eine während des Friſtenlaufs eintretende 
Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältuiſſe des Schuldners 
die zur Zeit der Urteilsfällung noch vorhandene Vollſtrek 
kungsmöglichkeit ſchwindet, wäre dem Gericht die weitere Bo— 


fugnis einzuräumen, die Friſtbewilligung von einer nach 
freiem Ermeſſen zu beſtimmenden Sicherheit abhängig zu 
machen. 

Man ſieht alſo, daß weder theoretiſche noch praktiſche 
Bedenken gegen die Gewährung von Zahlungsfriſten in dem 
oben entwickelten Sinne beſtehen. Feſtzuhalten iſt nur ſtets, 
daß es ſich nicht um eine im materiellen Recht begründete 
Friſt für die Leiſtung des Schuldners handelt, ſondern ledig⸗ 
lich um eine verfahrensrechtliche Einſchränkung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, die der erkennende Richter in geeigneten Fällen 
vorſehen kann, aber nicht anordnen muß. Es würde ver⸗ 
früht ſein, auch noch die Form zu erörtern, in der die Zah⸗ 
lungsfriſt oder beſſer die Beſchränkung der Vollſtreckung des 
Urteils auf Ratenzahlungen im Urteil zum Ausdruck zu brin⸗ 
gen wäre. Hier ſollten nur die Grundzüge klargeſtellt wer⸗ 
den, nach denen man einem wohl kaum zu beſtreitenden, im 
ſozialen Empfinden des Volkes hervortretenden Bedürfniſſe 


genügen kann. 
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Seit zwei Jahren ift das Blutihug®. in Kraft. Die große 
Zahl der inzwiſchen anhängig gewordenen und mit Vernr 
teilung rechtskräftig abgeſchloſſenen Strafverfahren wegen, 
Raſſenſchande zeigt, wie notwendig der Erlaß dieſes Geſetzes 
war, um das deutſche Volk vor einer blutsmäßigen und fec- 
liſchen Vergiftung zu bewahren. Freilich, Strafgeſetze allein 
vermögen hier keine Anderung zu ſchaffen; die Tatſache, daß 
trotz der hohen angedrohten Strafen immer wieder Raſſen⸗ 
ſchande getrieben wird und daß über 82% der Täter Juden 
find (vgl. für das erſte Jahr der Geltung des Blutſchutzé . DJ. 
1936, 1008; von den nachſtehend verwerteten Entſcheidungen 
betrafen 84,80% jüdiſche Täter), beweiſt, daß der Jude nicht 
gewillt iſt, von ſeinem verbrecheriſchen Treiben zu laſſen 1). 


) Freisler berichtet in DStrgt. 1936, daß vom 15. Sept. 
1935 bis 15. Okt. 1936, alſo innerhalb rund eines Jahres, 299 rechts 
kräftig auf Strafe lautende Urteile wegen Verbrechens gegen § 2 Blut- 
ſchutzch ergangen waren, während — nicht gerechnet die Ermittlungs⸗ 
verfahren — 125 Verfahren ſchwebten. Der überwiegende Teil der 
Täter waren Juden. 


Audererſeits wird daraus deutlich, daß auch heute noch An— 
gehörige des Deutſchen Reiches gewiſſenlos die Ehre des deut⸗ 
ſchen Volkes mit Füßen treten und — ſelbſt bar jeden Ehr⸗ 
gefühls — ſich an Juden hingeben. Neben der Strafver⸗ 
folgung, die ſich ja nur in den ſeltenſten Füllen auf die be⸗ 
teiligten deutſchen Frauen erſtreckt, muß alſo immer wieder 
und noch dringlicher Aufklärungs- und Erziehungsarbeit zu 
leiſten ſein, damit das ſchändlichſte Verbrechen — Raſſever⸗ 
rat und Raſſeuſchändung — reſtlos ausgemerzt wird, damit 
der verbrecheriſche Wille der Juden kein bereites Opfer mehr 
findet, damit kein deutſcher Mann ſich und ſein Volk im 
Verkehr mit einer Jüdin entwürdigt. Den d eutſchen 
Gerichten aber fällt die verantwortungs⸗ 
ſchwere Aufgabe zu, das Blutſchutz G. als eine 
ſcharfe Waffe des deutſchen Volkes ſo an zu⸗ 
wenden, daß es einen wirkſamen Schutz gegen 
Raſſenſchändung und Raſſenverrat bietet, 

Die nachſtehende Überſicht beſchränkt ſich auf die 88 2, 5 
Blutſchutzcß.; Zuwiderhandlungen gegen § 1 (Eheverbot) und 
84 (Flaggverbot) ſind bisher nicht bekannt geworden. Dieſe 
Fälle bieten auch keine Schwierigkeiten, fo daß von ihrer Er- 
örterung hier abgeſehen werden kann. § 3 Blutſchutz GG. wird 
demnächſt in einem weiteren Aufſatz behandelt werden. 

s2 Blutſchutz h.: Außerehelicher Verkehr 
zwiſchen Juden und Staats angehörigen deut⸗ 
ſchen oder artverwandten Blutes iſt ver- 
boten. 


I. Raſſenmäßige Vorausſetzungen der Beteiligten 
1. Jude 

Jude iſt, ohne Rückſicht auf ſeine Staatsangehörigkeit, 
wer von vier oder drei der Raſſe nach volljüdiſchen Groß⸗ 
eltern abſtammt (85 Abſ. 1 der 1. BO. z. R Bürger.); 
als volljüdiſch gilt ein Großelternteil, wenn er der jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaft angehört hat (8 2 Abſ. 2 Satz 2 der 
il, . z. RBürgerch.). Dieſe geſetzliche Vermutung iſt, wie 
aus den Worten der VO. „gilt ohne weiteres“ folgt, un⸗ 
widerleglich. Ein Großelternteil, der raſſiſch deutſchblütig war, 
aber der jüdiſchen Religiousgemeinſchaft angehört hat, gilt 
daher für die raſſiſche Bewertung feines Enkels als voll⸗ 
jüdiſch (ebenſo Stuckart⸗Globke S. 64 Ziff. 8; Gütt⸗ 
Linden Maßfeller, „Blutſchutz- und Ehegefundy®.“, 
S. 197 zu bp). 

Andererſeits iſt ein Großelternteil nicht volljüdiſch, wenn 
er — ohne der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört zu 
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haben — nicht ſelbſt von 4 oder 3 volljüdiſchen Großeltern 
abſtammt; eine Zuſammenzählung der Blutsteile mehrerer 
Großelternteile findet nicht ſtatt, jeder Großelternteil wird für 
ſich gewertet (ebenſo Stuckart-Globke S. 63 Ziff. 6 und 
Gütt⸗Linden⸗Maßfeller S. 197). Dagegen muß die un 
widerlegliche Vermutung des § 2 Abſ. 2 Satz 2 der 1. VO. z. 
NBirger®. auch für die raſſiſche Einordnung der Öropeltern- 
teile desjenigen gelten, deſſen raſſiſche Bewertung in Frage 
ſteht. Beiſpiel: Jemand hat zwei raſſiſch volljüdiſche Groß⸗ 
elternteile, einen deutſchblütigen und einen Großelternteil, 
der ſelbſt nicht der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört, 
jedoch ſeinerſeits von zwei raſſiſch volljüdiſchen und einem 
miſchraſſigen, aber der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft an⸗ 
gehörenden Großelternteil abſtammt; in dieſem Fall gilt 
der Ururgroßvater des raſſiſch zu Beurteilenden als voll⸗ 
jüdiſch, dann aber iſt auch der dritte Großelternteil als von 
drei volljüdiſchen Großelternteilen abſtammend Jude und 
ſomit ebenfalls der raſſiſch Einzuordnende, da auch er danach 
von drei volljüdiſchen Großelternteilen abſtammt. Juſoweit 
kann der Auffaſſung von Stuckart-Globke (S. 63, 
im Widerſpruch zu S. 65 unten) nicht gefolgt werden, die der 
Auſicht zu ſein ſcheinen, daß durch 8 2 Abſ. 2 der 1. VO. z. 
NBürgerd. ein Zurückgehen auf entferntere, vor den Groß⸗ 
eltern liegende Vorfahrengenerationen ausgeſchloſſen ſei. Auch 
die raſſiſche Einordnung der Großeltern hat nach Maßgabe 
des § 5 der genannten VO. zu erfolgen (ebenſo Stuckart⸗ 
Globke S. 65/66, anſcheinend im Widerſpruch zu S. 63). 

Als Jude gilt der ſtaatsangehörige jüdiſche Miſchling, 
der von zwei volljüdiſchen Großeltern abſtammt (Miſchling 
1. Grades) und am 15. Sept. 1935 der jüdiſchen Religions⸗ 
gemeinſchaft angehört hat oder danach in ſie aufgenommen 
wird, oder am 15. Sept. 1935 mit einem Juden verheiratet 
war, oder ſich danach mit einem Juden verheiratet, oder 
aus einer nach dem 16. Sept. 1935 geſchloſſenen Ehe mit 
einem Juden ſtammt, oder aus dem außerehelichen Verkehr 
mit einem Inden ſtammt und nach dem 31. Zus 1936 außer⸗ 
ehelich geboren wird (8 5 Abſ. 2 der 1. VO. z. RBürgerG.). 
Ausländische Miſchlinge 1. Grades, bei denen dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, gelten nicht als Juden (Ammon: JW. 
1936, 2962; Stuckart⸗Globke S. 75). 


2. Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft 


„Die Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft 
iſt nach objektiven Merkmalen zu beurteilen; ein ſolches äuße— 
res Merkmal iſt die Eintragung in die Lifte der Synagogen 
Gemeinden (RG. 2 D 164/37 v. 22. April 1937) und die 
Zahlung von jüdiſchen Kultusſteuern und die trotz Kenntnis 
nicht beanſtandete Führung in den Liſten einer jüdiſchen 
Synagogengemeinde (NÖ. 3D 445/36 v. 2. Sept. 1936), 
ferner die Angabe der Religionszugehörigkeit in polizeilichen 
Meldeliſten als „moſaiſch“, die Aufnahme in die Synagogen: 
gemeinde nach jüdiſchem Ritus, Veſchneidung u. a. (RG. 3D 
273/37 v. 21. Juni 1937). Die innere Einſtellung zur jü- 
diſchen Religion iſt belanglos; wer in die jüdiſche Religions 
gemeinſchaft aufgenommen worden iſt und nicht formell aus— 
geſchieden iſt, der gehört ihr an, auch wenn er ſtets am chrijt- 
lichen Religionsunterricht teilgenommen und der chriſtlichen 
Religion zugeneigt hat (RG. 2 D 763/36 v. 7. Jan. 1937; 
3D 1053/36 v. 8. Febr. 1937). 

Die Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaſt 
iſt nur für Großelternteile und für Miſchlinge 1. Grades von 
Bedeutung, für andere nicht. Die Religiouszugehörigkeit gibt 
daher für ſich allein noch keinen ausreichenden Anhalt für 
die Raſſezugehörigkeit (von der geſetzlichen Vermutung für 
Großelternteile — oben abgeſehen): RG. 1 D 775/36 vom 
15. Jan. 1937. 


3. Deutſchblütig 

Der andere Beteiligte muß deutſchen oder artverwandten 
Blutes (deutſchblütig) fein; der ſtaatsangehörige (oder ſtag 
tenloſe, 8 15 der 1. AusfVO. z. Blutſchutzcz.) jüdiſche Miſch⸗ 
ling mit nur einem volljüdiſchen Großelternteil (Miſchling 
2. Grades) iſt dem Deutſchblütigen bzgl. § 2 Blutſchutzch. 


gleichgeſtellt (S 11 Satz 2 der 1. AusfVoO. z. Blutſchug G.). 
Er muß ferner entweder deutſcher Staatsangehöriger im Sinne 
des §S 1 NBürger®. ſein oder aber ſtaatenlos mit Wohnſitz 
oder gewöhnlichem Aufenthalt im Inland; Staatenloſe, die 
ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland 
haben, fallen nur dann unter das Blutſchutz G. und ſeine 
Ausführungsverordnungen, wenn ſie früher die deutſche 
Staatsangehörigkeit beſeſſen haben (8 15 der 1. VO. 3. 
BlutſchutzGG.). 


4. Prüfung im Strafverfahren 


Die Raſſezugehörigkeit und Staatsangehörigkeit der Be⸗ 
teiligten muß vom Inſtanzgericht ſorgfältig geprüft und ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt werden (Rz. 2D 633/36 v. 12. Okt. 
1936). Die Rechtsgültigkeit der Einbürgerung darf aber nach 
Aushändigung der Urkunde nicht nachgeprüft werden (RG. 
5 D 302/37 v. 7. Juni 1937). Für die Prüfung gilt zwar 
die Regel der freien Beweiswürdigung (8 261 StPO., NO. 
2 D 282/36 v. 25. Mai 1936, 1D 988/36 v. 26. Jan. 1937); 
es bedarf aber nicht in jedem Fall eines vom Gericht auf- 
zuſtellenden Stammbaums (RG. 2D 633/36 v. 12. Okt. 
1936), ebenſo iſt es in das pflichtmäßige Ermeſſen des Ge⸗ 
richts geſtellt, ob es ein Sachverſtändigengutachten von der 
Reichsſtelle für Sippenforſchung einholen will (RG. 40 24,37 
v. 29. Jan. 1937); aber das Gericht darf ſich nicht nur auf 
die Angaben der Beteiligten, zumal des Angeklagten verlaſſen 
(RG. 2 D 282/36 v. 25. Mai 1936; 4D 15/37 v. 22. Jan. 
1937), wenn dieſe nicht durch ſonſtige Umſtände beſtätigt oder 
ergänzt werden (RG. 2 D 633/36 v. 12. Okt. 1936). Feſt⸗ 
geſtellt werden müſſen auch die Merkmale der Staatenloſig⸗ 
keit (8 15 der 1. AusfVO. z. BlutſchutzG.), da fie Tat⸗ 
beſtandsmerkmale ſind; eine Rechtsvermutung, daß jemand 
im Zweifel ſtaatenlos ſei, gibt es nicht (RG. 4 D 15/37 vom 
22. Jan. 1937). 

Falſch iſt die Annahme (RG. 2D 633/36 v. 12. Okt. 
1936), daß regelmäßig eine Verurteilung aus 88 2, 5 Abſ. 2 
Blutſchutztß. nur möglich iſt, wenn der eine Beteiligte min⸗ 
deſtens zu 75% Blutteilen Jude und der andere Beteiligte 
deutſcher Staatsangehöriger nach S1 RBürgerGG. und min⸗ 
deſtens zu 750% deutſchblütig iſt. Der nach § 5 Abf. 2 der 
1. VO. z. NBürger®. als Jude geltende ſtaatsangehörige 
Miſchling 1. Grades kann ebenfalls an der Raſſenſchande be - 
teiligt ſein, er hat aber nur 500% jüdiſche Blutsteile, mög⸗ 
licherweiſe ſogar nur 25% (82 Abſ. 2 Satz 2 der BO, 
Großeltern: Volljude und deutſchblütig, aber jüdiſche Reli⸗ 
gionsgemeinſchaft, deutſchblütig und deutſchblütig, Enkel zur 
jüdiſchen Religionsgemeinſchaft gehörig). Hinſichtlich des deutſch⸗ 
blütigen Teilnehmers bedarf es nicht immer der Staatsan⸗ 
gehörigkeit, da das Blutſchutz. auch auf Staatenloſe An⸗ 
wendung findet (8 15 der 1. AusfVO. z. Blutſchutzch.). Die 
Ausführungen des RG. dürften auch nur auf den jenem 
Urteil zugrunde liegenden Fall abgeſtellt fein (wie die Faſſung 
des Rechtsſatzes JW. 1936, 3472 50 ergibt), für den ſie zu⸗ 
trafen; ſie dürfen aber keinesfalls verallgemeinert werden, 
wie dies in der Faſſung des Rechtsſatzes im „Jahrbuch des 
Deutſchen Rechts“ 1937 S. 340 Nr. 3 und in RG. 4D 15/37 
v. 22. Jan. 1937 geſchehen iſt. Überhaupt iſt es ratſam, von 
Hundertteilen jüdiſchen oder deutſchen Blutes nicht zu ſpre⸗ 
chen; 750% jüdiſche Blutsteile hat nämlich auch ein Menſch, 
der zwei volljüdiſche und zwei halbjüdiſche Großelternteile 
hat: 100 100 ＋ 50 ＋ 50, er iſt aber nur Jude, wenn 

4 
mindeſtens einer der halbjüdiſchen Großelternteile der jü⸗ 
diſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat. Andernfalls iſt er 
es nicht, da eine Zuſammenrechnung nicht ſtattfindet. Rich⸗ 
ligerweiſe verwendet man vielmehr die Maßſtäbe des Geſetzes 
und ſagt ſtatt 750% jüdiſcher Blutsteile „Abſtammung von 
drei volljüdiſchen Großeltern“. 


5. Beſondere Eigenſchaften der Beteiligten 


Tatbeſtandsmäßig kommt es nur auf die Erfüllung der 
raſſiſchen Vorausſetzungen an (RG. 1 542/36 und 10 
515/36, beide v. 21. Juli 1936); die charakterliche Bewer⸗ 


3078 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


zung der Beteiligten iſt in dieſer Hinſicht ebenſo bedeutungs- 
los wie ihre äußere oder innere Stellung zu den Raſſen und 
ihre Fortpflanzungsfähigkeit oder unfähigkeit. Daher iſt es 
völlig belanglos, ob die beteiligte Frau eine Dirne iſt; denn 
das BlutſchutzG. ſchützt nicht die Raſſenehre und Raſſen⸗ 
reinheit des einzelnen, ſondern es ſchützt die ideelle Raſſen— 
ehre und den tatſächlichen Raſſenbeſtaud des deutſchen Volkes. 
Ein Angriff auf das deutſche Blut und die deutſche Ehre kaun 
deshalb auch dann vorliegen, wenn der Staatsangehörige 
deutſchen Blutes ſelbſt unwürdig und artvergeſſen iſt (RG. 
2D 558/36 v. 7. Jan. 1937), was im übrigen für den an 
der Raſſenſchande beteiligten Deutſchblütigen regelmäßig zu 
trifft. Das Verbrechen der Raſſeuſchande wird nicht an, ſon 
dern mit der beteiligten Frau, aber a m deutſchen Volke be 
gangen (Leppin: JW. 1936, 1219). Jede andere Auffaf 
ſung iſt unmöglich, da man andernfalls, wenn der Täter 
deutſchblütig iſt, zu der Auſicht kommen müßte, daß der 
Schutz auch der jüdiſchen Raſſe gelte. Täter der Raſſenſchande 
ſind — von den Fällen der Notzucht ($ 177 StGB.) und des 
Beiſchlafs mit einer Willenloſen (§S 176 Ziff. 2 Ste B.) ab 
geſehen — Mann und Frau; beider Tun iſt gleich verwerf 
lich. Beider Tun iſt verboten; das Geſetz verbietet nicht etwa 
nur dem Mann, Raſſenſchande oder Raſſenverrat zu begehen. 
Das Verbot iſt ſchlechthin ausgeſprochen; es trifft jeden 
außerehelichen geſchlechtlichen Verkehr zwiſchen Juden und 
deutſchblütigen Staatsangehörigen oder Staatenloſen. Das 
Verbot trifft daher auch die widernatürliche Unzucht zwi⸗ 
ſchen Männern wie zwiſchen Frauen, wenn die raſſiſchen Vor⸗ 
ausſetzungen erfüllt ſind. Bei der Schaffung des Geſetzes wird 
an dieſe Fälle allerdings nicht gedacht worden ſein: die Faß 
ſung der Beſtimmungen läßt vielmehr darauf ſchließen, daß 
nur an den Verkehr zwiſchen Mann und Frau gedacht worden 
iſt. Das Geſetz hat aber bewußt und ausdrücklich aus 
welchen Gründen kann dahingeſtellt bleiben (vgl. hierzu 
Gleispach: DR. 1936, 258) lediglich das Tun des 
Mannes unter Strafe geſtellt. Unbeachtlich iſt, wenn die 
deutſchblütige Frau, mit der ein Jude Raſſenſchande treibt, 
mit einem anderen Juden verheiratet iſt (NS. 6D 52/36 
v. 12. Febr. und 6. März 1936); das gleiche gilt, wenn die 
beteiligte Frau die geſchiedene Ehefrau des Raſſenſchänders 
iſt, wenn alſo der früher mit einer deutſchblütigen Frau ver 
ehelichte Jude nach der Scheidung die geſchlechtlichen Ve— 
ziehungen zu ihr wieder aufnimmt (RG. 2D 164/37 vom 
22. April 1937). Daß die beteiligte weibliche Perſon ge— 
ſchlechtsreif fein muß, iſt gleichfalls nicht erforderlich (RG. 
ID 876/36 v. 9. Febr. 1937). Ebenſo iſt es für die Straf 
barkeit ohne Belang, wenn einer der Beteiligten unfruchtbar 
iſt (RG. ID 542/36 und 1D 515/36, beide v. 24. Juli 
1936). Die Frau kann alſo als Mittäter nicht beſtraft wer— 
den. (Wegen Strafbarkeit der Frau aus anderen Gründen 
vgl. unter VI, 1.) 


II. Außerehelicher Geſchlechtsverkehr 
1. Die vollendete Tat 


Strafbar iſt der außereheliche Geſchlechts verkehr 
(88 2, 5 BlutſchutzG., § 11 Satz 1 der 1. AusfVO. z. Blut 
ſchutzGG.). 

Nicht ſtrafbar iſt derjenige Verkehr, der nicht ge— 
ſchlechtlich iſt, alſo z. B. rein geſellſchaftlicher Verkehr; die 
ſer Verkehr war auch nicht etwa v. 15. Sept. 1935 bis zum 
14. Nov. 1935 (dem Erlaß der klarſtelleuden Ausf O.) nach 
§ 2 Blutſchutz G. ſtrafbar (RG. 1 D 373/36 v. 15. Jau. 1937). 
Der geſellſchaftliche Verkehr mit Juden ift zwar vom Ge— 
ſichtspunkt des Raſſenſtolzes aus verwerflich, aber er fällt 
nicht unter die Strafbeſtimmungen des Blutſchutzch. (ebenjo 
Stuckart⸗Globke S. 112; Maßfeller: JW. 1935, 
3427; Gütt⸗Linden⸗Maßfeller S. 210). Er kann 
auch nicht mit Hilfe des 8 2 StGB. unter Strafe genommen 
werden; denn in § 11 der 1. Ausf O. z. Blutſchutz(h. iſt aus⸗ 
drücklich klargeſtellt worden, daß „nur“ der Geſchlechtsver— 
kehr verboten iſt (RG. 1 D 373/36 v. 15. Jan. 1937). 

Darüber, was unter „Geſchlechtsverkehr“ im Sinne des 
§ 2 Blutſchutzch. in Verbindung mit § 11 der 1. Ausf. 


zu verſtehen iſt, beſtand anfänglich Streit. Im Schrifttum 
wurde größtenteils eine enge Auffaſſung eingenommen: Lö⸗ 
ſener⸗Knoſt („Die Nürnberger Geſetze“ 1. Aufl. S. 53) 
erklärten ausſchließlich den vollzogenen Beiſchlaf (eoniunetio 
membrorum) für verboten; ob fie dieſe zweifellos falſche 
Anſicht heute aufgegeben haben, iſt aus der Faſſung der 
2. Auflage (S. 73) nicht klar erſichtlich. Zu eng war auch 
die Auffaſſung von Maßfeller (JW. 1935, 3427), daß 
nur „der Geſchlechtsverkehr im eigentlichen Sinne erfaßt wird; 
denn nur durch ihn kann eine raſſiſch unerwünſchte Blut 
miſchung vermittelt werden“. Maßfeller hat hier über⸗ 
ſehen, daß das Geſetz nicht nur die Reinheit des deutſchen 
Blutes, ſondern auch die deutſche Ehre ſchützen ſoll. Die Faſ⸗ 
ſung der Überſchrift darf man nicht als rhetoriſche oder pro⸗ 
pagandiſtiſche Leiſtung anſehen, ſondern man muß ſie als 
eruſtes Ziel und verpflichtenden Inhalt des Geſetzes nehmen. 
Der Ehrenſchutz iſt auch nicht etwa nur beim Flaggenverbot 
ausſchlaggebend, er iſt maßgebend für jede Beſtimmung des 
Blutſchutzeh. Die Verhinderung der Erzeugung miſchraſſiger 
Kinder iſt ein — und auch ein ſehr weſentlicher — Grund 
für das Blutſchutzch. geweſen, aber nicht der einzige. Der 
Schutz des Raſſebewußtſeins, des Raſſeſtolzes, der Raſſenehre 
it gleichfalls Grundlage des Geſetzes. 

Auch Stuckart⸗Globke (S. 112 Ziff. 3) vertreten 
einen zu engen Standpunkt. Sie laſſen zwar auch beiſchlaf⸗ 
ähnliche Handlungen, z. B. gegenſeitige Onanie, unter das 
Verbot fallen, fahren dann aber fort: „Im Hinblick auf den 
Zweck des Verbots, miſchraſſige Nachkommenſchaft zu ver⸗ 
hüten, verbietet ſich aber jede hierüber hinausgehende Aus⸗ 
legung des Begriffs Geſchlechtsverkehr.“ Nur Siebert 
Meyer (Ing. u. R. 1936, 115) und Leppin (Jug. u. R. 
1936, 161) betonten, daß in jeglicher Art geſchlecht⸗ 
licher Betätigung zwiſchen Juden und Deutſchblü⸗ 
tigen das Verbrechen der Raſſenſchande erfülſt ſei, gleich— 
viel, ob naturgemäßer oder naturwidriger Geſchlechtsver— 
kehr, Beiſchlaf oder beiſchlafsähnliche oder ſonſtige ge— 
ſchlechtliche Handlungen vorgenommen werden. Dieſe Aus⸗ 
legung allein wurzelt in dem richtigen Verſtändnis der 
nationalſozialiſtiſchen Grundforderung nach der Reinerhaltung 
der Raſſe und in der richtigen Erkenntnis des Staatsgrund— 
ſatzes der nationalen Ehre (vgl. Leppin g. a. O. S. 162). 
Abgeſehen von der politiſch-raſſiſchen Begründung — die 
freilich ausſchlaggebend iſt — läßt ſich dieſe Auslegung auch 
nach der üblichen Auslegungsmethode begründen: Das StGB. 
ſpricht entweder von Beiſchlaf (88 173, 176, 177, 179, 182 
SGB.) oder von Unzucht (88 174, 175, 175 a, 176, 180, 
181 a, 183 StS B.); den Begriff „Geſchlechtsverkehr“ ver- 
wendet es nicht. Wenn der Geſetzgeber nur den Beiſchlaf oder 
auch noch die beiſchlafsähnlichen Handlungen verbieten wollte, 
hätte er fraglos dieſe — ihm als ſtrafrechtliche Begriffe be— 
kannten — Worte gewählt; weil aber jede Art geſchlechtlicher 
Betätigung unter Strafe geſtellt werden ſollte, darum nahm 
er ein — ſtrafrechtlich — neues Wort (ebenſo Siebert- 
Meyer und Leppin a. a. O.). 

Die Rechtſprechung war gleichfalls uneinig. LG. Nürn⸗ 
berg Fürth (AN 17 Js 15/36 v. 14. März 1936) machte ſich 
ohne eigene Prüfung den Standpunkt von Löſener-Knoſt 
zu eigen und ſprach frei, da der „perverſe“ Geſchlechtsverkehr 
nicht unter Strafe geſtellt ſei. LG. Frankfurt a. M. (6b 
KLs 3/86 v. 12. Febr. 1936) nahm zwar an, daß auch bei⸗ 
ſchlafsähnliche Handlungen verboten ſeien, ein weitergehendes 
Verbot erkannte es jedoch nicht an. Dagegen entſchied das LG. 
Augsburg in dem erſten veröffentlichten Raſſenſchandeurteil 
(Str Pr Reg 120,35 v. 19. Dez. 1935), daß der Begriff 
„Geſchlechtsverkehr“ weit auszulegen ſei und jegliche ge- 
ſchlechtliche Betätigung umfaſſe. Auf Veranlaſſung des 
1. StrSen. befaßte ſich ſchließlich der Große StrSen. mit 
dieſer Frage und entſchied am 9. Dez. 1936 dahin (Ersstr 
4/36): „Der Begriff Geſchlechtsverkehr im Sinne des Blut— 
ſchutzch. umfaßt nicht jede unzüchtige Handlung, iſt aber auch 
nicht auf den Beiſchlaf beſchränkt. Er umfaßt den geſamten 
natürlichen und naturwidrigen Geſchlechtsverkehr, alfo außer 
dem Beiſchlaf auch alle geſchlechtlichen Betätigungen mit 
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einem Angehörigen des anderen Geſchlechts, die nach der Art 
ihrer Vornahme beſtimmt ſind, an Stelle des Beiſchlafs der 
Befriedigung des Geſchlechtstriebes mindeftens des einen 
Teils zu dienen.“ Damit iſt die Frage endgültig im Sinne 
der vom LG. Augsburg, Siebert-Meyer (Jug. u. R. 
a. a. O.) und Leppin (a. a. O.) vertretenen Auffaſſung 
entſchieden; die Stra. der LG. ſetzen ſich zwar bisweilen 
noch in Widerſpruch zu dem Beſchluß des Großen Senats, 
indem ſie ſich auf Löſener-Knoſt oder Stuckart⸗ 
Globke beziehen; dieſe Urteile verfallen aber ſtets der Auf⸗ 
hebung durch das RG. (u. a. 5 D 824/36 v. 15. Febr. 1937; 
BD 891/36 v. 7. Jan. 1937; 1 D 942/36 v. 9. März 1937). 

Im einzelnen iſt dazu noch zu bemerken: Unter Ge— 
ſchlechtsverkehr fällt auch der widernatürliche Verkehr (RG. 
4D 584/36 v. 26. Jan. 1937; 1 D 373,36 v. 15. Jan. 1937); 
insbeſondere jede Art Beiſchlafserſatz (NS. 1 D 876/36 vom 
9. Febr. 1937); auch bloße Duldungen (RG. 5D 824/36 
v. 15. Febr. 1937); desgl. Lecken am Geſchlechtsteil (RG. 
5D 891/36 v. 7. Jan. 1937) und gegenſeitige Onanie (LG. 
Augsburg, StrPrkeg 120/35 v. 19. Dez. 1935 und RG. 
JD 942/36 v. 9. März 1937). Der perverſe Verkehr auch 
eines Deutſchblütigen mit einer Jüdin iſt verboten (NG. 5 D 
422/37 v. 5. Juli 1937). Küſſen iſt kein Geſchlechtsverkehr 
(RG. 1 D 373/36 v. 15. Jan. 1937), ebenſo nicht eine Unt- 
armung (OLG. Dresden — Haftbeſchwerde — 21 Ws 317/36 
v. 23. Nov. 1936; Stuckart⸗Globke S. 113; Kuhn: 
DR. 1936, 1007). 

Wieweit Küſſe, Umarmungen und unzüchtige Berührun— 
gen als Geſchlechtsverkehr in Betracht kommen können, kann 
nicht mit einer einmaligen Feſtſtellung ein für alle Male 
geklärt werden; man kann nicht generell ſagen: derartige 
Handlungen ſind Geſchlechtsverkehr, ebenſo aber kann man 
auch nicht generell ſagen, daß ſie kein Geſchlechtsverkehr, 
allenfalls nur ſtrafloſe Vorbereitungshandlungen wären. Es 
kommt auf die Situation des Einzelfalles an; fo iſt die ein— 
ſeitige vom Mann bei der Frau oder umgekehrt vorgenom— 
mene Onanie vollendete Raſſenſchande; Küſſe auf den Ge⸗ 
ſchlechtsteil find mindeſteus als Verſuch der Raſſenſchande 
ſtrafbar. 


2. Verſuch und Vorbereitungshandlung 

Schwierigkeiten bereitet die Abgrenzung zwiſchen voll 
endeter und verſuchter Raſſenſchande und ſtrafloſen Vorbe— 
reitungshandlungen. Vollendet iſt das Verbrechen dann, wenn 
die geſchlechtliche Betätigung, die erfolgt, der Befriedigung 


der Beteiligten oder eines der Beteiligten dienen ſollte und 


mehr, als geſchehen iſt, nicht geſchehen ſollte. Mit Recht hat 
daher das RG. z. B. das Lecken am Geſchlechtsteil als voll⸗ 
endetes Verbrechen gewertet (5 D 891/36 v. 7. Jan. 1937). 
Daß die geſchlechtliche Betätigung zum Samenerguß führt, iſt 
nicht erforderlich. Ebenſo iſt es gleichgültig, wenn der natür⸗ 
liche Beiſchlaf gewollt iſt, der Samenerguß aber ſchon vor⸗ 
zeitig erfolgt, ehe es zur Vollziehung des Beiſchlafs kommt 
(NG. 5D 891/36 v. 7. Jan. 1937); vollendet iſt das Ver⸗ 
brechen auch dann, wenn die Befriedigung der Geſchlechtsluſt 
nicht erreicht worden iſt (5 D 422/37 v. 5. Juli 1937). 
Verſuch iſt nicht deswegen ausgeſchloſſen, weil es noch 
nicht zu irgendwelchen körperlichen Berührungen zwiſchen 
den Beteiligten gekommen iſt (RG. 2D 558,36 v. 7. Jau. 
1937); um wieviel eher iſt dann die Möglichkeit gegeben, daß 
auch Küſſe, Umarmungen und unzüchtige Handlungen bereits 
den Verſuch der Raſſenſchande darſtellen können! Vgl. hierzu 
vorſtehend II, 1 am Ende. „Erforderlich iſt, daß der Täter 
begonnen hat, eine zum geſetzlichen Tatbeſtand des beabjic)- 
tigten Verbrechens gehörige Handlung auszuführen, oder doch 
eine ſolche, die vermöge ihrer notwendigen Zuſammenge— 
hörigkeit mit einer Tatbeſtandshandlung nach der natürlichen 
Auffaſſung als deren Beſtandteil erſcheint. Deshalb kommt es 
darauf an, was der Täter zur Vollendung ſeines verbreche— 
riſchen Entſchluſſes tun wollte, und ob er zu dieſem Zwecke 
eine Handlung vorgenommen hat, welche tatſächlich oder doch 
wenigſtens nach feiner Vorſtellung auf die unmittelbare Ver 
wirklichung des von ihm beabſichtigten Geſchlechtsverkehrs ge 
richtet war. Stellen die von ihm in Ausführung ſeines Ent 
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ſchluſſes vorgenommenen einzelnen Handlungen ſich nach der 
natürlichen Auffaſſung in ihrer Geſamtheit als eine einheit⸗ 
liche Angriffshandlung auf das geſchützte Rechtsgut dar, durch 
die dieſes objektiv oder wenigſtens nach der Vorſtellung des 
Täters unmittelbar gefährdet wurde, ſo liegt nicht mehr eine 
bloße Vorbereitungshaudlung, ſondern bereits ein Verſuch 
vor“ (RG. 2 D 558/36 v. 7. Jau. 1937). (Der gleiche Grund⸗ 
gedanke liegt der zum DevG. ergangenen Entſcheidung RG. 
5D 932 36 v. 8. Febr. 1937 zugrunde, in der das Einnähen 
der Geldſcheine in eine Fußmatte bereits als Verſuch der 
Überbringung von Zahlungsmitteln ins Ausland beurteilt 
wurde, obgleich die Fußmatte noch in der Wohnung des 
Täters lag.) In demſelben Urteil iſt als ausreichend für 
Verſuch angeſehen das Aufſuchen des Schlafzimmers, Bereit⸗ 
legen eines Schutzmittels und Beginnen mit dem Ausziehen. 
Ebenſo RG. 2D 622/36 v. 7. Jan. 1937 für den Fall des 
Ausziehens der Kleidung, ohne daß es zu körperlichen Be⸗ 
rührungen gekommen iſt. 

Geſchlechtsverkehr eines Deutſchblütigen mit einem Miſch⸗ 
ling 1. Grades ausländiſcher Staatsangehörigkeit iſt dann 
als verſuchte Raſſenſchande (Raſſenverrat) ſtrafbar, wenn der 
Täter annahm, die Frau jet Volljüdin (RG. 1 D 775/36 vom 
15. Jan. 1937). Ein Jude, der mit einer ausländiſchen 
Frau deutſchen Blutes verkehrt, ſie aber für eine Inländerin 
hält, iſt wegen Verſuchs am untauglichen Objekt ſtrafbar (RG. 
+D 15/37 v. 22. Jan. 1937). Der Verſuch der Raſſenſchande 
iſt ſtrafbar, wenn er auch nicht beſonders unter Strafe ge⸗ 
ſtellt iſt. Das ergibt ſich aus dem Zuchthaus androhenden 
Strafrahmen. Raſſenſchande iſt ein Verbrechen, kein Vergehen 
(3D 158/37 v. 22. März 1937; 1D 876/36 v. 9. Febr. 
1937). 


3. Auslandstat 


Gemäß § 4 Abſ. 2 Ziff. 3 SGB. kann die im Ausland 
begangene Raſſenſchande regelmäßig nicht beſtraft werden. 
Etwas anderes muß für die Fälle gelten, in denen die Tat 
zum Zwecke der Umgehung des Geſetzes im Ausland be⸗ 
gangen wird, in denen ſich die Beteiligten im Inland verab- 
reden, eine Wochenendfahrt über die Grenze zu unternehmen, 
um jenſeits der Grenze Raſſenſchande zu begehen. Hier auf 
die äußeren Zufälligkeiten abſtellen zu wollen, daß etwa im 
Auslande das Konkubinat unter Strafe geſtellt iſt oder die 
Tat gerade auch einen Ehebruch darſtellt (ſo Studart- 
Globke S. 123), iſt verfehlt. Es geht nicht an, einen 
Teil ſolcher „Wochenendverbrechen“ zu beſtrafen, den an⸗ 
deren aber ſtraffrei ausgehen zu laſſen. Hier muß vielmehr 
eine Beſtrafung gemäß 88 2, 5 BlutſchutzG. in Verbindung 
mit $ 2 StGB. erfolgen, wie Ammon: JW. 1936, 2962 ff. 
mit eingehender Begründung überzeugend dargelegt hat; 
ebenſo Kuhn: DI. 1936, 1008; Schmidt⸗-Klevenow: 
Dat. 1936, 467; Gütt⸗Linden⸗Maßfeller S. 217 
Ziff. 5; Freisler: DStrR. 1936, 395; Rd Vfg. des RJ M. 
v. 2. April 1936: DStrR. 1936, 387. Der Anſicht des RG. 
(1D 373,36 v. 15. Jan. 1937), daß eine Anwendung des 
§ 2 StGB. auf § 2 Blutſchutz G. ausgeſchloſſen ſei, kann 
nicht gefolgt werden. Der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber 
nimmt für ſich keine Unfehlbarkeit in Anſpruch, auch ſeine 
Geſetze können und werden in ihren Formulierungen nicht 
immer alle Möglichkeiten des Lebens erfaſſen; eine Anwen⸗ 
dung des § 2 StGB. auf nationalſozialiſtiſche Geſetze iſt 
keineswegs eine unzuläſſige Korrektur des „in dem Geſetz ab⸗ 
ſchließend zum Ausdruck gekommenen Willens des Geſetz— 
gebers“. Es ſei nur darauf hingewieſen, daß das Blutſchutzch. 
durch die 1. AusfVO. eine erhebliche Ausdehnung erfahren 
hat (SS 15, 11). Man wird aber darüber hinaus in Fort⸗ 
entwicklung der Lehre von Verſuch und Vorbereitungshand⸗ 
lung annehmen können, daß auf ſolche „Wochenendverbre— 
chen“, d. h. alſo auf die bewußten Umgehungen des Geſetzes 
durch Verlegung der eigentlichen Tat ins Ausland, § 2 Blut⸗ 
ſchutzcß. unmittelbar angewandt werden kann. Begangen iſt 
die Tat überall dort, wo ein Teil des Tatbeſtandes verwirk 
licht iſt (ſtatt vieler: Kohlrauſch, Stoß B., §S 3 Anm. 2). 
Wenn ſich ein Jude und eine deutſchblütige Staatsangehörige 
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verabreden, zum Zwecke des in Deutſchland verbotenen außer 
ehelichen Geſchlechtsverkehrs ins Ausland zu reiſen, ſo hat 
der Jude „zur Vollendung feines verbrecheriſchen Entſchluſſes 
eine Handlung vorgenommen, welche tatſächlich auf die un⸗ 
mittelbare Verwirklichung des von ihm beabſichtigten Ge⸗ 
ſchlechtsverkehrs gerichtet iſt“. Dieſe Handlungen „ſellen ſich 
nach der natürlichen Auffaſſung in ihrer Geſamtheit als eine 
einheitliche Angriffshandlung auf das geſchützte Rechtsgut 
dar, durch die dieſes objektiv unmittelbar gefährdet wird“. 
Es liegt alſo nach der vom RG. (2 D 558/36 v. 7. Jan. 
1937) entwickelten Verſuchslehre „nicht mehr eine bloße Vor⸗ 
bereitungshandlung, ſondern bereits ein Verſuch vor“. Wird 
alſo ein Jude, der mit einer deutſchblütigen Staatsangehöri⸗ 
gen zur Umgehung des Blutſchutzc. ins Ausland fahren will, 
vor Überſchreitung der Grenze feſtgenommen, ſo iſt er wegen 
verſuchter Raſſenſchande ſtrafbar. Gelingt ihm aber fein Vor— 
haben, ſo iſt die Raſſenſchande ſowohl im Inland als auch 
im Ausland begangen, er iſt — ohne daß es eines Eiugehens 
auf 8 4 Abſ. 2 Ziff. 3 oder § 2 SGB. bedarf — wegen 
vollendeter Raſſenſchande ſtrafbar. 


III. Die Schuld 


Das Verbrechen der Raſſenſchande kann nur vorſätzlich 
begangen werden; bedingter Vorſatz genügt. Der Vorſatz muß 
ſich auf die äußeren die Einordnung als Jude, Miſchling, 
Deutſchblütiger und die Feſtſtellung der Religionszugehörig⸗ 
keit, Staatenloſigkeit oder Staatsangehörigkeit rechtlich be⸗ 
gründenden Merkmale erſtrecken. Ein Jude, der in Deutſch⸗ 
land mit einer Staatsangehörigen (Staatenloſen) außer⸗ 
ehelich verkehren will, hat die Rechtspflicht, ſich über die 
Raſſenzugehörigkeit derſelben einwandfrei zu unterrichten (RG. 
5 D 619/37 v. 27. Sept. 1937). Irrt der Täter über die 
äußeren Merkmale (nimmt der deutſchblütige Mann auf 
Grund des Namens, der ihm bekannten Zugehörigkeit zur 
chriſtlichen Kirche und des Ausſehens der Frau irrigerweiſe 
an, dieſe ſei deutſchblütig), ſo iſt der Irrtum beachtlich (RG. 
5D 619/37); unbeachtlich iſt dagegen der Irrtum über 
Rechtsbegriffe, der ſogenannte Strafrechtsirrtum, der als 
vorliegend erachtet worden iſt, wenn der Täter annahm, 
die von ihm gewählte Art der geſchlechtlichen Betätigung 
ſei nicht „Geſchlechtsverkehr“ im Sinne des Blutſchützé. 
(1D 365/36 v. 15. Jan. 1937; 1 D 373/36 v. 15. Jan. 
1937; 1 DP 789/36 v. 3. Nov. 1936), wenn er angenom⸗ 
men hat — in Unkenntnis der 1. AusfVO. —, daß der 
Verkehr mit Staatenloſen nicht verboten ſei (1D 990/36 vom 
26. Jan. 1937), wenn er geglaubt hat, daß der Verkehr 
mit einem zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft gehörenden 
Miſchling 1. Grades erlaubt ſei (2 D 763,36 v. 7. Jan. 1937; 
1D 789/36 v. 3. Nov. 1936), wenn er in Kenntnis feiner 
Zugehörigkeit zur Synagogengemeinde annahm, weil er ſich 
innerlich von der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft abgewandt 
habe, falle er nicht unter die Nürnberger Geſetze (3 D 1053/36 
v. 8. Febr. 1937). Vgl. zu Raſſenſchande und Rechtsirrtum 
Klee: DStrR. 1937, 14. 


IV. Die Strafe 


Da die erſtinſtanzlichen Entſcheidungen im allgemeinen 
in der Fachpreſſe nicht bekannt werden, die Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen aber über das verhängte Strafmaß nur in 
den ſeltenſten Fällen berichten, ſo kann nur auf die vom 
„Stürmer“ laufend mitgeteilten Verurteilungen abgeſtellt 
werden, aus denen ſich eine. auffallende Verſchiedenartigkeit 
des Strafmaßes ergibt. In den vom „Stürmer“ berichteten 
Fällen gab es Urteile mit 5 Monaten Gefängnis und mit 
2 Jahren Zuchthaus, ohne daß ein merklicher Unterſchied 
in den abgeurteilten Verbrechen zutage trat. Dieſe Unter— 
ſchiedlichkeit iſt nicht angebracht; auffallend iſt auch, daß die 
Mehrzahl der bekannt gewordenen Urteile auf Gefängnis⸗ 
ſtrafen, vielfach unter 1. Jahr, erkennt. Naſſenſchande iſt 
immerhin ein Verbrechen, das in ſeiner Verwerflichkeit den 
anderen großen Verbrechen am Volkskörper — Hochverrat 
und Landesverrat — nahekommt. Dieſer Beurteilung des 
Verbrechens gemäß iſt ein Strafrahmen gewählt worden, der 
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eine harte Ahndung des Raſſenverrats und der Raſſenſchän⸗ 
dung ermöglicht. Nicht umſonſt iſt das Verbrechen mit Zucht- 
haus bis zu 15 Jahren bedroht! 

Welche der beiden Strafarten — Zuchthaus oder Ge- 
fäugnis der Tatrichter im Einzelfall anwenden will, iſt 
ſeinem Ermeſſen überlaſſen (1 961/36 v. 19. Jan. 1937). 
„Er hat die Tat nach jeder Richtung zu prüfen, ihre Schwere 
abzuwägen, die Perſönlichkeit des Täters zu ergründen und 
zu würdigen, und ſich dann nach pflichtmäßigem Ermeſſen 
zu entſcheiden“ (RG. 2D 50/37 v. 18. Febr. 1937). Entſchei⸗ 
dend kommt es auf die Stärke des gegen die Erhaltung der 
Raſſereinheit des deutſchen Volkes und feiner Ehre gerichteten 
Angriffs an: die Geſchlechtsehre der beteiligten Frau wird 
nicht durch dieſes Geſetz geſchützt (RG. 1 D 365/36 v. 15. Jan. 
1937). Zuläſſig iſt es, die Strafe beſonders hoch zu bemeſſen, 
um andere von demſelben Verbrechen abzuhalten; der Umſtand, 
daß nach der Tat die Fälle der Raſſenſchande ſtark zugenom⸗ 
men haben, darf zur Begründung der Höhe der Strafe ver⸗ 
wertet werden (NG. AD 699/37 v. 12. Okt. 1937). Ein 
nach dem römiſchen Abkommen v. 3. Dez. 1934 zunächſt nicht 
verfolgbares raſſenſchänderiſches Verhalten kann, wenn die 
Vorausſetzungen des Abkommens ſpäter entfallen, bei der 
Strafzumeſſung für das ſpätere Verbrechen berückſichtigt wer 
den (NG. 3D 514/37 v. 2. Aug. 1937). 

Erſchwerend kann berückſichtigt werden, wenn die Raſſen⸗ 
ſchande zugleich einen Ehebruch darſtellt (NG. 1D 990/36 
v. 26. Jan. 1937), desgl. wenn der Täter mit mehreren 
Frauen Raſſenſchande treibt; dadurch kommt eine beſondere 
Intenſität des verbrecheriſchen Willens zum Ausdruck. Nicht 
aber darf der Gedanke eines „Treubruchs“ (1) verwertet wer⸗ 
den, den eine Strafkammer darin ſah, daß der angeklagte 
Jude ſein Dauerverhältnis zu einer deutſchblütigen Frau 
durch einen „Seitenſprung“ gebrochen hatte (RG. 1 D 373/36 
v. 15. Jan. 1937). 

Strafmildernd kann berückſichtiget werden, daß der An 
geklagte ſich in einem — unbeachtlichen — Strafrechtsirrtum 
befand und deswegen nicht bewußt gegen das Geſetz verſtieß 
(NS. 10 990/36 v. 26. Jan. 1937; 1D 365/36 v. 15. Jan. 
1937; 1D 373/36 v. 15. Jan. 1937); auch das Verhalten 
des anderen Teils kann ſtrafmildernd berückſichtigt werden 
(RG. 1D 157/37 v. 16. Juli 1937). Keinesfalls darf eine 
angebliche Abſicht des Täters, die Fran, mit der er Naffen- 
ſchaude trieb, zu heiraten, ſtrafmildernd berückſichtigt werden 
(MG. 5D 213/37 v. 31. Mai 1937). 

Tatbeſtandsmerkmale „Gefährdung der Raſſereinheit“, 
„nach Erlaß des Geſetzes wider das deutſche Volk verſündigt“, 
„die deutſche Ehre mit Füßen getreten“, dürfen für die 
Strafzumeſſung nicht verwertet werden (RG. 3D 158/37 
v. 22. März 1937; 4 D 584/36 v. 26. Jan. 1937; 1D 542/36 
und 1D 515/36, beide v. 24. Juli 1936). 

„Mildernde Umſtände“ gibt es bei dem Verbrechen der 
Raſſenſchande nicht, da fie im Geſetz nicht beſonders erwähnt 
worden find (RG. 2 D 50/37 v. 18. Febr. 1937). 

Die Nebenſtrafe der Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte ($ 32 StGB.) kann nach dem NG. nur erkannt 
werden, wenn die Strafe auf Zuchthaus lautet (RG. 5D 
616/37 v. 20. Sept. 1937). Bei Gefängnisſtrafe iſt die Ab⸗ 
erkennung auch nicht durch entſprechende Rechtsanwendung 
(8 2 StGB.) zuläſſig (RG. 2D 282/36 v. 25. Mai 1936). 
Die Begründung ſcheint mir nicht ſtichhaltig. Wenn das RG. 
(RG. 1D 515/386 und 1D 542/36, beide v. 24. Juli 1936) 
ſagt: „Dadurch, daß der Geſetzgeber Gefängnis und Zuchthaus 
nebeneinander androht, hat er zu erkennen gegeben, daß nicht 
nur die Höhe der Strafe, ſondern auch die Wahl zwiſchen den 
beiden Strafarten von dem Maß des Verſchuldens im Einzel 
fall abhängen ſoll“, fo bedeutet das doch dem Sinne nach 
nichts anderes, als wenn im StGB. an anderen Stellen 
Zuchthaus angedroht und nur für beſondere Fälle („mildernde 
Umſtände“) Gefängnisſtrafe für zuläſſig erklärt iſt. Es iſt bei 
der Raſſeuſchande auch nicht etwa wie beim Betrug (8 263 
Abſ. 4 Stcf B.), daß auf Zuchthaus nur in beſonders ſchweren 
Fällen erkannt werden ſoll. Dann wäre — wie beim Betrug — 
Raſſenſchande nur ein Vergehen, was das RG. ſelbſt ab- 
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lehnt. Iſt aber Raſſenſchande ein Verbrechen, ſo iſt es unbe⸗ 
achtlich für die Frage der Ehrenſtrafe, daß (zu leſen: für 
leichte Fälle) auch Gefängnisſtrafe zugelaſſen worden iſt; 
denn da „bei allen Verbrechen Aberkennung der Ehrenrechte 
zuläſſig iſt“ (KFohlrauſch § 32 Anm. 1), kann es keinen 
Unterſchied machen, ob zu Gefängnis wegen geringerer Schuld 
oder „wegen mildernder Umſtände“ verurteilt wird. Daß das 
NG: RSStr. 25, 408 anders entſchieden hat, kaun hier, 
wo es ſich um eins der ehrlofeften Verbrechen handelt, deſſen 
Ahndung gerade zum Schutz der deutſchen Ehre angeordnet 
iſt, von keiner Bedeutung ſein. 


V. Strafverfahren 

Die Vernehmung des Kriminalbeamten über die Aus⸗ 
ſagen, die die beteiligte Frau im Ermittlungsverfahren ge⸗ 
macht hat, iſt zuläſſig. Wird aber die Richtigkeit der Mit⸗ 
teilungen angefochten, fo muß die Frau ſelbſt vernommen 
werden (8 250 StpoO.; RG. 1 D 775/36 v. 15. Jan. 1937). 
Die Frau, die an der Raſſenſchande beteiligt iſt, iſt nicht 
Verletzte im Sinne des § 61 Nr. 2 StPO.; nicht zu ihrem 
Schutz iſt das Geſetz erlaſſen, ſondern zum Schutz des deut⸗ 
ſchen Volkes; durch die Raſſenſchande wird das deutſche Volk 
in ſeiner Geſamtheit verletzt. Die an der Raſſenſchaude be⸗ 
teifigte Frau iſt daher auf ihre Ausſage zu beeidigen, wenn 
nicht andere Gründe für die Nichtbeeidigung vorliegen (RG. 
1D 39/37 v. 12. Febr. 1937). 

Auch § 61 Nr. 4 StpO. greift nur dann ein, wenn das 
Gericht der Überzeugung iſt, daß die Zeugin von der Wahr⸗ 
heit abgewichen iſt, weil ihr die Bekennung der Wahrheit zur 
Unehre gereichen würde (RG. 1D 1076/36 v. 9. Febr. 1937). 

Die Frau iſt nicht etwa zur Ausſageverweigerung oder 
Eidesverweigerung berechtigt, weil fie mit dem Angeklagten. 
verlobt jet; denn ein Verlöbnis zwiſchen Juden und deutſch⸗ 
blütigen Staatsangehörigen, deſſen Erfüllung — die Ehe — 
nach 88 1, 5 Blutſchutzch. unter Zuchthausſtrafe ſteht, iſt 
nichtig. Ein ſolches vor dem 15. Sept. 1935 beſtehendes Ver⸗ 
löbnis iſt durch das Blutſchutzch. nichtig geworden (RG. 2D 
50/37 v. 18. Febr. 1937; AD 513/37 v. 30. Juli 1937). 


VI. Beſondere Fälle 
1. Teilnahme 

Die Frau iſt zwar nicht wegen Raſſenſchande ſtrafbar, 
da 8 5 Blutſchutzch. ausdrücklich nur den Mann für ſtrafbar 
erklärt. Sie kann aber wegen Begünſtigung beſtraft werden, 
wenn ſie zugunſten des Angeklagten unwahre Ausſagen macht 
(RG. 3D 55/37 v. 8. März 1937). 

Im Gegenſatz zu Stuckart-Globke (S. 122) und 
in Übereinſtimmung mit der Forderung von Gleis pach 
(DR. 1936, 258) bin ich der Meinung, daß auch die Anſtif⸗ 
tung der Frau zur Raſſenſchande des Mannes ſtrafbar iſt. 
Falſch iſt die Begründung von Stuckart⸗Globke, die 
getroffene Regelung diene dem Schutz der Frau. Es war mit 
dem Blutſchutzch keineswegs daran gedacht, die jüdiſche Frau 
oder einen artvergeſſenen deutſchen Mann zu „ſchützen“, das 
Geſetz dient auch nicht dem Schutz der ſich an einen Juden 
wegwerfenden ehrloſen deutſchblütigen Frau, oder gar der 
Straßendirne, das Geſetz ſchützt vielmehr einzig und allein 
das deutſche Volk gegen die Angriffe des Judentums auf 
feinen raſſiſchen Beſtand und gegen den ehrloſen Raſſe⸗ 
verrat „deutſcher“ Frauen und „deutſcher“ Männer. Die 
„notwendige“ Teilnahme der Frau am Verbrechen der Raſ⸗ 
ſenſchaude liegt nur in dem Mitwirken bei der geſchlechtlichen 
Betätigung des Mannes, gleichviel, ob dies Mitwirken ein 
Dulden oder Tun iſt; alles, was über dieſes bloße Mitwirken 
hinausgeht, wird durch die ſtrafloſe „notwendige“ Teil⸗ 
nahme nicht mehr gedeckt, alſo auch nicht das vorangehende 
Tun, die Anſtiftung; das iſt für andere Fälle der notwendigen 
Teilnahme in zahlreichen Urteilen angenommen (vgl. JW. 
1937, 1743? mit Zitaten), und das muß auch für die Raſſen⸗ 
ſchande gelten (ebenjo Kohlrauſch S. 113 Ziff. 7, Vor⸗ 
bem. zu § 47 StGB.). 

Ein nicht zu den Beteiligten gehöriger Dritter kann Bei⸗ 
hilfe zur Raſſenſchande begehen, dieſe kann in Tateinheit mit 
Kuppelei ſtehen (RG. 4 D 604/36 v. 5. Febr. 1937). 


2. Tateinheit, Fortſetzungszuſammenhang 


Raſſenſchande kann mit anderen Straftaten in Tateinheit 
begangen werden, fo z. B. mit einem Verbrechen gegen & 176 
Ziff. 3 StGB. (1D 876/36 v. 9. Febr. 1937) oder 8 176 
Ziff. 1 StB. (5 D 288/37 v. 3. Mai 1937). 


Ob Raſſenſchande gegenüber mehreren Frauen in Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang begangen werden kann, hat das RG. 
(4D 604/36 v. 5. Febr. 1937) offen gelaſſen. Die Frage iſt 
zu bejahen, da nicht die einzelne Frau das geſchützte Rechts⸗ 
gut iſt und das Verbrechen nicht an, ſondern mit ihr be⸗ 
gangen wird. Auf den Nachweis des generellen Vorſatzes wird 
aber beſonderes Gewicht zu legen ſein, wie überhaupt bei der 
Annahme von Fortſetzungszuſammenhang ganz allgemein 
Zurückhaltung geboten iſt. 


Es braucht keineswegs zur Beſtrafung ein raſſeſchän⸗ 
deriſches Dauerverhältnis vorzuliegen. Jeder einzelne Fall 
von Geſchlechtsverkehr (Beiſpiel: mit einer Dirne) iſt ſtrafbar 
(RG. 1D 876/36 v. 9. Febr. 1937). Vielmehr muß ein 
Dauerverhältnis als ſtraferſchwerend angeſehen werden (ebenfo 
Freisler: DStrR. 1936, 394). 


3. Doppelſtgater 


Zur Verfolgung von Ausländern bedarf es der Zuſtim⸗ 
mung des RIM. und des RMd ., das gilt jedoch nicht für 
Doppelſtaater, die neben der deutſchen noch eine fremde 
Staatsangehörigkeit beſitzen. Sie ſind nur nach ihrer deut⸗ 
ſchen Staatsangehörigkeik zu behandeln (OLG. Hamm, 1 Ws 
237/36 v. 30. Juni 1936). 
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Schrifttum 


RegR. Johannes Abraham, Berlin: Praktiſcher 
Zührer durch das Gewerbeſteuerrecht. Köln 
1937. Verlag Dr. Otto Schmidt. 578 S. (Loſeblattbuch.) Preis 
kart. 10,80 %%, in Kunſtleder 11,80 .. 

Verf, der über eine langjährige Praxis auf dem Gebiete 
des Gewerbeſteuerrechts verfügk und bereits 1931 durch ein Er⸗ 
läuterungsbuch zum Preußiſchen Gewerbeſteuerrecht ſchriftſtelle⸗ 
riſch hervorgetreten iſt, hat vorliegend ein Werk geſchaffen, das er 
nit Recht als einen praktiſchen Führer durch das Gewerbeſteuer 
recht bezeichnen kann. Denn es iſt ihm gelungen, im Anſchluß 
an den zuſammenhängend vorausgeſchickten Text des Geſ. vont 
„Dez. 1936 und der dazu ergangenen 1. DurchfVO. eine ſyſtema⸗ 
tiſche Abhandlung über dieſes ſchwierige Rechtsgebiet einſchließ⸗ 
lich des Verfahrensrechts zu geben, die ſich durch überſichtliche 
Anordnung des Stoffes und eine anſchauliche, mit zahlreichen Bei⸗ 
ſpielen verdeutlichte Darſtellungsweife auszeichnet, alſo geeignet 
iſt, der Praxis als Leitfaden bei allen auftauchenden Zweifels⸗ 
fragen zu dienen. Beſonders hervorzuheben ſind die Gründlichkeit 
und Wiſſenſchaftlichteit, mit der Verf, an die einzelnen Probleme 
herangeht, die erſchöpfende Berückſichtigung, die er dabei dem 
Schrifttum und der Rechtſprechung, vor allem auch den Entſchei 
dungen des PrO V., zuteil werden läßt, und die ſelbſtändige Stel⸗ 
lungnahme, die er nie verabſäumt, wo abweichende Meinungen 
einander gegenüberſtehen. Dabei iſt es für die Bewertung des 
Buches unerheblich, ob man den vertretenen Anſichten überall fol 
gen kann. Bedenklich kann z. B. der S. 73 eingenommene Stand- 
punkt ſein, eine OHG., die eine nicht in Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaft beſtehende, ihrer Art nach nichtgewerbliche Tätigkeit, z. B. 
Verwaltung des eigenen Vermögens, entfalte, müſſe im Gegenſatz 
zur Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts gewerbeſteuerrechtlich 
gleichwohl als gewerblich tätig betrachtet werden. Dies läßt ſich 
m. E. mit dem Wortlaut des § 2 Abſ. 2 Ziff. 1 GewStch. nicht 
vereinigen, der bei allen Perſonalgeſellſchaften einen Gewerbe 
betrieb vorausſetzt. Verpachtet alſo z. B. eine OHG. ihren Ge 
werbebetrieb in der Geſamtheit, ſo hört ſie damit auf, gewerb⸗ 
licher Unternehmer zu ſein und kann dann nicht neben dem Päch 
ter lediglich kraft ihrer Rechtsform noch zur Gewerbeſteuer heran⸗ 
gezogen werden. Wie man aber auch zu den einzelnen Problemen 
ſtehen mag, in jedem Fall bleibt es das Verdienſt des Verf, ſie 
aufgezeigt und Wege zu ihrer Löſung gewieſen zu haben. Man 
kann daher ſeinem Werk, das als Loſeblattbuch mit Druckknopf⸗ 
mechanik ausgeſtattet iſt und für das im Bedarfsfalle Erſatz⸗ und 
Ergänzungsblätter vorgeſehen ſind, nur weite Verbreitung in Fach 
kreiſen wünſchen. 

OVGR. Heydtmann, Berlin. 


Prof. Dr. Friedrich Schmidt, Mink., und Dr. Herman u 
Bellinger, Ogeggt., beide im NATLM.: Die Klein 
jtedlung. (Handbücherei des Wohnungs- u. Siedlungs- 
weſeus. Heft 25.) Eberswalde 1937. Verlagsgeſ. Rudolf 
Müller. XII, 447 S. Preis kart. 6,85 KU. 

Die Verf., die weit über die Fachkreiſe hinaus als hervor- 
ragende Kenner des Kleinſiedlungsweſens bekannt ſind, haben 
im Anſchluß an die neuen Beſtimmungen über die Kleinſied 
lung v. 14. Sept. 1937 in dieſem Heft eine umfaſſende Dar- 
ſtellung des geſamten geltenden Rechts der Kleinſiedlung ge— 
geben. Gerade das Kleinſiedlungsrecht hat in den letzten Jahren 
wiederholte Anderungen und Ergänzungen erfahren, und zwar 
nicht nur durch beſondere, allein das Kleinſiedlungsweſen be— 


handelude, ſondern auch durch andere, die Kleinſiedlung be 
rührende oder ſich auf dieſe erſtreckende Geſetze, Verordnungen 
und Erlaſſe. Die Verf. haben damit einem in der Praxis iu 
der letzten Zeit immer ſtärker auftretenden Bedürfnis Genüge 
getan. Sie haben in beſonders glücklicher Weiſe ihre Aufgabe 
gelöſt, alle auf dem Gebiete der Kleinſiedlung erlaſſenen oder 
doch für die Kleinſiedlung bedeutſamen Vorſchriften in einer für 
den Praktiker überſichtlichen und klaren, dabei handlichen Form 
zuſammenzuſtellen. 


Teil! des Heftes gibt eine kurze, trotzdem aber erſchöp 
fende ſyſtematiſche Darſtellung und Einführung in die neuen 
Beſtimmungen über die Förderung der Kleinſiedluug v. 14. Sept. 
1937, die bekanntlich die letzte zuſammenfaſſende Neuordnung 
dieſer Vorſchriften v. 21. April 1936 abgelöſt haben. Hier wer— 
den die Grundgedanken und die Zielrichtung der Kleinſiedlung 
in ebenſo geſchickter wie allgemeinverſtändlicher Form entwickelt. 
In Teil II werden die grundlegenden Geſetze und Berord- 
nungen, insbeſondere die Beſtimmungen über die Förderung 
der Kleinſiedlung v. 14. Sept. 1937, erläutert. Gerade die Aus⸗ 
führlichkeit unter Beſchränkung auf das Notwendige macht das 
Buch zu einem wertvollen Hilfsmittel für den Praktiker. Das 
gilt aber in gleichem Maße auch für Teil III, der alle ſon 
fligen Vorſchriften, die die Kleinſiedlung berühren oder ſich doch 
auf dieſe mit erſtrecken, umfaßt. Theoretiker und Praktiker 
werden dieſem Teil ihre beſondere Aufmerkſamkeit ſcheuken, 
weil er alle nur irgendwie mit der Kleiuſiedlung in Zuſammen— 
hang ſtehenden Vorſchriften nach Sachgebieten überſichtlich und 
zweckmäßig ordnet. Der Schluß des Heftes bringt ein 
Verzeichnis der Bewilligungs- und Anerkennungsbehörden, des 
Reichsheimſtättenamtes der DaF. und der Gauheimſtätten⸗ 
ämter ſowie Auſchriften der Arbeitsgemeinſchaften zur För⸗ 
derung des Arbeiterwohuſtättenbaues und endlich eine Überjicht 
über die bisherigen Ergebniſſe der Kleinſiedlung. 


Augeſichts des beſonderen Wertes, der dieſem Buch für 
Theoretiker und Praktiker zukommt, iſt ihm weiteſte Werbrei- 
tung zu wünſchen. 

AGR. Dr. Koenig, Berlin. 


Die Geſetzgebung Adolf Hitlers. Hrsg. von Dr. Wer⸗ 
ner Hoche, Min R. im R.⸗ u. PrMdg. Heft 24. Berlin 
1937. Verlag Franz Vahlen. 632 S. Preis geb. 6,80 AM, 
kart. 6,0 RM. 


Wer ſich durch die zahlreichen geſetzlichen Beſtimmungen, 
vor allem durch die Anderungen beſtehender Geſetze, nicht mehr 
durchfindet, der kann getroſt 
Hitlers“ greifen. nebſt Durch- 
führungsvorſchriften einſchl. wichtigen Erlaſſen und Begrün⸗ 
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Blutſchutzgeſetz 


1. RG. — 58 3, 5 BlutſchutzGG. Tarnung eines jüdiſchen 
Haushalts. Der Verſuch, das Geſetz zu umgehen, und der Ver⸗ 
dacht der Raſſenſchande dürfen ſtraferſchwerend verwertet 
werden. 

Der angekl. Inde war vor Erlaß der Nürnberger Ge⸗ 
ſetze Haushaltungsvorſtand einer Wohnung, in die er die 


Sch., eine deutſche Staatsangehörige deutſchen Blutes unter 


45 Jahren, im Rahmen eines Arbeitsverhältniſſes aufge- 
nommen hatte. Hieran hat ſich in Wahrheit auch nach Exlaß 
der Nürnberger Geſetze nichts geändert. Der Angekl. hat nur 
inſofern den wahren Zuſtand getarnt, als er nach einer vor⸗ 
übergehenden völligen Trennung fein Wohnungsſchild ent⸗ 
fernte und das der Sch. anbrachte und als Schlafſtelle für 
die Nacht ein möbliertes Zimmer benutzte. Er ſtellte der 
Sch. wie zuvor die Mittel zur Führung des gemeinſamen 
Haushalts und zur Pflege der Wohnung zur Verfuͤgung und 
entlohnte ſie für ihre Tätigkeit. Der ganze Zuſchnitt des 
täglichen Zuſammenlebens blieb der einer Hausgemeinſchaft, 
und ſo wirkte er auch nach außen. 

Daran ändert nichts der Umſtand, daß der Angekl. in 
der Wohnung nachts nicht ſchlief, ſondern zum Schlafen ein 
möbliertes Zimmer benutzte und vielleicht nur dort polizeilich 
gemeldet war. Jeder Menſch kann mehrere Wohnungen 
haben; jede bildet dann ſeinen „Haushalt“ i. S. des § 3 
Blutſchutzch. Anderenfalls könnte jeder Jude die Vorſchrift 
des § 3 Blutſchutz c. dadurch umgehen, daß er ſich eine 
Schlafſtelle mietet, aber fein Leben hauptſächlich in einer an- 
deren Wohnung verbringt, in der eine deutſche weibliche 
Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes der 
Gefährdung durch ihn ausgeſetzt wäre, die der Geſetzgeber 
durch $ 3 Blutſchutzch. gerade ausſchalten wollte. Das kann 
unmöglich der Wille des Geſetzgebers geweſen ſein. 

Auch der Umſtand, daß die Möbel der gemeinſamen 
Wohnung ſchon vor Erlaß der Nürnberger Geſetze der Sch. 
gehörten, ſchließt nicht aus, daß die gemeinſame Wohnung 
auch der Haushalt des Angekl. war. Auch bei Eheleuten ge⸗ 
hören die Möbel oft nur der Ehefrau. 

Das LG. hat daher ohne Rechtsirrtum den Angekl. als 
Haushaltungsvorſtand des in der gemeinſam benutzten Woh- 
nung geführten Haushalts angeſehen. Es handelte ſich in 
Wahrheit trotz des Namensſchildes auf den Namen Sch. um 
einen „jüdiſchen Haushalt“, deſſen Haushaltungsvorſtand 
der Angekl. war (vgl. § 12 Abſ. 1 der 1. AusfVO. zum 
BlutſchutzGG.). Der Angekl. durfte daher nach § 3 Blut⸗ 
ſchutzch. die Sch. in feinem Haushalt nicht „beſchäftigen“. 

Für den Vorfatz des Angekl. iſt nur erforderlich, daß 
er die Tatſachen kennt, aus denen ſich ſeine Strafbarkeit er⸗ 
gibt, und hiergegen beſtehen keine Bedenken. Selbſt wenn er 
geglaubt haben würde, ſich bei dem von ihm beachteten Vor⸗ 
gehen nicht ſtrafbar zu machen, ſo würde das nur einen für 
die Schuldfrage unbeachtlichen Strafrechtsirrtum darſtellen. 
Er iſt daher mit Recht aus SS 3, 5 Abſ. 3 Blutſchutz c. be 
ſtraft worden. 

Die Angriffe gegen die Strafzumeſſungsgründe ſind 
ebenfalls unbegründet, da bei ihnen ein Rechtsirrtum nicht 
erſichtlich iſt und die Strafe ſich innerhalb des geſetzlichen 
Strafrahmens hält. über die Höhe der Strafe innerhalb des 
geſetzlichen Strafrahmens hat nur der Tatrichter zu ent⸗ 
ſcheiden. Das LG. war im Rahmen des ihm zuſtehenden 
freien richterlichen Ermeſſens auch durchaus befugt, das Ver— 


halten des Angekl. dahin zu beurteilen, daß er nach Maſchen 
ſucht, durch die er den durch die Nürnberger Geſetze getrof- 
fenen Anordnungen ſtraflos entſchlüpfen kann, daß er ſich 
aber darüber klar war, daß ſein Zuſammenleben mit der Sch. 
in dieſer Form nicht zuläſſig war. Selbſt wenn er es auf 
Grund eines Strafrechtsirrtums nicht für ſtrafbar hielt, kann 
er nach der erſichtlichen Annahme des LG. doch nicht darüber 
im Zweifel geweſen ſein, daß ein ſo enges Zuſammenleben 
mit einem deutſchen weiblichen Staatsangehörigen deutſchen 
Blutes dem im Blutſchutz G. verankerten Willen des deut⸗ 
ſchen Volkes nach ſcharfer Trennung der deutſchen Volksge⸗ 
noſſen von den Juden aufs ſchwerſte widerſpricht und ge⸗ 
eignet ſein muß, ſchärfſte Empörung der deutſchen Volks⸗ 
genoſſen hervorzurufen. Schon dieſes Verhalten berechtigte 
das LG. zur Verhängung einer empfindlichen Freiheitsſtrafe. 
Die Annahme, daß das LG. die Strafe nur deshalb ſo hoch 
bemeſſen habe, weil dringender Verdacht der Raſſenſchande 
beſtehe, ergibt ſich nicht aus dem Urteil. Das LG. wäre aber 
durchaus berechtigt geweſen, auch aus dieſem Grunde auf eine 
harte Strafe zu erkennen, da bei der Strafzumeſſung alle 
Umſtände des Falles berückſichtigt werden müſſen, im vorl. 
Falle alſo auch, daß er die deutſchen Volksgenoſſen in ihrer 
Ehre ſchon dadurch auf das ſchwerſte verletzt hat, daß er 
durch ein ſo enges Zuſammenleben mit der Sch. in einer 
gemeinſamen Wohnung den dringenden Verdacht erregen 
mußte, er treibe mit ihr Raſſenſchande, auch wenn dieſer 
Verdacht unbegründet war. 


(RG., 5. StrSen. v. 21. Okt. 1937; 5 D 558/37.) 


* 

2. RG. — 8 5 Blutſchutzcz. Es iſt zuläſſig, die Strafe 
beſonders hoch zu bemeſſen, um andere von derſelben Untat ab⸗ 
zuhalten. Deshalb darf zur Begründung der Höhe der Strafe 
neben dem Sühnezweck auch der Umſtand herangezogen werden, 
daß nach der Tat die Fälle der Raſſenſchande ſtark zugenom⸗ 
men hätten. 


(RG., 4. StrSen. v. 12. Okt. 1937, 4D 699/37.) 


Strafgeſetzbuch 


n 3. RG. — SS 2, 259 StG. „Erſatzhehlerei.“ — Mit⸗ 
genuß eines Überfluſſes an ſtrafbar erworbenen Sachen iſt 
wie Hehlerei ſtrafbar. — § 2 StGB. kommt erſt zum Zuge, 
wenn feſtſteht, daß ein geſetzlicher Straftatbeſtand nicht erfüllt 
iſt. — Wahlweiſe Feſtſtellung der unmittelbaren oder der 
entſprechenden Anwendung eines Strafgeſetzes iſt grund⸗ 
ſätzlich zuläſſig. 

Die Str. hat nicht feſtſtellen können, daß die beiden Ehe⸗ 
frauen den Willen betätigt hätten, die geſtohlenen Lebensmittel 
und Leckereien in ihre eigene Verfügungsgewalt von den Ehe⸗ 
männern zu übernehmen, ſondern es iſt nur erwieſen, daß ſie 
ſich am Genuß dieſer Dinge innerhalb des gemeinſchaftlichen 
Haushalts beteiligten. Hier fehlt es alſo an einem weſentlichen 
Merkmal des Anſichbringens i. S. der ſtändigen Rſpr. zum 
§ 259 StGB. (vgl. RGSt. 39, 308). In Kenntnis dieſer Rſpr. 
ſtützt die Stra. den Schuldspruch hinſichtlich des Mitverzehrens 
nur auf die von ihr bejahte entſprechende Anwendbarkeit 
der Strafvorſchrift gegen Hehlerei unter Berufung auf den 82 
StGB. n. F. 

Wenn davon abgeſehen werden könnte, zu welcher Zeit die 
hier in Betracht kommenden Straftaten begangen worden ſind, 
fo wäre die Entſch. des LG. zutreffend. Aus dem erwieſenen 
Sachverhalt iſt zu entnehmen, daß die Ehefrauen bei dem Mit⸗ 
verzehren der Lebensmittel und Leckereien nicht etwa nur den 
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notwendigen Lebensunterhalt angenommen haben, den die Ehe- 
männer auf Grund ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht zu ge⸗ 
währen verpflichtet waren, ſondern offenſichtlich wurde durch 
die großen Mengen von Geflügel, Kaninchen, Süßigkeiten uſw., 
die als Diebſtahlsbeute zur Verfügung geſtellt wurden, das 
Maß deſſen weit überſchritten, was die Ehemänner unter den 
für fie gegebenen Lebensverhältniſſen als notwendigen Lebens- 
unterhalt ihren Ehefrauen zu leiſten hatten. Ein folder Mit- 
genuß eines Überfluſſes au ſtrafbar erworbenen Sachen ver 
dient nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung. Sie entſpricht 
in einem ſolchen Falle auch einem Grundgedanken des 8 259 
StGB., nach dem eine Strafe dafür eintreten ſoll, daß jemand 
aus Eigennutz zum Nachteile des Geſchädigten einen rechts⸗ 
widrigen Zuſtand aufrechterhält oder ſogar verſchlimmert, der 
durch eine vorhergehende ſtrafbare Tat eines anderen herbei⸗ 
geführt worden iſt (RGSt. 70, 377 = JW. 1937, 172 v0; 
Gürtner, „Das kommende Strafrecht“, Beſond. Teil, 
2. Aufl., S. 499); denn wer geſtohlene Gegenſtände mitverzehrt, 
alſo verbraucht, macht es durch dieſe Tätigkeit dem rechtmäßigen 
Eigentümer der verbrauchten Sachen unmöglich, ſie wieder— 
zuerlangen. 

Aber die Str. hat nicht beachtet, daß die entſprechende 
Anwendbarkeit der Strafgeſetze zuungunſten des Augekl. durch 
den $2 StGB. n. F. erſt mit Wirkung v. 1. Sept. 1935 an ein⸗ 
geführt worden iſt. 

Auf das vor dem 1. Sept. 1935 liegende Verhalten darf 
der § 2 StGB. n. F. nicht angewendet werden (RGSt. 70, 173 
JW. 1936, 1678 u; RGSt. 70, 277 JW. 1936, 2995 ©), 
Allerdings hat die Str. ohne Rechtsirrtum angenommen, daß 
ſich die BeſchwF. einer fortgeſetzten Handlung ſchuldig gemacht 
habe, und fortgeſetzte Handlungen ſind im Falle eines Wechſels 
der Strafgeſetze regelmäßig nach den Vorſchriften zu beurteilen, 
die am Ende der fortgeſetzten Handlung in Kraft ſtehen. Aber 
Einzelhandlungen, die zur Zeit ihrer Begehung noch überhaupt 
nicht ſtrafbar waren, dürfen in den Zuſammenhang der fort— 
geſetzten Straftat nicht einbezogen werden; ſie bleiben alſo 
ſtraflos (RGSt. 62, 1, 3). 

Die Sachlage ſpricht dafür, daß das LG. die Möglich— 
keit gehabt hätte, nähere Feſtſtellungen über den Hergang bei 
dem Erwerb von Kleidungsſtücken für die BeſchwF. zu treffen, 
ſolche Feſtſtellungen aber für unnötig gehalten hat, weil in 
jedem Falle auf Grund des $ 2 StGB. nach dem § 259 StGB. 
Strafe zu verhängen ſei. Auf dieſer Grundlage hat das LG. 
die Tat der Ehefrau J. entſprechend dem 8 259 StGB. 
wegen des „Kleidererwerbs“ als ſogenannte Erſatzhehlerel für 
ſtrafbar gehalten, ohne den Hergang dieſes Erwerbs näher dar⸗ 
zulegen. Eine ſolche Beurteilung iſt, auch abgeſehen von den 
ss 155 Abſ. 2, 244 Abſ. 2 StPO., ſchon aus ſachlich⸗ rechtlichen 
Gründen zu beauſtanden. Der Sachverhalt muß ſtets ſo weit 
aufgeklärt werden, daß entſchieden werden kann, ob ein Straf- 
geſetz unmittelbar anzuwenden iſt. Erſt wenn aus dem feſtge⸗ 
ſtellten Tatbeſtande für die unmittelbare Anwendung des 
Strafgeſetzes ein Hindernis hervorgeht, kann in der Regel über— 
haupt in Frage kommen, ob das Geſetz entſprechend auzuwen⸗ 
den ſei. Nur ausnahmsweiſe, falls ſich aus der Beweislage die 
Unmöglichkeit ergibt, den Sachverhalt vollkommen aufzuklären, 
kann es zuläſſig und ſogar geboten ſein, im Einzelfalle wahl⸗ 
weiſe — in entſprechender Anwendung der Vorſchriften über 
Schuldſprüche auf der Grundlage von Wahlfeſtſtellungen ($ 2 b 
StGB.) — auf Grund unmittelbarer oder entſpre⸗ 
chender Anwendung eines Strafgeſetzes Strafe zu verhängen. 
Das bedarf jedoch in jedem Falle einer beſonderen Begrün⸗ 
dung (ogl. § 267 b Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 2 StPO.). Daran 
fehlt es in dem angefochtenen Urteil. 

(RG., 1. StrSen. v. 28. Sept. 1937, 1 D 1100/36.) 
* 

4. RG. — 5 20a StGB. Bei der Entſch. darüber, ob die 
Vorausſetzungen des 8 20 a vorliegen, dürfen bloße Verdachts⸗ 
gründe gegen den Angekl. nicht verwertet werden (vgl. Urt. vom 
7. Jan. 1937, 2 D 834/36: JW. 1937, 699 1). 

Tatſachen, die nicht erwieſen ſind, ſondern nur für möglich 
oder wahrſcheinlich gehalten werden, können eine Verurteilung 


nicht begründen, und zwar weder im Schuldspruch noch im 

Strafausſpruch. Dies gilt auch für die Vermutung, daß der 

Angekl. noch ein anderes Vergehen, das nicht Gegenſtand der 

Anklage iſt, wahrſcheinlich begangen hat. Auch ſie iſt daher nicht 

geeignet, zu dem Nachweis der Vorausſetzungen, daß der Angekl. 

als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher handelte, beizutragen. 
(RG., 2. StrSen. v. 18. Okt. 1937, 2 D 583/37.) 


* 


* 5. RG. — 88 61, 185 StGB. Strafantrag iſt rechtzeitig 
geſtellt, wenn ein Angehöriger der Wehrmacht ihn in Urſchrift 
und Abſchrift ſeiner vorgeſetzten Dienſtſtelle einreicht und dieſe 
auch nur die Abſchrift innerhalb der Friſt an die Staatsan⸗ 
waltſchaft weiterreicht. 


Der Verletzte, der damals noch Kapitänleutnant der 
Marineverwaltung war, reichte beim Kommando der Marine- 
ſtation der Nordſee ein „an die Amts- und Staatsanwaltſchaft 
Bremerhaven“ gerichtetes, mit Datum vom 2. Okt. 1936 ver⸗ 
ſehenes und von ihm unterſchriebenes Schriftſtück ein, in dem 
er gegen den Angekl. Strafantrag ſtellte. Das Kommando gab 
eine Abſchrift des Schriftſtücks „an die Staatsanwaltſchaft Bre⸗ 
merhaven“ weiter. Die Abſchrift ging am 17. Okt. 1936 bei der 
Antsanwaltſchaft Bremerhaven ein. Auf deren Erſuchen reichte 
das Kommando der Marineſtation der Nordſee auch die Ur⸗ 
ſchrift ein, die am 23. Okt. 1936 bei der Amtsanwaltſchaft in 
Bremerhaven einging und von dieſer alsbald dem dortigen 
Oberſtaatsanwalt übermittelt wurde. 

Der dem Strafantrag zugrunde liegende Vorgang hat ſich 
am 23. Juli 1936 zugetragen. Der Verletzte hat ſich ſofort 
Kenntnis von der Perſon des Täters verſchafft. Demgemäß war 
nach § 61 StGB. der 22. Okt. 1936 der letzte Tag der Antrags⸗ 
friſt. Der Antrag wäre ſomit verſpätet geſtellt, wenn es darauf 
ankäme, wann die Urſchrift bei dem Amtsanwalt einge— 
gangen iſt. 

Wie der Senat ſchon in ſeiner Entſch. v. 3. Juli 1890 
(Goltd Arch. 38, 337) dargelegt hat, will der $ 158 StPO., wenn 
er ſchriftliche Form des Antrags fordert, eine ſichere Grundlage 
dafür ſchaffen, daß die Strafverfolgung vom Verletzten ernſtlich 
beabſichtigt wird; es ſoll verhütet werden, daß dies ſpäter be⸗ 
ſtritten und in Zweifel gezogen werden kann. Im vorl. Fall 
hat der Verletzte den von ihm eigenhändig unterſchriebenen 
Strafantrag bei ſeiner vorgeſetzten Behörde eingereicht und dieſe 
erſichtlich ermächtigt, ihn der zuſtändigen Strafverfolgungsbe⸗ 
hörde zu übermitteln. Die vom Geſetz erforderte Gewähr für 
die Eruſtlichkeit des Willens des Verletzten, die Tat verfolgt zu 
wiſſen, iſt auch dann vorhanden, wenn die vorgeſetzte Behörde 
zunächſt nur eine Abſchrift des in ihrer Verwahrung befind⸗ 
lichen Strafautrags an die Staatsanwaltſchaft weitergibt. Daß 
es ſich um eine mit der Urſchrift übereinſtimmende Abſchrift 
handelte, ergab ſich ſchon aus der Mitteilung der vorgeſetzten 
Behörde, wurde aber auch durch die ſpätere Übermittlung der 
Urſchrift beſtätigt. Unter dieſen Umſtänden iſt die Antragsfriſt 
hier dadurch gewahrt worden, daß während ihres Laufs eine 
Abſchrift des in den Händen der vorgeſetzten Behörde befind- 
lichen Strafantrags bei der Staatsanwaltſchaft eingereicht wor⸗ 
den iſt. 


(RG., 3. Str Sen. v. 11. Okt. 1937, 3 D 625/37.) 
* 


6. RG. — 8 153 StGB. Iſt die Ausſage, ſoweit fie unter 
den Eidesſatz fällt, richtig, ſoweit ſie von ihm nicht gedeckt wird 
aber falſch, ſo iſt keine Eidesverletzung gegeben. 

Die Angekl. war im bürgerlichen Rechtsſtreit zur Leiſtung 
des Offenbarungseides verurteilt worden. Sie ſollte unter ihrem 
Eide gemaß SS 2027 Abſ. 2, 260 BGB. Auskunft erteilen und 
gemäß SS 681, 666, 259 BGB. Rechnung legen. Der Eidesſatz 
ging dahin, daß fie den Beſtand des Nachlaſſes und die An» 
gaben über die Einnahmen nach beſtem Wiſſen ſo voll— 
ſtändig angegeben bzw. gemacht habe, als fie dazu imſtande ſei. 
Dieſen Eid hat die Angekl. geleiſtet. Sie hatte dem Gericht vor 
Leiſtung des Offenbarungseids ein Verzeichnis vorgelegt, das 
u. a. einen Schuldenpoſten von 7000 , enthielt, mit dem de⸗ 
Nachlaß bei dem Erbfall belaſtet geweſen ſein ſollte. Das 
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Schw. unterstellt als möglich, daß jene Schuld bei dem Erb⸗ 
fall nicht mehr beſtand und daß die Angekl. dies wußte. Das 
SchwG. hält dieſe Möglichkeit jedoch für rechtlich unerheblich, 
weil ſich die Offenbarungspflicht der Angekl., die über den Be⸗ 
ſtand des Nachlaſſes Auskunft geben ſollte, auf die Schul⸗ 
den nicht erſtreckt habe und die Angekl., wie ihr nicht zu wider⸗ 
legen ſei, auch ſelbſt der Überzeugung geweſen ſei, ihre Aus⸗ 
kunftspflicht erſtrecke ſich, ſoweit ſie den Beſtand des Nach— 
laſſes offenbaren ſollte, nur auf den Aktivbeſtand des Nach⸗ 
laſſes. Die Rechtsanſicht des Schw., daß ſich die Offenbarungs⸗ 
pflicht der Angell., die gemäß § 2027 BGB. Auskunft erteilen 
ſollte, nur auf den Aktiv beſtand des Nachlaſſes erſtreckte, trifft 
zu. Es kann daher auch die Auffaſſung des Schw., die Schutz⸗ 
behauptung der Angekl. habe ſich nicht widerlegen laſſen, inſo⸗ 
weit nicht von Rechtsirrtum beeinflußt ſein. Auch ſonſt ſind 
dieſe Ausführungen des Urteils rechtlich bedenkenfrei. Ob es 
für die Gegner der Angekl., die das Urteil im bürgerlichen 
Rechtsſtreit erlangt hatten, etwa von Intereſſe ſein konnte, 
auch über dieſen Schuldpoſten unterrichtet zu werden, iſt gegen 
über dem durchaus eindeutigen Wortlaut des Eidesſatzes ohne 
Belang. Die Angekl. kann daher nicht wegen Verletzung der 
Eidespflichten beſtraft werden. 

Gegenüber den Ausführungen des Oberreichsanwalts, der 
das Rechtsmittel der Staatsanwaltſchaft gegen das freiſpre⸗ 
chende Urteil des Schw. vertreten hat, ſei noch folgendes be⸗ 
merkt: Ein Teſtamentsvollſtrecker, der gemäß 88 2218, 666, 667, 
260 BGB. ein Beſtandsverzeichnis vorzulegen hat, macht ſich 
allerdings der Verletzung ſeiner Eidespflichten ſchuldig, wenn 
er unter feinem Offenbarungseide — § 260 Abſ. 2 BGB. — 
wider beſſeres Wiſſen bekundet, er habe einen in Ausgabe ge⸗ 
ſtellten Poſten, der tatſächlich nicht für Nachlaßzwecke geleiſtet 
worden iſt, für den Nachlaß bezahlt. Ein ſolcher Vorwurf wird 
aber gegen die Angekl. gar nicht erhoben. Schulden ſind zwar 
eine Laſt des Vermögens, ſie mindern aber noch nicht ſeinen 
Beſtan d. Das geſchieht erſt dadurch, daß aus dem Vermögen 
— hier aus dem Nachlaß — eine Leiſtung bewirkt wird. 
Letzteres kommt aber nach den Feſtſtellungen des Schw. nicht 
in Frage. 

Durch die Vorlage des Verzeichniſſes kann ſich die Angekl. 
allerdings noch eines Betrugs verſuchs ſchuldig gemacht 
haben. Dieſe etwaige Straftat war auch, ganz abgeſehen von 
dem Falle einer Tateinheit, durch den Eröffnungsbeſchluß jeden⸗ 
falls deshalb zur Unterſuchung gezogen worden, weil ſie mit 
dem Offenbarungseid, der den Gegenſtand des Eröffnungsbe— 
ſchluſſes bildete, ein geſchichtliches Vorkommnis darſtellte. Übri⸗ 
gens iſt dieſer Vorgang in der Anklageſchrift, die zur Erläute— 
rung des Eröffnungsbeſchluſſes heranzuziehen iſt, ausdrücklich 
erwähnt. Der etwaige Betrugsverſuch mußte daher auch bei der 
Urteilsfindung berückſichtigt werden ($ 264 StPO.). 

(RG., 5. StrSen. v. 14. Okt. 1937, 5 D 556/37.) 


* 
= 7. RG. — 8 174 Nr. 1 StB. Nicht nur die Hausfrau, 
ſondern auch der Mann iſt Erzieher des für einige Zeit in den 
Haushalt aufgenommenen Ferienkindes. — Kuß und Um⸗ 
armung ſind regelmäßig keine unzüchtigen Handlungen. 


Der Angekl. hat im Sommer 1934 die ihm durch die 
NS SV. für 6 Wochen als Ferienkind überwieſene Annelieſe 
S., die damals, wie der Angekl. wußte, erſt 13 Jahre alt 
war, öfter trotz ihrer Abwehr ohne erkennbaren äußeren An⸗ 
laß auf den Mund geküßt und zuweilen über dem Kleid an 
die Bruſt gefaßt. Er tat das nicht aus väterlichen Empfin⸗ 
dungen heraus, ſondern entſprechend feinem auch ſonſt zutage 
getretenen „zügellos geilen Verhalten“ aus geſchlechtlichen 
Beweggründen. Die Anwendung des § 176 Abſ. 1 Nr. 3 
StGB. auf dieſen Sachverhalt iſt rechtlich bedenkenfrei. 
Nicht frei von Rechtsirrtum iſt aber die Annahme des LG., 
daß der Angekl. in Tateinheit mit dem genannten Verbrechen 
ſich auch gegen den § 174 Nr. 1 StGB. vergangen habe, da 
er als Pflegevater des Kindes anzuſehen ſei. Die Eigenſchaft 
eines Pflegevaters kam dem Angekl. ſchon deshalb nicht zu, 
weil rein zeitlich betrachtet kein Verhältnis zu dem Kinde her⸗ 
geſtellt war, das dem natürlichen Verhältnis zwiſchen Eltern 
und Kindern entſpricht. Außerdem war die dem Angekl. 


übertragene Fürſorge nicht unbeſchränkt und ſelbſtändig, ſon⸗ 
dern weitgehend abhängig von der Einmiſchung und Entſchei⸗ 
dung der leiblichen Eltern des Kindes und des Wohlfahrt⸗ 
amtes, das ihm das Mädchen zugeteilt hatte (vgl. RG. : 
IB. 1929, 59424). Zur Aufhebung des Urteils nötigt dieſer 
Rechtsfehler jedoch nicht, weil die Strͤ. die Anwendung des 
§ 174 Nr. 1 StGB. weiterhin auch noch damit begründet 
hat, daß der Angekl. für das geiſtige und ſittliche Wohl des 
Kindes verantwortlich geweſen ſei und daher als deſſen Er⸗ 
zieher betrachtet werden müſſe. Dieſe Auffaſſung iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Wie das RG. in der Entſch. v. 25. Juni 
1937, 1 D 361/37 JW. 1937, 2384 1 näher dargelegt 
hat, erfordern die Zeitverhältniſſe eine Ausdehnung des Be⸗ 
griffs „Erzieher“. Es liegt auf der Hand, daß Kinder im 
Alter der Annelieſe S., die auf 6 Wochen der Obhut der 
Eltern entzogen werden, in dieſem Zeitraum nicht ohne ſorg⸗ 
faltige und verantwortungsbewußte Überwachung und Er⸗ 
ziehung in körperlicher und geiſtiger, namentlich auch ſitt⸗ 
licher Beziehung bleiben können, und die hieraus erwachſen⸗ 
den Aufgaben, wenn auch nicht ausſchließlich, ſo doch im 
weitgehenden Maße demjenigen zufallen, dem das Ferien⸗ 
kind zugeteilt wird. Es liegt hiernach in der Natur der 
Sache, daß gegenüber dem in die Familie aufgenommenen 
Ferienkind neben der Hausfrau auch dem Mann die Stellung 
eines Erziehers zuerkannt werden muß. Im Ergebnis iſt 
daher die Entſch. des LG. zutreffend. 

Nicht haltbar iſt das Urteil im Fall der Charlotte P. 
Wie das RG. in ſeinem Urteil v. 24. März 1924 (JW. 1925, 
3665) ausgeſprochen hat, wird ein Kuß nur deshalb, weil er 
zur Befriedigung der Sinnesluſt dient, im Volksempfinden 
noch nicht als unzüchtig angeſehen. Dasſelbe gilt von einer 
Umarmung. Von entſcheidender Bedeutung ſind hier erſt die 
näheren Umſtände des Einzelfalles (vgl. RGSt. 67, 110 JW. 
1933, 1260 26 und RGSt. 67, 170). 

(RG., 5. StrSen. v. 25. Okt. 1937, 5D 734/37.) 


* 

* 8. RG. — 8 175 b StGB. (5 175 a. F.); $ 2b StGB. 
Strafbare widernatürliche Unzucht liegt vor, wenn der Täter 
ſich durch körperliche Betätigung am Geſchlechtsteil des Tieres 
zum Zwecke der geſchlechtlichen Befriedigung desſelben zugleich 
ſelbſt ſinnlich erregen will. 

Die Mitangeklagte A. hat auf Veranlaſſung und mit 
Unterſtützung des Angekl. einem männlichen Hunde ſo lange 
am Geſchlechtsteil gerieben, bis bei dem Tiere geſchlechtliche 
Erregung und ſchließlich Samenerguß eintrat. Dieſer Erfolg 
war von beiden Angekl. beabſichtigt. Beide bezweckten damit, 
die Sinnenluſt des BeſchwF. vor der von ihm beabſichtigten 
Vollziehung des natürlichen Beiſchlafs mit einer weiblichen 
Perſon „aufzupeitſchen“. Daß die A. zur Erregung auch ihrer 
eigenen Sinnenluſt handelte, iſt nicht feſtgeſtellt. 

Die Tatzeit, ob vor oder nach dem Inkrafttreten des 
§ 175 b StGB. in der neuen Faſſung, iſt nicht ermittelt. Das 
LG. hat den BeſchwF. wegen Vergehens gegen § 175 StGB. 
a. F. „zw.“ § 175 b StGB. n. F. beſtraft. Hiergegen find keine 
rechtlichen Bedenken zu erheben. 

Die genannten — in ihrem ſachlichen Inhalt übereinſtim⸗ 
menden — Geſetzesbeſtimmungen bedrohen nicht jede unzüchtige 
Handlung eines Menſchen mit einem Tiere mit Strafe. Die 
frühere, zu § 175 a. F. ergangene Rſpr. und Rechtslehre er- 
forderte dazu Berührung des Körpers des Tieres durch den Ge⸗ 
ſchlechtsteil des Täters, und zwar unter beiſchlafsähnlichem Ge⸗ 
brauch, begangen in der Abſicht geſchlechtlicher Befriedigung des 
Täters. Zur Frage der Beiſchlafsähnlichkeit iſt dabei die zur 
gegenſeitigen Onanie unter Männern entwickelte Rſpr. ſinn⸗ 
gemäß angewendet worden (vgl. u. a. RGSt. 3, 200; 23, 289; 
48, 235). Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt zu eng. Durch den Wort⸗ 
laut des Geſetzes alter wie neuer Faſſung iſt ſie nicht geboten. 
Sie kann nach dem jetzigen Rechtsempfinden nicht aufrechter⸗ 
halten werden. Es ſeien für die rechtliche Betrachtung der Frage 
zwei Fälle herangezogen, die in der Enzyklopädie der Krimina⸗ 
liſtik, Bd. 8, „Der Sexualverbrecher“, S. 554 und „Das Weib 
als Sexualverbrecherin“, S. 335 berichtet find. In dem einen 
hatte ein gleichgeſchlechtlich veranlagter Mann eine männliche 
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Dogge dazu gebracht, mit ihm den Verkehr in feinen After 
auszuüben. In dem anderen hatte eine Lohndirne ſich gegen 
Entgelt vor Zuſchauern durch eine männliche Bulldogge be- 
gatten laſſen. Es kaun keinem Zweifel unterliegen, daß von 
dem geſunden Empfinden des deutſchen Volkes beide Fälle als 
Unzucht mit Tieren angeſehen und für ſtrafwürdig erachtet 
werden. Das aber führt zu folgenden Ergebniſſen. Aufrecht⸗ 
erhalten werden kaun das Erfordernis einer körperlichen Be⸗ 
rührung des Körpers des Tieres durch den Menſchen. Dagegen 
iſt nicht vorauszuſetzen, daß der Täter dies mit ſeinem eigenen 
Geſchlechtsteil vornimmt. Es genügt ebenſo, daß der Geſchlechts⸗ 
teil des Tieres mit dem Körper des Täters in Berührung ge⸗ 
bracht wird. Der gegenteilige Standpunkt würde dahin führen, 
daß in den oben erörterten Fällen der Maun ſtraflos bliebe, 
ebenſo die Frau, wenn fie mit dem Hund Alfterverkehr be— 
gangen hätte. 

An dem Erfordernis der Beiſchlafsähnlichkeit it — ebenſo 
wie bei dem Vergehen der widernatürlichen Unzucht zwiſchen 
Männern im Falle des § 175 a. F. — feſtzuhalten. Die Wand⸗ 
lung, die dieſer Begriff aber für den Verkehr unter Männern 
in der neueren Rſpr. erfahren hat (vgl. die Entſch. des erk. Seu. 
v. 3. Juli 1937, 3 b 289/37: RSS. 71, 281 JW. 1937, 2386 0), 
iſt auch hier ſiungemäß anzuwenden. Dort wird jetzt der Stand— 
punkt eingenommen, daß es für die Beiſchlafsähnlichkeit nicht 
darauf ankomme, ob die unzüchtige Handlung im äußeren Ge— 
ſchehen mehr oder weniger dem normalen Geſchlechtsverkehr 
ähnelt, ſondern darauf, ob dadurch eine geſchlechtliche Befriedi 
gung ähnlich der mit dem natürlichen Beiſchlaf verbundenen 
herbeigeführt werden ſoll, ſei es auch nur bei einem der be- 
teiligten Männer. Die entſprechende Anwendung dieſer Grund⸗ 
ſätze auf den widernatürlichen Verkehr von Menſchen mit Tieren 
führt dazu, den Straftatbeſtand nicht nur dann zu bejahen, 
wenn die Betätigung auf Erregung und Befriedigung der Ge— 
ſchlechtsluſt des Täters abzielt, ſondern auch dann, wenn der 
Täter die Geſchlechtsluſt des Tieres erregen und zur Befriedi 
gung wie bei der natürlichen tieriſchen Begattung führen will. 
Zweifelhaft kann nur ſein, ob in ſolchen Fällen weiter erfor 
derlich iſt, daß der Täter zugleich zur Befriedigung oder wenig 
ſtens zur Erregung ſeiner eigenen Sinnenluſt handelt, oder ob 
es genügt, daß er die Sinnenluſt einer anderen Perſon hat er— 
regen wollen, oder aber ob eine derartige Zielſetzung nicht vor 
ausgeſetzt tft. Fur die letzte Annahme ſpräche die Erwägung, 
daß ſonſt in dem oben erörterten Falle die Frau ſtraflos wäre, 
wenn ſie nur aus Gewinnſucht, nicht aus eigenen ſinnlichen 
Trieben, auch nicht zur geſchlechtlichen Erregung des Zu— 
ſchauers gehandelt hätte, z. B. wenn — ihr bewußt — der Zu 
ſchauer nicht eigene Erregung, ſondern nur ihre Entwürdigung 
bezweckt haben ſollte. Ein ſolches Ergebnis wäre mit dem 
Rechtsempfinden nicht vereinbar. Andererſeits wird es nicht als 
ſtrafbar, jedenfalls nicht als widernatürliche Unzucht angeſehen 
werden können, wenn z. B. ein Forſcher aus rein wiſſenſchaft 
lichen Zwecken den Geſchlechtstrieb eines Tieres zur Erregung 
und Befriedigung bringt. 

Die letzte Frage kaun aber hier auf ſich beruhen. Nach 
natürlichem Rechtsempfinden iſt widernatürliche Unzucht und 
damit Strafbarkeit jedenfalls dann anzunehmen, wenn der 
Täter ſich durch körperliche Betätigung am Geſchlechtsteil des 
Tieres zum Zwecke der geſchlechtlichen Befriedigung desſelben 
zugleich ſelbſt ſinnlich erregen und danach befriedigen will. Das 
aber iſt in der Perſon des Angekl. hier feſtgeſtellt. 

Daß der BeſchwF. die wider natürlichen Handlungen an 
dem Tier nicht mit eigener Hand, ſondern durch die Mittäterin 
als fein Werkzeug vorgenommen hat, iſt hierfür unerheblich. 
Ahnlich wie bei dem Verbrechen gegen § 177 StGB. (vgl. z. B. 
2 D 1021/20 v. 9. Nov. 1920: LZ. 1921 Sp. 109) iſt auch hier 
nicht erforderlich, daß alle Tatbeſtandsmerkmale in der Perſon 
jedes einzelnen Mittäters gegeben ſind. Bei dem vom LG. an⸗ 
genommenen inneren Tatbeſtand iſt die Verurteilung des An— 
gekl. als Mittäter rechtlich nicht zu beanſtanden, feine Verur⸗ 
teilung wie geſchehen daher gerechtfertigt. Die wahlweiſe Feſt⸗ 
ſtellung (Verletzung ſei es alten Rechtes ſei es neuen Rechtes), 
die das LG. erſichtlich gemeint hat, iſt zuläſſig. 

(RG., 3. StrZen. v. 11. Okt. 1937, 3 5 425/37.) 
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9. RG. — $ 176 Ziff. 2 StGB. Mittäterſchaft zweier 
Männer bei einem Verbrechen nach § 176 Ziff. 2 SGB. iſt 
nicht begrifflich ausgeſchloſſen. Iſt nicht feſtſtellbar, wer von zwei 
Angekl. Täter und wer Gehilfe iſt, dann ſind beide als Ge⸗ 
hilfen zu beſtrafen. 

In ſachlicher Beziehung weiſt das angefochtene Urteil 
Mängel auf, die zur Aufhebung bezüglich beider Angekl. führen 
müſſen. 

Allerdings iſt die Geiſtestrankheit der angeblich mißbrauch— 
ten Frauensperſon Anna O. genügend feſtgeſtellt. In ſubjek⸗ 
tiver Beziehung wird aber nur geſagt, die Angekl. hätten ſehr 
wohl gewußt, daß die Anna O. geiſtig beſchränkt ſei. Zu einer 
Beſtrafung nach § 176 Ziff. 2 SSL. iſt es erforderlich, daß 
der Täter weiß, entweder daß die Frauensperſon im eigentlichen 
Sinne geiſteskrank iſt oder doch daß ihre Geiſtesſchwäche einen 
ſolchen Grad erreicht hat, daß fie infolge ihres Geiſteszuſtandes 
außerſtande iſt, zwiſchen einer dem Sittengeſetz entſprechenden 
und einer ihm widerſtreitenden Befriedigung des Geſchlechts 
triebes zu unterſcheiden (RGSSt. 70, 32 JW. 1936, 881 und 
die dort angeführten Entſch.). 

Sodann rügt die Rev. zutreffend, daß die Feſtſtellung der 
Mittäterſchaft der beiden Angekl. unzureichend ſei. Eine Mit 
täterſchaft zweier Männer iſt bei einem Verbrechen nach § 176 
Ziff. 2 StGB. nicht begrifflich ausgeſchloſſen. Sie kaun ſich ſo 
vollziehen, daß beide Männer den Vorſatz faſſen, die geiftes- 
kranke Frauensperſon zum außerehelichen Beiſchlafe zu miß— 
brauchen, daß jeder von ihnen den Plan des anderen kennt und 
billigt, daß ſie den Plan zuſammen ausführen und daß wenig 
ſtens einer den Beiſchlaf tatſächlich vollzieht. In einem ſolchen 
Falle kann man annehmen, daß jeder den ausgeführten oder be 
abſichtigten Beiſchlaf des anderen als eigene Tat gewollt hat. 
Mittäterſchaft kann aber auch dann vorliegen, wenn nach dem 
Plan der beiden Männer nur einer den Beiſchlaf ausführen 
ſollte, nämlich dann, wenn der andere dieſe Handlung als ſeine 
eigene, nicht als fremde gewollt hat. Das RG. hat in ſtändiger 
Rſpr. den Unterſchied zwiſchen Täter und Gehilfen in der Wil 
lensrichtung des Mitwirkenden gefunden, und es liegt kein 
Grund vor, von dieſer allgemein durchgeführten Rſpr. daun 
abzugehen, wenn die ſtrafbare Handlung nur in einer Beifchlaf 
vollziehung beſteht (val. das vorſtehend abgedruckte Urt. vom 
11. Ott. 1937, 3D 425/37). Ob derjenige Teilnehmer, der den 
Beiſchlaf nicht ausgeübt hat und auch nicht ausüben wollte, mit 
Täter oder Gehilfenvorſatz gehandelt hat, iſt Tatfrage. Nun hat 
die Strͤ. feſtgeſtellt, daß die geiſteskrauke Aung O. bei dem 
Zuſammenſein mit den Angekl. entjungfert worden iſt, ferner 
daß vielleicht beide Angekl. den Beiſchlaf mit ihr ausgeführt 
haben, daß es aber auch möglich iſt, daß nur einer von ihnen 
— wer, iſt nicht geſagt — es getan hat und fügt dann hinzu, 
nach dem ganzen Sachverhalt ſei als erwieſen anzuſehen, daß 
beide Angekl. in bewußtem und gewolltem Zuſammenwirken die 
Tat vollführt hätten. Gerade in einem Falle wie dem vorliegen 
den, in dem der Hergang der Handlung beim Beſtreiten der 
Augekl. und dem Schweigen der geiſteskranken Zeugin nur aus 
Anzeichen geſchloſſen werden kaun, genügt eine Feſtſtellung der 
Täterſchaft durch eine ſolche formelhafte Wendung allein nicht. 
Es muß feſtgeſtellt werden, ob beide Angekl. den Beiſchlaf aus 
führen wollten. Iſt dieſe Feſtſtellung nicht möglich, ſo wird die 
Strök. beachten müſſen, daß im Regelfalle bei natürlicher Be⸗ 
trachtungsweiſe die Tätigkeit desjenigen Beteiligten, der den 
Beiſchlaf nicht ſelbſt vollzieht und vollziehen will, nur als Bei 
hilfe erſcheinen wird. Es bedarf daher einer Feſtſtellung, worin 
der Tatbeitrag dieſes Beteiligten beſteht, und einer Begründung, 
daß ſich daraus das Wollen des Beiſchlafs des anderen als 
eigener Tat ergibt. Es wird ſich dann möglicherweiſe heraus⸗ 
ſtellen, daß einer der Angekl. Täter und der andere Gehilfe iſt, 
daß aber nicht feſtſtellbar iſt, wer Täter und wer Gehilfe iſt. 
Dann bleibt nichts anderes übrig, als beide als Gehilfen zu 
beſtrafen. Ein innerer Widerſpruch liegt in einem ſolchen Urteil 
nicht; denn das Gericht ſtellt nicht feſt, daß keine Haupttat vor 
liegt, ſondern nur, daß nicht zu ermitteln iſt, wer der Haupt 
täter iſt. Für eine Anwendung des $ 2b StGB. iſt bei einem 
Zweifel, ob die ſchwere Form der Mittäterſchaft oder die leich 
tere der Beihilfe vorliegt, kein Raum. Vielmehr muß bei un— 
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behebbaren Zweifeln nach einem allgemeinen ſtrafrechtlichen 
Grundſatz die leichtere Form angenommen werden. 

Endlich läßt auch die Wendung in den Strafzumeſſungs⸗ 
gründen, die Strafe hätte mit Rückſicht auf die Gemeinheit der 
Handlungsweiſe der Angekl. empfindlich geſtaltet werden müſſen, 
einen Rechtsirrtum vermuten. Die Schändung einer geiſtes 
kranken Frauensperſon iſt ihrem Weſen nach immer eine „ge— 
meine“ Handlungsweiſe. Dies kommt aber ſchon im geſetzlichen 
Strafrahmen zum Ausdruck. Als ſtrafſcharfend kann daher nur 
ein Umſtand gewertet werden, der die zur Aburteilung ſtehende 
Tat als außergewöhnlich niedrig und verächtlich kennzeichnet. 

(RS, 1. StrSen. v. 20. Okt. 1937, 4 10 695/87.) 

* 

10. RG. — 8 183 StGB. Zum inneren Tatbeſtande ge⸗ 
nügt bedingter Vorſatz (fo auch RG. v. 10. März 1936, 40 
149/36: 3%. 1936, 1375 10). 

(R., 3. StrSen. v. 18. Okt. 1937, 3D 698/37.) 

* 

a 11. RG. — $ 185 StGB. Die Einwilligung eines noch 
nicht 18jährigen Mädchens in eine unzüchtige Handlung iſt be⸗ 
deutungslos, wenn das Mädchen den Begriff der Geſchlechtsehre 
infolge ihres kindlichen Weſens noch nicht erfaßt hat. 

Ein Verhalten, wie es der Angekl. am Nachmittag des 
19. Nov. 1936 der am 27. Okt. 1922 geborenen, alſo damals eben 
dem Kindesalter entwachſenen Liſelotte B. gegenüber nach der 
Feſtſtellung des Tatrichters an den Tag gelegt hat, bedeutet 
eine Beleidigung i. S. des § 185 StGB. Die Einwilligung der 
B. in fein Tun, die der BeſchwF. teilweiſe angenommen haben 
mag, iſt hier rechtlich belanglos. Nach der ſtändigen Rſpr. des 
RG. iſt nämlich bei einem Mädchen unter 18 Jahren in der 
Einwilligung in eine unzüchtige Handlung ein Verzicht auf die 
Geſchlechtsehre nur dann zu erblicken, wenn dargetan iſt, daß 
das Mädchen nicht bloß die Bedeutung einer Tat als unzüchtige 
Handlung, ſondern auch den Begriff der Geſchlechtsehre erfaßt 
hat und ſich deſſen bewußt iſt, daß die Duldung einer un⸗ 
züchtigen Handlung oder die Einwilligung in eine ſolche die 
Preisgabe der Geſchlechtsehre in ſich ſchließen kann (RGSt. 29, 
398; 41, 392; 45, 344, 60, 34). Ein ſolcher Ausnahmefall liegt 
hier nicht vor. Liſelotte B. iſt, wie die Str. ausdrücklich feſt 
ſtellt, „in ihrem Weſen noch abſolut kindlich“. Sie hat „noch 
kein rechtes Verſtändnis für weibliches Schamgefühl und für 
die weibliche Geſchlechtsehre“. Ihn „fehlt noch das volle Ver: 
ſtändnis für den Wert einer Wahrung ihrer Geſchlechtsehre“. 

Aus dem Zuſammenhang der Urteilsgründe iſt zu eutnehmen, 
daß ſich der Angekl. dieſes noch durchaus unentwickelten Weſens 
des Mädchens auch bewußt geweſen iſt, er alſo einen Aus— 
nahmefall in dem oben bezeichneten Sinne nicht angenommen 
hat; nur letztere Annahme hätte zu einer Anwendung des § 59 
SGB. führen können (vgl. RGuUrt. v. 28. Sept. 1916, 2D 
298/16: Recht 1916 Nr. 2160 und RGuUrt. v. 10. Sept. 1936, 5 D 
584/86). Sollte er aber irrtümlich angenommen haben, das 
Einverſtändnis eines in ſeinem Weſen noch durchaus unent⸗ 
wickelten Mädchens ſchließe den Tatbeſtand der Beleidigung aus, 
ſo würde er ſich in einem für die Schuldfrage unbeachtlichen 
Strafrechtsirrtum befunden haben (vgl. RGuUrt. v. 17. Mai 
1930, 2 0 1429/29). 

Der Angekl. hat auch das Bewußtſein von der ehrenkrän— 
kenden Art ſeiner Handlungen gehabt. Darauf, ob die B. das 
Verhalten des BeſchwF. ihr gegenüber als Beleidigung emp⸗ 
funden hat, kommt es nicht an (vgl. RGSt. 70, 250 JW. 
1936, 2229 2s m. Anm. S. 2554 de und Aufſatz Dahm: JW. 
1936, 2497 und die dort augegebene weitere Rſpr.). 

(RG., 5. Str Sen. v. 7. Okt. 1937, 5 D 364/37.) 

* 

12. RG. — 88 193, 186 StGB. Der Schutz des § 193 
StGB. verſagt allerdings, wenn der Täter ſeine beleidigenden 
— 8 186 StGB. — Vorwürfe „leichtfertig“ erhoben hat. Das 
iſt aber nur der Fall, wenn es dem Täter objektiv möglich iſt, 
ſich die erforderlichen Unterlagen zu beſchafſen, um feinen Irr⸗ 
tum einzuſehen, und wenn er auch ſubjektiv in der Lage iſt, dieſe 
Möglichkeit und die Tragweite der betreffenden Unterlagen zu 
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erkennen. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß der Begriff der 
Leichtfertigleit erſt dem Begriff der groben Fahrläſſigkeit 
etwa gleichzuachten iſt (vgl. RGSt. 66, 1; 71, 34 = ZW. 1937, 
75414; RGSt. 71, 174/175 = JW. 1937, 1793 32). 
(RG., 5. Str&en. v. 18. Okt. 1937, 5D 661/37.) 
* 

13. RG. — $ 218 StGB. Die wahlweiſe Feſtſtellung, daß 
der Angekl. entweder als unmittelbarer oder als mittelbarer 
Täter der Abtreibung gehandelt hat, iſt rechtlich zuläſſig (vol. 
NG. 1 D 28/16 v. 23. Jan. 1916: Recht 20 Nr. 1821 und 1 b 
520/29 v. 11. Juni 1929: JW. 1930, 937 81). 

(RG., 2. StrSen. v. 7. Okt. 1937, 2 D 520/37.) 
* 

14. RG. — 222 StGB. Die homöopathiſche Heilweiſe 
ſteht der allopathiſchen dergeſtalt gleich, daß die Anwendung der 
Homöopathie keinen Kunſtfehler bedeutet. — Behandlung ohne 
Diphtherieſerum. — Der Arzt iſt grundſätzlich verpflichtet, den 
Kranken ſelbſt oder die Eltern erkrankter Kinder über die Art 
der Krankheit aufzuklären. f) 

Der Angekl. iſt ſeit Oktober 1923 als praktiſcher Arzt 
approbiert. Seit 1928 behandelt er nach Ablegung einer beſon⸗ 
deren Prüfung ſeine Kranken ausſchließlich nach den Grund⸗ 
ſätzen der Hombopathie. 

Am 2. März 1935 übernahm er die Behandlung der zehn— 
jährigen Grete und der ſechsjährigen Marianne K. Er ſtellte 
bei beiden eine Halsentzündung feſt, erkannte aber am folgen- 
den Tage, daß es ſich um Diphtherie handelte. Er ſetzte die 
Eltern K. hiervon nicht in Kenntnis, obwohl ihn der Vater K. 
tags zuvor gefragt hatte, ob Diphtherie vorliege, und hierbei 
darauf hingewieſen hatte, daß ſie vor einiger Zeit den Beſuch 
eines an Diphtherie erkrankt geweſenen Verwandten gehabt 
hätten. 

Der Angekl. behandelte die Kinder nur mit homöopathi⸗ 
ſchen Heilmitteln, ohne Anwendung des Diphtherieſerums. 

Am 5. März erkrankte auch der Vater K. an Diphtherie 
und am 9. März die Mutter. Der Angekt. behandelte fie in 
derſelben Weiſe. 

Der Vater war nach einigen Tagen wiederhergeſtellt. Die 
Mutter dagegen wurde am 15. März ins ſtädtiſche Krankenhaus 
verbracht, und zwar auf Anordnung einer Arztin, die auf Ver⸗ 
anlaſſung der Ehefran des Angekl. gekommen war, weil der 
Angetl. ſelbſt infolge anderer Krankenbeſuche nicht hatte er— 
reicht werden können. Frau K. bekam im Krankenhaus außer 
Kreislaufmitteln auch Einſpritzungen von Diphtherieſerum. Sie 
ſtarb nach fünf Tagen in der Nacht zum 20. März. Die Urſache 
des Todes iſt im Urteil nicht beſonders angegeben. 

Als der Angekl. am 15. März erfahren hatte, daß Frau K. 
ins Krankenhaus verbracht worden war, teilte er dem Ehemann 
K. mit, daß es ſich bei allen Erkrankungen um Diphtherie 
handle. Auf die Frage einer Nachbarin, ob es nicht ratſam ſei, 
auch die Kinder ins Krankenhaus zu überführen, ſtellte er das 
anheim; er äußerte dabei aber ſtarke Bedenken, da durch den 
Transport und eine grundſätzlich anden Behandlung eine Ver— 
ſchlimmerung im Krankheitsverlauf eintreten könne. Der Ehe— 
mann K. gab ſich damit zufrieden. Er ſelbſt ließ ſich jedoch ans 
eigenem Antrieb noch im Krankenhaus an den Mandeln be— 
handeln. 

Am 17. März wurden auch die beiden Kinder ins Kranken⸗ 
haus überführt, und zwar auf Veranlaſſung eines Arztes, der 
den Sonntagsdienſt verſah und vom Ehemann K. gerufen wor⸗ 
den war, nachdem dieſer den Angekl. nicht hatte erreichen kön— 
nen. Beide Kinder erhielten im Krankenhaus herz- und kreis⸗ 
lauffördernde Mittel, ſowie Diphtherieſerum. 

Die ſechsjährige Marianne ſtarb bereits am folgenden 
Tage, am 18. März, an Herzſchwäche. Die Leichenöffnung ergab 
die bei Diphtherieerkrankung typiſche hochgradige Verfettung 
des Herzmuskels. 

Die zehnjährige Grete ſtarb nach 18 Tagen, am 4. April. 
Die Todesurſache iſt im Urteil nicht ausdrücklich angegeben. Es 
wird aber mitgeteilt, daß bei ihrer Behandlung im Kranken⸗ 
haus Schädigung des Herzens und der Nieren feſtgeſtellt wor; 
den ſei, und daß weiterhin noch eine Lähmung des Zwerchfells 
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und in deren Folge eine Stauung und Entzündung in der Lunge 
hinzugetreten ſei. 

Der Angekl. hat die Kranken nach ihrer Einlieferung in 
das Krankenhaus nicht mehr beſucht. 

Dem Angekl. iſt berufsfahrläſſige Tötung der Frau K. und 
der beiden Kinder zur Laſt gelegt. 

Das LG. hat ihn freigeſprochen. Es hat weder ein Ver 
ſchulden des Angekl. bei der ärztlichen Behandlung der drei 
Perſonen noch auch den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
ſeiner ärztlichen Behandlung und dem Tode der drei Perſonen 
als erwieſen angeſehen. 

Die Rev. der StA. beanſtandet das Urteil des LG. nach 
beiden Richtungen. Nach den das Rev. bindenden tatſächlichen 
Feſtſtellungen des LG. muß jedoch die Rev. ohne Erfolg bleiben. 

I. Zum Verſchulden. 

Dem Augekl. wird in der Hauptſache als Verſchulden zur 
Laſt gelegt, daß die Diphtheriekranken nicht von ihm ſelbſt mit 
dem Diphtherieſerum behandelt worden ſind, ſowie ferner, daß 
er durch ſein ganzes Verhalten die Anwendung dieſes Mittels 
durch einen anderen Arzt verhindert habe. 

1. Einer näheren Erörterung bedarf die Frage, ob dem 
Angekl. ein Verſchulden zur Laſt fällt, weil er den Eltern die 
wahre Natur der Krankheit verheimlicht hat, obwohl er vom 
Ehemann K. ſchon am erſten Tage der Behandlung nach dieſer 
Richtung ausdrücklich befragt worden iſt, alſo erkannt haben 
mußte, daß dieſer Wert darauf legte, richtig unterrichtet zu 
werden. Dieſer Frage kommt nach zwei Richtungen Bedeutung 
zu, zunächſt in der Hinſicht, ob bei Offenbarung der Wahrheit 
die Erkrankung der Frau K. dadurch verhindert worden wäre, 
daß wirkſamere Desinfizierungs- und Iſolierungsmaßnahmen 
von den Eltern ſelbſt angewandt worden wären, und ſodann in 
der Hinſicht, ob der Angekl. durch die Verheimlichung der 
Krankheitsart verhindert hat, daß die drei Kranken, die ſpäter 
geſtorben find, anders, insbeſ. durch einen anderen Arzt mit 
Diphtherieſerum behandelt worden wären. 

a) Das LG. hält es für wahrſcheinlich, daß bereits die 
ganze Familie K., alſo auch die Eltern und ſomit insbeſ. Frau 
K., infolge des Beſuchs des diphtheriekrank geweſenen Ver 
wandten „angeſteckt“ worden ſeien, bevor überhaupt der Angell. 
gerufen worden ſei. Damit bringt das LG. mit hinreichender 
Deutlichkeit feine Überzeugung zum Ausdruck, es ſei nicht feſt⸗ 
ſtellbar, daß Frau K. nicht erkrankt ſein würde, wenn der An— 
gekl. ſofort offenbart hätte, daß es ſich bei der Erkrankung der 
beiden Kinder um Diphtherie handle. Es verneint alſo in recht— 
lich einwandfreier Weiſe die Urſächlichkeit der Unterlaſſung des 
Angekl. hinſichtlich der Erkrankung der Frau K. Bei dieſer 
Sachlage braucht demnach int Rahmen des Strafverfahrens 
nicht weiter darauf eingegangen zu werden, ob auch die An— 
nahme des LG. rechtlich einwandfrei begründet iſt, dem Angekl. 
falle keine Verſäumnis hinſichtlich der Anordnung und Durch— 
führung der notwendigen Iſolierungs- und Desinfizierungs⸗ 
maßnahmen zur Laſt. Denn eine etwaige Pflichtwidrigkeit des 
Angekl. in dieſer Hinſicht wäre weder für den Tod eines der 
beiden Kinder, noch für die Erkrankung der Frau K. urſächlich. 
Dasſelbe gilt übrigens auch dafür, daß der Angekl. vorſchrifts⸗ 
widrig die Anzeige an die Geſundheitsbehörde unterlaſſen hat, 
was nach der rechtlich nicht zu beanſtandenden Überzeugung des 
LG. nicht vorſätzlich geſchehen iſt, alſo höchſtens eine — aller- 
dings erhebliche — Fahrläſſigkeit des Angekl. darſtellen kann. 
Auch dieſe Frage iſt demnach vom LG. ohne Rechtsirrtum als 
für das Strafverfahren unerheblich ausgeſchieden worden. 

b) Darüber hinaus hat das LG. angenommen, die Ver⸗ 
heimlichung der wahren Natur der Krankheit ſtelle aus beſon⸗ 
deren Gründen keine Pflichtwidrigkeit des Angekl. dar. Die 
Ausführungen des LG. zu dieſem Punkt ſind allerdings etwas 
knapp, laſſen indes doch erkennen, daß das LG. bei der Prit⸗ 
fung dieſer Frage von rechtlich zutreffenden Erwägungen aus⸗ 
gegangen iſt. Im einzelnen muß dazu folgendes bemerkt 
werden. 

Das LG. geht — rechtlich zutreffend — davon aus, daß 
der Arzt in aller Regel verpflichtet iſt, den Kranken ſelbſt oder, 
wie hier, bei kleinen Kindern, die Eltern über die Art der 
Krankheit aufzuklären. Dieſe Pflicht iſt vom Arzt ſehr ernſt zu 
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nehmen. Denn dem Kranken ſelbſt oder ſeinem geſetzlichen Ver: 
treter, insbeſ. alſo den Eltern, ſoll und muß hierdurch die Mög⸗ 
lichkeit gegeben und gewahrt ſein, eigene Entſchließungen zu 
treffen, insbeſ. bei Zweifelsfragen, und der Arzt iſt verpflichtet, 
gerade hierbei ſelbſt weiter aufklärend und beratend mitzu⸗ 
wirken. Der Arzt darf demnach die in der Regel gebotene Auf- 
klärung nicht ſchon aus Bequemlichkeit oder ſonſtigen unſach⸗ 
lichen Erwägungen, auch nicht ſchon aus grundſätzlicher Ab- 
lehnung der gegenteiligen Meinung in den hier erörterten Mei⸗ 
nungsſtreitigkeiten, unterlaſſen. Er muß vielmehr triftige 
Gründe haben, die in den beſonderen Umſtänden des Falles 
liegen (vgl. RGSt. 66, 181). Die Eutſch. darüber freilich, ob 
ſolche Gründe im einzelnen Falle gegeben ſind, kann nach der 
Natur der Sache nur der Arzt ſelbſt treffen; er muß unter 
Beachtung der geſamten ihm erkennbaren Umſtände nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen abwägen, welche Intereſſen im gegebenen 
Falle höher zu bewerten ſind, und danach entſcheiden, ob dieſe 
Abwägung einen ausreichenden Grund ergibt, die an ſich ge— 
botene Aufklärung zu unterlaſſen. Auf dieſer Grundlage iſt es 
rechtlich denkbar und tatſächlich möglich, daß den Ausſchlag 
Umſtände gaben, die in der Art der Krankheit ſelbſt oder in 
der Perſönlichkeit des Kranken wie auch ſeiner Angehörigen 
begründet ſind. 

Die Urteilsausführungen bieten keinen Anhalt dafür, daß 
das LG. nicht auf dieſer rechtlichen Grundlage den Sachverhalt 
ermittelt und gewürdigt hat. Es iſt ihnen insbeſ. die Über- 
zeugung des LG. zu entnehmen, dem Angekl. ſei zum mindeſten 
nicht zu widerlegen, daß er in der hiernach für ihn als Arzt 
gebotenen Weiſe verfahren habe und fo zu der Auffaſſung ge- 
langt ſei, er dürfe die Aufklärung der Eltern K. mit Rückſicht 
auf die in ihrer Perſönlichkeit begründeten beſonderen Umſtände 
unterlaſſen. Nach dem Inhalt des Urteils kommt zwar inſoweit 
uur in Betracht, daß die Eltern K. „ſich ſchon ohnehin ſehr 
ängſtlich gezeigt hatten“ und daß daher „der Angekl. befürch⸗ 
tete“, daß durch die Aufklärung bei ihnen „eine große Aufregung 
hervorgerufen werde, die für die ganze Behandlung der Kinder 
nachteilig ſei“. Aber wenn das LG., das außer dem Angekl. auch 
den Ehemann K. gehört und geſehen hat, ihn alſo in der in 
Betracht kommenden Richtung ſelbſt hat beurteilen können, zu 
der tatrichterlichen Überzeugung gelangt iſt, der Angekl. habe 
feine Entſch. „unter gewiſſenhafter Abwägung“ getroffen, fo 
ergibt ſich daraus weiter als Annahme des LG., es laſſe ſich 
zum mindeſten nicht nachweiſen, daß dem Angekl. eine Pflicht: 
widrigkeit bei der Beurteilung und Abwägung der Umſtände 
des Falles zur Laſt falle. Dieſe Annahme des LG. und damit 
das Schlußergebuis, zu dem es in dem hier erörterten Punkte 
gelangt iſt, könnte aus Rechtsgründen nur beanſtandet werden, 
wenn davon auszugehen wäre, daß nach der Lebenserfah— 
rung, ſei es ganz allgemein, ſei es im vorl. Falle, die vom 
Augekl. als entſcheidender Umſtand vorgebrachte und vom LG. 
infoweit als nicht widerlegt gewürdigte Befürchtung des Angekl. 
hinſichtlich der Eltern K. unmöglich habe begründet fein können. 
Das jedoch kann nicht geſagt werden. Es können vielmehr Fälle 
vorkommen, wo ſogar die Aufklärung der Eltern, ſelbſt nur 
eines Teiles, nachteilige Folgen haben kann und daher eine 
hierin ruhende Beſorgnis des Arztes den Ausſchlag bei der ge- 
botenen pflichtmäßigen Abwägung geben darf. Wenn auch, wie 
bereits geſagt, die geſamten Ausführungen des LG. hinſichtlich 
der Verheimlichung der Krankheitsart knapp gehalten ſind, ſo 
kann aus ihnen doch nicht entnommen werden, daß das LG. 
bei der Würdigung des Verteidigungsvorbringens des Angekl. 
die Lebenserfahrung außer acht gelaſſen hätte. Es kommt daher 
auch nicht aus einer ſolchen Erwägung heraus in Betracht, die 
Würdigung des LG. als rechtlich fehlerhaft zu erachten. 

2. Entſcheidend kommt es ſonach auf die Frage an, ob 
der Angekl. verpflichtet war, entweder die Serumbehandlung 
ſelbſt vorzunehmen oder doch wenigſtens zu ermöglichen, daß ein 
anderer Arzt ſie anwende. 

Nur unter dieſem Geſichtspunkt kommt weiter in Betracht, 
ob der Angekl. pflichtwidrig dadurch gehandelt hat, daß er ſelbſt 
keinen weiteren Arzt zuzog und auch nicht die Überführung der 
Kranken ins Krankenhaus veranlaßte. Denn nach den rechtlich 
nicht angreifbaren Feſtſtellungen des LG. hatte der Angekl. bei 
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allen Kranken rechtzeitig die richtige Diagnoſe geſtellt; er hatte 
ſich entſchloſſen, die Kranken ebenſo wie früher die etwa zwanzig 
bis dahin von ihm erfolgreich behandelten Diphtheriekranken 
ausſchließlich mit den in der Homöopathie üblichen beſonderen 
Heilmitteln und weiteren Mitteln zu behandeln, war ſich über 
die danach in Betracht kommende Behandlungsweiſe klar und 
hat keinen Kunſtfehler begangen, ſoweit es ſich nur um ſie 
handelt. Die Zuziehung eines weiteren Arztes oder die Über— 
führung der Kranken ins Krankenhaus kann für den Angell. 
demnach nur daun als geboten erachtet werden, wenn ihm die 
Verpflichtung oblag, die Behandlung der Kranken mit Di 
phtherieſerum zu ermöglichen, er ſelbſt aber die Behandlung nicht 
vornehmen wollte. Nur nach dieſer Richtung kann ſomit die 
Unterlaſſung des Angekl. hinſichtlich jener beiden beſonderen 
Maßnahmen als eine Pflichtwidrigkeit in Frage kommen. Das 
hat das LG. richtig erkannt. 

Das LG. kommt in längeren Ausführungen zu dem Er 
gebnis, daß dem Angekl. hinſichtlich der Nichtanwendung der 
Serumbehandlung keine Pflichtwidrigkeit nachzuweiſen ſei. Es 
prüft dieſe Frage ſowohl für den Beginn der Erkrankung wie 
für ihren weiteren Verlauf. Wie die Urteilsausführungen in 
ihrem Zuſammenhalt deutlich erkennen laſſen, hat es dabei auch 
die Frage zu klären verſucht, wie die ärztliche Wiſſenſchaft und 
Praxis zur Serumbehandlung bei Diphtherieerkrankungen 
ſtehen. 

Das LG. kommt dabei zunächſt zu dem richtigen Ergebnis, 
daß dieſe Behandlung nicht geſetzlich vorgeſchrieben iſt, der Au— 
gekl. alſo inſoweit nicht gegen ein geſetzliches Gebot verſtoßen 
hat. In dieſem Zuſammenhang hat es insbeſ. die Richtlinien 
des Reichsgeſundheitsamts zutreffend gewürdigt. 

Das L. hat ferner damit richtig gehandelt, daß es ſich 
bei der Bildung feiner tatrichterlichen Überzeugung nicht nur 
auf Sachverſtändige geſtützt hat, die für die Serumbehandlung 
eintreten und ihre Anwendung als geboten erachten, ſondern 
auch auf ſolche, die anderer Meinung ſind. Als Ergebnis der 
in dieſer Weiſe durchgeführten umfangreichen Beweiserhebung 
ſtellt ſich nach dem Inhalt der Urteilsgründe die Überzeugung 
des LG. dar, die Frage ſei in der Wiſſenſchaft wie in der 
Praxis noch nicht ſoweit geklärt, daß ſchon in der grundſätz 
lichen Ablehuung der Serumbehandlung ein Verſchulden des 
Angekl. gefunden werden könne. Das LG. legt auf Grund der 
Bekundungen der in der Hauptverhandlung vernommenen Sach 
verſtändigen des näheren dar, daß die Anuſichten einerſeits der 
Allopathen und andererſeits der Homöopathen ſtark ausein 
andergehen, daß ferner die Homöopathie „heute“ — alſo im 
Gegenſatz zu der Beurteilung in früheren Jahren — „nicht 
etwa als die Theorie eines kraſſen Außenſeiters zu werten iſt, 
ſondern als wiſſenſchaftlich anerkannte Richtung der Medizin, 
die auch auf erhebliche praktiſche Erfahrung und Erfolge zurück 
blicken kann“, und zwar auch „gerade bei der Diphthertebehand— 
lung“. Die ſo auf Grund eingehender Prüfung gewonnene tat 
richterliche Beurteilung des LG. kann nicht vom Rep. als 
rechtlich fehlerhaft bezeichnet werden, muß alſo der weiteren Nach 
prüfung des Urteils zugrunde gelegt werden. Dasſelbe gilt von der 
weiteren Feſtſtellung des LG., daß auch der Angefl. ſelbſt mit der 
homöopathiſchen Behandlungsweiſe bei Diphtherieerkrankungen 
— wobei gemeint iſt, unter Ablehnung der Serumbehandlung — 
in einer größeren Zahl von Fällen Erfolg gehabt habe. Dem 
LG. kann danach nicht aus Rechtsgründen entgegengetreten wer— 
den, wenn es dem Angekl. zubilligt, er ſei aus wohlerwogenen 
ſachlichen Gründen der Überzeugung geweſen, daß die von 
ihm angewandten homöopathiſchen Heilmittel zum mindeſten 
icht derart minderwertig gegenüber dem Diphtherieſerum ſeien, 
daß die Unterlaſſung der Serumbehandlung unter allen Um 
ſtänden eine Pflichtwidrigkeit und damit einen ärztlichen Kunſt 
fehler darſtelle. In dieſem Sinne ſind die Ausführungen des 
Urteils zu verſtehen. 

Nach dem Inhalt dieſer Ausführungen iſt das LG. insbef. 
gerade auch auf die Frage eingegangen, auf die es nach ſeinen 
vechtlich unangreifbaren Feſtſtellungen über den Verlauf der 
Erkrankungen während der Behandlung durch den Angell. an 
kommen kanu. 

Bereits in der Eutſch. des erk. Sen. 1 D 46530 v. 8. Juli 
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1930: RGSt. 64, 263 — die ebenfalls die Serumbehandlung bei 
Diphtherie betrifft, zu deren rechtlichen Ausführungen in allen 
Einzelheiten Stellung zu nehmen der vorl. Fall indes keinen 
Anlaß bietet — iſt auch die Frage erörtert worden, inwieweit 
der Arzt verpflichtet iſt, ein ihm als das wirkſamſte bekanntes 
Heilmittel anzuwenden. Rechtlich denkbar und tatſächlich möglich 
wäre es in dieſem Zuſammenhang, daß bei einer beſtimmten 
Krankheit ein beſtimmtes Mittel beſonders wirkſam wäre und 
im Verhältnis zu allen anderen Heilmitteln einen ſolchen Vor 
rang hinſichtlich der Wirkſamkeit hätte, daß die anderen neben 
ihm erkennbar weit zurücktreten. In einem ſolchen Falle könnte 
es ganz gleich ſein, ob es ſich um ein allopathiſches oder um ein 
homöopathiſches Mittel handelte, könnten vielmehr alle Arzte, 
gleichviel welcher wiſſenſchaftlichen Richtung ſie angehören, als 
grundſätzlich verpflichtet erachtet werden, es anzuwenden, und 
die Unterlaſſung der Anwendung könnte grundſätzlich als ärzt— 
licher Kunſtfehler erſcheinen. Wie der Zuſammenhalt der Aus⸗ 
führungen im angefochtenen Urteil erkennen läßt, hat das LG. 
den Sachverhalt gerade auch unter dieſem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt geprüft. Die Urteilsausführungen ergeben deutlich die 
auf die Bekundungen der Sachverſtändigen geſtützte tatrichter⸗ 
liche Überzeugung des LG., es ſtehe nicht feſt, daß das Di- 
phtherieſerum eine derartige Stellung einnehme, insbeſ. ſei der 
Angekl. ohne Verſchulden der Auffaſſung geweſen, daß dem 
Serum dieſer Vorrang vor den von ihm in den früheren Fällen 
und auch jetzt wieder verwendeten Diphtherieheilmitteln der 
Homöopathie nicht zukomme. Dem kann das Rev. nicht aus 
Rechtsgründen entgegentreten. Hinzu kommt ferner die Feſt⸗ 
ſtellung des LG., daß ſich dem Angekl. die von ihm behandelten 
Erkrankungen in der Familie K. nicht als beſonders ſchwere, 
ſondern als normale Fälle dargeſtellt hatten, ſowie die weitere 
Feſtſtellung, daß auch die Allopathen — womit hier die An⸗ 
hänger der Serumbehandlung gemeint ſind — bei leichteren 
Fällen von der Serumbehandlung abſehen. Wenn das LG. in 
dieſem Zuſammenhang ausführt, die dem Angekl. erkennbaren 
Umſtände des Falles hatten kein Abweichen von feiner ſonſt ge: 
übten Behandlung bei Diphthericerkrankungen geboten, jo er— 
gibt ſich auch hieraus, daß das LG. die ganze Frage von den 
richtigen rechtlichen Geſichtspunkten aus geprüft hat. Das auf 
dieſer Grundlage gewonnene tatrichterliche Ergebnis kann ſo— 
mit nicht als rechtlich fehlerhaft bezeichnet werden. 

Das gilt ſowohl für den Beginn der Behandlung bei jedem 
der drei Erkrankten, wie auch für den weiteren Verlauf dieſer 
Behandlung. Für die rechtliche Nachprüfung des Urteils in letz— 
terer Hinſicht kommt weſentlich auch die weitere Feſtſtellung des 
LG. in Betracht, daß anerkauntermaßen die Wirkſamkeit der 
Serumbehandlung mit jedem Tage der Erkrankung raſch ab- 
nehme. Die Annahme des LG., auch die Nichtanwendung des 
Serums im weiteren Verlauf'der Erkrankungen ſei nicht pflicht⸗ 
widrig geweſen, kaun ſomit um ſo weniger als rechtlich fehler— 
haft bezeichnet werden. 

Auf dieſer Grundlage kann endlich dem LG. auch nicht 
aus Rechtsgründen inſoweit entgegengetreten werden, als es 
kein Verſchulden des Angekl. darin findet, daß er keinen wei- 
teren Arzt zugezogen und anch nicht die Überführung der Kran 
ken ins Krankenhaus veranlaßt, vielmehr allein die Behand— 
lung unter Ausſchaltung des Diphtherieſerums fortgeſetzt hat. 

II. Zum urſächlichen Zuſammenhang. 

Das LG. hat ohne Rechtsirrtum in allen drei Fällen all⸗ 
gemein den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Behand- 
lungsweiſe des Angekl. und dem tödlichen Ausgang der Krank⸗ 
heit verneint. Die Urteilsausführungen ſind zwar in dieſem 
Punkt knapp, ermöglichen indes dem Rev., das Urteil auch in 
dieſer Beziehung rechtlich nachzuprüfen. 

Rechtsirrig iſt die Anſicht der Rev., der urſächliche Zuſam⸗ 
menhang hatte nur dann verneint werden können, wenn mit 
einer an Sicherheit grenzenden Wahrſcheinlichkeit feſtgeſtellt 
werden könnte, daß der Verlauf der Krankheit bei Serumbe 
handlung genau derſelbe geweſen und der Tod zur ſelben Zeit 
eingetreten ſein würde. Erſte Vorausſetzung für die Urſächlich⸗ 
keit einer Handlung oder einer Unterlaſſung iſt immer der 
Nachweis, daß durch ſie nach dem tatſächlichen Verlauf der 
Dinge überhaupt eine Bedingung für den Eintritt des Erfolges 
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geſetzt worden iſt. Steht das nicht feſt, ſo gehört ſie nicht in die 
Urſachenreihe. Danach ergibt ſich eine verſchiedene rechtliche Be⸗ 
urteilung je nachdem, ob es ſich um eine Handlung oder 
um eine Unterlaſſung handelt. Bei einer Handlung 
iſt die Urſächlichkeit zu bejahen, wenn die Handlung nicht weg 
gedacht werden kann, ohne daß zugleich der Erfolg wegfiele. Eine 
Unterlaſſung dagegen iſt nur dann urſächlich, wenn die 
unterlaſſene Handlung nicht hinzugedacht werden kann, ohne 
daß zugleich der Erfolg wegfiele. Da es ſich beim Angekl. nach 
den Urteilsfeſtſtellungen nur um Unterlaſſungen handelt, kann 
ihre Urſächlichkeit uur bejaht werden, wenn eine an Gewißheit 
grenzende Wahrſcheinlichkeit dafür beſteht, daß der Tod bei Vor 
nahme der unterlaſſenen Handlungen nicht oder doch jedenfalls 
weſentlich ſpäter eingetreten wäre; nur dann gehört die Unter 
laſſung in die Urſachenreihe hinein (vgl. RGSSt. 63, 211; 
RGuUrt. 1 D 956/30 v. 10. März 1931: JW. 1932, 415; ſo auch 
RGurt. 2 D 872/29 v. 14. Juli 1930). Dieſe Vorausſetzung aber 
hat das LG. nicht feſtzuſtellen vermocht. 

Was insbeſ. die Unterlaſſung alsbaldiger Serumbehand 
lung betrifft, hätte alſo eine an Gewißheit grenzende Wahr 
ſcheinlichkeit beſtehen müſſen, daß die Kranken am Leben ge 
blieben wären oder ihr Leben wenigſtens verlängert worden 
wäre, falls ſie alsbald mit Serum behandelt worden wären. 
Gerade das aber hat das LG. auf Grund der eingehenden Be— 
weiswürdigung, insbeſ. der in dieſem Punkt übereinſtimmen 
den Gutachten aller Sachverſtändigen, nicht feſtſtellen können. 
Zwar verneint es dieſe Frage ausdrücklich nur für den tödlichen 
Ausgang als ſolchen, aber nach Lage der Sache muß dasſelbe 
auch für den Zeitpunkt des Todes gelten (vgl. RGSt. 50, 43). 
Das LG. hat erſichtlich auch in dieſer Beziehung keine Feſt 
ſtellungen gegen den Angekl. treffen können. 

(RG., 1. StrSen. v. 19. März 1937, 1 19/37.) 


Aumerkung: Die Leitſätze der Entſch. mögen allein ge 
ſehen zunächſt kaum Anlaß zur Kritik bieten. Um ſo mehr 
Bedenken tauchen jedoch auf, weun man den Sachverhalt 
und die Begründung des Urt. im einzelnen einer näheren Be 
trachtung unterzieht. 

Der Eindruck des reinen Tatbeſtandes — ohne juriſtiſche 
Zergliederung — muß niederſchmetternd wirken. Ein Arzt 
behandelt eine Familie, in der Diphtherie ausgebrochen war. 
Reſultat: Die Mutter und ihre beiden Kinder ſterben. Allein 
der nur leicht erkrankte Vater kommt mit dem Leben davon. 
Der homöopathiſche Arzt hatte die Kranken nur mit hoindo 
pathiſchen Heilmitteln behandelt. Mit welchen gibt das Urt. 
leider nicht an. Eine Behandlung mit dent Behriugſchen 
Serum hatte er nicht vorgenommen. 

Es iſt hier nicht der Platz und nicht meine Aufgabe, 
Stellung zu den Fragen von Wert und Verhältnis der beiden 
großen Lehren der mediziniſchen Wiſſenſchaft, Allopathie und 
Homöopathie, zu nehmen. Es kann jedenfalls nur von Segen 
für die leidende Menſchheit ſein, wenn die noch vor kurzer 
Zeit ſo feindlichen Schweſtern ſich heute und in Zukunft 
nähern, einigen und durchdringen. Wenn aus jeder Schule 
jeweils das Beſte erwählt und dann gemeinſam anerkannt 
und geübt wird. 

Mir ſcheint aber ein Verſchulden des Arztes hier auf 
jeden Fall ſchon darin zu beſtehen, daß er die Kranken 
13 Tage lang an der von ihm bereits am zweiten Tage er 
kannten Krankheit behandelt hat, ohne ſie über die Art dieſer 
Krankheit aufzuklären. Es bedarf hier wirklich keiner beſon 
deren Ausführungen über die Streitfragen der ärztlichen 
Aufklärungspflicht und ihre Grenzen (ſ. Roß. v. 24. Nov. 
1936: JW. 1937, 927 mit Anm. Kallfelz; König, „Haft 
pflicht des Arztes“, Leipzig 1937, Kap. III (Köſtlin) und 25 
Ebermayer, „Der Arzt im Recht“, Leipzig 1930 S. 97 
und 156; Goldhahn und Hartmann, „Chirurgie und 
Recht“, Stuttgart 1937 S. 33). Es iſt aber auch nicht der 
geringſte vernünftige Grund erſichtlich, weshalb der Arzt 
ſchon anfangs, als zunächſt nur die beiden Kinder erkrankt 
waren, den Eltern den wahren Charakter des Leidens ver— 
ſchweigen mußte oder durfte. Es iſt vielmehr ſo eindeutig 
klar, daß der Arzt ſofort nach der feſtgeſtelltermaßen von ihm 


ja am zweiten Tage richtig geſtellten Diagnoſe dieſe den Eltern 
eröffnen mußte, daß man zwangsläufig auf den Gedanken 
kommen muß, die wahren Gründe des Verſchweigens der 
Diagnoſe ſeien mehr als nur mißbilligenswerter Natur ge⸗ 
weſen. Hinzu kommt noch, daß der Ehemann den Arzt ſofort 
gefragt hatte, ob Diphtherie vorliege, und dieſe Frage noch 
beſonders damit begründet hatte, daß ſie vor einiger Zeit den 
Beſuch eines an Diphtherie erkrankten Verwandten gehabt 
hätten. Die Eltern waren alſo durchaus gefaßt und vorbereitet 
auf den wahren Charakter der Kraukheit, fie rechneten damit, 
wie faſt jeder Laie in einem ſolchen Falle damit gerechnet 
haben würde. Es iſt vollkommen, unverſtändlich, wie unter 
dieſen Umſtänden der Arzt ſich veranlaßt fühlen konnte, die 
Eltern in den falſchen Glauben zu verſetzen und zu be— 
laſſen, es handele ſich nur um eine mehr oder weniger harm 
loſe Halsentzündung. Weun das RG. ausführt, die Entſchei 
dung darüber, ob im Einzelfall Gründe für ein Abgehen von 
der prinzipiell dem Arzt obliegenden Aufklärungspflicht vor⸗ 
handen ſeien, läge dem Arzt nach feinem freien, pflichtmäßi⸗ 
gen Ermeſſen ob, ſo iſt das grundſätzlich natürlich richtig. 
Aber ſelbſtverſtändlich unterliegt die ärztliche Entſcheidung und 
die Frage des Ermeſſens der richterlichen Nachprüfung. Und 
wenn dieſe auch in ſolchen Fällen grundſätzlich nicht eng- 
herzig ſein darf und dem freien pflichtmäßigen ärztlichen Er- 
meſſen genügenden Spielraum gewähren muß, ſo muß ebenſo 
ſelbſtverſtändlich darauf gehalten werden, daß aus dem freien 
Ermeſſen nicht einfache Willkür wird. Die tatſächlichen Feſt 
ſtellungen des LG., die das RG. ſelbſt als „knapp gehalten“ 
bezeichnet, beſagen in dieſer Beziehung nur, der Angeklagte 
habe „befürchtet“, daß durch die Aufklärung bei den Eltern 
„eine große Aufregung hervorgerufen werde, die für die 
ganze Behandlung der Kinder nachteilig ſei“. Das iſt ganz 
offenbar kein eruſthafter Grund für die Nichterfüllung der 
grundſätzlichen ärztlichen Aufklärungspflicht in einem ſolchen 
Falle, ſondern eine bloße nachträgliche Ausrede. Leider liegt 
nach dem ganzen Sachverhalt der Verdacht allzu nahe, daß 
der Angeklagte nicht aus dem oben angegebenen Grunde, nicht 
einmal aus bloßer Nachläſſigkeit, ſondern aus einem viel 
mißbilligenswerteren Grunde die Eltern — insbeſondere den 
Vater — nicht genügend aufgeklärt hat, nämlich aus dem 
Grunde, um eine Diskuſſion über die Behandlungsweiſe über⸗ 
haupt nicht aufkommen zu laſſen. Bekanntlich pflegen ſelbſt 
überzeugte Anhänger der homöopathiſchen Lehre — und es 
ſteht keineswegs feſt, daß der Ehemann in unſerem Falle 
überhaupt ein folder war — bei gewiſſen ernſten Krankheiten 
doch zu den bewährten Heilmitteln der allopathiſchen „Schul 
medizin“ zu greifen. Es kann daher unter den gegebenen Um— 
ftäuden nur als eine kaum zu überbietende Leichtfertigleit und 
Eigen mächtigkeit des Arztes angeſehen werden, wenn er den 
Eltern nicht nur nicht ſofort die richtige Diagnoſe eröffnete — 
um ihnen neben aller anderen Einſtellung z. B. betr. die 
Verhütung weiterer Anſteckungen die Möglichkeit zu geben, ſich 
über die Behandlungsart zu entſcheiden —, ſondern ſogar die 
von den Eltern bereits vermutete richtige Erkenntnis ver- 
hinderte. Der imaginäre Schaden, der durch eine ſelbſt über— 
normale Aufregung und Beſorgnis der Eltern hätte hervor— 
gerufen werden können, verliert wohl jede Bedeutung gegen— 
über dem nie mehr wieder gutzumachenden Schaden, der durch 
die auf unwahrer Grundlage beruhende „Beruhigung“ der 
Eltern verurſacht werden konnte und auch verurſacht worden 
iſt. Es paßt nur zu gut zu dieſem Verhalten des Arztes, daß 
er nicht einmal die vorgeſchriebene Anzeige an die Geſund— 
heitsbehörde erſtattet hat, was nach „der rechtlich nicht zu be— 
anſtandenden Überzeugung des LG.“ nicht vorſätzlich geſchehen 
iſt, nach der Anſicht des. NG. aber eine — allerdings erheb⸗ 
liche — Fahrläſſigkeit des Augekl. darſtellen kann. Hierzu 
mag noch ergänzend bemerkt werden, daß eine derartige 
Fahrläſſigkeit geeignet ſein kann, eine epidemiſche Verbreitung 
der Krankheit mit allen ihren unabſehbaren Folgen hervor 
zurufen! 

Die „knappen“ tatſächlichen Feſtſtellungen des LG., mit 
denen es das Schweigen des Angekl. billigt oder wenig— 


ſtens eine Pflichtwidrigkeit als nicht nachweisbar anſieht, 
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waren ohne weiteres reviſibel, weil ſie auf einer offenbar 
falſchen Anwendung der für die ärztliche Aufklärungspflicht 
maßgeblichen Rechtsgrundſätze beruhten. Hierbei muß immer 
wieder betont werden, daß der Angekl. ſelbſt die richtige Din- 
gnoſe bereits am zweiten Behandlungstage geſtellt hatte. 

Die zweite vom NG. behandelte Frage, ob der Angekl. 
vom Standpunkt der homöopathiſchen, wenn nicht gar von dem 
der allopathiſchen Schule aus geſehen keinen Kunſtfehler be- 
gangen habe, wenn er ſtatt die Seruminjektion vorzunehmen, 
nur mit homöopathiſchen Mitteln (welchen?) behandelte, iſt 
zweifellos ſchwerer zu entſcheiden. M. E. muß heute vom 
Standpunkt beider Schulen aus (oder vielleicht richtiger von 
einem übergeordneten Standpunkt aus) die Serumbehaudlung 
bei der Diphtheritis als das Mittel der Wahl angeſehen wer- 
den. Es kann hierbei nicht darauf ankommen, daß ſich für faßt 
jede Anſicht Sachverſtändige, die ſie vertreten, finden laſſen 
werden. Auch nicht darauf, daß der Nachweis gelingt, daß in 
mehr oder weniger zahlreichen Fällen Kranke auch ohne 
Serumbehandlung — ich will mich mit Abſicht nur ſo negativ 
ausdrücken — geſundet Find. In der Praxis des täglichen 
Lebens muß der Praktiker — auf allen Gebieten — das prak— 
tiſch hauptſächlich Erprobte tun. Will er experimentieren, ſo 
bedarf er hierzu jedenfalls mindeſtens der ausdrücklichen Ein⸗ 
willigung feiner Opfer. Auch der Rechtswahrer iſt in ges 
wiſſen Fragen ja nicht berechtigt, ohne weiteres von der herr— 
ſchenden Meinung abzuweichen, und er wird nicht dadurch ge— 
deckt, wenn er auch für ſeine abweichende Meinung irgendeinen 
gedruckten Vertreter findet. Für praktiſches, ſchlichtes Emp⸗ 
finden genügt die unbeſtreitbare Tatſache, daß vor der Ent⸗ 
deckung der Serumbehandlung Tragödien wie die vorliegende 
eine häufige Folge der damals ſo verbreiteten und gefürchteten 
Diphtherieepidemien waren, während nachher und heute Todes— 
fälle an Diphtherie immerhin relativ ſelten geworden find. 
Das genügt und muß genügen, wollte man mehr verlaugen 
und dazu noch etwas, was ebenſo unmöglich wie nebenſäch— 
lich iſt, nämlich die abſolute Einhelligkeit von Wiſſenſchaft— 
lern über eine zugeſpitzte Frage, käme man nie zu praktiſch 
brauchbaren, verſtändlichen und notwendigen Entſcheidungen. 
M. E. muß die Serumbehaudlung bei Diphtherie als ein 
Mittel angeſehen werden, das von allen Schulen der Medizin 
als das ſo weitaus wirkſamſte anzuerkennen iſt, das jeder 
Arzt, gleich welche Richtung er ſonſt vertritt, zu ſeiner An— 
wendung verpflichtet iſt. Die einen ähnlichen Fall behan— 
delnde Entſch. Rh., 1. StrSen. v. 8. Juli 1930 (NSS. 64, 
262) ſtellt auch feſt, daß ſelbſt ein Teil der damals als 
Sachverſtändige gehörten homöopathiſchen Arzte die Serum- 
behandlung auch für ihre Heilweiſe anerkannt hätten. Es muß 
hier das gelten, was heute die ſoeben (am 5. Nov. 1937) von 
dem Reichsärzteführer auf Grund des § 14 RArzteO. er- 
laſſene „Berufsordnung für die deutſchen Arzte“ (Deutſches 
Arzteblatt v. 13. Nov. 1937 Nr. 46 S. 1031 ff.) m § 4 mit 
den Worten ausdrückt: „Der Arzt hat die Pflicht, ſich beruf— 
lich fortzubilden und ohne Voreingenommenheit für oder 
gegen eine beſtimmte Richtung in der Heilkunde ſich mit allen 
wichtigen Heilverfahren vertraut zu machen. — Bei jedem 
Krankheitsfall muß der Arzt beſtrebt ſein, auf einfachſtem 
Wege den beſten Heilerfolg zu erzielen.“ 

Ich bin daher keineswegs der Anſicht, daß jeder Arzt — 
oder gar jeder ſonſtige Heilbehandler — ſeiner Pflicht da— 
durch genügt, daß er ſich nach den Regeln „ſeiner“ Methode 
richtet (Tönig a. a. O. S. 72), ohne Rückſicht auf ihre 
etwaige Zweifelhaftigkeit und ein zweifellos beſſeres, aber 
einer anderen „Richtung“ angehörendes anderes Mittel. Das 
würde ein „fiat Justitia“ der Medizin bedeuten, das ſich auf 
dieſem Gebiete zweifellos noch viel verhängnisvoller auswir— 
ken müßte als je auf dem des Rechtslebens. 

Aber ſelbſt wenn man dem homöopathiſchen Arzt die 
grundſätzliche Ablehnung der Serumbehandlung konzedieren 
wollte, würde jede Nichtanwendung einer in der Praxis jo er 
probten und bewährten Behandlungsweiſe zur unbedingten 
Vorausſetzung haben müſſen, daß der Arzt den Kranken bzw. 
ſeine Angehörigen über die Sachlage reſtlos aufklären müßte, 
um ihnen eine Entſcheidung darüber zu ermöglichen, ob fie 


den allgemein bewährten Weg oder den beſonderen des be- 
treffenden Arztes gehen wollen. Gilt dies ſchon allgemein, 
wieviel mehr bei einer Krankheit, die außer ihrer hohen aku⸗ 
ten Lebensgefährlichkeit jo ſchwere Folgeerſcheinungen haben 
kann, die ebenfalls bei rechtzeitiger Serumbehandlung in 
den meiſten Fällen vermieden werden können. Hier beſteht 
ein unlösbarer Zuſammenhang zwiſchen der beſonderen Heil⸗ 
methode und einer erhöhten Aufklärungspflicht. 

Die immer wiederholte Betonung des AG., den tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des LG. könne aus Rechtsgründen nicht 
entgegengetreten werden, kann die Aufrechterhaltung der 
Eutſch. der Vorinſtanz m. E. ſchon deshalb nicht rechtfertigen, 
weil die tatſächlichen Feſtſtellungen des LG. eben die aus 
ihnen gezogenen rechtlichen Folgerungen auf keinen Fall mit 
genügender Klarheit und Überzeugung ſtützen. 

Es bleibt ſomit noch die Frage des urſächlichen Zuſam⸗ 
menhanges. Sie iſt meines Erachtens zu bejahen, mag man 
das Verhalten des Angeklagten mehr unter dem Geſichtspunkt 
ſeines poſitiven Tuns oder dem ſeines Unterlaſſens werten, 
was vorliegend ſchließlich auf dasſelbe herauskommt. Mit 
Recht verlangt das RG. für die Urſächlichkeit einer Unter⸗ 
laſſung nur eine an Gewißheit grenzende Wahrſcheinlichkeit, 
daß der Erfolg (hier der Tod der drei Patienten) nicht oder 
jedenfalls weſentlich ſpäter eingetreten wäre. Zu Unrecht 
hält es aber wiederum die dieſe Urſächlichkeit verneinenden 
tatſächlichen Feſtſtellungen des LG. für nicht angreifbar. Der 
bei Beantwortung ſolcher Fragen von Berufs wegen meiſt 
etwas übervorſichtige und ſozuſagen — man verſtehe mich 
nicht falſch — befangene Sachverſtändige (befangen in den 
durch zu großes Fachwiſſen begründeten Zweifeln an der 
Richtigkeit abſoluter Werturteile) muß hier dem „Laien“ 
weichen. Der Laie aber weiß, daß Tragödien, wie hier ge— 
ſchehen, ſeit der Einführung der Serumbehandlung normaler» 
weite mit einer faſt an Gewißheit grenzenden Wahrſcheinlich— 
keit nicht mehr vorzukommen brauchen. Ob ein Schwerkran⸗ 
ker auch trotz richtiger Behandlung nicht doch ſeiner Krankheit 
erlegen wäre, wird im Einzelfall nie ein Menſch mit einen 
irgendwie ſicheren Gewißheits- oder Wahrſcheinlichkeitsfaktor 
ausſchließen können. Hier muß die allgemeine Sterblichkeits— 
ſtatiſtik genügen. Und wenn dieſe auch nur erweiſen ſollte, 
daß eine beſtimmte Behandlungsweiſe die frühere Sterblich⸗ 
keit einwandfrei und auf die Dauer erheblich gedrückt hat, ſo 
kann es weder darauf ankommen, ob die angeſichts der Ge— 
fährlichkeit der Krankheit verbleibende Sterblichkeitsziffer 
größer oder kleiner iſt, noch auch darauf, ob eine andere Heil 
weiſe auch Heilerfolge aufweiſen kaun. Denn bei der ge 
ringeren Zahl der letzteren, weniger geübten Methode wird 
das propter oder post hier immer zweifelhaft ſein. Jeder 
Patient hat das Recht darauf, entweder von vornherein mit dem 
beſten, bewährteſten und durchſchlagendſten Heilmittel behandelt 
zu werden, oder aber mindeſtens offen aufgeklärt und belehrt 
zu werden, ob er ſich einer noch weniger eingeführten Methode 
anvertrauen will. Es ſtände m. E. 1000: 1, daß die Eltern, 
insbeſondere der Vater, bei richtiger Belehrung und Auf- 
klärung auf ſofortiger Serumbehandlung beſtanden hätten, 
und ebenſo ſicher, daß dann alle gerettet worden wären. (Trotz 
der berühmten mehr theoretiſchen anderweitigen Möglichkeit, 
die der Sachverſtändige, durch Laienfragen von drei Seiten 
her gepeinigt, meiſt zugeben muß.) 

Nur zur Abrundung des Bildes dieſer ſo unglücklichen 
Behandlung ſei noch die Feſtſtellung des LG. erwähnt, daß 
der Angekl. zweimal nicht erreicht werden konnte, jo daß 
andere Arzte eingreifen mußten, leider in beiden Fällen zu 
ſpät. Bei der ohne weiteres doch vorliegenden Schwere und 
Lebensgefährlichkeit der Erkrankungen ſpricht dies auch nicht 
gerade für den Angekl. 

M. E. hat der Augekl. nach dem klaren Akteninhalt durch 
grobe Fahrläſſigkeit den Tod der Mutter und ihrer beiden 
Kinder verurſacht. 

Sachverſtändige und Richter mögen in ſolchen Fällen, au 
mal wenn es ſich um einen ſonſt unbeſcholtenen und gewiſſen⸗ 
haften Arzt handelt, leicht eine inſtinktive Abneigung emp⸗ 
finden, mit der Feſtſtellung eines Kunſtſehlers die Schuld der 
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fahrläſſigen Körperverletzung oder gar der fahrläſſigen Tötung 
zu verbinden. Sie mögen es in dieſem Sinne ungerecht emp 
finden, den Arzt, der doch ſubjektiv geſehen nicht nur nicht 
den Tod, ſondern im Gegenteil die Geneſung des Patienten 
wollte, gleichzuſetzen mit anderen Geſetzesbrechern, deren fahr 
läſſige Schuld unmittelbarer wirkt. Vom Standpunkt des 


werden vielmehr zum notwendigen 
Schutze des einzelnen und der Geſamtheit gerade bei der Be— 
urteilung ärztlichen Handetus, das nun einmal ſoviel ſchwer— 
wiegender und folgenreicher wirken muß als die meiſten an 
deren menſchlichen Betätigungen, beſonders ſcharf darauf 
achten müſſen, daß die Freiheit ſubjektiven Ermeſſens ver 
bunden mit dem ewigen Streit wiſſenſchaftlicher Meinungen 
nicht zu einer Auflöſung und Regelloſigkeit im Bereich der 
praktiſchen ärztlichen Berufsausübung führt, die ſich für das 
Objekt, den Patienten, verhängnisvoll auswirken kann. 

De lege ferenda wäre es ſchon aus dieſen Gründen 
allerdings, wie ich das ſchon mehrfach betont habe, wün— 
ſchenswert, die ſchuldhaft fehlerhafte ärztliche Behandlung 
ſtrafrechtlich zu einem Sonderdelikt zu geſtalten. 

AGR. Dr. Kallfelz, Cottbus. 
* 

15. RG. — 88 257, 2 StGB. Eine erweiterte Anwendung 
des § 257 StGB. auf Grund des § 2 StBG. iſt nicht möglich. 

Eine Abſicht der Begünſtigung liegt nur vor, wenn der 
Angekl. die den Haupttäter begünſtigende Handlung deshalb 
vornimmt, zum mindeſten mit deshalb begeht, um dieſen der Be 
ſtrafung zu entziehen. Das Bewußtſein, die Beiſtandsleiſtung 
werde dazu führen können, daß der Haupttäter der Beſtrafung 
entzogen werde, genügt nicht. Es muß vielmehr das Ziel des 
Angekl. mit geweſen ſein, dies zu erreichen (NGSt. 32, 21; 54, 
351). Da dieſe Zweckrichtung das eigentliche Weſen der Be 
günſtigung darſtellt, iſt es auch nicht möglich, auf Grund des 
§ 2 SGB. zu einer erweiterten Anwendung des § 257 StGB. 
zu kommen (gl. RGSt. 70, 377, 384 JW. 1937, 172 50. 

(RG., J. StrSen. v. 15. Okt. 1937, 1 D 642/37.) 
* 

16. RG. — 8 263 StGB. Betrug. Nach ſtändiger Rſpr. des 
RG. iſt nach einem durch Abſchluß eines Vertrages begangenen 
Betrug der Eintritt der Vermögensbeſchädigung danach zu be⸗ 
ſtimmen, ob das Vermögen des augeblich Geſchädigten infolge 
der Vermögensverfügung des Getäuſchten im Zeitpunkt des Ab⸗ 
ſchluſſes des Vertrags durch dieſen einen geringeren Wert als 
vorher hatte, ob alſo die übernommene Verpflichtung oder die 
Leiſtung höher zu bewerten war als die Verpflichtung oder 
Leiſtung, die der Täuſchende vertragsmäßig übernahm oder be⸗ 
wirkte (vgl. RGSt. 16, 1, 10; 68, 379, 380 = ZW. 1935, 288 16 
m. Anm.). 

(RG., 2. StrSen. v. 18. Okt. 1937, 2 0 571/37.) 
* 

17. RG. — 5 266 StGB. Ein Rechtsanwalt, der nicht 
durch Anlegung eines Sonderkontos verhindert, daß ihm über⸗ 
gebene Fremdgelder von feinen perſönlichen Gläubigern an⸗ 
gegriffen werden, verletzt ſeine Treupflicht. +) 

Ein Rechtsanwalt, der ſich in einer bedrängten wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage befindet, muß von vornherein dafür 
Sorge tragen, daß Fremdgelder, die ihm überwieſen werden, 
auf ein Sonderkonto gelangen, das ein Zugreifen ſeiner per 
ſönlichen Gläubiger ausſchließt. Unterläßt er das, fo verſtößt 
er ſchon damit gegen ſeine Treupflicht. Werden ihm Beträge 
ohne ſein Zutun und ohne ſein Wiſſen auf ſein eigenes 
Konto überwieſen, jo muß er ſein möglichſtes tun, daß ſie 
alsbald auf ein Sonderkonto gelangen; auch ein Uutätig 
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Jukiſtiſche Wochenſchriſt 
bleiben in dieſer Hinſicht verſtößt gegen die Treupflicht, die 
durch das Auftragsverhältnis gerade auch in bezug auf die 
Behandlung der Fremdgelder begründet wird. Die Rev. irrt 
durchaus, wenn fie annimmt, Verſtöße gegen die in dieſer 
Hinſicht in den Richtlinien der Reichs-Rechtsauwaltskammer 
und ſchon vorher immer wieder nachdrücklichſt betonten Pflich⸗ 
ten des Rechtsanwalts ſtellten nur ehrengerichtlich zu ahndende 
ſtandesrechtliche Verfehlungen dar. Sie können vielmehr, wenn 
auch die weiteren Merkmale, insbeſ. zur inneren Tatſeite, 
gegeben ſind, durchaus auch die Grundlage für eine Beſtrafung 
wegen Untreue nach $ 266 bilden; denn es kann gerade darin 
der Treubruchstatbeſtand verwirklicht ſein. Der Nachteil kann 
in ſolchen Fällen dadurch gegeben ſein, daß die Forderung 
des Auftraggebers aus dem Auftragsverhältnis infolge der 
wirtſchaftlichen Lage des Rechtsanwalts und ſeines eigenen, 
insbef. ſeiues damit in Zuſammenhang ſtehenden Verhaltens 
in einem Maße gefährdet iſt, daß fie der Vermögensſchädigung 
gleichkommt. Dieſer Nachteil kaun alſo bereits in dem Augen 
blick entſtanden ſein, in dem durch die Überweiſung der Be— 
träge auf das eigene Konto des Rechtsanwalts deſſen eigene, 
von ihm aber treuhänderiſch zu verwaltende Forderung gegen 
die Bank oder die Reichspoſt entſteht. Sind inſoweit alle Er 
forderniſſe, insbeſ. zur inneren Tatſeite gegeben — bei der, 
wie bereits erwähnt, bedingter Schädigungsvorſatz aus: 
reicht —, jo kommt es nicht mehr entſcheidend darauf an, ob 
ſich die wirtſchaftliche Lage des Rechtsanwalts ſpäter beſſert; 
darin könnte nur ein nachträglicher Wegfall des bereits ein- 
getretenen Nachteils liegen. Verſchlechtert ſich die wirtſchaft 
liche Lage des Rechtsanwalts noch weiter, ſo köunte ſein wei 
teres Untätigbleiben als eine Fortſetzung der Untreue an— 
geſehen werden. 

(AG., 1. Siren. v. 17. Sept. 1937; 1 D 573/37.) 


Anmerkung: Der Entſcheidung iſt zuzuſtimmen. Die 
Standesorganiſation der Rechtsanwälte iſt von jeher bemüht 
geweſen, etwaige Gefahrenquellen bei der Anvertrauung von 
Geldern an einen Rechtsanwalt für die Rechtſuchenden auszu 
ſchließen. Durch die Schaffung der „Anderkonten“ bei den Ban 
ken auf Grund von Geſchäftsbedingungen, die 1931 zwiſchen dem 
Vorſtand der Berliner Anwaltskammer und dem Zentralverband 
des Bankgewerbes vereinbart wurden, iſt dieſes Ziel weit 
gehend erreicht worden. Durch die Anlegung fremder Gelder 
auf „Anderkonto“ ſichert der Rechtsanwalt das anvertraute 
Geld vor Zugriffen der Bauk ſelbſt — durch Aufrechnung, 
Zurückbehaltung vd. dgl. Rund feiner perſönlichen Gläubiger. 
Ein Angreifen des fremden Geldes durch Verſehen oder Fahr 
läſſigkeit des Anwalts wird ausgeſchloſſen, eine vorſätzliche 
Veruntreuung erſchwert. Die ſichere Aulage fremder Gelder, 
möglichſt auf „Anderkouto“, iſt durch Ziff. 30 der „Richt- 
linien der Reichsrechtsauwaltskammer für die Ausübung des 
Anwaltsberufs“ zur Standespflicht erklärt worden. Daß dieſe 
Art der Anlegung aber nicht nur eine chreugerichtlich zu 
ahndende Standespflicht, ſondern auch eine Rechtspflicht iſt, 
wird vom NO. zutreffend hervorgehoben. Wer als Anwalt 
fremdes Geld aufzubewahren hat, iſt nicht nur ftandesrecht- 
lich, ſondern auf Grund des durch Vertrag oder Geſetz im 
Einzelfall begründeten Treuverhältniſſes ſeinem Auftraggeber 
oder dem ſonſt Berechtigten gegenüber gebunden, alle Ein- 
richtungen zu benutzen, die zur Sicherſtellung der den Rechts- 
anwälten auvertranten Vermögenswerte geſchaffen find. So 
kann auch die Nichtbenutzung der Form des Anderkontos bei 
einem Rechtsanwalt, der in ſchlechter Vermögenslage iſt und 
mit Zugriffen ſeiner Gläubiger mindeſtens bedingt rechnen 
muß, ſtrafbare Untreue darſtellen. 

RA. Dr. Neubert, Berlin. 
* 

18. OLG. — 88 267, 363 StGB. Das durch das Geſetz vom 
26. Febr. 1935 (NGBL I, 311) eingeführte Arbeitsbuch fällt nicht 
unter die Urkunden des § 363 Stch B.; feine Verfälſchung oder 
50 Anfertigung iſt eine Urkundenfälſchung nach 8 267 


Der Angekl. hat im Nov. 1936 das ihm auf Grund des Se: 
ſetzes über die Einführung eines Arbeitsbuches v. 26, Febr. 1935 
„(Ne Bl. I. 311) vom Arbeitsamt R. ausgeſtellte Arbeitsbuch in 
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verſchiedener Beziehung verfälſcht, namentlich hat er den Vermerk 
„Ja“ über den Beſitz laudwirtſchaftlicher Keuntniſſe ausradiert 
und ftatt deſſen eingetragen: „keine“; er hat das verfälſchte Ar⸗ 
beitsbuch dem Arbeitsamt R. und dann einer Baufirma N. vor- 
gelegt in der Abſicht, nachdem er in der Landwirtſchaft keine Arbeit 
hatte finden können, ſich Beſchäftigung in einer anderen Berufs⸗ 
gruppe zu verſchaffen. Das AG. hat lediglich den Tatbeſtand des 
8363 StGB. als gegeben angenommen und das Strafverfahren 
wegen eingetretener Verjährung der Strafverfolgung eingeſtellt 
Die auf Verletzung ſachlich-rechtlicher Vorſchriften geſtützte Rev. des 
StA. iſt begründet. 

Die Beſtimmung des 8363 StGB. findet Anwendung nur 
auf die ſog. Perſonalpapie -e, d. h. auf Urkunden, zu deren Weſen 
es gehört, die Perſon oder beſtimmte perſönliche Verhältniſſe des 
Inhabers auszuweiſen. Nicht unter die Beſtimmung des 8363 
StGB. fallen Urkunden, welche andere tatſächliche oder rechtliche 
Verhältniſſe betreffen, wenn ſie auch nebenher über gewiſſe per— 
ſönliche Verhältniſſe des Inhabers ſich äußern; ſolche Urkunden 
zählen vielmehr zu den Urkunden i. S. des § 267 StGB. unter 
der Vorausſetzung des Vorliegens der dort beſtimmten Merkmale 
(vgl. LpzKomm. z. Steh B., § 363 Bem. La; Schwarz, „StGgB.“, 
8363 Bem. 1). Weiter erfordert die Anwendung der Vorſchrift 
des § 363 St B., daß der Täter lediglich die Abſicht hat, mit 
Hilfe der falſchen oder verfälſchten Perſonalpapiere Behörden oder 
Privatperſonen zum Zwecke ſeines beſſeren Fort⸗ 
konnten s zu täuſchen. Sobald aber die Handlung des Täters 
über dieſen Rahmen hinausgreift und beſtimmte Rechte oder Rechts⸗ 
verhältniſſe privater oder öffentlicher Natur beeinträchtigt, iſt der 
Rahmen der Sondervorſchrift des §S 363 StGB. überſchritten und 
findet die allgemeine Beſtimmung des § 267 StGB. Anwendung 
(ogl. LpzKomm. a. a. O. Bem. 1 b; Schwarz a. a. O., Bem. 2 A). 
Die Einführung des Arbeitsbuches durch das Geſ. v. 26. Febr. 
1985 iſt, wie 81 dieſes Geſetzes mit ausdrücklichen Worten her- 
vorhebt, erfolgt, um die zweckentſprechende Verteilung 
der Arbeitskräfte in der deutſchen Wirtſchaft zu gewährlei⸗ 
ſteu. Dieſe Maßregel bedeutete einen weiteren Schritt der Reichs⸗ 
regierung auf dem Wege zur Sicherung des planmäßigen Arbeits⸗ 
einſatzes, den fie ſchon mit dem Geſetz über die Regelung des Ar— 
beitseinſatzes b. 15. Mai 1934 (RGBl. I, 381) und mit der VO. 
über die Verteilung von Arbeitskräften v. 10. Aug. 1934 (RH Bl. , 
786) beſchritten hatte. Das Arbeitsbuch ſoll als amtlicher Ausweis 
über die Berufsausbildung und die berufliche Entwicklung der 
Arbeiter und Angeſtellten dienen, der es erleichtern ſoll, in der 
Wirtſchaft den richtigen Mann an den richtigen Platz zu ſtellen, 
den Andrang zu überfüllten Berufen und die Laudflucht abzu 
bremſen und Schwarzarbeit zu verhindern (vgl. Pfundtner⸗ 
Neubert, „Die neue Reichsgeſetzgebung“ Bd. Ve ti, einlei- 
lende Bemerkung zum Gef. v. 26. Febr. 1935). Hiernach dient das 
durch das genannte Geſetz eingeführte Arbeitsbuch dem Zwecke, 
den Arbeitsbehörden, deren Aufgabe die Regelung des Arbeitsein: 
ſatzes iſt, Kenntnis über die bisherige Beſchäftigung und die Be⸗ 
rufsausbildung des einzelnen Arbeiters zu vermitteln und die ent⸗ 
ſprechende Einſetzung des Arbeiters zu ermöglichen. Wenn das Ar⸗ 
beitsbuch auch über gewiſſe perſonliche Verhältniſſe des Arbeiters 
Auskunft zu geben und ihn zu legitimieren geeignet iſt, ſo iſt doch 
nicht dies der Zweck ſeiner Ausſtellung, vielmehr dient es dem 
öffentlich-vechtlichen Zwecke des planmäßigen Arbeitseinſatzes durch 
die hiermit betrauten Behörden. Schon aus dieſem Grunde kann 
das Arbeitsbuch nach dem oben Ausgeführten nicht unter die Ur— 
kunden des 8363 StB. fallen. Dazu kommt aber weiter, daß 
nach dem angeführten Zwecke des Arbeitsbuches die Fälſchung 
oder Verfälſchung desſelben und der Gebrauch des gefälſchten oder 
verfälſchten Arbeitsbuches den planmäßigen Einſatz der Arbeiter 
durch die Arbeitsbehörden, mithin beſtimmte Rechte öffentlicher Be⸗ 
hörden zu beeinträchtigen geeignet iſt. Endlich kommt folgendes in 
Betracht. Nach Abſ. 2 des § 363 StS. trifft die gleiche Strafe 
wie denjenigen, der Legitimationspapiere i. S. des § 363 falſch 
anfertigt, verfälſcht oder wiſſentlich von einer ſolchen falſchen oder 
verfälſchten Urkunde Gebrauch macht, auch den, welcher zum 
gleichen Zwecke von ſolchen für einen anderen ausgeſtellten echten 
Urkunden, als ob ſie für ihn ausgeſtellt wären, Gebrauch macht 
oder welcher ſolche 155 ihn ausgeſtellte Urkunden einem anderen 
zu dem gedachten Iweck überläßt. Dieſe Tatbeſtände des Abf. 2 
des § 363 StGB. find durch § 16 Nr. 1 und 2 der 1. VO. zur 
Durchführung des Gef. über die Einführung eines Arbeitsbuches 
v. 16. Mai 1935 (RGBl. I, 602), inſoweit die gleichen Handlun— 
gen ſich auf das durch dieſes Geſetz eingeführte Arbeitsbuch be- 
ziehen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre bedroht, ſofern nicht 
nach anderen Strafbeſtimmungen eine ſchwerere Strafe verwirkt 
iſt. Die Vorſchrift des § 363 Abf. 2 StGB. iſt alſo nicht anwend⸗ 
bar für den Bereich der Arbeitsbücher nach dem Geſ. v. 26. Febr. 
1935. Dieſe Tatſache läßt es aber als unmöglich erſcheinen, daß 
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der Geſetzgeber die Abſicht gehabt hat, die ſalſche Anfertigung und 
die Verfälſchung von Arbeitsbüchern des genannten Geſetzes oder 
den Gebrauch von falſchen und gefälſchten Arbeitsbüchern ledig⸗ 
lich mit der Strafe des § 863 Abſ. 1 StB. zu bedrohen. Wenn 
der Geſetzgeber für dieſe Handlungen in der VO. v. 16. Mai 1935 
keine beſonderen Strafbeſtimmungen vorgeſehen hat, ſo kann dies 
nur darin ſeinen Grund haben, daß die Arbeitsbücher nicht unter 
die Urkunden des § 363, ſondern des § 267 StGB. fallen, weil 
die Arbeitsbücher nicht unter die Beſtimmung des 8303 StGB. 
ſallen, war hinſichtlich ihrer für die Fälle des § 363 Abſ. 2 eine 
neue Strafbeſtimmung nötig. 

Nach dieſer Auffaſſung, die auch von der Rſpr., inſoweit fie 
ſich bisher mit der Frage beſchäftigt hat, und dem Schrifttum 
vertreten wird (LG. Gleiwitz: De. 1937, 400; Olshauſen, 
„StGB.“, § 267 Ben. 8 a a in Erg Bd. S. 264; Dalde, „StGB.“, 
§ 863 Bem. 86a; unklar dagegen Pfundtner⸗Neubert 
a. a. O. S. N, iſt die Anwendung der Beſtimmung des § 363 
SGB. auf die Handlung des Angekl. rechtsirrig. Da ſtatt des 
§ 363 StGB. die Vorſchrift des §267 StGB. in Betracht kommt, 
kann von einer Verjährung der Strafverfolgung keine Rede fein. 
Infolgedeſſen mußte das angefochtene Urteil ſamt den ihm zugrunde 
liegenden Feſtſtellungen aufgehoben und die Sache an das AG. 
zur anderweitigen Verhandlung und Entſch. zurückverwieſen 
werden. 

(OLG. München, 2. StrSen., Urt. v. 23. Sept. 1937, 2 Ss 
Nr. 123,37.) h 
* 


19. RG. — $ 351 StGB. Niemand iſt verpflichtet, ſelbſt 
zu ſeiner Beſtrafung beizutragen. Wo aber außerhalb der Selbſt⸗ 
begünftigung durch Verwirklichung eines anderen ſtrafrechtlichen 
Tatbeſtands oder eines ſtraferhöhenden Umſtandes zur Verdek⸗ 
kung eigener Straftaten erneut in die ſtrafrechtlich geſchützte 
Ordnung eingegriffen wird, iſt dieſer Eingriff auch dann ſtraf⸗ 
bar, wenn die Unterlaſſung desſelben der Offenbarung der 
früheren Straftaten gleichkommt. 


Die Verurteilung des Angekl. wegen Verbrechens gegen 
§ 351 StGB. iſt nicht zu beanſtanden. Der Angekl. hat als 
Poſtagent die rechtswidrige Zueignung von 50 AA aus 
den von ihm verwalteten Poſtgeldern dadurch verſchleiert, 
daß er in den Abſchlüſſen und den Barbeſtandsmeldungen, 
die er etwa zweimal im Monat ſeiner vorgeſetzten Behörde 
einzureichen hatte, entſprechend höhere Beträge als vorhan⸗ 
denen Kaſſenbeſtand einſetzte. 

Der Angekl. beruft ſich darauf, daß er bei wahrheits⸗ 
gemäßer Angabe des um den unterſchlagenen Betrag vermin— 
derten Kaſſenbeſtandes ſeine Straftat hätte offenbaren müſſen, 
was man von ihm nicht fordern könne. Dieſe Zwangslage, in 
die der Angekl. ſich vorſätzlich ſelbſt verſetzt hatte, rechtfertigt 
es aber nicht, von der Anwendung des § 351 StGB. abzu⸗ 
ſehen. Die Rſpr. hat allerdings für diejenigen Straftaten, die 
tatbeſtandlich in der Vereitelung der Strafverfolgung (8 257 
StGB.) oder der Verletzung der Pflicht beſtehen, bei der 
Verhütung ($ 139 StGB.) oder der Aufdeckung von Strafe 
taten oder der Vollſtreckung von Strafen oder Sicherungs- 
maßregeln (§ 346 StGB.) mitzuwirken, den Grundſatz aus⸗ 
geſprochen, daß niemand verpflichtet iſt, zu ſeiner eigenen 
Beſtrafung beizutragen, oder ſtrafrechtlich verantwortlich ges 
macht werden kann, wenn er ſich ſelbſt der Beſtrafung zu ent⸗ 
ziehen ſucht (natürliches Recht der Selbſtverteidigung; vgl. zu 
§ 257 StGB.: RGSt. 21, 376; 63, 233 [234/35]; zu 8 139 
StGB.: RGurt. 2D 234/34 v. 22. März 1934: JW. 1934, 
135718, RGlUrt. 3D 210/35 v. 1. April 1935: JW. 1935, 
2053 1s; zu § 346 StGB.: RGSt. 31, 196, 198; 70, 251 

IW. 1936, 2556 56). Dieſer Rechtsgedanke kann dort nicht 
angewandt werden, wo außerhalb des Rahmens der oben ge— 
kennzeichneten tatbeſtandlichen Selbſtbegünſtigung durch Ver⸗ 
wirklichung eines anderen ſtrafrechtlichen Tatbeſtandes oder 
eines ſtraſerhöhenden Umſtandes zur Verdeckung eigener 
Straftaten erneut in die ſtrafrechtlich geſchützte Rechtsordnung 
eingegriffen wird, und zwar auch dann nicht, wenn die Unter 
laſſung dieſes erneuten ſtraſbaren Tuns der Offenbarung der 
Straftaten gleichkommt; denn gegenüber dem Intereſſe des 
einzelnen, ſeine Straftat zu verheimlichen, gehen hier die Be⸗ 
lange der Geſamtheit vor, die Rechtsordnung vor weiteren 
Eingriffen zu ſchützen. Wollte der Angekl. ſich alſo der er⸗ 
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werten Beſtrafung nach § 351 StGB. nicht ausſetzen, jo 
mußte er den Kaſſenbeſtand wahrheitsgemäß angeben, auch 
wenn er dadurch feine Straftat aufdcckte. 

(RG., 4. Str Sen. v. 19. Okt. 1937, 4D 741/37.) 


Strafrechtliche Nebengeſetze 


20. RG. — $ 18 Nr. 6 Dev VO. 1931; § 45 Dev.; 8 8 
Volksverr G.; SS 26, 31 StAnpß.; SS 396, 401 RAbgO. Sit 
die mit einer Zuwiderhandlung gegen das VolksverrG. zuſam⸗ 
menhängende Deviſenzuwiderhandlung gemäß § 26 StAnpG. 
nach den Vorſchriften für Steuerhinterziehung zu beſtrafen, ſo 
iſt die Strafe ausſchließlich dem § 396 RAbgO. zu entnehmen; 
auf Einziehung der Deviſen kann nicht erkannt werden. +) 

Der Angekl. hatte ſchon ſeit dem Jahre 1930 oder noch 
länger einen Vorrat von Deviſen — teils außer Kurs geſetzte 
ausländiſche Goldmünzen, ohne beſonderen Sammelwert, alſo 
Gold, teils ausländische Zahlungsmittel, und zwar frauzöſiſche 
Goldmünzen und amerikaniſche Dollarnoten — im Geſamt 
werte von etwa 1000 AM in ſeinem Beſitz. Er hat dieſe 
Deviſen weder nach Maßgabe der 6. DurchfVO. v. 2. Okt. 
1931 zur DevVO. 1931 (RG Bl. I, 533) der Reichsbank an⸗ 
geboten noch entſprechend dem § 1 Abſ. 1 Nr. 2, 8$ 3—6 
VolksverrG. v. 12. Juni 1933 (RG Bl. I, 360) i. d. Faſſ. des 
St AnpGG. v. 16. Okt. 1934 (RGGBl. I, 925, 937) einer Be⸗ 
hörde der Reichsfinanzverwaltung angezeigt. Gelegentlich von 
Ermittelungen der Zollfahndungsſtelle wurden die Deviſen 
in der Wohnung des Angekl. im Dez. 1935 bemerkt und be— 
ſchlagnahmt. Durch das jetzt angefochtene Urteil hat das LG. 
den Angekl. wegen der Zuwiderhandlung gegen die 6. Durchf— 
VO. zur DevVO. 1931 i. Verb. m. den 88 1, 18 Abſ. 1 
Nr. 6 Dev VO. 1931 zu ſechs Wochen Gefängnis und 2000 % 
Geldſtrafe — hilfsweiſe 20 Tagen Gefängnis und wegen 
des Verbrechens gegen das Volksverr h. zu 1000 AA Geld 
ſtrafe — hilfsweiſe 10 Tagen Gefängnis verurteilt und 
die Deviſen einſchließlich der außer Kurs geſetzten Goldſtücke 
eingezogen. 

Das angefochtene Urteil kann inſoweit nicht aufrecht— 
erhalten werden, als es ſich auf die Deviſenzuwiderhandlung 
bezieht. Zutreffend verweiſt die Rev. nämlich auf ein recht⸗ 
liches Bedenken gegen den Straf ausſpruch des LG. Die 
Zuwiderhandlungen gegen die DevVO. 1931 und gegen das 
VolksverrG., die dem Angekl. zur Laſt gelegt find, bezogen 
ſich auf einen und denſelben, von ihm verſchwiegenen Deviſen⸗ 
vorrat. Es handelt ſich alſo um zuſammenhängende Zuwider— 
handlungen i. S. der §§ 26, 31 Nr. 1 StAup®. (v. 16. Okt. 
1934, RGBl. I, 925, 938). Da der Wert des Deviſenvorrats 
den Betrag von 10000 / bei weitem nicht erreichte, könnte 
die Strafe des Augekl. für die Deviſenzuwiderhandlung nach 
dem genannten § 26 „beim Vorliegen mildernder Umſtände 
ſo bemeſſen werden, als habe er eine Steuerzuwiderhandlung 
begangen“, alſo auf Grund des § 396 NAbgdO., der nicht 
dazu nötigt, auf Gefängnis zu erkennen, verhängt werden. 
Daß die Str. dieſe Rechtslage erkannt hätte, läßt ſich aus 
der Urteilsbegründung nicht mit hinreichender Sicherheit ent⸗ 
nehmen. Denn der § 26 StAupG. iſt im Urteil überhaupt 
nicht erwähnt, die Frage, ob mildernde Umſtände vorliegen, 
it im Zuſammenhang mit dem Verbrechen gegen das Volks- 
verr®. bejaht, aber im Zuſammenhang mit der Devifen- 
zuwiderhandlung nicht behandelt worden, und die Strafzu— 
meſſungsgründe für die Deviſenzuwiderhandlung ſprechen in 
ihrer Faſſung dafür, daß das Gericht nach dem Geſetz eine 
Gefängnisſtrafe für durchaus unvermeidlich gehalten habe. 
Der Strafausſpruch muß daher von dem Tatrichter nochmals 
geprüft werden. Die Aufhebung des Strafausſpruchs umfaßt 
auch die Einziehung, die das LG. angeordnet hat; denn die 
deviſenrechtliche Einziehung iſt keine reine Sicherungsmaß— 
nahme, ſondern eine Nebenſtrafe (RGSt. 69, 385, 388/389 
= IM. 1936, 4612). 

Sollte die Str. bei ihrer neuen Entſcheidung auf Grund 
des § 26 St Anp. die Strafe des Angekl. für die Deviſen— 
zuwiderhandlung fo bemeſſen wollen, als ob er eine Steuer— 
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zuwiderhandlung begangen hätte, ſo könnte auf Einziehung 
oder Werterſatzleiſtung nicht erkannt werden. Das ergibt ſich 
aus folgender Erwägung: 

Das Wort „Strafe“ im § 26 StAnpG. kann nicht anders 
verſtanden werden als in dem Sinn, daß bei Anwendung 
dieſer Vorſchrift den Täter auch keine Nebenſtrafe treffen 
ſoll, die ihn im Falle einer Steuerhinterziehung nicht treffen 
würde. Hätte § 26 StAupG. im Falle mildernder Umſtände 
den Täter nur an Stelle der Hauptſtrafe für die Deviſen⸗ 
zuwiderhandlung mit der Strafe für eine Steuerhinterziehung 
belegen und daneben unter allen Umſtänden die deviſeurecht— 
liche Nebenfirafe der Einziehung beſtehen laſſen wollen, jo 
hätte ſich das Geſetz anders ausdrücken müſſen. Es iſt auch 
kein innerer Grund erkennbar, aus dem der § 26 St AnpG. 
den Sinn haben ſollte, daß neben der Strafe für eine Steuer- 
hinterziehung noch auf Einziehung nach der DevVO. (oder 
dem Dev®.) zu erkennen ſei; denn einerſeits iſt ſchon nach 
den deviſengeſetzlichen Vorſchriften die Einziehung nicht zwin⸗ 
gend vorgeſchrieben, ſondern in das Ermeſſen des Gerichts 
geſtellt, andererſeits kann die Geldſtrafe, die nach 8 396 
RUCHD. für Steuerzuwiderhandlungen angedroht iſt, ohne 
jede Beſchränkung jo hoch feſtgeſetzt werden, daß es nicht not— 
wendig iſt, daneben den Täter auch noch durch Einziehung 
zu ſtrafen; die aus Gründen der Deviſenwirtſchaft notwendige 
Überführung rechtswidrig behandelter Deviſen in den regel- 
rechten Deviſenverkehr — meiſt alſo an die Reichsbank — 
wird auch ohne Einziehung im Strafverfahren ſtets geſichert 
werden, da regelmäßig ſolche Deviſen, mit denen eine De— 
viſenzuwiderhandlung begangen worden iſt, ſchon im Ermite 
telungsverfahren beſchlagnahmt werden, wenn fie überhaupt 
greifbar find. Alſo iſt die Strafe, wenn der 8 26 StAnpG. 
angewendet wird, ausſchließlich nach der RAbgO. zu be⸗ 
ſtimmen, und zwar kann dabei uur der 8 396, nicht auch der 
401 RUND. in Fällen wie der hier vorliegende in Be- 
tracht kommen. Denn der 8 401 RAbgdO. bezieht fi) nur auf 
Hinterziehung von Zöllen oder Verbrauchsſteuern, nicht auf 
Hinterziehung von anderen, insbeſ. Einkommens- oder Ver⸗ 
mögeusſteuern; Deviſenzuwiderhandlungen werden innerhalb 
des Zahlungs- oder Kapitalverkehrs oder wenigſtens der 
Kapitalbewirtſchaftung begangen; daher ſtehen ſie ihrer Natur 
nach einer Steuerhinterziehung, die mit Bezug auf Einkom- 
men oder Vermögen begangen wird, viel näher als einer 
Hinterziehung von Verbrauchsabgaben oder Zöllen; insbeſ. 
das heimliche Behalten anbietungspflichtiger Deviſen zeigt 
unverkennbar eine große Ahnlichkeit mit dem Verſchweigen 
ſteuerpflichtigen Vermögens; daher ſind hier gegebenenfalls 
nur die Strafvorſchriften anzuwenden, die für Hinterziehung 
anderer Steuern als der Verbrauchsſteuern oder Zölle gelten. 
Ob hiervon abweichend der $ 401 RAbgO. i. Verb. m. § 26 
St AupGg. etwa bei ſolchen Deviſenzuwiderhandlungen anwend— 
bar wäre, die als Banubruch gelten (vgl. 8 13 Dev.), kann 
hier dahingeſtellt bleiben. 


(RG., 1. StrSen. v. 15. Okt. 1937; 1 D 1062/36.) 


Anmerkung: Die Entſcheidung iſt zutreffend. In feiner 
urſprünglichen Faſſung drohte das VolksverrG. v. 12. Juni 
1933 (RZ Bl. 1, 360) demjenigen, der der ihm durch $ 1 Abſ. 1 
Ziff. 2 dieſes Geſetzes auferlegten Verpflichtung, nach den Devi— 
ſenvorſchriften am 1. Juni 1933 anbietungspflichtige Deviſen 
im Werte von mehr als 200.%%½% anzuzeigen, nicht nachkam, in 
§8 als Mindeſtſtrafe drei Jahre Zuchthaus, bei mildernden 
Umſtänden ein Jahr Zuchthaus an. Zur Abſtellung der Här⸗ 
ten, die ſich aus dieſer ſchweren Strafandrohung insbeſ. dann 
ergeben hatten, wenn geringe Beträge nicht angezeigt worden 
waren, wurde durch 8 23 StAnpG. v. 16. Okt. 1934 in 8 8 
VolksverrGG. ein Abſ. 4 eingefügt, der dem Gericht die Mög⸗ 
lichkeit gibt, in Fällen, in denen die nicht angezeigten Werte 
10000 24 nicht überſteigen, beim Vorliegen mildernder Um 
ſtände die Strafe fo zu bemeſſen, als habe der Täter eine 
Steuerhinterziehung begangen (vgl. im einzelnen die Be⸗ 
gründung zum StAnpG., abgedr. in RStöBl. 1934, 1398, 
insbeſ. S. 1425 und DJ. 1934, 1526). Sind dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen gegeben, ſo iſt die Zuwiderhandlung gegen das 
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Volksverr. mit dem Strafmaß des 8 396 RAbgd., alſo mit 
Geldſtrafe in unbeſchräukter Höhe zu beſtrafen; neben der 
Geldſtrafe kann auf Gefängnis bis zu zwei Jahren erkannt 
werden. Nun liegt, wenn es ſich bei den nicht angezeigten 
Werten um Deviſen handelt, ſtets neben der Nichterfüllung 
der Anzeigepflicht nach dem VolksverrG. in Tatmehrheit eine 
Verletzung der deviſeurechtlichen Aubietungspflicht vor (vgl. 
das in JW. 1937, 759 abgedr. Urt. des RG.). Der Geſetz⸗ 
geber mußte deshalb dazu Stellung nehmen, ob für die De— 
viſenzuwiderhandlung die im Dev. vorgeſehenen Strafen zu 
verhängen oder ob dieſe in gleicher Weiſe zu mildern ſind. 
Um zu vermeiden, daß die Abſchwächung der Strafe für 
das Volksverratvergehen dadurch hinfällig wurde, daß das 
Gericht verpflichtet blieb, die in S 42 Dev. (damals § 36 
DevVO. 1932) angedrohte Freiheitsſtrafe (Gefängnis, in be⸗ 
ſonders ſchweren Fällen Zuchthaus) und Geldſtrafe zu ver⸗ 
hängen, wurde der letztere Weg gewählt und in § 26 St AnpG. 
vorgeſehen, daß die Deviſenzuwiderhandlung ebenfalls beim 
Vorliegen mildernder Umſtände ſo zu beſtrafen iſt, als habe 
der Täter eine Steuerhinterziehung begangen. Demnach ſind 
nicht nur die Strafvorſchriften des Volksverrch., ſondern auch 
die des Devß. für dieſe Sonderfälle ausgeſchaltet und durch 
das Strafmaß des $ 396 RAbgdO. erſetzt worden. Damit find 
ſämtliche im Dev. angedrohten Strafen, und zwar Haupt⸗ 
und Nebenſtrafen, darunter auch die Einziehung des § 45 
Dev., unanwendbar geworden. 
N RegR. L. Turowski, Berlin, 
* 

21. ORG. — 8 22 Kraftfch. Die Fahrerflucht ſetzt voraus, 
daß jemand vorhanden iſt, der ſich über die Perſon des Nraftfah⸗ 
rers oder die Nummer des Fahrzeugs vergewiſſern will. Der Fah⸗ 
rer iſt nicht verpflichtet, an der Unfallſtelle zu warten, bis eine 
zu dieſer Feſtſtellung bereite Perſon erſcheint. 


Der Angekl. iſt vom AG. Hamburg wegen Fahrerflucht ver- 
urteilt worden. Er hat einen Poller angefahren und beſchädigt. Er 
hat gehalten, iſt ausgeſtiegen und hat feſtgeſtellt, daß der Poller 
zwar N war, aber nicht verkehrshindernd ſtand und daß 
das Licht noch brannte. Dann iſt er weitergefahren und hat am 
andern Tage ſeiner Verſicherungsgeſellſchaft den Schadensfall an⸗ 
gezeigt. 

Unbemerkt vom Angekl. hat ein Zeuge die Nummer ſeines 
Fahrzeuges feſtgeſtellt. 

Das AS. führt aus, daß ſich der Angekl. der Fahrerflucht 
ſchuldig gemacht habe, weil er ſich von der Unfallſtelle entfernte, 
ohne die Feſtſtellung ſeines Fahrzeugs und“ ſeiner Perſon zu er⸗ 
möglichen. Daß ſich ein Zeuge ſeine Nummer gemerkt habe, habe 
er nicht gewußt. Da er nur ſeiner Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft, nicht aber auch der Polizei An⸗ 
zeige gemacht habe, ſei er ſtraffällig. 

Die Rev. hatte Erfolg. 

Die Fahrerflucht i. S. des § 22 Kraftf G. ſetzt 
voraus, daß jemand vorhanden iſt, der ſich 
über die Perſon des Kraftfahrers oder die 
Nummer des Fahrzeugs vergewiſſern will. Nur 
der Fahrer handelt ſtrafbar, der ſich dieſer, im 
konkreten Falle drohenden Feſtſtellung ent⸗ 
ziehen will. Er iſt aber nicht verpflichtet, an der 
Unfallſtelle zu warten, bis eine zu dieſer Feſt⸗ 
ftellung bereite Perſon erſcheint. Die Nicht⸗ 
anzeige bei der Polizeibehörde iſt keine ſelb⸗ 
ſtändige Geſetzesverletzung, ſondern durch recht⸗ 
zeitige Anzeige wird eine begangene Geſetzes⸗ 
verletzung ſtraflos. 

Die tatſächlichen Feſtſtellungen des AG. rechtfertigen nicht 
die Annahme einer Fahrerflucht. Der Angekl. iſt nicht ſofort da⸗ 
vongefahren, ſondern ausgeſtiegen, er hat den Schaden beſehen 
und ſich vergewiſſert, daß für den Verkehr keine Gefahr beſtand. Es 
iſt aber nicht feſtgeſtellt, daß er um die Abſicht anweſender Per⸗ 
ſonen, ſich ſeine Nummer zu merken, wußte und das durch Fort⸗ 
fahren verhindern wollte. Da das Halten und Ausſteigen, in ge⸗ 
wiſſem Sinne auch die Anzeige des Vorfalls bei ſeiner Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft gegen eine ſolche Abſicht ſprechen und irgend⸗ 
welche Anhaltspunkte für ein ſchuldhaftes Verhalten i. S. des 8 22 
Kraftfcz. in den Urteilsgründen ſonſt nicht gegeben ſind, war 
der Angekl. freizuſprechen. 

(OLG. Hamburg, 1. StrSen., Urt. v. 27. Sept. 1937, Ss 86/37.) 
* 


22. RG. — 8 25 RStraßVerkO. Eine Einſtellung des 
Kraftwagenführers auf ein unvorſchriſtsmäßiges Verhalten von 
Fußgängern kann nur in den Grenzen erfordert werden, wie 
ſie ſich aus den Bedürfniſſen des täglichen Lebens und aus der 
Rückſicht auf Weſen, Eigenheiten und Erforderniſſe des Kraft⸗ 
wagenverkehrs ergeben (RGSt. 70, 71, 74 = JW. 1936, 452 10 
und Aufſatz Gülde S. 423). 

In einer Großſtadt wie Berlin mit ihrem regen Verkehr 
kann nicht ſchlechthin bereits die Tatſache, daß am Straßenrand 
ein Kraftwagen parkt und irgendeinen der Überſicht entzogenen 
verſteckten Winkel bildet, den Kraftwagenführer zur Herab- 
minderung einer an ſich zuläſſigen Geſchwindigkeit nötigen. Es 
kommt vielmehr darauf an, ob nach Lage der Verhältniſſe er⸗ 
kennbar eine derartige Gefahrenquelle vorhanden war, daß ſie 
dem Kraftwagenführer zu beſonderer Vorſicht Veranlaſſung 
geben mußte. 

(RG., 2. Str Sen. v. 11. Okt. 1937, 2 D 589/37.) 
* 


23. RG. — § 1 Abſ. 5 VD. gegen unbefugten Gebrauch 
von Kraftfahrzengen und Fahrrädern v. 20. Okt. 1932. An⸗ 
hängewagen („Anhänger“) ſind den Kraftfahrzeugen nicht gleich⸗ 
zuſetzen. Für eine entſprechende Anwendung gemäß § 2 StGB. 
iſt kein Raum. 


Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 81 Abſ. 5 der 
VO. v. 20. Okt. 1932 (RGBl. I, 496) iſt es für den Begriff 
des Kraftfahrzeugs weſentlich, daß es durch Maſchinenkraft 
bewegt wird. Das gilt für die Kraftfahrzeuge i. S. dieſer 
VO. ebenſo wie für diejenigen i. ©. des KraftfG. v. 3. Mai 
1909 (RG Bl. I, 437) nach § 1 Abſ. 2 daſelbſt. Anhänge⸗ 
wagen („Anhänger“) gehören deshalb nicht dazu, weil ſie 
nicht durch Maſchinenkraft bewegt werden, ſondern durch die 
von dem vorherfahrenden Kraftfahrzeug ausgehende Zug⸗ 
wirkung. Der Auffaſſung der Rev., daß die Anhänger den 
Kraftfahrzeugen gleichgeſetzt werden müßten, weil Sinn und 
Zweck der VO. v. 20. Okt. 1932 dies erforderten, kann nicht 
zugeſtimmt werden. Denn die Bedeutung der VO. liegt nicht 
darin, daß der Gebrauchsdiebſtahl von Fahrzeugen, die im 
heutigen Verkehr unentbehrlich ſind, allgemein rück⸗ 
ſichtslos bekämpft wird, da ſonſt nicht einzuſehen wäre, 
warum nicht auch Pferdefuhrwerke, Leiterwagen uſw. dazu 
gehören ſollten. Zweck der VO. iſt vielmehr im weſentlichen, 
die ſogenannten Schwarzfahrten mit Kraftwagen und Kraft⸗ 
rädern und daneben die rechtswidrigen Gebrauchsfahrten mit 
Fahrrädern zu treffen, da alle derartigen Fahrzeuge ver 
hältnismäßig leicht in Bewegung geſetzt werden können, das 
her einen großen Anreiz zum unerlaubten Gebrauch bieten 
und dann zum rückſichtsloſen, ſchnellen Fahren verleiten, 
wodurch die allgemeine Verkehrsſicherheit aufs ſchwerſte ge— 
fährdet werden kann und, wie die Erfahrung gezeigt hat, 
häufig auch gefährdet worden iſt, oft unter Herbeiführung 
von erheblichen Verkehrsunfällen. Das dringende Bedürfnis, 
hier Abhilfe zu ſchaffen, hat daher zum Erlaß der VO. vom 
20. Okt. 1932 geführt. Alle dieſe Gefahrenmomente aber 
treffen auf die Anhängewagen, die als ſolche weſentlich ſchwe⸗ 
rer beweglich ſind und nach allgemeiner Erfahrung nicht zu 
den Fahrzeugen gehören, die als Gegenſtände des Gebrauchs⸗ 
diebſtahls eine Rolle zu ſpielen pflegen, nicht oder doch nur 
in geringem Maße zu. Es iſt deshalb nicht angängig, den Be⸗ 
griff des Kraftfahrzeugs über den Wortlaut des Geſetzes hin⸗ 
aus auch auf ſie auszudehnen. Auch für eine entſprechende An⸗ 
wendung gemäß § 2 StGB. iſt entgegen der Meinung der 
Rev. kein Raum, weil aus Vorſtehendem zu ſchließen iſt, 
daß die unbefugte Benutzung von Kraftfahrzeuganhängern 
in der VO. v. 20. Okt. 1932 bewußt ſtraflos gelaſſen wor⸗ 
den iſt (RGSt. 70, 173/75). 

(RG., 4. StrSen. v. 26. Okt. 1937, 4 D 546/37.) 
* 


24. OLG. — 8 6 PrekG. Angabe des Druckers neben der 
des Verſaſſers bei Perſonengleichheit. 

Die Rev. des StA. wird auf Verletzung der §§8 19 Abſ. 1 
Nr. 1, 6 RPreßch., 859 Stch B. geſtützt. 

Nach 86 RPreßG. muß auf jeder im Geltungsbereich 
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dieſes Geſetzes erſcheinenden Druckſchrift der Name und Wohn⸗ 
ort des Druckers und, wenn fie zur Verbreitung beſtimmt iſt, 
beim Selbſtvertrieb der Druckſchrift der Name und Wohnort 
des Verfaſſers oder Herausgebers genannt ſein. 

Die tatſächlichen Feſtſtellungen des angef. Urteils, wo 
nach die verbreiteten Stücke des hier in Frage ſtehenden Eltern 
briefes nicht etwa gleichzeitig mit der Urſchriſt auf der Schreib 
maſchine, ſondern auf mechauiſchem, zur Maſſenherſtellung ge 
eigneten Wege hergeſtellt worden jtud, tragen die Annahme des 
Erſtrichters, daß die Schrift eine Dructſchriſt i. S. des Bro. 
iſt. Ebenſowenig läßt die Aunahme des Erſtrichters, daß dieſe 
Druckſchriften zur Verbreitung beſtimmt waren, einen Rechts: 
irrtum erſehen. 

Keiner Begründung bedarf, daß die Ausnahme des Abſ. 2 
des 856 RPreßG. nicht Platz greift. Auch für die Anwendung 
der Ausnahmevorſchrift des § 12 J. e, iſt kein Raum, da lirch— 
liche Behörden zu den dort genannten Behörden nur zu rech 
nen ſind, ſoweit ſie Organe der Staatsgewalt ſind, die hier 
in Frage ſtehende Kundgebung aber keine amtliche Mitteilung 
des Pfarramtes W. in Ausübung obrigteitlicher Befugniſſe dar 
ſtellt (vgl. Urt. des erk. Sen. v. 26. Juli 1937, 2 88 78 1937; 
abgedr. JW. 1937, 2705 DStryt. 1937, 373). 

Die tatſächlichen Feſtſtellungen des angef. Urteils ergeben, 
daß der Angekl. die Schrift verfaßt hat, daß er ſie mit dem 
der Pfarrei W., deren Juhaber er iſt, gehörigen Vervielfäl 
tigungsapparat hat vervielfältigen laſſen und daß er die Stücke 
an die in ſeiner Pfarrei wohnenden Eltern, deren Kinder 
klöſterliche Schulen beſuchen, hat verbreiten laſſen; jedes Stück 
wurde, wie das Urteil und das ihm beigeheftete und zu ſeinem 
Beſtaudteil erklärle Flugblatt ergeben, von dem Angekl. vor 
der Verbreitung mit ſeinem Namen „N. .. J.“ und dem Zu 
ſatz „Pf.“ (— Pfarrer) unterzeichnet, ohne daß er aber der 
Unterſchrift ſeine Eigenſchaft als Verſaſſer, Herausgeber und 
Drucker mit ausdrücklichen Worten beigefügt hat. 

Dex Erſtrichter hat auf Grund dieſer tatſächlichen Feſt- 
ſtellungen angenommen, daß der Augekl. ſich durch die Unler 
zeichnung der Schrift als deren Verfaſſer und zugleich als 
Drucker bezeichnet und der Vorſchrift des SG Per. genügt 
hat. Während die Rev. zugibt, daß auf der Schrift durch deren 
Uuẽnterzeichnung durch den Angekl. der Name und Wohnort des 
Verſaſſers hinreichend benannt iſt, bekämpft ſie die Annahme 
des Erſtrichlers, daß der Angekl. ſich durch die Unterſchrift guch 
als Drucker bezeichnet und daß die Vorſchriſt des Geſetzes, 
nach der auch der Name und Wohnort des Druckers auf der 
Druckſchrift genannt werden muſſe, erfüllt jei. 

Nach der einhelligen Meinung in der Rſpr. und im 
Schrifttum (vgl. u. a. RG St. 28, 390; 65, 340; ferner Rh.: 
Doi Z. 1902, 52; K.: DI. 1898, 82 und Goltd urch. 45, 376 
Schwarze⸗ Appelius, „Brit, 4. Aufl., § 6 S. 33; 
Kitzinger, „Preßcß.“, 86 Bem. 50: Stenglein, „Straf 
rechtl. Nebengeſetze“, 5. Aufl., „Bro“, 86 Bem. 3] iſt nicht 
erforderlich, daß die Angabe von Namen und Wohnort des 
Druckers (ebeuſo des Verfaſſers und Herausgebers) mit dem 
ausdrücklichen Zuſatz „als Drucker“ od. dgl. oder einem aus 
drücklichen Hinweis auf die Drnctereigenſchaft erfolgen muß. 
Die Bezeichnung muß aber derart ſein, daß der Name und 
Wohnort des Druckers — wie der des Verlegers, Heraus 
gebers, Verfaſſers aus der Druetſchrift als ſolcher mit 
zwetfelsfreier Beſtimmtheit zu erkennen iſt; Angaben, welche 
einem Zweifel Raum geben, genügen nicht. 

Ob die Augaben auf der Druckſchrift den Drucker mit 
dieſer Beſtimmtheit erkennen laſſen, iſt im weſentlichen Tal 
frage. 

Daß der Angetl. durch die Unterzeichnung der Stücke der 
Schrift mit ſeinem Namen ſich als Verfaſſer und Herausgeber 
der Schrift bezeichnet hat, obwohl auch hier ein ausdrücklicher 
Juſatz „als Verſaſſer“ oder „als Herausgeber“ auf der Schrift 
ſich wicht befindet, ſteht außer allem Zweifel und wird, wie be 
reits hervorgehoben, auch von der Rev. nicht beftritten. 

Was die Bezeichnung des Druckers anlangt, ſo ſtellt der 
Erſtrichter in tatſächlicher Beziehung weiterhin ſeſt, daß die 
Schrift mit einem Vervielfältigungsapparat vervielfältigt wor— 
den iſt, daß faſt jedes Pfarramt einen ſolchen Vervielfäl 
tigungsapparat beſitzt und daß dieſe Art der Vervielfältigung 
allgemein üblich iſt. Aus dieſen Tatſachen im Zuſammenhalt 
mit der Tatſache, daß die Schrift die Unterſchrift des Augekl. 
mit dem Zuſatz „Pf.“ ( Pfarrer) enthält, zieht der Exit 
richter den Schluß, daß kein Zweiſel darüber beſtehen konnte, 
daß der Verfaſſer durch die Unterzeichnung mit Namen und 
Wohnort und Amtsbezeichnung ſich gleichzeitig auch als Her; 
ſteller, Drucker der von ihm unterzeichneten Schrift bezeichnen 
wollte und — wie aus dem Zuſammenhaunge des Urteils her 
vorgeht — ſich bezeichnet hat. Dieſe Schlußfolgerung läßt kei 
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nen Verſtoß gegen allgemeine Geſetze der Erfahrung und der 
Logik erkennen, ſie euthält keine Widerſprüche; es iſt auch nicht 
erſichtlich, daß der Erſtrichter den Rechtsbegriff der Benennung 
des Druckers auf der Druckſchrift verkannt und gegen die oben 
entwickelten Sätze verſtoßen hat. 

Es entſpricht in der Tat der natürlichen Sachlage, daß 
eine durch Schreibmaſchine hergeſtellte und durch einen Verviel⸗ 
fältigungsapparat vervielfältigie, von einem Pfarramt aus⸗ 
gehende und vom Pfarrer mit ſeinem Namen und ſeiner 
Amtsbezeichnung unterzeichnete Schrift vom Pfarrer nicht nur 
verſaßt, ſondern auch vom Pfarramt, deſſen Inhaber der 
Pfarrer iſt, alſo vom Pfarrer, hergeſtellt worden iſt. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt, daß die Frage, ob die Druckſchrift ſelbſt den 
Drucker mit einer jeden Zweifel ausſchließenden Beſtimmtheit 
bezeichnet, unter Benützulg von allgemeinen Erfahrungstat, 
ſachen zu eutſcheiden iſt — ebenſo wie dies bei der Angabe des 
Verſaſſers und Herausgebers anzunehmen iſt. Ergibt jonach die 
äußere Erſcheinung der Druckſchrift, daß ſie vom Pfarramt 
ſelbſt gedruckt worden iſt, jo iſt durch die Angabe des Namens 
und Wohnortes des Pfarrers als des Inhabers des Pfarr— 
amts nicht nur der Verfaſſer und Herausgeber, ſondern auch 
der Drucker genügend bezeichnet. Hiernach iſt aber ſchon der 
äußere Tatbeſtaud einer Zuwiderhandlung gegen 8 6 Preis. 
und damit der Übertretung nach § 19 Abſ. 1 Nr. 1 a. a. O. nicht 
gegeben. 

Wäre aber auch anzunehmen, daß die Bezeichnung des 
Druckers auf der hier in Frage ſtehenden Druckſchrift der Vor— 
ſchrift des §6 Pre. nicht genügen würde und daß deshalb 
der äußere Tatbeſtand einer Übertretung nach §8 6, 19 Abſ. 1 
Nr. Pur. erfüllt wäre, jo fehlt es am inneren Tatbeſtaud. 
Der Angetl., der nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des angef. 
Urteils den Willen hatte, ſich auf der Drückſchrift als Drucker 
zu bezeichnen, hätte ſich in einem Irrtum über die Tragweite 
der Beneuunungspflicht des Druckers befunden. Dies wäre ein 
ern über das Strafgeſetz ſelbſt, der allerdings nach der 
ſtäudigen Rſpr. des Ach. gem. 859 Stäß B. den Vorſatz nicht 
anschließt. Allein nach der ſeit Fahrzehnten feſtſtehenden Nipr. 
des Baybech, au der auch das DLS. München ſeſtgehalten 
hat (ogt. u. a. Obsch St. 10, 388; 14, 96, 09; 22, 57, 50; 26, 
181, 181; 27, 136, 143; 28, 60; 31, 13; Urt. des Obs. 
v. 16. Nov. 1933, Ain I 211/10, und v. 12. Febr. 1934, RR 
371981; Urt. des DES. München v. 26. Okt. 1936, 2 Ss 86/1930), 
lann der Strafrechtsirrtum, wenn der Täter zu feiner irrtüm 
lichen Auſchauung über die Erlaubtheit ſeiner Handlung durch 
Auskünfte, die er von berufener Seite erhalten hatte und denen 
zu mißtrauen für ihn kein Anlaß beſtand, namentlich durch 
bie Entſch. einer zuftändigen Behörde verleitet worden iſt, 
ausuahmsweiſe zur Vermeidung unbilliger Härte als Schuld 
ausſchließungsgrundegelten. Der Senat hat keinen Anlaß, von 
dieſer Rſpr. abzugehen. Das angef. Urteil ſtellt nun tatſächlich 
ſeſt, daß dem Angekl. bei Abfaſſung des Textes und 
der Feſtlegung der äußeren Fo vm der Schrift eine 
ihm durch das Ordinariat M. übermittelte Abſchrift eines 
rechtskräftigen Urteils des AG. München v. 11. Febr. 1986 
(16s 1/1986) vorlag, durch das ein Pfarrer in einem gleich 
gelagerten Falle von einer übertretung des PreßG. freige- 
ſprochen worden iſt, da die Angabe des Namens und Wohn⸗ 
ories des Pfarrers auf einer Druckſchrift in dem bezeichneten 
Falle vom Gericht als zur Bezeichnung auch des Druckers ger 
nügend angeſehen wurde mit Rückſicht auf die Identität von 
Verfaſſer und Drucker. Eine Belehrung des Ordinariats über 
die Tragweite des §6 Preß. vermöchte zwar den Angekl. 
nicht zu euklaſten, da die kirchlichen Behörden zur maßgebenden 
Auslegung von Straſgeſetzen nicht zuſtändig find. Wohl aber 
durfte der Angekl. ſich auf die Auslegung der hier in Frage 
kommenden Strafbeſtimmung durch ein rechtskräftig gewordenes 
Urteil des zur Aburteilung der Übertretung des Preßch. zu⸗ 
ſtändigen Ach. verlaſſen: daran kann der Umſtand nichts 
ändern, daß dieſes Urteil nicht in einer Sache gegen den 
Angell. ſelbſt ergangen iſt, weun nur der Fall gleich gelagert 
gewesen HE, und dies war nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
des Erſtrichters der Fall. Hieruach ſind die Vorausſetzungen. 
für Linen ausnahmsweiſe entſchuldbaren Rechtsirrtum nach 
der Rſpr. des Obsch. und des OLG München gegeben. Dieſer 
Irrtum ſchließt im vorl. Falle jegliche Schuld, Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit aus. 

(DRS. München, 2. 


StrSeu, Urt. v. 
107/37.) !) 
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) Gleiches Urteil erging aun demſelben Tag in der Sache 
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25. AG. — 8 60 Abſ. 2 Ziff. 13 Ryagd6, Begriff und Vor⸗ 
ausſetzungen einer fahrläſſigen Übertretung nach § 60 Abf. 2 
Ziff. 13 R Jagd. 

Der Angekl. iſt Eigentümer eines wertvollen Raſſehundes 
(Rottweiler). Wie er angibt, iſt ihm für das Tier ſchon ein 
Preis von 6000 AM geboten worden. Die Wohnung liegt in⸗ 
mitten eines bergigen Geländes. An einer, einige A vom 
Wege abſeits liegenden Stelle im Unterholz des Vergabhanges. 
die von dem Wohnhaus des Nıirgell. en ernt 
iſt, würde das umherlaufende Tier am 15. Jan. 1937 gegen 
12 Uhr von dent Jagodberechtigten mittels Schrot erſchoſſen. 
Etwa 50 Schritt von dieſer Stelle ſind dem Zeugen B. im Jahre 
1996 fünf große Rehe und ein Kitz geriſſen worden. 

Der Angekl. dem eine übertretung des § 60 Abſ. 2 Ziff. 13 
a. a. O. zur Laſi gelegt wird, hatte ſich, wie immer, am Morgen 
zu der Fabrik feines Vaters begeben. Als er um die Mittags- 
ſtunde zurückkehrte, war das Tier, das ſich einige hundert Meter 
bergab geſchleppt hatte, verendet. 

Einen Vertreter zur Beaufſichtigung des Tieres hatte der 
Angekl. nicht beſtellt. Im Hauſe war ſeine Ehefrau und die 
Hausangeſtellte auweſend. 

Der Angekl. beſtreitet die ihm zur Laſt gelegte Tat. Der 
Hund ſei nicht unbeaufſichtigt im Jagdbezirk des Zeugen B. 
geweſen, da er nicht außerhalb der Einwirkung feines Herrn. 
geſtanden habe (8 40 Abſ. 2 Ziff. 2 a. a. O.). Das Tier ſei fo 
gut dreſſiert, daß es auf einen Pfiff ohne weiteres zurückkehre. 
Noch bei einer Entfernung von 800 m vom Hauſe ſei der Hund 
auf einen Pfiff zurückgelaufen. Das Tier habe an dem Tage 
ſeinen gewöhnlichen Spaziergang gemacht. Er, der Angekl., habe 
ſich auf ſeine Frau verlaſſen können. 5 

Der Einlaſſung des Angekl. kann nicht gefolgt werden. 
Zwar hat er ſich keiner vorſätzlichen, wohl aber einer fahr⸗ 
läſſigen übertretung des 8 60 Abſ. 2 Ziff. 13 a. a. O. ſchuldig ge⸗ 
macht, da die objektiven und ſubjektiven Vorausſetzungen des 
Geſetzes gegeben find. Der Hund befand ſich, als er erſchoſſen 
wurde, in einem fremden Jagdbezirk. Er war auch unbeauf- 
ſichtigt. Dieſe Begriffsbeſtimmung kaun nicht, wie der Angell. 
meint, ſo verſtanden werden, daß auf den Hund jederzeit ein— 
gewirkt werden konnte. Die Begriffsbeſtimmung kann nur ſo 
verſtanden werden, daß der Hund tatſächlich unbeaufſichtigt 
war. Bei der Entfernung, in der ſich der Hund von den mög⸗ 
licherweiſe für ſeine Beaufſichtigung in Frage kommenden Per⸗ 
ſonen, der Frau des Augekl. und der Hausangeſtellten, befand, 
war dies der Fall. In ſubjektiver Hinſicht erfordert die Ge— 
ſetzesbeſtimmung fahrläſſiges Handeln oder Geſchehenlaſſen. 
Die Ehefrau des Angell. wie die Angeſtellte haben es, obwohl 
fie dazu in der Lage waren, an jeder Aufſicht fehlen laſſen. 
Der Angetl. hat keine von beiden auch nicht als Stellvertreter 
beſtellt und keine Anweiſung hinſichtlich der Beaufſichtigung des 
Hundes gegeben, obwohl er als Herr des Hundes im Hinblick 
auf das RJagdcz. hierzu verpflichtet war. Die von ihm billiger⸗ 
weiſe zu erwartende Vorſicht zur Vermeidung eines für ihn 
vorausſehbaren Umherſtreifens des Tieres in dem nahegelegenen 
Jagdrevier B. hat er vernachläſſigt. Wenn er des Glaubens 
war, der Hund könne in einem fremden Jagdrevier umher⸗ 
laufen, ohne bei an ſich beſtehender Einwirkungs möglichkeit 
tatſächlich beaufſichtigt zu ſein, ſo befand er ſich in einem, 
ſtrafrechtlich unbearhtlichen, Rechtsirrtum. Wollte man der Auf⸗ 
ſaſſung des Angekl. folgen und die Einwirkungs möglichkeit 
als ausreichend anjehen, fo würde der dem Schutz des Wild⸗ 
beftandes und feiner Hege und Pflege dienende Zweck des 8 60 
Abſ. 2 Ziff. 13 a. a. O. geradezu vereitelt werden. 

Da der Angekl. durch Unterkaffung entſprechender An⸗ 
weiſung es an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen laſſen, 
hat er fahrläſſig gehandelt und war demgemäß in Strafe zu 
nehmen. 

Die Fahrläſſigkeit des Angekl. kann vom Standpunkt des 
NJagdch. aus nicht als gering angeſehen werden. Andererſeits 
iſt der ihm durch feine Fahrläſſigkeit entſtandene Schaden ein 
rocht beträchtlicher, da es ſich offenbar um ein ſehr wertvolles 
Tier gehandelt hat. Daß der Hund des Angekl. tatfächlich Wild 
in dem Jagbbezirk B. geriſſen hat, iſt nicht feſtgeſtellt. 

Nach Lage der Sache erſchien eine Geldſtrafe von 20 RM 
als angemeſſene, aber auch ausreichende Sühne. 

(AS. Iſerlohn, Urt. v. 28. April 1937, 5 Cs 91/37.) 
* 


* 26. RG. — SS 4 ff., 26, 28, 31 Wein.; 8 4 Leb Mitt.; 
§ 40 StB. Das „Vakuumverfahren“ iſt durch die Sonder⸗ 
vorſchriften des S 5 Wein. nicht erlaubt worden. — Verfäl⸗ 
ſchung und falſche Kennzeichnung von Wein, der als „Kon⸗ 
zentrat⸗Wein“ gewonnen worden iſt. — Für das Leb Mittch. 


iſt da Raum, wo ſich das WeinG. einer Regelung bewußt 
enthalten oder unbeabſichtigt eine Lücke gelaſſen hat. 

I. Die Angekl. haben Weinmoſt im ſogenannten „Vakuum⸗ 
Verfahren“ konzentriert, d. h. in einem Verdampfapparat unter 
verdünnter Luft bei 40 bis 45 Grad Celſius zum Sieden ge⸗ 
bracht und ihm durch Verdampfen ſo viel Waſſer entzogen, daß 
ſich die Geſamtmenge des Moſtes um etwa / bis ½ vermin⸗ 
derte. Den hierdurch gewonnenen „Konzentrat“-Moſt haben fie 
alsdann in der allgemein üblichen Weiſe ausgären laſſen und 
zu Wein („Konzentratwein“) ausgebaut, zum Teil mit anderem 
Wein verſchnitten und unter Bezeichnungen in den Verkehr ge⸗ 
bracht, die auf die Reinheit des Weines deuteten, die Bearbei⸗ 
tung im „Vakuum“-Verfahren aber nicht erkennen ließen; bei 
der Bezeichnung der Verſchnitte haben ſie nach der Annahme 
des LG. die Anteilsvorſchriften des $ 7 Abſ. 1 Wein. nicht 
eingehalten, haben überdies dem demſelben Faß entſtammenden 
Verſchnitt zum Teil bis zu ſieben verſchiedene Herkunftsbezeich⸗ 
nungen gegeben. 

II. Das LG. ſieht in dem „Konzentrieren“ des Moſtes 
ein Verfälſchen i. S. des § 4 Nr. 1 Leb Mitt G.; 
durch das Entziehen des Waſſers gewinne der Moſt, deſſen 
übrige Beſtandteile in ihrem Verhältnis zueinander unver⸗ 
ändert blieben, eine Süße, die ſonſt nur bei Qualitätsweinen 
aus beſonders lange ausgereiften Trauben auf biologiſchem 
und phyſiologiſchem Wege unter dem Einfluß guter Witterung 
durch die Edelfäule auftrete, wenn auch deren Eigenart des 
Duftes und der Süße von den Konzentrat⸗Weinen nicht voll⸗ 
ſtändig erreicht werde. Dadurch haben die Angekl. nach der Au⸗ 
nahme des LG. dieſen Konzentrat⸗Weinen den Anſchein eines 
in einem beſonders ausgedehnten und gepflegten Reifeprozeß 
gewonnenen Weines und damit den Anſchein einer beſſeren 
Beſchaffenheit gegeben, während es ſich hier in Wahrheit 
um eine Art Kunſtprodukt gehandelt habe; gegen ſolche habe 
die Verbraucherſchaft eine gefühlsmäßige Abneigung und be⸗ 
werte ſie geringer als ein auf natürlichem Wege gewonnenes 
Erzeugnis, das zu erwarten die Verbraucherſchaft nach dem 
ihm gegebenen Anſchein berechtigt ſei. Dieſen Irrtum der 
Verbraucherſchaft über die beſſere Beſchaffenheit der Konzen⸗ 
trat⸗Weine hätten die Angekl. um der beſſeren Abſatzmöglich 
keiten willen abſichtlich herbeigeführt, ſomit die Weine vorſätz⸗ 
lich verfälſcht. 

Eine durch S4 Wein G. verbotene Art der Kellerbehand 
lung ſei das Konzentrieren des Moſtes jedoch nicht, weil dem 
Wein kein Stoff irgendwelcher Art zugeſetzt, ſondern nur 
Waſſer entzogen werde; der Konzentrat-Wein fer auch Wein 
i. S. des Weinch., nicht etwa ein nicht verſchnittfähiger „Fremd⸗ 
ſtoff“, wie dies in einigen Erläuterungsbüchern vom „einge 
dickten Moſt“ geſagt werde; denn in dieſen werde der Moſt 
weſentlich ſtärker konzentriert und ſeine Zuſammenſetzung 
ſtärker verändert als durch das Vakuumverfahren. 

Dagegen iſt nach der Annahme des LG. der Konzentrat⸗ 
Wein, weil er durch einen rein künſtlichen Eingriff geſußt wor⸗ 
den ſei, kein „reiner Wein“ i. S. des WeinG.; er dürfe daher 
nicht mit irgendwelcher, auf die Reinheit des Weines deuten⸗ 
den Bezeichnung verſehen und in Verkehr gebracht werden; 
hiergegen hätten die Angekl. verſtoßen. 

Abſchließend erachtet das LG. die Angekl. eines gemein⸗ 
ſchaftlich begangenen fortgeſetzten Inverkehrbringens der Kon⸗ 
zentrat⸗Weine und Verſchnitte unter irreführenden Bezeich⸗ 
nungen hinſichtlich der Reinheit und der Lagebezeichnung nach 
dem § 26 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. m. den 88 5, 7, 6 WeinG. für 
ſchuldig, neben dem die SS 4 Nr. 1, 13 Leb Mitt. gemäß 8 31 
WeinG. keine Anwendung fänden. 

III. Das angefochtene Urteil iſt im Ergebnis und in den 
weſentlichen Punkten feiner Begründung nicht zu beanſtanden. 

1. Das gilt zunächſt von dem Ausgangspunkt des LG., 
daß die Herſtellung des Konzentrat⸗Weines als Verfälſchung 
eines Lebensmittels nach 8 4 Nr. 1 Leb Mitt. ſtrafbar fein 
kann, obwohl fie keine nach 8 4 Wein®. unzuläſſige Kellerbe⸗ 
handlung iſt. Denn die Anwendbarkeit des LebMitt®. wird 
nicht grundſätzlich dadurch ausgeſchloſſen, daß Gegenſtand der 
zur Verurteilung ftehenden Behandlungsweiſe Wein iſt, der an 
ſich den Vorſchriften des WeinG. unterliegt (vgl. Zoeller, 
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„Wein.“, 1921, S. 120 oben; Günther⸗Marſchner, 
1910, S. 331); vielmehr ſtellt das Wein®. nur da, wo ſich eine 
Behandlungsweiſe aus ihm unmittelbar als erlaubt oder ver⸗ 
boten ergibt, die geſetzliche Sonderregelung dar; hinter ihm hat 
jedoch, wenn es ſich um Wein handelt, das LebMittG. immer 
noch da Raum, wo ſich das Wein. einer Regelung bewußt 
enthalten oder unbeabſichtigt eine Lücke offengelaſſen hat. 

Das LG. geht nun zutreffend davon aus, daß das Wein. 
im § 4 nur das Zuſetzen nicht ausdrücklich zugelaſſener 
Stoffe zum Wein verbietet, eine Regelung darüber aber nicht 
enthält, ob und in welchem Umfang dem Wein Stoffe ent 
zogen werden dürfen; inſofern fällt alſo das Vakuum- oder 
Konzentrierverfahren, durch das dem Wein nur ein Stoff 
(Waſſer) entzogen wird, nicht unter die (ausdrücklich) ver 
botenen Kellerbehandlungen des § 4 Wein®. 

2. Die Angekl. haben ſich zur Rechtfertigung deſſen, daß 
ſie die Konzentrat⸗Weine als naturrein bezeichnet haben, auf 
den § 5 Abſ. 3 Wein®. berufen. Dieſe erſt durch das Geſ. vom 
25. Juli 1930 geſchaffene Beſtimmung läßt ausdrücklich das 
Entkeimen des Weins durch Filtration als eine erlaubte Art 
der Kellerbehandlung zu und beſtimmt weiterhin, daß die ſo 
entkeimten Weine nicht als gezuckert gelten, vielmehr unter den 
im Satz 2 des Abſ. 3 ebendort näher bezeichneten Voraus- 
ſetzungen mit einer auf die Reinheit des Weins oder auf be 
ſondere Sorgfalt bei der Traubengewinnung deutenden Be— 
zeichnung in den Verkehr gebracht werden dürfen. Auch dieſes 
Entkeimen durch Filter wird u. a. zu dem Zweck vorgenommen, 
dem Wein auf andere Weiſe als durch Zuckerung einen höheren 
Gehalt an Süße zu erhalten oder zu verleihen (vgl. Hepp, 
„Weinch.“, S. 48), nur daß hier — ohne Erhitzung des Moſtes 
— durch Entfernung der Bakterien und Gärpilze die Vergärung 
des Zuckers unterbrochen wird, während ſich beim Vakuum 
verfahren der im Moſt enthaltene Zucker nach Verdampfung 
eines Teiles des Waſſers auf eine geringere Geſamtmenge ver— 
teilt und deshalb zu einem größeren Teil nicht vergärt, als 
dies ohne „Konzentration“ der Fall wäre. Aus der amtlichen 
Begründung zum Wein®. von 1930 (zu § 4) ergibt ſich, daß 
man durch die Beſtimmung des jetzigen § 5 Abſ. 3, entſprechend 
dem Geſchmack der Verbraucherſchaft, den vielfachen Verfahren 
zur Herſtellung ſüßen Weines einen Platz einräumen wollte. 
Würde das Vakuumverfahren in der Tat unter dieſe Beſtim⸗ 
mung fallen, fo gehörte es damit zu den vom WeinG. ans— 
drücklich geregelten Behandlungsarten; das würde nach dem 
oben Dargelegten die Anwendung des § 4 Nr. 1 LebMittG. auf 
dieſes Verfahren ausſchließen. Die weitere Rechtsfolge wäre 
dann, daß die Konzentrat⸗Weine mit einer auf Reinheit oder 
beſondere Sorgfalt bei der Traubengewinnung deutenden Be— 
zeichnung dann in den Verkehr gebracht werden dürften, wenn 
ſie zugleich eine auf die „Konzentrierung“ deutlich hinweiſende 
Bezeichnung trügen. 

Für dieſe rechtliche Behandlung läßt ſich manches ins Feld 
führen, insbeſ. die Gleichartigkeit des erſtrebten Ziels: nämlich 
dadurch, daß der Süßegehalt des Moſtes auf künſtlichem Wege, 
jedoch ohne Stoffzuſatz, über das Maß hinaus geſteigert wird, 
das bei der gewöhnlichen Kelterung zu erreichen wäre, Weine 
zu erzielen, die den aus lange gereiften Trauben gewonnenen 
Qualitätsweinen gleichen. 

Daß dies hier durch teilweiſe Verdampfung des im Moſt ent 
haltenen Waſſers ſtatt durch Unterbrechung der Gärung erreicht 
wird, brauchte für die rechtliche Beurteilung nicht unbedingt 
ausſchlaggebend zu fein; ebenſowenig, ob das Ziel der Moft: 
oder Weinbehandlung durch das eine Verfahren vollkommener 
erreicht wird als durch das andere, oder ob die Zuſammenſetzung 
des Moſtes im übrigen beim einen Verfahren ſtärker verändert 
wird als beim anderen. 

Gegen eine ſolche Rechtsanwendung beſteht jedoch das 
grundſätzliche Bedenken, daß der Geſetzgeber mit dem § 5 Abſ. 3 
Wein. offenſichtlich und eindeutig eine Ausnahmebeſtimmung 
hat ſchaffen wollen, die nur für dieſes namentlich bezeichnete 
Verfahren gilt, daß es ſich hier gewiſſermaßen um einen geſetz⸗ 
geberiſchen Verſuch handelt. Denn beim Exlaß dieſer Geſetzes— 
beſtimmung waren andere, demſelben Zweck dienende Verfahren 
bereits bekannt, z. B. das „Eindicken“ des Moſtes im offenen 
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Keſſel, die Gewinnung von Strohwein oder von Eis⸗ oder Ge⸗ 
frierwein. Gleichwohl hat man ſie nicht unter die — den Her⸗ 
ſteller teils begünſtigenden, teils einengenden — Vorſchriften 
des § 5 Abſ. 3 Weins. geſtellt. Das nötigt zu dem Schluß, daß 
man die dort getroffene Regelung auf dieſes Filterverfahren 
hat beſchränken undder Geſetzgebung die Entſch. darüber 
hat vorbehalten wollen, ob die fortſchreitende Entwicklung in 
Weinbau und Technik die Übertragung diefer Regelung auf 
andere Behandlungsweiſen angezeigt erſcheinen laſſe. Die Rſpr. 
würde mit einer ſolchen Übertragung die ihr gezogenen Gren- 
zen überſchreiten. g 

3. Wird hiernach das Vakuumverfahren nicht durch die 
Sondervorſchriften des Wein®. erfaßt, fo iſt grundsätzlich Raum 
für eine Anwendung des LebMiti®. Der feſtgeſtellte Sachver⸗ 
halt läßt es auch — vorbehaltlich der Anwendbarkeit des 8 4 
Nr. 2, vgl. unten Nr. 4 — nicht als rechtsirrig erſcheinen, daß 
das LG. den § 4 Nr. 1 LebMitt®. auf das Tun der Angekl. 
angewendet hat. Verfälſcht iſt ein Lebensmittel, wenn an der 
körperlichen Beſchaffenheit des Stoffes (hier: des Moſtes oder 
des Weins) eine Anderung (hier: eine Entziehung von Waſſer 
durch Verdampfen) vorgenommen worden iſt, der zufolge das 
gewonnene Ergebnis (hier: der Konzentrat-Wein) von anderer, 
und zwar beſſerer körperlicher Beſchaffenheit zu ſein ſcheint, als 
es tatſächlich iſt. Mit Recht geht das LG. bei der hiernach ge- 
botenen Wertvergleichung von der Auffaſſung der (weintrinken⸗ 
den) Verbraucherſchaft aus, die Wert und Güte eines Weines 
entſcheidend danach beurteile, ob er auf natürlichem Wege ge 
wonnen iſt, und die eine gefühlsmäßige Abneigung habe gegen 
jeden in irgendeinem Abſchnitt feiner Herſtellung mit künſt⸗ 
lichen (phyſikaliſchen oder chemiſchen) Hilfsmitteln bearbeiteten 
Wein, den ſie deshalb auch als ein „Kunſtprodukt“ geringer 
bewerte. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob auch ſonſt auf dem Ge⸗ 
biet des LebMitt®. dem Werdegang des Erzeugniſſes ohne 
Rückſicht auf deſſen hierdurch erzielte (nach den Urteilsfeſtſtel⸗ 
lungen hier annähernd gleiche) geſchmackliche und ſonſtige Be⸗ 
ſchaffenheit eine jo ausſchlaggebende Bedeutung für die An 
wendbarkeit des § 4 Nr. 1 LebMittG. zukommen kaun. Jeden 
falls läßt die Annahme des LG., daß dies beim Wein der Fall 
ſei, keinen Rechtsirrtum erkennen; es konnte dieſe Auffaſſung 
der Verbraucherſchaft bei feiner Entſch. berückſichtigen. 

Die Angekl. haben nun allerdings die (urſprünglichen) 
Weine, aus denen ſie die Konzentrate gewannen, auch tatſächlich 
verbeſſert, indem ſie ihnen durch das Vakuumverfahren eine 
höhere Süße und damit — nach dem Urteil der Verbraucher 
ſchaft — einen höheren Wert verliehen, inſoweit wäre eine Be- 
ſtrafung nach 8 4 Nr. 1 LebMittG. nicht gerechtfertigt. Sie 
findet jedoch ihre rechtlich bedenkenfreie Grundlage darin, daß 
ſie den Weinen durch die „Konzentration“ den Auſchein von 
naturreinen, im Wege natürlicher Kelterung gewonnenen 
Weinen gegeben und dies in der Abſicht getan haben, fie ohne 
Hinweis auf das Vakuumverfahren als naturrein in Verkehr 
zu bringen. Da ſolche Weine auch bei ſonſt gleicher Beſchaffen⸗ 
heit für beſſer und hochwertiger angeſehen werden, als mit 
künſtlichen Mitteln hergeſtellte, jo iſt den Weinen der Anſchein 
einer beſſeren Beſchaffenheit gegeben worden, als ihnen tat- 
ſächlich innewohnte; ſie ſind alſo zur Täuſchung in Handel und 
Verkehr i. S. des § 4 Nr. 1 LebMitt®. verfälſcht worden. Diefe 
Täuſchungsabſicht wird entgegen der Meinung der Rev. dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Angekl. die Konzentrat Weine zu 
Preiſen in Verkehr bringen wollten oder gebracht haben, die 
erheblich unter denen der „Qualitätsweine“ lagen. 

4. Soweit ſie fie jedoch — ohne ſie als ſolche ausreichend 
zu kennzeichnen — in Verkehr gebracht haben, muß ihre 
Beſtrafung aus 8 4 Nr. 2 Leb Mitt. erfolgen, wodurch die nach 
§ 4 Nr. 1 an ſich begründete Strafbarkeit der Verfälſchungs⸗ 
handlungen aufgezehrt wird, und zwar auch inſoweit, als das 
Erzeugnis etwa teilweiſe noch nicht in Verkehr gebracht worden 
fein ſollte (RGSt. 71, 18/19 = ZW. 1937, 2121 102). Einer Ber 
richtigung des angefochtenen Urteils bedarf es inſoweit jedoch 
nicht, da wegen der Verfehlungen der Angekl. gegen das Wein®. 
ihre Beſtrafung im Endergebnis nur aus dieſem Geſetz er⸗ 
folgt iſt. 
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Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich ohne weiteres, daß die 
Konzentrat⸗Weine von den Augekl. nicht mit Bezeichnungen ver 
ſehen werden durften, die auf ihre Reinheit oder auf beſondere 
Sorgfalt bei der Gewinnung der Trauben deuteten; denn ihr 
hoher Gehalt an Süße war ja nur durch dieſes künſtliche Ver- 
fahren herbeigeführt worden; ſie enthielten im Gegenſatz zu 
„uaturreinen“ Weinen i. S. des Wein. nicht bloß die Süße, 
die ein Wein nach natürlicher Vergärung ohne Zuckerzuſatz ent 
hält. Das Lg. hat auf fie daher mit Recht die Vorſchrift des 
§ 5 Abſ. 2 Wein. angewandt. 

IV. Verfehlungen gegen das Wein. 

1. Ohne Rechtsirrtum ſieht das LG. eine Verfehlung der 
Augekl. darin, daß fie Weine aus ſolchen Trauben als „Spät; 
leſe“ bezeichnet haben, die nicht (eutſprechend Art. 5 Abſ. 6 Ausf 
VO. zum Weinch. v. 16. Juli 1932) erſt nach der allgemeinen 
Leſe in vollreifem Zuſtand, ſondern nur gegen Ende der 
allgemeinen Leſe geerntet worden waren. Die Rev. bringt hier- 
gegen nichts Schlüſſiges vor. 

2. Rechtlich bedeukenſrei ſtellt das LG. ferner feſt, daß ſich 
die Augekl. auch bei der Bezeichnung ihrer mittels der Kon 
zentrat Weine hergeſtellten Verſchnitte gegen § 7 i. Verb. nt. 
§ 6 WernG, vergangen haben, ſofern ſie dieſe nach einem der 
in dem Verſchnitt enthaltenen Anteile bezeichnet haben ohne 
Rückſicht darauf, ob dieſer Anteil der Geſamtmenge betrug. 
Daß die Angekl. ſo verfahren ſind, hat das LG. bei dem ſehr 
großen Umfange des „Weingewinnungsgeſchäfts“ der Angekl. 
nicht für jedes einzelne Erzeugnis anteilsmäßig feſtzuſtellen 
vermocht, ſondern nur aus der Tatſache gefolgert, daß ſie Weine 
aus demſelben Faß mit Herkunftsbezeichnungen ganz verſchie 
denartiger und verſchiedenwertiger Weine benannt haben; wenn 
es daraus entninaut, daß bei dieſer Bezeichnungsweiſe dent be 
treffenden Verſchnitt nach ſeiner anteilsmäßigen Zuſammen 
ſetzung unmöglich die ſämtlichen ihm beigelegten Bezeichnungen 
zugekommen ſein könnten, ſo liegt dieſe Folgerung auf dem Ge— 
biet der tatſächlichen Würdigung. 

Rechtlich zutreffend verſagt das LG. den Augell. unter 
Hinweis auf das Urteil des erk. Sen. RSSt. 69, 26 = IM. 
1936, 728 u m. Anm. infoweit auch die Berufung auf die „Pro⸗ 
duzentenklauſel“ des § 7 Abſ. 3 WeinG., weil durch fie die Vor 
ſchrift des $ 7 Abſ. 1 S. 1 Wein. nicht außer Kraft geſetzt 
worden iſt. 

3. Daß die Augekl. einen ans demſelben Faß herrühren— 
den Konzentratverſchnitt unter mehreren verſchiedenen Her 
kunftsbezeichnungen in Verkehr gebracht haben, verſtieß aber 
auch unabhängig von der Vorſchrift des $ 7 Abſ. 1 Wein. 
ſchon gegen den in den SS 5 und 6 Wein®. allgemein zum Aus- 
druck gekommenen Grundſatz der Bezeichunngswahrheit, findet 
insbeſ. in der Ausnahmevorſchrift des § 6 Abſ. 2 S. 2 Wein. 
keine Rechtfertigung; ſtatt näherer Ausführungen kann hierzu 
auf die Entſch. des erk. Sen. v. 2. März 1937: RGSt. 71, 
87 JW. 1937, 1853 6 verwieſen werden. 

4. Daß es eudlich nicht durch § 7 Abſ. 3 gedeckt wird, wenn 
die Angekl. 1921er Flaſchenwein in ein Faß zuſammengegoſſen, 
mit einem Teil Konzeutrat-Wein zwölf Teile des alten Weins 
verſchnitten und das Gemiſch dann wieder auf Flaſchen gefüllt 
und unter der alten oder einer neuen Bezeichnung (Ausleſe, 
Originalabfüllung) in den Verkehr gebracht haben, bedarf an: 
geſichts des eindeutigen Geſetzeswortlauts keiner näheren Er 
örterung. Die Angekl. haben ſich vielmehr auch hierdurch gegen 
§ 5 Wein. vergangen. 

V. Da gegenüber beiden Angekl. die tatſächlichen Voraus 
ſetzungen eines gemeinſchaftlich, je im Fortſetzungszuſammen 
hang begangenen Handelns ausreichend feſtgeſtellt find, das ſo⸗ 
wohl gegen die Vorſchriften des Wein®, wie gegen die des Leb⸗ 
Mitt®. (§ 4 Nr. 2) verſtieß, fo hat das LG. ohne Rechtsirrtum 
gemäß § 31 Wein®. nur deſſen Vorſchriften angewandt und die 
Angekl. demgemäß nach dem § 26 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. m. den 
88 5,6 und 7 Wein, & 47 StGB. beſtraft. 

VI. Es läßt auch keinen Rechtsirrtum oder Ermeſſensmiß— 
brauch erkennen, daß das LG. von der durch § 28 Abſ. 1 S. 2 
Weinch. und § 40 StGB. gegebenen Möglichkeit der Ein- 
ziehung Gebrauch gemacht hat. 

RE, 1. Str Sen. v. 17. Aug. 1937, 1 177/37.) 
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27. RG. — 8 6 Abſ. 1 Nr. 4 Zoll Tarcg. (Zollfreiheit von 
Umzugsgut) iſt eine Ausnahme von den regelmäßig geltenden 
Zollvorſchriften und daher eng auszulegen. Zum Begriff des 
„anziehenden“ Ausländers. 

In Frage ſteht eine Steuerhinterziehung in der Form des 
Erſchleichens eines nicht gerechtfertigten Steuervorteils. Ohne 
Zweifel war der Kraftwagen des Angekl. bei ſeinem Einbrin⸗ 
gen nach Deutſchland grundſätzlich zoll⸗ und ausgleichsſteuer⸗ 
pflichtig; das Hauptzollamt hat ihn aber bei der Einfuhr als 
Umzugsgut abgabenfrei abgefertigt, und es iſt nunmehr zu 
prüfen, ob die Zollbehörde durch täuſchende Angaben des An⸗ 
gekl. irregeführt und dadurch bewogen worden iſt, die Einfuhr⸗ 
abgaben außer Anſatz zu laſſen. 

Auszugehen iſt von der Beſtimmung des § 6 Abſ. 1 Nr. 4 
Zoll TarG. v. 25. Dez. 1902. Nach ihr bleiben bei der Einfuhr 
nach Deutſchland zollfrei „gebrauchte Gegenſtände“, die „von 
Anziehenden zur eigenen Benutzung“ eingebracht werden. 

Darüber, ob der Angekl. bei feiner Einreiſe aus Belgien 
im April 1935 i. S. der genannten Vorſchrift ein „Anziehen 
der“ war, hat er vorgetragen, er habe in Deutſchland zwar 
keine feſte Wohnung genommen, ſondern im Hotel gewohnt, 
habe aber „in Wirklichkeit tatſächlich in Deutſchland feſten 
Wohnſitz genommen“. Dies hält die Stra. für nicht widerleg 
bar „in einem Umfange, daß hieraus ſtrafrechtliche Folgen ge- 
zogen werden könnten“; zugleich ſtellt ſie feſt, der Angekl. habe 
ſich in der Zeit zwiſchen ſeiner Einreiſe — Ende April — und 
ſeiner Verhaftung — am 22. Ang. 1935 — „meiſt in Deutſch 
land, wenn auch au verſchiedenen Plätzen und immer wieder 
auch nach dem Ausland reiſend aufgehalten“. Dieſe Würdigung 
iſt widerſpruchsvoll. Denn da feſtſteht, daß der Angekl. ſich 
während der in Betracht kommenden etwa vier Monate zwar 
hauptſächlich in Deutſchland aufgehalten hat, dabei aber in 
ſeinen Geſchäften an verſchiedenen Orten von Gaſthaus zu 
Gaſthaus und dazu auch im Ausland herumgereiſt iſt, jo ſteht 
auch feſt, daß er einen feſten Wohnſitz in Deutſchland bisher 
noch nicht begründet hat. Denn zum Wohnſitz gehört die ſtän 
dige Niederlaſſung an einem Orte ($ 7 BGB.) und in dem 
beſonderen Sinne der hier in Betracht kommenden Steuer 
geſetze das Innehaben einer Wohnung unter Umſtänden, die 
anf die Abſicht ſchließen laſſen, ſie beizubehalten ($ 13 St 
AnpG.). Dieſen Sinn verbindet man mir dem Worte „Wohn 
fig” auch nach dem allgemeinen Sprachgebrauch. Unwiderlegt 
iſt alſo das Vorbringen des Angekl. nach den Feſtſtellungen 
der Strͤ. höchſtens vielleicht inſofern, als der Angekl. mög 
licherweiſe Grund gehabt und daher beabſichtigt hat, nicht mehr 
nach Belgien zurückzukehren. 

Unter dieſen Umſtänden kaun der Angekl. nicht als ein 
Anziehender i. S. des F 6 Abf. 1 Nr. 4 Zoll TarG. angejehen 
werden. Die genannte Vorſchrift ſtellt eine Ausnahme von den 
regelmäßig geltenden Zollvorſchriften dar und iſt daher als 
Ausnahmevorſchrift eng auszulegen (vgl. RFS. 8, 210, 211 = 
IVA 75/1 v. 22. Febr. 1922). Im vorl. Falle kommt hinzu, 
daß der Angekl. nach feiner Staatsangehörigkeit ein Ausländer 
iſt. Es würde ſich, ohne daß dies hier entſchieden zu werden 
braucht, ſowohl nach dem allgemeinen Sprachgebrauch als auch 
nach dem Zwecke der in Betracht kommenden Beſtimmung viel 
leicht vertreten laſſen, von einem Umzug und von einem An- 
ziehenden zu ſprechen, wenn ein dentſcher Staatsan 
gehöriger aus dem Auslande unter Aufgabe ſeines frühe⸗ 
ren ausländiſchen Wohnſitzes nach Deutſchlaud einreiſt und ſich 
dann in Deutſchland aufhält, ohne bis auf weiteres einen feſten 
Wohnſitz zu wahlen. Wenn aber ein Ausländer wie der 
Angekl. nach Deutſchland kommt und dort, ohne eine auf 
dauerndes Beibehalten berechnete Wohnung zu ſuchen, mit Han⸗ 
dels- oder Geldgeſchäften in Gaſthäufern an verſchiedenen 
Orten und dazwiſchen wieder im Auslande umherreiſt, ſo iſt 
die erſte Einreiſe weder nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch 
noch i. S. des § 6 Zoll Tar. ein Umzug. Es iſt kein aus- 
reichender Anlaß für das Geſetz erſichtlich, einem ſolchen Aus- 
länder die Eingangsabgaben zu erſparen, während er ſich durch 
das Umherreiſen den Steuerlaſten der feſt Niedergelaſſenen zu 
entziehen vermag. Übrigens hätte das LG. auch noch die Be 
deutung der feſtgeſtellten Tatſache erwägen ſollen, daß der An 
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geil. in Frankreich ein eigenes Kraftwagengelaß und ein er- 
hebliches Warenlager hatte, während er es in Deutſchland nicht 
einmal zu einem eigenen Kraftwagengelaß gebracht zu haben 
ſcheint. Dabei hätte allerdings auch nicht verkannt werden 
dürfen, daß es möglich iſt, in zwei Staaten je einen Wohnſitz 
zu haben. 

Es wird auch nicht in Frage kommen können, ob der 
Kraftwagen aus einem anderen Grunde — etwa nach 8 114 
VHol®. als zu vorübergehendem Gebrauch eingeführt — hätte 
zollfrei abgefertigt werden können; denn der Angekl. hat eine 
ſolche Abfertigung nicht beantragt (vgl. RGSt. 71, 209 = 
JW. 1937, 2407 1 m. Anm.). 

(RG., 1. StrSen. v. 28. Sept. 1937, 1 D 1029/36.) 
* 


28. RG. — Ss 413, 205, 325 RAbgO. Wie im Steuer⸗ 
ermittlungsverfahren nach den SS 205 ff. RAbgO., jo hat das 
Fin A. nach § 325 Abſ. 1 Satz 2 auch im Beitreibungsverfahren 
das Recht auf Auskunft des Steuerſchuldners und auf Einſicht 
in ſeine Geſchäftsbücher. Dieſem Rechte entſpricht die Pflicht 
des Steuerſchuldners, die Bücher vorzulegen. Das wird im 8 171 
Abſ. 2 RAbgO. ausdrücklich ausgeſprochen und gilt nach $ 325 
Abs. 1 Satz 2 RAbgO. unbedenklich auch für das Beitreibungs⸗ 
verfahren. 7) 

Der Angekl. hatte kein Recht, den Standpunkt einzuneh⸗ 
men, daß er die Bücher nur einem Buch- und Betriebsprüfer, 
nicht aber dem Vollziehungsbeamten des Fin A. vorzulegen 
brauche. Die Fin, können Buch⸗ und Betriebsprüfer mit 
Einſicht in die Geſchäftsbücher des Steuerſchuldners beauftragen 
($ 206 RAbgO. und $ 25 Abſ. 2 Beitreibungs O.). Aber es liegt 
nichts vor, weshalb nicht das Fin A. mit einer beſtimmten Er⸗ 
mittlung durch Einſicht in die Geſchäftsbücher des Steuerſchuld⸗ 
ners auc einen anderen Beamten des Amtes im Einzelfall 
ſollte beauftragen können, namentlich den Vollziehungsbeamten, 
deſſen Tätigkeitskreis im § 40 Beitreibungs O. nicht erſchöpfend 
umſchrieben iſt (vgl. daſelbſt Abſ. 1 Satz 1: „insbeſondere“), 
jedenfalls aber auch die Befugnis zur Durchſuchung bei dent 
Steuerſchuldner für den Zweck der Vollſtreckung umfaßt ($ 27 
der Geſchäftsanweiſung für die Vollziehungsbeamten). 


(RG., 1. StrSen. v. 12. Okt. 1937, 1 D 458/36.) 


Anmerkung: 1. Aus dem nicht veröffentlichten Teil des 
Urteils ergibt ſich folgender Tatbeſtand: 

Der Angekl. war mit der Zahlung von Steuern in Säum⸗ 
nis geraten. Er hatte dem Fin A. gegenüber feine wirtſchaftliche 
Lage als außerordentlich ſchlecht bezeichnet. Das Fin A. wollte 
im Beitreibungsverfahren zur Pfändung von Forderungen 
ſchreiten. Um die hierfür notwendigen Kenntniſſe zu erlangen 
(Beſtand der Forderungen, Name des Schuldners uſw.), erteilte 
es dem Steuerſektretär B. den Auftrag, bei dem Angekl. die 
Bücher einzuſehen und Forderungen zu ermitteln, falls die rück⸗ 
ſtändigen Steuerforderungen nicht auf einem anderen Weg bei— 
getrieben werden könnten. Als der Angekl. von B. aufgefordert 
wurde, die Bücher vorzulegen, iſt er dem Verlangen nicht nach— 
gekommen, hat ſich ſogar ausdrücklich und nachhaltig geweigert, 
dies zu tun. Das Fin A. hatte dem Stpfl. keine Mitteilung dar⸗ 
über gemacht, welche Perſon mit der Einſichtnahme in die 
Bücher beauftragt worden war. 

2. Das RG. hat in dem Steuerſtrafverfahren gegen den 
Angekl. feſtgeſtellt, daß das Fin A. ein Recht auf Auskunft des 
Steuerſchuldners und auf Einſicht in ſeine Geſchäftsbücher hat. 
Gemäß 8 325 Abſ. 1 Satz 2 RAbgOO. ſtehen dem Fin A. im Bei⸗ 
treibungsverfahren die gleichen Rechte zu, die ihm im Steuer⸗ 
ermittlungsverfahren gegeben find. Im Steuerermittlungsver⸗ 
fahren kann das Fin A. weitgehendſt die StPfl. zu Auskünften 
heranziehen und Einſicht in die Bücher nehmen (vgl. im einzel⸗ 
nen auch Megow, „Auskunftsrechte und Auskunftspflichten 
Stenerpflichtiger und Dritter im Steuerermittlungsverfahren 
in wichtigen Steuerfragen der Praxis“, Dentſcher Betriebs- 
wirteverlag 1937, S. 5 ff.). Nach § 206 RAbgO. können die 
Fina. Sachverſtändige hinzuziehen oder Prüfungsbeamte, die 
ihnen zugeordnet ſind, verwenden. Jedoch hat das Fin A., ſo⸗ 
weit nicht Gefahr im Verzuge iſt, die Perſon, die es beauf⸗ 
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tragen will, dem Stpfl. mitzuteilen. Eine ſolche Mitteilung 
war unterblieben. Das RG. hat im nicht veröffentlichten Teil 
des Urteils ausdrücklich hervorgehoben, daß die Unterlaſſung 
der Mitteilung ſich rechtfertige, weil nach Lage der Dinge Ge⸗ 
fahr im Verzuge war. Denn nach den feſtgeſtellten Verhält⸗ 
niſſen lag es offenbar in der Möglichkeit, daß der Angekl. be» 
ſtrebt ſein könne, Forderungen einzuziehen oder zu verheim⸗ 
lichen, deren Pfändung drohte. Man wird grundſätzlich nicht in 
allen Fällen, in denen jemand mit der Zahlung von Steuer⸗ 
ſchulden in Rückſtand geraten iſt, ohne weiteres unterſtellen 
können, daß Gefahr im Verzuge vorliegt. Insbeſ. dürften ſolche 
Feſtſtellungen nicht geboten ſein, wenn der Stpfl. ſonſt feinen 
Steuerpflichten nachgekommen iſt und ſteuerehrlich war. Grund— 
ſätzlich iſt daher davon auszugehen, daß das Fin A. den Namen 
der Perſonen, die mit der Einſicht in die Bücher beauftragt 
werden, vorher dem Stpfl. mitzuteilen hat. Dies fordert auch, 
insbeſ. in großſtädtiſchen Verhältniſſen, die Sicherheit des Ver 
kehrs. Ferner ſind ſolche Maßnahmen geeignet, das von der 
Finanzverwaltung wiederholt geforderte Vertrauen zwiſchen den 
Finanzbehörden und dem Stpfl. aufrechtzuerhalten. 

3. Der Angeki. war wegen Steuerhinterziehung angeklagt. 
Es konnte ihm gegenüber nicht feſtgeſtellt werden, daß das 
Vorenthalten der Geſchäftsbücher ein bewußt ſteuernnehrliches 
Verhalten geweſen iſt; denn es war nicht beweisbar, daß in den 
Geſchäftsbüchern von den Beamten des Fin A. überhaupt pfänd⸗ 
bare Forderungen hätten entdeckt werden können. Auch war, wie 
das RG. anerkennt, davon auszugehen, daß der Angekl. in dem 
Augenblick, in dem für ihn überraſchend feine Bücher einge: 
ſehen werden ſollten und er dies aus dem Gedankengang heraus 
verweigerte, er brauche nur Betriebsprüfern Einſicht zu ges 
währen, nicht bedacht hat, es könne ſich für das Fin A. bei der 
Büchereinſicht „doch ausnahmsweiſe“ die eine oder andere For— 
derung ergeben, die noch nicht zur Sicherheit abgetreten worden 
ſei. Eine Verurteilung wegen Steuerhinterziehung oder ver— 
ſuchter Steuerhinterziehung mußte unterbleiben, weil ſomit 
ſchon wegen des erſten Arguments die Tatſache der Verkürzung 
einer Steuer nicht bewieſen werden konnte. Damit fällt aber 
auch der Tatbeſtand der Steuergefährdung. Wohl aber iſt, wie 
auch das RG. hervorhebt, zu prüfen, ob der Tatbeſtand des 8 413 
RAbgO. gegeben iſt. Hiernach wird mit einer Ordnungsſtrafe 
bis zu 10000 RA beſtraft, wer den im Intereſſe der Bes 
ſteuerung erlaſſenen Vorſchriften der Steuergeſetze oder der 
dazu ergangenen und öffentlich oder den Beteiligten beſonders 
bekanntgemachten Verwaltungsbeſtimmungen durch andere als 
die in den Steuergeſetzen unter Strafe geſtellten Handlungen 
oder Unterlaſſungen zuwider handelt. Jedoch wird die Ord— 
nungsſtrafe nicht verhängt, wenn feſtgeſtellt wird, daß Straf- 
ausſchließungsgründe vorliegen oder die Zuwiderhandlung auf 
einem unabwendbaren Zufall beruht. Solche Strafanusſchlie⸗ 
ßungsgründe find die Irrtumsbeſtimmungen des § 59 RStGGB., 
§ 395 RAbgoO. Der Tatbeſtand ſcheint Veranlaſſung dazu zu 
geben, anzunehmen, daß der Angekl. in unverſchuldetem Irrtum 
über die Anwendbarkeit ſtenerrechtlicher Vorſchriften die Tat 
für erlaubt gehalten hat. Mangelnde Sorgfalt kann dem Angekl. 
($ 395 Abſ. 2 RAbg O.) nicht vorgeworfen werden, da er ja von 
dem Steuerbeamten überraſcht wurde und daher nicht Gelegen- 
heit hatte, ſich über dieſe ſpezielle Steuerrechtsfrage vorher an 
ſachverſtändiger Stelle zu unterrichten. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


Verfahren 


29. RG. — 88 169, 176 GG.; § 338 Nr. 6 StPO. Über 
die während der Hauptverhandlung erforderlichen ſitzungspolizei⸗ 
lichen Maßnahmen hat nach 8176 GG. ausſchließlich der 
Vorſitzende zu befinden. Hält er es bei einer Augenſcheinsein⸗ 
nahme wegen der Enge des zur Verfügung ſtehenden Raumes 
für erforderlich, die Zulaſſung des Publikums einzuſchränken 
oder es überhaupt fernzuhalten, weil fonjt eine ordnungs⸗ 
gemäße Hauptverhandlung undurchſührbar iſt, ſo liegt keine un⸗ 
zuläſſige Beſchränkung der Offentlichkeit vor (RGSt. 47, 322). 

(RG., 4. StrSen. v. 22. Okt. 1937, 4 D 691/37.) 
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*+ 30. RG. — 88 81, 244, 245, 155 StPO. Auch das freie 
richterliche Ermeſſen über Beweis durch Sachverſtändige und 
Unterbringung des Angekl. zur Beobachtung ſeines Geiſteszu⸗ 
ſtandes unterliegt dem oberſten Grundſatz, alles zu tun, was 
zur Erforſchung der Wahrheit erforderlich iſt. f) 

Der Verfahrensrüge iſt der Erfolg nicht zu verſagen: 

Beſonders bedeutſam für die ganze Urteilsfindung war 
die Entſch. der Frage, ob der Angekl. für feine Tat voll ver⸗ 
antwortlich oder ob feine Zurechnungsfähigkeit infolge Schwach— 
ſinns erheblich vermindert ſei (§ 51 Abſ. 2 StGB.). Das 
Schw. hat darüber zwei Sachverſtändige gehört. Der Straf⸗ 
anſtalts⸗Medizinalrat Dr. L. hat bei dem Angekl. „einen ge⸗ 
wiſſen Schwachſinn“ feſtgeſtellt und hält die Fähigkeit des An⸗ 
gekl., das Unerlaubte der Tat einzuſehen, zwar für „beſchränkt, 
aber doch keineswegs in dem Umfang, daß das Vorliegen des 
§ 51 Abf. 2 StGB. bejaht werden miuß te“. Prof. S. hält den 
Angekl. für „von Natur aus ſchwachſinnig“ und bezeichnet den 
Grad dieſes Schwachſinns mit „mehr als einfache Beſchränkt⸗ 
heit“; er hält die Bejahung des § 51 Abſ. 2 für möglich, erklärt 
aber, das nicht entſcheiden zu können, weil er den Angekl. nicht 
genügend oft geſehen habe. Das Schw. führt aus, es habe ſich 
dem überzeugenden Gutachten des Dr. L. angeſchloſſen, das 
auch durch die Anſicht des Prof. S. nicht erſchüttert werden 
könne; denn dieſer komme zu einem abſchließenden Ergebnis 
überhaupt nicht, und es könne keineswegs geſagt werden, daß 
er zu einem Ergebnis gekommen wäre, das mit dem des Dr. L. 
in Widerſpruch ſtünde. 

Die Verteidigung hat in der Hauptverhandlung — wie 
auch ſchon früher — beantragt, anzuordnen, daß der Angekl. 
zur Vorbereitung eines Gutachtens über ſeinen Geiſteszuſtand 
auf mehrere Wochen in eine Heil- oder Pflegeanſtalt verbracht 
und dort beobachtet werde, und hat außerdem folgende Beweis⸗ 
anträge geſtellt: 

a) den Bauern B. als Zeugen darüber zu vernehmen, daß 
die Mutter des Angekl. geiſtesſchwach war und von 1918 bis 
zu ihrem Tode (1925) ärztlich behandelt wurde, 

b) den Bruder des Angekl. (Albert), „der geiſtesſchwach 
ſein ſoll“, die jüngere Tochter des Angekl. (Melitta), „die im 
Weſen ihrem Vater ſehr ähnlich und ſehr nervös und erregbar 
iſt“, und die ältere Tochter des Angekl. (Elſe), „die von Zeit 
zu Zeit Zuſtände hat, in denen ſie wie von Sinnen iſt“, durch 
einen Sachverſtändigen auf ihren Geiſteszuſtand unterſuchen zu 
laſſen. 

Das Schw. hat nun zunächft zu dieſen Anträgen die 
beiden Sachverſtändigen ſich gutachtlich äußern laſſen, hierbei 
hat Prof. S. gemäß § 81 StPO. beantragt, den Angekl. auf 
zwei bis drei Wochen in einer öffentlichen Heil» oder Pflege⸗ 
anftalt zur Beobachtung feines Geiſteszuſtandes unterbringen 
zu laſſen. Nachdem dann die beiden Sachverſtändigen ihr Gut⸗ 
achten zur Sache ſelbſt erſtattet hatten, hat das SchwG. die 
Anträge auf Unterbringung des Angekl. abgelehnt, weil nach 
dem ausführlichen Gutachten des Sachverſtändigen Dr. L. die 
Frage der Zurechnungsfähigkeit für das Gericht einer weiteren 
Klärung nicht bedürfe; die übrigen Anträge hat das Schw. 
abgelehnt, weil die unter Beweis geſtellten Tatſachen uner⸗ 
heblich ſeien. 

Durch dieſes geſamte Verfahren ſind, wie die Rev. unter 
näherer Darlegung mit Recht rügt, die Vorſchriften über das 
Beweisrecht und über die richterliche Aufklärungspflicht (88 244 
Abſ. 2, 245, 155 Abſ. 2 StPO.) verletzt worden. Freilich ent⸗ 
ſcheidet der Tatrichter über den Beweis durch Sachverſtändige 
und ebenſo über eine Unterbringung des Angekl. zur Beob⸗ 
achtung ſeines Geiſteszuſtandes, wie ſchon der Wortlaut der 
SS 245 Abf. 1 und 81 Abſ. 1 St BO. ergibt, nach feinem freien 
Ermeſſen. Aber auch dieſes freie Ermeſſen kann nach dem 
Willen des Geſetzes nur ſo ausgeübt werden, daß der das 
ganze Beweisverfahren beherrſchende oberſte Grundſatz, näm⸗ 
lich alles zu tun, was zur Erforſchung der Wahrheit notwendig 
iſt, gewahrt bleibt; immer und überall beſtimmt die Vorſchrift 
des § 244 Abſ. 2 StPO. den Umfang, die Tragweite und die 
Handhabung der Ermeſſensfreiheit des § 245 Abi. 1 StPO. So 
hat das Reg. wiederholt ausgeſprochen. daß auch unter der 


Geltung der §§ 244, 245 neuer Faſſung der Tatrichter die 
Vernehmung eines Sachverſtändigen nicht ablehnen darf, wenn 
es ſich um Fragen handelt, für die dem Gericht die eigene Sach⸗ 
kunde nach der Erfahrung des Lebens fehlt (RGUrt. 2 D 151/36 
v. 6. April 1936: JW. 1936, 1976). Gleiches muß aber auch 
dann gelten, wenn der Tatrichter von vornherein zu erkennen 
gegeben hat, daß er bei der Verwickeltheit des Einzelfalles und 
bei der Schwierigkeit der dabei zu entſcheidenden Sachverſtän⸗ 
digenfragen ſeine richterliche Überzeugung ſich erſt nach Ver⸗ 
nehmung mehrerer Sachverſtändiger bilden könne und wolle, 
und wenn ihm ſolchenfalls der eine Sachverſtändige erklärt, 
daß er möglicherweiſe zu einem anderen Ergebnis als der an⸗ 
dere Sachverſtändige kommen würde, daß er aber zur Erſtat⸗ 
tung eines abſchließenden Gutachtens aus beſtimmten Gründen 
noch nicht in der Lage ſei, und dem Richter die Mittel und 
Wege bezeichnet, die ihm eine endgültige Stellungnahme er⸗ 
möglichen; dann muß der Tatrichter, will er ſich im Rahmen 
des oberſten Gebotes halten, die ihm gezeigten Erkenntnis- 
quellen ganz ausſchöpfen und darf nicht ſchließlich doch an dem 
Gutachten des einen Sachverſtändigen ſich genügen laſſen. Das 
würde auf eine unzuläſſige — weil eben nicht mehr im Rah⸗ 
men pflichtmäßigen Ermeſſens ſich haltende — Vorwegnahme 
des Beweisergebniſſes hinauslaufen. War es aber geboten, von 
dem vorhandenen Beweismittel eines zweiten Sachverſtändigen 
erſchöpfenden Gebrauch zu machen, ſo konnte das hier nicht 
anders geſchehen, als daß der Sachverſtändige in den Stand 
geſetzt wurde, ſein Gutachten ſo, wie er es für nötig bezeich⸗ 
nete, vorzubereiten, alſo gemäß § 81 StPO. anzuordnen, daß 
der Angekl. auf angemeſſene Zeit in einer öffentlichen Heil⸗ 
oder Pflegeanſtalt auf ſeinen Geiſteszuſtand beobachtet werde. 
Mit der gebotenen erſchöpfenden Vernehmung des zweiten 
Sachverſtändigen ſtand aber auch die gebotene Behandlung der 
von der Verteidigung geſtellten Beweisanträge in einem inne⸗ 
ren Zuſammenhange. Denn der Sachverſtändige Dr. S. hatte 
ſeinen Antrag aus § 81 StPO. gerade „zu dieſen Beweisan⸗ 
trägen“ geſtellt, hat alſo die Erhebung dieſer Beweiſe erſichtlich 
für erforderlich zur Abgabe feines endgültigen Gutachtens ge- 
halten, und es beſteht auch nach der allgemeinen Lebenserfah⸗ 
rung, nicht minder aber nach den von der ärztlichen Wiſſen⸗ 
ſchaft gerade im heutigen Staate beſonders durchforſchten und 
aufgezeigten erbbiologiſchen Geſetzen alle Wahrſcheinlichkeit da⸗ 
für, daß es für eine umfaſſende Beurteilung des Geiſteszuſtan⸗ 
des des Angekl. weſentlich darauf ankam, ob ſeine Mutter, ſein 
Bruder und feine zwei Töchter geiſtig von der Norm fo ſehr 
abweichen, wie es die Verteidigung in ihren Beweisanträgen 
behauptet hatte. Dieſe Anträge durfte daher das Schw. nicht 
einfach als „unerheblich“ bezeichnen, ganz abgeſehen davon, daß 
es in ſeinem Gerichtsbeſchluſſe die Tatſachen hätte angeben 
müſſen, aus denen ſich nach ſeiner Auffaſſung die Unerheblich⸗ 
keit jener Beweistatſachen ergab. 


(RG., 4. StrSen. v. 24. Sept. 1937, 4 D 657/37.) 


Anmerkung: Das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften 
des Strafverfahrens und des GVG. v. 28. Juni 1935 hat 
durch die Neufaſſung der 88 244, 245 StPO. das Recht der 
Beweisaufnahme im Strafverfahren von formalen Bindun⸗ 
gen befreit und den Vorſchriften über den Umfang der Be⸗ 
weisaufnahme den früher aus 8 155 Abſ. 2 StPO. abge 
leiteten Satz vorangeſtellt, daß das Gericht von Amts wegen 
alles zu tun hat, was zur Erforſchung der Wahrheit not⸗ 
wendig iſt. Dieſer Grundſatz beherrſcht das geſamte Beweis⸗ 
recht des Strafverfahrens und verlangt Beachtung, auch 
wenn der Staatsanwalt, der Angekl. oder der Verteidiger 
nicht durch die Stellung von Beweisanträgen eine Ergänzung 
der Beweisaufnahme nach beſtimmter Richtung verlangen. 
Werden aber ſolche Beweisanträge geſtellt, ſo beſchränkt die 
Pflicht zur Wahrheitserforſchung aber auch die Befugnis des 
Gerichts, über Beweisanträge nach freiem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden. 


„Die neue Faſſung des § 245 Abſ. 1 Satz 2 StPO. 
ſpricht ausdrücklich aus, daß das Gericht einen Beweisantrag 
auf Vernehmung von Sachverſtändigen oder auf Einnahme 
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eines Augenſcheins ablehnen darf, wenn es nach ſeinem 
freien Ermeſſen die Erhebung des Beweiſes zur Erforſchung 
der Wahrheit nicht für erforderlich hält. Die Handhabung 
der den Gerichten in dieſer Vorſchrift eingeräumten Ermeſ⸗ 
ſensfreiheit ift von der Nachprüfung durch das Rev. nicht 
ausgenommen. Zunächſt hat das RG. daran feſtgehalten, daß 
auch nach der neuen Faſſung des § 245 StPO. das freie Er⸗ 
meſſen das Tatrichters bei der Hinzuziehung von Sachver 
ſtändigen da ſeine Grenze findet, wo der Tatrichter nach der 
Lebenserfahrung nicht über eigene Sachkunde verfügen kann 
(JW. 1936, 882, 1976 und die vorliegende Entſch.). Die dem 
Gericht durch § 244 Abſ. 2 StPO. auferlegte Aufklärungs⸗ 
pflicht kann bei der Hinzuziehung von Sachverſtändigen aber 
auch in anderer Weiſe verletzt werden. Ein lehrreiches Vei— 
ſpiel dafür liefert die vorl. Entſch., die ein Verfahren wegen 
Verletzung der Aufklärungspflicht beanſtandet, in dem zwei 
Sachverſtändige zur Begutachtung der verminderten Zurech⸗ 
nungsfähigkeit des Angekl. zugezogen worden waren. Nach 
dieſer Entſch. darf das Gericht, das mehrere Sachverſtändige 
für erforderlich gehalten hat, ſich nicht dem Gutachten des 
einen Sachverſtändigen ohne weiteres anſchließen, wenn der 
andere Sachverſtändige erklärt, daß er möglicherweiſe zu 
einem anderen Ergebnis kommen würde, aber zur Erſtattung 
eines abſchließenden Gutachtens noch nicht in der Lage ſei, 
und dem Gericht die Mittel und Wege bezeichnet, die ihm eine 
endgültige Stellungnahme ermöglichen. Das Gericht ſei in 
ſolchen Fällen verpflichtet, von dem vorhandenen Beweis⸗ 
mittel eines zweiten Sachverſtändigen erſchöpfenden Gebrauch 
zu machen und auf den Antrag des Sachverſtändigen auch die 
Unterbringung des Angekl. in einer Heilanſtalt zur Beobach⸗ 
tung anzuordnen. Dieſer Stellungnahme des RG. iſt in dem 
von ihm entſchiedenen Fall unbedenklich zuzuſtimmen. Dabei 
muß aber, um Mißverſtändniſſe zu vermeiden, zugleich auch 
auf die Grenzen hingewieſen werden, innerhalb deren die er- 
wähnten Sätze allein Anſpruch auf unbedingte Geltung haben. 
Das Urteil des NG. betrifft nämlich ein Strafverfahren, 
wegen Mordes und von dem Ergebnis der Sachverſtändigen— 
gutachten hing es ab, ob nach § 51 Abſ. 2 StGB. von der 
Verhängung der Todesſtrafe abgeſehen und auf Freiheits⸗ 
ſtrafe erkannt werden konnte. Daß in ſolchen Verfahren an 
die Aufklärungspflicht des Gerichts die höchſten Anforderun⸗ 
gen geſtellt werden müſſen, bedarf keiner weiteren Ausfüh⸗ 
rung. Handelt es ſich aber um Straftaten von weſentlich ge— 
ringerer Bedeutung, ſo wird eine Verletzung der Aufklärungs⸗ 
pflicht nicht ſchon dann angenommen werden dürfen, wenn 
das Gericht bei Vernehmung mehrerer Sachverſtändiger, von 
denen der eine erklärt, kein abſchließendes Gutachten abgeben 
zu können, ſich dem wohlbegründeten Gutachten des anderen 
anſchließt, deſſen Sachkunde auf dem begutachteten Gebiet un⸗ 
zweifelhaft vorhanden iſt. Für ſolche Strafſachen wird der in 
NSS 64, 114 ausgeſprochene Satz feine Bedeutung be— 
halten: „Nach Einholung von Gutachten ſteht es auch dann, 
wenn es ſich um ſchwierige, nur auf Grund fachwiſſenſchaft 
licher Kenntniſſe zu beantwortende Fragen handelt, im Er⸗ 
meſſen des Gerichts, ob es noch weitere Aufklärung für er— 
forderlich hält.“ 


Die vorl. Entſch. des RG. iſt wichtig auch für die Ans 
wendung des 8 81 StPO. Aus der Kannvorſchrift des 8 81 
StPO. iſt die Folge hergeleitet worden, daß die Anordnung 
der Unterbringung des Beſchuldigten in einer Heil⸗ oder 
Pflegeanſtalt zu ſeiner Beobachtung in das pflichtmäßige Er⸗ 
meſſen des Gerichts geſtellt ſei und das Geſetz nicht verletzt 
ſei, wenn das Gericht von ſeinem Ermeſſen verneinenden Ge⸗ 
brauch mache (vgl. Gündel⸗Hartung⸗Lingemann⸗ 
Niethammer, StPO, 19. Aufl., zu § 81 Anm. 1). Die 
Entſch. des RG. ſtellt demgegenüber klar, daß auch die dem 
Gericht in SSL StPO. eingeräumte Ermeſſensfreiheit nur 
innerhalb der Schranken beſteht, die ſich aus der in 8 244 
Abi. 2 StPO. ausgeſprochenen Aufklärungspflicht des Ge 
richts ergeben, und daß ein Urteil auch deshalb aufgehoben 
werden kann, weil das Gericht es unter Verletzung dieſer 
Pflicht unterlaſſen hat, auf den Antrag des Sachverſtändigen 
die Unterbringung des Augekl. in einer Heilanſtalt zur Be: 


obachtung anzuordnen. Auch hier muß freilich darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß die Maßnahme des § 81 StpoO. nicht 
außer Verhältnis zu der Bedeutung der abzuurteilenden 
Straftat ſtehen darf. Kommt es auf die Frage an, ob der 
Angekl. die Tat im Zuſtand der vollen oder der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit begangen hat, ſo darf bei der Prüfung, 
ob zur Beobachtung ſeines Geiſteszuſtandes ſeine Unterbrin⸗ 
gung in einer Heilanſtalt angeordnet werden ſoll, die Schwere 
der Straftat nicht außer acht gelaſſen werden. 

Mit Recht beanftandet das RG. auch die Ablehnung der 
Beweisanträge, die ſich auf den Geiſteszuſtand der Mutter, 
des Bruders und der beiden Töchter des Angekl. beziehen. 
Die Ablehnung dieſer Beweisanträge als unerheblich bedeutet 
eine Verkennung wichtiger Erkenntniſſe der menſchlichen Erb⸗ 
lehre, die gerade bei der Beurteilung der Zurechnungsfähig⸗ 
keit eines Angekl. nicht überſehen werden dürfen. 

Dir. Dr. Schafheutle, Berlin. 


* 


un 31. RG. — 261 StPO. Dem Richter iſt geſtattet, feiner 
Erinnerung an den Gang der Hauptverhandlung durch ge⸗ 
eignete Mittel — z. B. eigene Niederſchriften oder Rückſprache 
mit den anderen beteiligten Richtern — nachzuhelfen. Aus dem 
Grundſatz, daß dem Urteil nur der Inhalt der Hauptverhand⸗ 
lung zugrunde gelegt werden darf, folgt aber eine weſentliche 
Einſchränkung: es darf ſich bei jeder ſolchen Nachhilfe unbe⸗ 
dingt nur darum handeln, die Erinnerung an den Gang der 
Hauptverhandlung aufzufriſchen, nicht aber darum, Lücken des 
Sachverhalts auszufüllen, die bei der Niederſchrift des Urteils 
dem Urteilsverfaſſer bemerkbar werden. 7) 


Nach der Verkündung des angefochtenen Urteils hat der 
Berichterſtatter der Str., LR. S., anläßlich der Niederſchrift 
der Urteilsgründe den in der Hauptverhandlung als Zeugen 
vernommenen Bezirksdirektor R. des Verſicherungsvereins H. 
fernmündlich angerufen und mit ihm über den Vertrag ge— 
ſprochen, den der Angekl. am 1. Juli 1935 mit dem Verſiche⸗ 
rungsverein geſchloſſen hatte, und ferner auch über die Höhe 
und den genauen Zeitpunkt der Zahlungen, die der Angekl. im 
Juli 1935 als Proviſionsvorſchüſſe von dem Verſicherungsver 
ein erhalten hatte. Feſtſtellungen über dieſen Vertrag und dieſe 
Zahlungen bilden einen weſentlichen Teil der Urteilsbegrün 
dung des LG. LG R. S. hat hierzu dienſtlich erklärt, er habe 
ſich bei dem Ferngeſpräch beſtätigen laſſen wollen, ob er die 
Ausſage des R. in der Hauptverhandlung richtig verſtanden 
und behalten habe; er hat in ſeiner dienſtlichen Erklärung auch 
auf mehrere Aktenſtellen verwieſen, an denen bei den Ermitt— 
lungen im Vorverfahren die Zahlungen an den Angekl. ſchon 
ſo angegeben worden ſind, wie ſie das angefochtene Urteil 
feſtſtellt. 

Dieſer Hergang wird mit Recht von der Rev. gerügt. 

Die Reviſionsrüge kann nicht etwa von vornherein an der 
Erwägung ſcheitern, daß das Urteil nicht auf einem Vorgang 
beruhen könne, der ſich exit nach der Urteilsverkündung zuge 
tragen habe. Denn das Rev. kann weder den eutſcheidenden 
Teil des Urteils der Vorinſt. unabhängig von den Entſchei⸗ 
dungsgründen noch die mündlich verkündeten Urteilsgründe 
prüfen, ſondern hat die Vorentſch. in der untrennbaren Einheit 
nachzuprüfen, die der entſcheidende Teil des Urteils und die 
ſchriftliche Begründung miteinander bilden. Auf die ſchriftliche 
Urteilsbegründung aber und dadurch auf das nachzuprüfende 
Urteil in ſeiner Geſamtheit kann der gerügte Hergang Einfluß 
gewonnen haben. Das Urteil kann alſo auf ihm beruhen 337 
StPO.). Somit muß Stellung dazu genommen werden, ob 
dieſer Hergang einen Verſtoß gegen das Verfahrensrecht ent— 
hält. Das kann nicht verneint werden. 

Auszugehen ift hierbei davon, daß es infolge der Unvoll⸗ 
lommenheit des menſchlichen Erinnerungsvermögens dem Rich 
ter in der Regel nicht möglich ſein wird, den Inhalt der 
Hauptverhandlung bis zum Niederſchreiben der Entſcheidungs⸗ 
gründe in allen Einzelheiten — womöglich wörtlich — ſicher im 
Gedächtniſſe zu behalten. Daher muß dem Richter geſtattet 
ſein, ſeiner Erinnerung an den Gang der Hauptverhandlung 


66. Jahrg. 1937 Heft 49 


durch geeignete Mittel — wie etwa eigene Niederſchriften oder 
Rückſprache mit den anderen beteiligten Richtern — nachzu⸗ 
helfen. Deshalb muß es auch nicht unter allen Umſtänden als 
unzuläſſig angeſehen werden, daß der Richer zur Auffriſchung 
ſeines Gedächtniſſes nach der Hauptverhandlung mit anderen 
bei ihr anweſend geweſenen Perſonen als den mitwirkenden 
Richtern ſpricht, — wenngleich ein nachträgliches Beſprechen 
mit vernommenen Zeugen ſchon mit Rückſicht auf das Auſehen 
der Gerichte tunlichſt zu vermeiden ſein wird. Aus dem Grund 
ſatze aber, daß dem Urteil nur der Inhalt der Hauptverhand⸗ 
lung zugrunde gelegt werden darf ($ 261 StPO.), folgt hier 
eine ſehr weſentliche Beſchränkung: es darf ſich bei jeder ſolchen 
Nachhilfe unbedingt nur darum handeln, die Erinnerung an 
den Gang der Hauptverhandlung aufzufriſchen, nicht aber dar 
um, Lücken des Sachverhalts auszufüllen, die bei der Nieder 
ſchrift des Urteils dem Urteilsverfaſſer bemerkbar werden. 

Wenn im vorl. Falle der Verfaſſer des Urteils es nicht 
umgehen zu konnen glaubte, ſich noch einmal mit dem Be— 
zirksdirektor R. in Verbindung zu ſetzen, ſo hätte ſich dabei 
verfahrensrechtlich nur vertreten laſſen, daß er den R. befragte, 
ob und wie er über dieſen oder jenen Punkt in der Haupt⸗ 
verhandlung als Zeuge gehört worden ſei und was er dabei 
als Zeuge in der Hauptverhandlung ausgeſagt habe. Schon aus 
der dienſtlichen Erklärung des LR. S. iſt jedoch zu entneh⸗ 
men, daß ſein nachträgliches Ferngeſpräch mit R. nicht ſtreng 
nur dieſe Richtung auf eine bloße Wiederholung des Inhalts 
der vorhergegangenen Hauptverhandlung einhielt, ſondern ſich 
auf eine Klarſtellung des abgeurteilten Tatbeſtandes richtete. 

Das Bedenken gegen dieſes Verfahren des LG. wird in 
der vorl. Sache noch durch folgende Erwägungen beſonders 
verſtärkt: 

Über die Zahlungen der H. an den Angekl. vom Juli 
1935 enthalten die Akten des Verfahrens ſchon genaue An- 
gaben; auch der Vertrag vom 1. Juli 1935 war im vollen 
Wortlaute bei den Akten des Wohlfahrtsamts der Stadt W. 
bekannt, die nach Mitteilung der Urteilsgründe „zum Gegen 
ſtande der Hauptverhandlung vor der Str. gemacht worden 
ſind“. Wenn völlig einwandfrei verfahren worden ware, jo 
müßte ſich R. in der Hauptverhandlung erſchöpfend über die 
in Rede ſtehenden Zahlungen und Vereinbarungen ausgelaſſen 
haben und müßte der Richter, der in der vorl. Sache zugleich 
Vorſitzender und Berichterſtatter der Str. war, in der Haupt⸗ 
verhandlung es bemerkt haben, falls R. als Zeuge dabei gerade 
das beſtätigt hätte, was die Akten ſchon enthielten und was 
dem Richter auf Grund ſeiner Vorbereitung auf die Haupt⸗ 
verhandlung als Akteninhalt bekannt ſein mußte. Daß die 
Zeugenausſage in der Hauptverhandlung den in Betracht kom⸗ 
menden Akteninhalt voll beſtätigt hätte, wäre aber ein Um⸗ 
ſtand geweſen, der dem Richter ſchwerlich aus dem Gedächtnis 
hätte entfallen können. Daher iſt es nicht recht erklärlich, wie 
es im Falle eines verfahrensrechtlich völlig einwandfreien Vor⸗ 
gehens überhaupt dazu kommen kounte, daß der Richter die 
ſehr ungewöhnliche Maßregel einer nachträglichen Erkundigung 
bei dem Zeugen für unvermeidlich hielt. Deshalb muß damit 
gerechnet werden, daß — vielleicht von dem Richter ſelbſt nicht 
klar empfunden — nicht lediglich in der Erinnerung des Rich— 
lers, ſondern in den Feſtſtellungen der Hauptverhandlung eine 
Lücke vorhanden war, die eine Unklarheit über den Sachverhalt 
verurſachte und das Ferngeſpräch mit R. veranlaßte. 

Ein nachträgliches Verhandeln mit einem Zeugen in die⸗ 
fein Sinne iſt gegenüber dem Grundſatze des § 261 StpPO. un⸗ 
zuläſſig; es beſtünde dabei eine große Gefahr, daß auf Grund 
eines ſolchen ſpäteren Verhandelns nachträgliche Feſtſtellungen 
in die Urteilsgründe gelangen, die das Urteil als einwandfrei 
begründet erſcheinen laſſen, während der Angekl. dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen häkte verhindern können, wenn er in der Hauptver⸗ 
handlung ordnungsmäßig dazu gehört worden wäre. 

Das angefochtene Urteil muß daher aufgehoben werden. 

Was die Rev. ſonſt noch in verfahrensrechtlicher Hinſicht 
vorbringt, kann allerdings nicht durchgreifen. Das Gericht iſt 
nicht verpflichtet, in der Urteilsbegründung alle einzelnen 
Umſtände mitzuteilen, auf Grund deren es ſich von einer be— 
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ſtimmten Geſtaltung des feſtgeſtellten Sachverhalts überzeugt 
hat. Trotz der Vorſchrift des § 267 Abſ. 1 Nr. 1 StPO. iſt es 
nicht einmal ein durchſchlagender Reviſionsgrund, wenn die An⸗ 
gabe weſentlicher Beweisanzeichen in den Urteilsgründen unter⸗ 
blieben iſt (RGSt. 47, 109). 


(RG., 1. StrSen. v. 24. Sept. 1937, 1 D 812/36.) 


Anmerkung: Die Entſch. iſt im weſentlichen zu billigen. 


J. Das RG. ſagt zutreffend, daß die Rückſprache des 
Berichterſtatters nach der Urteilsverkündung mit einem der 
in der Hauptverhandlung vernommenen Zeugen im Wege der 
Rev. angegriffen werden kann. Zwar kann das verkündete 
Urteil nicht auf dieſer Rückſprache beruhen. Dieſe iſt jedoch 
geeignet, dem Rev. Mängel der vorausgegangenen Ur: 
teilsfindung zu verdecken. Sie legt darum die Möglichkeit 
nahe, daß das Urteil auf einer unklaren oder lückenhaften. 
Tatſachenfeſtſtellung und demnach auf einer Geſetzesverletzung 
beruht. Der RevR. wird durch dieſe Art „reviſionsſicherer“ 
Urteilsbegründung an der Nachprüfung der materiellen Rechts⸗ 
fragen gehindert. 


II. Die Rſpr. hat ſeit langem anerkannt, daß in tat⸗ 
ſächlich ſchwierigen Sachen die Richter Erinnerungsſtützen 
brauchen, welche den Vorgang der Hauptverhandlung für ſie 
feſthalten, z. B. Niederſchriften in Kurzſchrift. In der vorl. 
Entſch wird ſodann mit Recht zum Ausdruck gebracht, daß eine 
Rückſprache der Richter untereinander zuläſſig iſt. 


Bedenklich iſt dagegen der Ausſpruch, daß gegebenenfalls 
eine Rückſprache mit anderen in der Hauptverhandlung an⸗ 
weſend geweſenen Perſonen zuläſſig ſei. Das RG. ſagt ſelbſt, 
daß das Beſprechen mit Zeugen im Intereſſe des Anſehens 
der Gerichte tunlichſt zu vermeiden ſei. Meines Erachtens 
kann hier nur eine Rückſprache mit den an der Rechtspflege 
beruflich beteiligten Perſonen, insbeſ. mit der Staats⸗ 
anwaltſchaft oder dem Verteidiger geduldet werden, und nur 
zu dem Zweck, um die eigene Erinnerung an den Gang der 
Hauptverhandlung aufzufriſchen. Wenn der Richter nachträg⸗ 
lich mit einem Zeugen über deſſen Ausſage ſpricht, ſo leidet 
nicht nur das Anſehen des Gerichts. Vielmehr beſteht auch 
die Gefahr, daß der Zeuge etwas anderes ſagt, als er in der 
Hauptverhandlung bekundet hat, und ſo ſtillſchweigend das 
Ergebnis der Hauptverhandlung verändert. Meines Erachtens 
hätte das RG. jegliche Neigungen zu Rückſprachen mit 
Zeugen im Keime erſticken ſollen. Viel ungefährlicher iſt es 
m. E., wenn etwa der Richter ſich die Aufzeichnungen der 
übrigen Prozeßbeteiligten geben läßt, um kleine Erinnerungs⸗ 
lücken zu ſchließen. 


Geradezu unglaublich iſt es aber, wenn ein Richter, wie 
im vorl. Falle mit einem Zeugen nachträglich ein Fern⸗ 
geſpräch über die Klarſtellung des abgeurteilten Tatbeſtandes 
führt. Der Zeuge wird hier zum geheimen Richter erhoben. 
Die Unmittelbarkeit und Mündlichkeit wird hier aufs ſchwerſte 
beeinträchtigt. An die Stelle des Richterkollegiums ſetzt ſich 
der einzelne Richter. Die übrigen Prozeßbeteiligten werden 
von der Mitwirkung völlig ausgeſchaltet. Nach dem Urteil 
des RG. beſteht ſogar die Möglichkeit, daß nicht lediglich eine 
Unklarheit, ſondern eine Lücke in den Feſtſtellungen der 
Hauptverhandlung beſtanden hat und daß ſomit die Lücke in 
einem geheimen Verfahren zwiſchen Richter und Zeugen ge- 
ſchloſſen worden iſt. Man verſteht nicht recht, daß ein ſolcher 
Fall überhaupt möglich geweſen iſt. Um ſo mehr iſt es er⸗ 
wünſcht, daß ſelbſt jeder Anſchein eines ſolchen Geheim- 
verfahrens vermieden wird. Ich möchte der Hoffnung Aus⸗ 
druck geben, das NG. möge feine eindeutige Mißbilligung 
gegenüber dem im vorl. Falle durchgeführten Verfahren bei 
ſich bietender Gelegenheit dahin verſtärken, daß es jede ein⸗ 
ſeitige nachträgliche Rückſprache mit Zeugen für unzuläſſig 
erklärt, auch dann, wenn es ſich eindeutig um Beſeitigung 
von Erinnerungslüden handelt. 


Prof. Dr. Karl Siegert, Göttingen. 
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32. RG. — 88 765 ff., 157, 242, 254 BSB. Einem An⸗ 
ſpruch aus Bürgſchaftsvertrag als ſolchem gegenüber kann 8 254 
BGB. keine Anwendung finden. Aber auch der Bürgſchafts⸗ 
vertrag ſteht unter den Regeln von Treu und Glauben nach 
88 157, 242 BGB., die unter beſonderen Umſtänden gegebenen⸗ 
falls die Verneinung der Bürgſchaftsverpflichtung gerechtfertigt 
erſcheinen laſſen können. 

Einen Anſpruch aus dem Bürgſchaftsvertrag als ſolchem 
gegenüber kann der § 254 BGB. keine Anwendung finden, 
denn dieſe Vorſchrift bezieht ſich nur auf Schadenserſatzforde⸗ 
rungen. Nun ſteht die Bürgſchaftsforderung allerdings in 
einem Abhängigkeitsverhältnis zu der durch die Bürgſchaft 
geſicherten Forderung aus dem Hauptſchuldverhältnis und es 
kann der Bürge nach 8768 BGB. alle Einreden geltend 
machen, die dem Hauptſchuldner zuſtehen. Ein Bürge kann ſich 
danach an ſich auch auf ein mitwirkendes Verſchulden des 
Gläubigers berufen, wenn die geſicherte Forderung eine Scha⸗ 
denserſatzforderung iſt. Er hat jedoch aus dem Hauptſchuldver⸗ 
hältnis keinesfalls mehr Einreden als der Hauptſchuldner ſelbſt. 

Im vorl. Fall konnte ſich der Hauptſchuldner, der Verun⸗ 
treuungen im Dienſt als Beamter beging, und können ſich jetzt 
ſeine Erben zur Abwendung oder Minderung ihrer Haftung 
nicht auf eine Vernachläſſigung der Aufſichtspflicht und ein 
daraus ſich ergebendes Mitverſchulden i. S. des §S 254 BGB. 
berufen. Denn nach ſtändiger Rſpr. des Senats begründet das 
Mitverſchulden eines übergeordneten Beamten durch Ver⸗ 
nachläſſigung der Aufſichtspflicht kein Mitverſchulden der Ge⸗ 
meinde (vgl. RG. 95, 347, ferner Urt. v. 28. Febr. 1936, 
III 135/35: JW. 1936, 22131; Seuff Arch. 90 Nr. 97 vom 
15. Sept. 1936, III 359/35: JW. 1936, 35294; HöhftNRIpr. 
9955 Nr. 1615 und v. 15. Dez. 1936, III 83/36: JW. 1937, 

58). 

Die Ausſcheidung des S254 BGB. braucht jedoch an 
dem Ergebnis der angefochtenen Entſch. nichts zu ändern, 
Denn die tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorderrichters recht- 
fertigen die Verneinung der Buͤrgſchaftshaftung aus einem 
anderen, im BU. auch ſchon angedeuteten Geſichtspunkt. Zu⸗ 
treffend iſt nämlich darauf hingewieſen, daß auch der Bürg- 
ſchaftsvertrag unter den Regeln von Treu und Glauben nach 
88 157, 242 BGB. ſteht (vgl. hierzu HöchſtgiRſpr. 1930 
Nr. 1212 mit Nachw., auch ROZ. 29, 141 ff.). Mit Treu 
und Glauben iſt es aber nicht in Einklang zu bringen, wenn 
das leitende Organ einer Gemeinde jahrelang in gröblicher 
Weiſe gegen ſeine Aufſichtspflicht verſtößt, wenn durch ſolches 
Verſchulden Veruntreuungen ermöglicht und Schäden verur⸗ 
ſacht werden und dafür dann ſeitens der Gemeinde ein Dritter 
auf Grund einer Bürgſchaft in Anſpruch genommen werden, 
ſoll, nachdem der Bürge ſelbſt ſogar mehrfach vergebens um 
Abhilfe bei dem Gemeindevorſtand vorſtellig geworden ift. Die 
tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorderrichters laſſen deshalb 
die Verneinung der Bürgſchaftsverpflichtung aus dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt gerechtfertigt erſcheinen und es fragt ſich hiernach 
nur noch, ob die Feſtſtellung der gröblichen Verletzung der 
Aufſichtspflicht rechtlichen Bedenken begegnet. (Wird aus⸗ 
geführt.) 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 14. Sept. 1937, III 26.37) [v. B.] 
* 

33. KG. — 88 812, 822 BGB.; SI FürfojiXefreiungsb.; 
§ 21 a FürſqflB O. — Vor der Geldentwertung geſchloſſene Ver⸗ 
träge auf Einkauf in ein Altersheim, deren Einkaufspreis vor 
der Entwertung gezahlt worden iſt, ſind von der Inflation nicht 
berührt worden. Erſatzpflicht des Altersheim gegenüber dem Be⸗ 
zirksfürſorgeverband. 

Die Bekl. unterhält als Zweiganſtalt in Berlin ein Alters⸗ 
heim, das St. N.⸗Stift. In dieſes hatten ſich in den Jahren 
1910—1914 die Witwe Marie Sch., Klara J., Martha V., Karo⸗ 
line K. durch Zahlung von 15 000, 18 000, 3000 bzw. 3000 4 
eingekauft. Nach den Einkaufsverträgen hat ſich die Bekl. dieſen 
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Berjonen gegenüber zu laufenden Unterhaltsleiſtungen, insbeſ. zur 
Gewährung von Wohnung, Verpflegung, Pflege und ärztlicher 
Behandlung in Krankheitsfällen uſw. verpflichtet. 

Im Okt. 1923 erklärte die Bekl. ihren Inſaſſen, daß ſie 
wegen der eingetretenen Geldentwertung die Unterhaltsleiſtungen 
nicht weiter fortſetzen könne, und forderte fie auf, beim Bezirks⸗ 
fürſorgeverband laufende Unterſtützung durch dieſen zu beantra⸗ 
gen. Dies haben die genannten vier Inſaſſen getan. In den von 
ihnen ausgefüllten Fragebogen haben ſie ihre Verträge mit der 
Bekl. nicht mit angegeben. 

Der Bezirksfürſorgeverband hat den geſtellten Anträgen ent- 
ſprochen und laufend Unterſtützung in Geld gewährt. Die Geld⸗ 
beträge ſind der Bekl. in voller Höhe zugefloſſen. Die Bekl. hat 
den vier Frauen auch weiterhin Wohnung und Lebensunterhalt 
im Stift gewährt. 

Am 31. Juli 1936 ſtellte der Kl. ſeine Zahlungen ein und 
teilte der Bekl. mit, daß er die Unterhaltsanſprüche der vier von 
ihm unterſtützten Frauen aus den zwiſchen dieſen und der Bekl. 
abgeſchloſſenen Unterhaltsverträgen gemäß § 21 4 FürſpPflVO. auf 
ſich überleite. 

Unſtreitig hat der Kl. ſeit dem 1. Jan. 1932 bis zum 31. Juli 
1936 insgeſamt 9908,50 %%, von denen 3302,10 RA auf die 
Zeit v. 1. Jan. 1935 bis zum 31. Juli 1936 entfallen, gezahlt. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen und in den Gründen dar⸗ 
gelegt, daß der Geltendmachung der vom Kl. vor dem 1. Jan. 
1935 gezahlten Beträge ſchon 8 1 Abſ. 2 Gef. über die Befrei⸗ 
ung von der Pflicht zum Erſatze der Fürſorgekoſten v. 22. Dez. 
1936 entgegenſtehe. Im übrigen ſei das Stammrecht der vier 
Frauen durch Nichterhebung ihrer Anſprüche auf den Unterhalt 
gegen die Bekl. verwirkt, ſo daß auch der Kl. kein Recht erwor⸗ 
ben habe. 

Der auf Zahlung von 3302,10 % nach dem 1. Jan. 1935 
gezahlter Unterſtützungsbeträge beſchränkten Berufung war ſtatt⸗ 
zugeben. Allerdings iſt ein Anſpruch des Kl. aus 821 à Fürſ⸗ 
PflVoO. nicht gegeben. Die zwiſchen der Bekl. und den vier 
Frauen ü nen Unterhaltsverträge find durch die Geldent⸗ 
wertung der Nachkriegszeit ihrer Wirkſamkeit nicht beeinträchtigt 
worden. Die Frauen haben von der Bekl. mit Abſchluß der Ver⸗ 
träge in den Jahren 1910—1914 das Recht auf Unterhalt bis 
an ihr Lebensende eingeräumt erhalten. Sie haben dafür als 
Gegenwert nennenswerte größere Geldbeträge an die Bekl. ge- 
zahlt. Damit waren dieſe Verträge beiderſeits voll erfüllt. Die 
Erfüllung ſeitens der Bekl. beſtand in der Einräumung des 
Stammrechts auf Unterhalt. Die aus dieſem Rechte fließenden 
Unterhaltsanſprüche waren auf Naturalleiſtungen gerichtet und 
konnten deshalb ihrer Natur nach durch den Währungsverfall nicht 
betroffen werden (RGZ. 107, 218 ff.). 

Hieran vermag auch der Einwand der Bekl., daß ſie wegen 
der durch die Inflation hervorgerufenen veränderten Umſtände 
ihren Rücktritt von dieſen Verträgen erklärt habe, nichts zu ändern. 
Es entſpricht der ſtändigen Rſpr. und der einhelligen Rechtslehre, 
daß eine Befreiung von einer vertraglich übernommenen Verbind⸗ 
lichkeit nur dann angenommen werden darf, wenn bei Berückſichti⸗ 
gung aller obwaltenden Umſtände nach Treu und Glauben die Lei⸗ 
ſtung nicht mehr zumutbar erſcheint. Nur ſoweit dies der Fall 
iſt, kann einer Partei das Recht zugebilligt werden, durch ein⸗ 
ſeitige Rücktrittserklärung ſich der übernommenen Verpflichtung 
zu entziehen. 

Derartige Umſtände ſind aber im vorl. Falle nicht erſichtlich, 
insbeſ. auch im Hinblick auf die Inflation, auf die ſich die Bekl. 
allein beruft, nicht anzunehmen. 

Die vier Inſaſſen der Bekl. haben ſich in das Stift eingekauft, 
um für ihren Lebensabend der ſtändigen Sorge um die Erhaltung 
ihres Vermögens enthoben zu ſein. Zum Ausgieid hierfür haben 
ſie an die Bekl. dieſe hohen Geldbeträge gezahlt. Dieſe ſind dem 
Vermögen der Bekl. damals zu ihrem vollen Werte zugefloſſen. 
Wollte die Bekl. ihren Rücktritt von den Verträgen damit recht⸗ 
fertigen wollen, daß ſie dieſe Werte durch die Inflation wieder 
verloren habe, ſo würde, wollte man ihr aus dieſem Grunde ein 
Rücktrittsrecht von den Verträgen zubilligen wollen, die Folge 
hiervon ſein, daß das von der Bekl. nun einmal übernommene 
Riſiko nachträglich wieder auf die Frauen abgewälzt würde. Zu⸗ 
dem iſt nach der Lage der Sache denkbar, daß ihr dieſe Gelder 
auch ſpäterhin wertmäßig erhalten geblieben ſind, ſei es, daß ſie 
mit dieſem Gelde laufende eigene Schulden bezahlt hat, ſei es, 
daß ſie die Geldbeträge vor dem Kriege wertbeſtändig angelegt 
hat. Ferner war zu berückſichtigen, daß den in Frage ſtehenden 
Einkaufsverträgen ein ſpekulatives Moment inſofern zugrunde 
liegt, als die Dauer der Leiſtungspflicht der Bekl. von der Lebens⸗ 
dauer ihrer Vertragspartner abhängt, während die Höhe des Ent- 
gelts hiervon unabhängig feſtgeſetzt worden iſt. Die Tatſache, daß 
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es ſich bei der Bekl. um eine ſog. milde Anſtalt handelt, ver⸗ 
mag an dem Vorſtehenden nichts zu ändern. 

Es kann aber auch aus dem Umſtande, daß die vier Anſtalts⸗ 
inſaſſen der Aufforderung der Bekl. nachgekommen find, und beim 
Kl. Anträge auf Kleinrentnerunterſtützung geſtellt haben, kein Ver⸗ 
zicht der Inſaſſen auf ihre vertraglichen Rechte entnommen wer⸗ 
den. Hierfür wäre in erſter Linie notwendig geweſen, daß die Be⸗ 
rechtigten ſelbſt dieſen Verzicht leiſten wollten. Dies kann keines⸗ 
falls angenommen werden. Am wenigſten konnte die Bekl. dies 
annehmen; ſie hatte die Frauen ja ſelbſt zur Antragſtellung ver⸗ 
anlaßt, indem ſie in ihnen die Überzeugung weckte, daß ihre alten 
Sie e durch die Inflation hinfällig geworden ſeien. 
Die letztere Tatſache ſteht auch der Annahme einer Verwirkung 
des Stammrechts entgegen, denn es verſtößt gegen Treu und 
Glauben, wenn der Schuldner ſich 100 die Nichtgeltendmachung 
von Anſprüchen ſeitens des Gläubigers beruft, wenn er — Schuld⸗ 
ner — dieſes Verhalten des Gläubigers ſelbſt veranlaßt hat. 

Beſtanden die aus den alten Verträgen fließenden Unter⸗ 
haltsanſprüche weiter fort, ſo können ſie doch nicht auf den Kl. 
übergegangen ſein, weil ſie vom Bekl. laufend erfüllt worden ſind. 
Es iſt zwiſchen den Parteien unſtreitig, daß die vier Frauen nach 
wie vor im St. N. ⸗Stift unterhalten worden find. Die Bekl. hat 
ſomit während der hier in Frage ſtehenden Zeit ihre Unterhalts⸗ 
pflicht, wenigſtens ſoweit der Kl. dieſe Unterhaltsanſprüche gel⸗ 
tend macht, freilich ohne es zu wollen, erfüllt, mag dies auch 
unter Verwendung der Zahlungen des Kl. geſchehen fein. $ 362 
BGB. beſtimmt, daß das Schuldverhältnis erliſcht, wenn die ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung an den Gläubiger bewirkt wird. Maßgeblich 
iſt alſo allein, daß die geſchuldete Leiſtung vom Schuldner er⸗ 
bracht wird; aus welchen inneren Motiven er die Leiſtung er⸗ 
bringt, kommt nicht in Betracht. Unterhaltsanſprüche der Frauen 
beſtanden daher nicht mehr und konnten vom Kl. nicht auf ſich 
übergeleitet werden. 

Aus derſelben Erwägung ergibt ſich, daß dem Kl. Anſprüche 
aus einer Geſchäftsführung ohne Auftrag nicht zur Seite ſtehen 
konnen, denn wenn die Bekl. die Unterhaltung ihrer Inſaſſen 
ſelbſt getätigt hat, jo kaun nicht angenommen werden, daß gleich⸗ 
zeitig dies vom Kl. geſchehen ſei. 

Gleichwohl iſt das Zahlungsbegehren des Kl. gerechtfertigt. 

Es iſt von der Bekl. nicht beſtritten worden, daß ihr die 
Rentenzahlungen des Kl. in voller Höhe zugefloſſen ſind. Die Bekl. 
iſt damit um dieſe Beträge ungerechtfertigt bereichert worden, denn 
wie ſie ſelbſt dem Kl. in einem Falle mitgeteilt hat, hat ſie die 
vom Kl. gezahlten Beträge für den Unterhalt ihrer Inſaſſen ver⸗ 
wendet. Durch die Leiſtungen des Kl. hat ſie mithin die Befreiung 
von ihrer Vertragspflicht erlangt, wofür ein rechtlicher Grund nicht 
gegeben war; denn ihre Verpflichtung zur Erfüllung der Unter⸗ 
haltsverträge hat, wie oben ausgeführt iſt, unverändert fortbeſtan⸗ 
den. Hätte ſie dieſe Pflicht erfüllt, ſo wären die Zahlungen des 
Kl. unterblieben. Zweifel könnten lediglich hinſichtlich der Unmit⸗ 
telbarkeit der Bereicherung beſtehen, doch kann auch inſofern da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob die Rentenbeträge unmittelbar an die Bekl. 
geſandt worden ſind oder ihr erſt von den Inſaſſen ausgehändigt 
worden ſind. Im erſteren Falle ergäbe ſich die Bereicherung und 
damit die Rückzahlungspflicht aus § 812 BGB., in dem anderen 
Falle wäre die Bekl. gemäß § 822 BGB. zur Erſtattung dieſer 
Beträge verpflichtet. 


(KG., 13. Ziv Sen., Urt. v. 22. Juli 1937, 13 U 1706/37.) 
* 


34. RG. — 88 823, 1004 BGB.; Gef. über die Gewährung 
von Straffreiheit v. 23. April 1936. 

1. Eine ehrenkräukende Außerung gibt, falls Wieder⸗ 
holungsgefahr beſteht, grundſätzlich Anlaß zur Erhebung der 
vorbeugenden Unterlaſſungsklage. Durch das Straffreih. vom 
23. April 1936 iſt hierin keine Anderung in bezug auf Vorgänge 
eingetreten, die ſich vor ſeinem Inkrafttreten abgeſpielt haben. 

2. Wer wegen ehrenkränkender Äußerungen über ſeine 
Ehefrau die vorbeugende Unterlaſſungsklage erhebt, muß gegen 
ſich gelten laſſen, daß ſeine Ehefrau den Bekl. ebenfalls be⸗ 
leidigt hat; dies iſt bei Prüfung des Rechtsſchutzbedürfniſſes für 
die Klage zu berückſichtigen. 

Der Kl. hatte gegen den Bekl. Privatklage wegen Belei⸗ 
digung feiner Ehefrau erhoben. Das Verfahren war jedoch 
auf Grund des § 2 Nr. 2 des Gef, über die Gewährung von 
Straffreiheit v. 23. April 1936 (RG Bl. I, 378) eingeſtellt 
worden. 

Im jetzigen Rechtsſtreit hat der Kl. die vorbeugende 
Unterlaſſungsklage erhoben; der Bekl. ſollte es unterlaſſen, 
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über die Ehefrau des Kl. ehrenkränkende Behauptungen auf⸗ 
zuſtellen. Das LG. hat die Klage abgewieſen; das BG. hat 
das Urteil des LG. aufgehoben und der Klage ftattgegeben, 
Die Rev. des Bekl. hatte Erfolg. 

1. Der Bekl. leugnet das Rechtsſchutzbedürfnis für die 
Klage. In der früheren Rſpr., insbeſ. auch des erk. Sen., iſt 
das Rechtsſchutzbedürfnis für die vorbeugende Unterlaſſungs⸗ 
klage regelmäßig dann verneint worden, wenn die zu unter⸗ 
laſſende Handlung mit öffentlicher Strafe bedroht war; auf 
dem Gebiet des Ehrenſchutzes wurde der Weg der Privatklage 
als der regelmäßig gegebene bezeichnet, die Unterlaſſungsklage 
nur aus beſonderen Gründen für zuläſſig erachtet. Dieſe 
Rſpr. hat der II. ZivSen. in dem Urt. RZ. 116, 151 = 
JW. 1927, 1471, 1997 verlaſſen; es wurde angenommen, 
daß ein Bedürfnis für eine Unterlaſſungsklage in Fällen, wo 
die Handlung mit Strafe bedroht ſei, nicht allgemein geleug⸗ 
net werden könne. Dieſer Auffaſſung hat ſich der erk. Sen. 
in dem Urt. v. 24. Mai 1937, VI 379/36: RG. 155, 92 
JW. 1937, 23579 angeſchloſſen und ausgeführt, der Ver⸗ 
letzte dürfe in der Regel nicht genötigt werden, die kriminelle 
Beſtrafung des Täters herbeizuführen. Von dieſer Auffaſſung 
geht der Senat auch jetzt aus. Es handelt ſich im vorl. Falle 
um eine Ehrverletzung, die der Bekl. der jetzigen Ehefrau des 
Kl. und damit dieſem ſelbſt zugefügt haben ſoll. An ſich iſt 
damit, falls eine Wiederholungsgefahr beſteht, der Anlaß zur 
vorbeugenden Unterlaſſungsklage gegeben. Durch das Straf⸗ 
freih G. iſt hierin keine Anderung in bezug auf Vorgänge, die 
ſich vor ſeinem Inkrafttreten abgeſpielt haben, eingetreten. 
Es iſt insbeſ. kein Anhalt dafür gegeben, daß dieſes Geſetz 
über die von ihm angeordnete Straffreiheit hinaus eine 
Rechtsbefriedung in dem Sinne einführen wollte, daß eine 
anderweitige Rechtsverfolsung auf dieſem Gebiet nach Lage 
des Einzelfalls nicht mehr zuläſſig ſein ſolle. Das BG. wird 
aber — davon abgeſehen — das Vorliegen eines Rechtsſchutz⸗ 
bedürfniſſes, das ſtets nur nach ſorgfältiger Würdigung der 
Umſtände des Einzelfalls feſtgeſtellt werden kann, insbeſ. nach 
folgender Richtung einer Prüfung zu unterziehen haben: 

2. Das BG. unterſtellt, daß die „Gegenſeite“ — ge 
meint iſt wohl die Ehefrau des Kl. — und ihre Mutter ſich 
viel gemeiner benommen und üblere Vorwürfe gemacht hätten 
als der Bekl.; es meint aber, das ſei unerheblich, da der Kl. 
ein ſelbſtändiges Recht verfolge und der Bekl. nicht behaupten 
könne, daß etwa der Kl. ihn beſchimpft habe. Das iſt rechtlich 
verfehlt. Wenn der Kl. auch ſelbſt in ſeiner Ehre durch den 
gegen ſeine Ehefrau gerichteten Vorwurf verletzt iſt, ſo iſt das 
doch nur deshalb der Fall, weil die Ehre ſeiner Ehefrau ver⸗ 
letzt iſt. Begriffsnotwendig ſetzt alſo die Verletzung ſeines 
Rechtsguts die Verletzung des Rechtsguts ſeiner Ehefrau vor⸗ 
aus. Alles das, was mit den Umſtänden zuſammenhängt, 
unter denen ſeine Ehefrau beleidigt iſt, hängt mit ſeiner 
Rechtsſtellung zuſammen, und er muß es gegen ſich gelten 
laſſen. Dann wird es ſich aber fragen, ob die Auffaſſung 
der Beteiligten hinſichtlich der Ehrverletzung, wenn dieſe eine 
gegenſeitige iſt, ein Rechtsſchutzbedürfnis erfordert, zu deſſen 
Befriedigung die von der Rſpr. zur Ausfüllung einer Lücke 
für dringende Fälle entwickelte Einrichtung der Unterlaſſungs⸗ 
klage geboten iſt. 


(RG., VI. Ziv Sen., U. v. 2. Sept. 1937, VI 82/37.) [N.] 


* 

35. RG. — 8 826 BGB. Schadenserſaßzpflicht eines Kauf⸗ 
manns, der einem leitenden Angeſtellten bei ſeiner Entlaſſung 
ein unrichtiges Zeugnis ausgeſtellt hat, gegenüber demjenigen, 
der den Angeſtellten im Hinblick auf dieſes Zeugnis in ſeinem 
Betriebe eingeſtellt hat, nach S 826 BGB. — Der Leſer eines 
Zeugniſſes für einen leitenden Angeſtellten erwartet, daß Eigen⸗ 
ſchaften, die den Angeſtellten als Leiter unfähig erſcheinen 
laſſen, hervorgehoben werden. Der Ausſteller eines in den ent⸗ 
ſcheidenden Punkten unrichtigen Zeugniſſes kann ſich nicht dar⸗ 
auf berufen, daß er ſich auf eine bei vorſichtigen Kaufleuten 
beſtehende übung, auf ein Zeugnis hin noch Erkundigungen 
einzuziehen, habe verlaſſen können. ) 

Die Bekl. hat ihrem früheren Angeſtellten M. bei ſeiner 
Entlaſſung ein Zeugnis ausgeſtellt, in dem u. a. folgendes fteht: 
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„Seit Januar 1932 war es die Aufgabe des Herrn M., 
in unſerem Werk die Einrichtungen für die Herſtellung von 
Kunſtharz zu ſchaffen. Dieſe Aufgabe iſt heute erfüllt, auch 
wurde unſererſeits die GmbH. R. zur Herſtellung obenge⸗ 
nannten Produkts gegründet und Herrn M., als techniſchem 
Leiter, Kollektiv⸗Prokura erteilt. 

Herr M. hat während der Zeit ſeiner Tätigkeit ſeine ganze 
Kraft in die Dienſte des Unternehmens geſtellt und auch die 
Angaben für die Einrichtungen fach- und ſachgemäß gemacht, 
ſo daß wir einen leiſtungsfähigen Betrieb ſchaffen konnten. 

Die augenblicklichen wirtſchaftlichen Verhältniſſe laſſen es 
jedoch nicht ratſam erſcheinen, dieſes Unternehmen weiter zu 
führen, und haben wir aus dieſem Grunde auch das Engage 
ment mit Herrn M. gelöſt. Sein Austritt erfolgt heute in 
gegenſeitigem Einvernehmen.“ 

Auf dieſes Zeugnis hin ſchloß der Kl. mit M. einen Ver⸗ 
trag, durch den er ihn als techniſchen Leiter für einen Fabrik— 
betrieb zur Herſtellung von Kunſtharzen anſtellte. Der Kl. iſt 
auf dieſem Gebiet kein Fachmann und überließ deshalb M. die 
Einrichtung des Betriebes, nachdem für ihn noch die Gmbh. 
Ch. gegründet worden war und M. Geſamtprokura erhalten 
hatte. Weil ſich herausſtellte, daß M. fachlich und perſönlich 
— insbeſ. im Umgange mit den übrigen Werksangehörigen — 
verſagte, wurde er nach Ablauf eines Jahres friſtlos vom Kl. 
entlaſſen, der Geſchäftsführer der von ihm gegründeten Geſell— 
ſchaft war. 

Den ihm durch die Betriebsſtillegung und die Eröffnung 
des Konkurſes über das Vermögen der GnibH. entſtandenen 
Schaden führt der Kl. auf das Verſagen des M., ſodann aber 
darauf zurück, daß die Bekl. dieſem bewußt wahrheitswidrig 
ein poſitiv gutes, negativ ſchlechte Eigenſchaften des M. (wie 
deſſen Unverträglichkeit und Nervenzerrüttung) verſchweigendes 
Zeugnis ausgeſtellt habe. Der Kl. nimmt den Bekl. auf Erſatz 
ſeines Schadens in Anſpruch. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, das BG. die Be 
rufung des Kl. zurückgewieſen. 

Seine Rev. hatte Erfolg. 

Die Klage läßt ſich, wie im BU. richtig erkannt und von 
der Rev. nicht in Zweifel gezogen worden iſt, nicht auf § 823 
BGB., ſondern nur auf § 826 daſelbſt ſtützen. Der Kl. muß 
alſo dartun, daß die Bekl. ihm durch Ausſtellung des Zeug- 
niſſes für M. in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe vorſätzlich Schaden zugefügt habe. Die Beurteilung des 
Sittenverſtoßes richtet ſich, wie der BerR. weiter zutreffend 
ausgeführt hat, nach dem herrſchenden Volksbewußtſein, und 
zwar, wie hinzuzufügen iſt, innerhalb der Handelskreiſe, denen 
beide Parteien angehören und auf die auch M. für eine neue 
Stellung angewieſen war. Hiernach durfte die Bekl. bei Aus⸗ 
ſtellung des Zeugniſſes damit rechnen, daß es mit der für einen 
ordentlichen Kaufmann gebotenen Sorgfalt und Vorſicht ge- 
leſen und gewertet werden würde. Das iſt von Bedeutung für 
die Frage, ob die Bekl. vorſätzlich gehandelt hat, ob ſie ſich alſo 
bewußt war, daß das von ihr ausgeſtellte Zeugnis geeignet 
ſein könnte, einen andern, dem M. es bei Bewerbung um eine 
Stellung vorlegen würde, zu ſchädigen. Auch eine grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit der Bekl. könnte dabei etwa in dem Sinne genügen, 
daß ſie in ihren verfaſſungsmäßigen Organen eine hinlängliche 
Prüfung der Leiſtungen und der Perſönlichkeit des M. grob⸗ 
fahrläſſig unterlaſſen hätte; jedoch müßte ſie darüber hinaus 
mit dem bedingten Vorſatze gehandelt haben, daß ſie es bei 
Unrichtigkeit des Zeugniſſes auf eine Schädigung anderer, die 
ſich darauf verließen, ankommen laſſen wollte (vgl. RGZ. 143, 
52 JW. 1934, 475 2). 

Der Ber. glaubt nun, feſtſtellen zu können, daß das von 
der Bekl. ausgeſtellte Zeugnis nichts Unrichtiges enthält, in 
dem, was es verſchweigt, nicht zu beanſtanden iſt, und im 
übrigen ſich ſo kühl ausdrückt, daß der Leſer es als empfehlend 
für M. nicht anſehen konnte. Der Rev. iſt zuzugeben, daß dieſe 
Feſtſtellung nicht frei von Rechtsirrtum iſt. Mag auch die 
Verſchweigung von Charaktereigenſchaften im Zeugnis nicht 
allgemein unzuläſſig ſein, ſo darf es doch keinesfalls über 
Fähigkeiten und Leiſtungen etwas geradezu Unrichti⸗ 
ges enthalten. In dieſer Beziehung lieſt nun das BG. den 
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zweiten Abſatz des Zeugniſſes nicht genügend in deſſen ganzem 
Zuſammenhange und würdigt, wenngleich es die Behauptungen 
des Kl. als richtig unterſtellen will, das Zeugnis auch nicht in 
Verbindung mit den eigenen Zugeſtändniſſen der Bekl. Wer in 
dem Zeugnis lieſt, daß M. die Angaben für die Einrichtung 
des Unternehmens (nach dem Vorhergehenden eines Betriebes 
für die Herſtellung von Kunſtharz) fach- und ſachgemäß ge- 
macht habe, „ſo daß wir einen leiſtungsfähigen Betrieb ſchaffen 
konnten“, der wird dies nicht ohne weiteres ſo zu verſtehen 
brauchen, daß das eigentliche Verdienſt an dieſer Leiſtung der 
Bekl. ſelbſt zufalle, und nicht M. durch feine fach- und ſach⸗ 
gemäßen Angaben. Er mag vielmehr, insbeſ. wenn er nach 
dem Schluß des erſten Zeugnisabſatzes weiß, daß dem M. als 
techniſchem Leiter Kollektivprokura erteilt worden war, anneh⸗ 
men, daß er es mit einer zur ſelbſtändigen Leitung auf dem 
angegebenen Gebiet durchaus befähigten Perſönlichkeit zu tun 
hat. Anderes kann unterſtützend für dieſen Eindruck hinzu⸗ 
kommen. So die Außerung im erſten Abſatze: „Dieſe Aufgabe 
iſt heute erfüllt.“ So auch die Angabe im letzten Abſatze, daß 
die augenblicklichen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, alſo ſachliche 
Gründe, und nicht etwa perſönliche Ungeeignetheit des M., die 
Aufgabe des Unternehmens ratſam erſcheinen ließen. Und wenn 
es ſich dem ganzen Zuſammenhange nach um eine leitende Per⸗ 
ſönlichkeit handelte, jo läßt ſich anch nicht leugnen, daß der 
Kl. wie jeder Leſer erwarten durfte, Eigenſchaften des M., die 
ihn als Leiter unfähig erſcheinen ließen, hervorgehoben zu 
ſehen. In dieſer Beziehung kann es dann doch auch von Be⸗ 
deutung fein, daß die — vielleicht auf Nervenzerrüttung zurück⸗ 
zuführende — Unverträglichkeit des M. im Zeugnis überhaupt 
verſchwiegen wird. 

Die Aufhebung des Bu. und die Zurückverweiſung der 
Sache muß hiernach ſchon deswegen erfolgen, damit die Tat- 
ſacheninſtanz zu dieſen unbeſtrittenen Unrichtigkeiten im Zeug: 
nis in ihrem Zuſammenhange erneut Stellung nehmen kann. 
Das BG. hat aber auch außer acht gelaſſen, daß die Bekl., wie 
ſie ſelbſt zugegeben hat, M. „zur Dispoſition geſtellt“ hat, 
nachdem ſie nach Monaten zu der Gewißheit gekommen war, 
daß ſeine Kenntniſſe auf dem Gebiet der Herſtellung von 
Kunſtharz in keiner Weiſe ausreichten, daß es auch unmöglich 
war, Leute zu finden, die mit ihm zuſammen arbeiten wollten. 
Daß demgegenüber die Erklärung im Zeugnis, M. habe die 
Angaben für die Einrichtung des Unternehmens fach- und ſach⸗ 
gemäß gemacht, etwas bewußt Unrichtiges enthielt, liegt nahe. 
Und daß ſich die Bekl. deſſen und der ſchädigenden Wirkung bei 
einer neuen Anſtellung des M. bewußt geweſen ſei, iſt nicht 
von der Hand zu weiſen. Die erneute Verhandlung und Entſch. 
wird ſich darauf zu erſtrecken haben, wieweit die Kenutnis der 
Bekl. bei Ausſtellung des Zeugniſſes ging. Ergibt die erneute 
Prüfung eine Unrichtigkeit des Zeugniſſes in den hervorge— 
hobenen, für eine leitende Perſönlichkeit entſcheidenden Punk 
ten, ſo kann ſich die Bekl. auch nicht darauf berufen, daß ſie 
ſich auf eine bei vorſichtigen Kaufleuten beſtehende Übung, auf 
ein Zeugnis hin noch Erkundigungen einzuziehen, habe ver 
laſſen können. Damit würde die Bedeutung, die ein Zengnis 
im Verkehr hat, in unzuläſſiger Weiſe herabgedrückt werden. 

Soweit das BG. etwa in der vom Kl. unterlaſſenen Er⸗ 
kundigung oder in anderer Beziehung ein mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden des Kl. in Betracht ziehen ſollte, wird zu beachten ſein, 
daß der vorſätzlich Handelnde in der Regel den Schaden 
nicht auf den nur fahrläſſig bei der Entſtehung des Schadens 
mitwirkenden Geſchädigten abwälzen kann, wenn auch anderer⸗ 
ſeits die Argliſt des Schädigers nicht ſchlechthin zum Freibrief 
für eigene Unvorſichtigkeit des Geſchädigten werden darf (vgl. 
das Urt. des Sen. v. 16. Mai 1935: RG. 148, 58 zu a = JW. 
1935, 2620 ). Die Rev. deutet dies richtig an. Ihr iſt auch zu⸗ 
zugeben, daß ein weitaus überwiegendes Verſchulden des Kl. 
noch nicht — wie am Schluß des BU. angenommen — ohne 
weiteres zur Klageabweiſung führen könnte. 

Kommt das BG. nach erneuter Prüfung zur Bejahung 
der Haftung der Bekl. für Unrichtigkeiten im Zeugnis, ſo wird 
zur Frage des urſächlichen Zuſammenhanges noch zu erörtern 
ſein, ob für den Kl. bei der Anſtellung des M. das Zeugnis 
der Bekl. überhaupt maßgebend geweſen iſt. Und endlich würde 
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es der Feſtſtellung bedürfen, daß der eingetretene Schaden — 
insbeſ. in dem geltend gemachten Ausmaße — auf das Ver⸗ 
ſagen des M. in dem ihm vom Kl. anvertrauten Betriebe zu⸗ 
rückzuführen iſt. 

(RG., VI. ZivSen., U. v. 16. Sept. 1937, VI 23/37.) [N.] 


Anmerkung: Es handelt ſich in dem vorliegenden Urt. 
um die Frage, unter welchen Vorausſetzungen ein Unter⸗ 
nehmer, der einem ausſcheidenden Angeſtellten oder Arbeiter 
wahrheitswidrig ein gutes, ſchlechte Eigenſchaften verſchwei⸗ 
gendes Zeugnis erteilt hat, anderen Unternehmern auf 
Schadeuserſatz haftet, die den Ausgeſchiedenen auf Grund des 
Zeugniſſes in ihren Betrieb übernommen haben. Das RG. 
ſtellt hierzu folgende Grundſätze auf. 

1. Objektiv darf das Zeugnis nicht geradezu etwas Un⸗ 
richtiges enthalten, wenn auch die Verſchweigung von Charak⸗ 
tereigenſchaften nicht allgemein unzuläſſig iſt. 

2. Die Schadeuserſatzpflicht kann nur aus § 826 BGB. 
abgeleitet werden. Sie ſetzt alſo voraus, daß der Unter- 
nehmer durch die Ausſtellung des unrichtigen Zeugniſſes dem 
andern Unternehmer in einer gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Weiſe vorſätzlich Schaden zugefügt hat. Der Sitten- 
verſtoß iſt nach dem herrſchenden Volksbewußtſein zu be⸗ 
urteilen, und es iſt hierbei die Anſchauung der Berufskreiſe 
mit in Betracht zu ziehen, denen die beiden Unternehmer an⸗ 
gehören. Handelt es ſich wie hier um Kaufleute, ſo darf der 
Ausſteller des Zeugniſſes „damit rechnen, daß es mit der für 
einen ordentlichen Kaufmann gebotenen Sorgfalt und Vor- 
ſicht geleſen und bewertet werden würde“; enthält aber das 
Zeugnis in weſentlichen Punkten etwas poſitiv Unrichtiges, 
fo kann ſich der Aussteller nicht auf die bei vorſichtigen Kauf 
leuten beſtehende übung berufen, auf ein Zeugnis hin noch 
Erkundigungen einzuziehen. 

3. Zum Vorſatz gehört das Bewußtſein, daß das unrich⸗ 
tige Zeugnis geeignet ſein könnte, einen andern Unternehmer 
zu ſchädigen. Es genügt der „bedingte“ Vorſatz, der gegeben 
iſt, wenn der Ausſteller des Zeugniſſes auch nur damit rech- 
net, daß ein anderer dadurch getäuſcht und geſchädigt werden. 
könnte, und wenn er es darauf ankommen läßt. 

J. Mitwirkendes Verſchulden des Geſchädigten (§ 254 
BOB.) iſt in der Regel nicht zu berückſichtigen, wenn es nur 
in Fahrläſſigkeit beſteht, es ſei denn, daß ganz beſondere Um⸗ 
ſtände die Schadeusteilung rechtfertigen. 

5. Für die Prüfung des urſächlichen Zuſammenhangs 
kommt es darauf an, ob das unrichtige Zeugnis für die An⸗ 
ſtellung überhaupt maßgebend geweſen iſt, und ob der ein⸗ 
getretene Schaden gerade auf das Verhalten des fälſchlich Emp- 
fohlenen zurückgeht. 


urteilung des Arbeitſuchenden ohne weiteres aufdrängt. Dem⸗ 
gemäß hat auch das RArbG. immer den Standpunkt ver⸗ 
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treten, daß das Zeugnis ein wahrheitsgetreues Ge 
ſamtbild desjenigen geben muß, der beurteilt wird.“ Hier 
kommt deutlich zum Ausdruck, daß die Zeugnispflicht nicht 
nur in ihrer Wirkung gegenüber dem Beſchäftigten, ſondern 
auch in ihrer Wirkung gegen Dritte unmittelbar auf dem 
Arbeitsverhältnis beruht; und wenn das RArbG. in dieſem 
Zuſammenhaug noch auf die geſteigerte Bedeutung der Offen⸗ 
barungspflicht im heutigen Rechtsleben verweiſt, wenn es 
weiter ſich auf die „Grundſätze der ſozialen Ehre und der 
Leiſtungsbewertung nach Können und Charakter als untrenn⸗ 
baren Leiſtungsmaßſtäben“ beruft, ſo darf das wohl als 
Verſuch einer „Anpaſſung der Auslegung des BGB. an die 
Grundgedanken des völkiſchen Gemeinrechts“ (Larenz, 
„Vertrag und Unrecht“ Bd. 2, 1937, S. 139) angeſehen 
werden — zugleich aber als ein Hinausgehen über den grund⸗ 
ſätzlichen Standpunkt, den der 6. Ziv Sen. in der vorliegenden 


Entſch. eingenommen hat. 


Noch beſtimmter iſt von ſeiten der Wiſſenſchaft die For⸗ 
derung erhoben worden, arbeitsrechtliche Teilfragen in jedem 
Falle vom Grundweſen des Arbeitsverhältniſſes aus zu be⸗ 
trachten, weil dieſes „in ſeinen Teiläußerungen dieſelben 
Charakterzüge trägt wie im Kern ſeines Weſens“: Derſch: 
DArbR. 4 (1936), 67 und NS.⸗SozpPol. 3 (1936), 606 (be⸗ 
ſprochen ZW. 1937, 147). 

RA. Dr. W Oppermann, Dresden. 


* 


36. AG. — $ 833 BGB. Handeln auf eigene Gefahr ſchließt 
die Gefährdungshaftung ſtets dann aus, wenn der einzelne die 
Gefahr nicht aus lebensnotwendigen Gründen auf ſich neh⸗ 
men muß. 

Der Bekl. übergab am 9. Juni 1936 morgens ſeinen Schä⸗ 
ferhund dem Hundebad des Tierarztes Dr. K. zum Baden, um ihn 
am Abend desſelben Tages wieder abzuholen. Als der Hund von 
dem Kl., der als Wärter bei dem Tierarzt angeſtellt iſt, in die 
Badewanne geſetzt wurde und mit dem Waſchen begonnen wer⸗ 
den ſollte, ſchlug das Tier mit dem Kopf nach oben und traf den 
ici an den Unterkiefer. Dabei wurde dieſem die Zahnbrücke zer⸗ 

hlagen. 

Der Kl. nimmt den Bekl. als Tierhalter in Anſpruch. 

Die Klage konnte keinen Erfolg haben. Dem Kl. iſt zwar 
darin beizutreten, daß die Tierhaltereigenſchaft des Bekl. i. S. des 
5833 Satz 1 BGB. durch die eintägige Überlaſſung ſeines Hun⸗ 
des an den Arzt nicht aufgehoben wurde. Eine nur vorübergehende 
Aufgabe der tatſächlichen Einwirkungsmöglichkeit — wie ſie hier 
vorlag — reicht dazu anerkanntermaßen nicht aus, weil der Bekl. 
weiter derjenige blieb, in deſſen Intereſſe das Tier gehalten wurde. 

Der eingetretene Schaden iſt auch urſächlich auf das Verhal— 
ten des Tieres, das den Ausdruck einer typiſchen Tiergefahr dar⸗ 
ſtellt, zurückzuführen und liegt trotz der Eigenartigkeit des Unfall⸗ 
vorganges nicht außerhalb des Rahmens zu erwartender Unfall⸗ 
folgen. . 

Ein vertraglicher Ausſchluß der Haftung kommt zwar nicht 
in Betracht. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine entſprechende, 
wenn auch ſtillſchweigende Vereinbarung in dem von dem Bekl. 
mit dem Tierarzt abgeſchloſſenen Vertrag getroffen worden iſt, 
oder im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung (§ 157 BGB.) 
feſtgeſtellt werden kann. Ein Vertrag zu Laſten Dritter iſt dem 
geltenden Rechte fremd. Dieſe Vereinbarung würde die Rechte des 
Kl., der zu dem Bekl. ſelbſt in keinerlei Vertragsbeziehungen ſteht, 
daher nur dann beeinfluſſen können, wenn er — möglicherweiſe 
in ſeinem Anſtellungsvertrage — zugunſten der jeweiligen Kun⸗ 
den auf etwaige Erſatzanſprüche von vornherein verzichtet hätte. 
Das kann in Ermangelung irgendwelcher Anhaltspunkte nicht 
. ee werden, und iſt auch von dem Bekl. nicht behauptet 
worden. 

Der Anſpruch des Kl. iſt jedoch deshalb unbegründet, weil 
er ſich in Ausführung ſeines Berufes ſelbſt der Gefahr ausgeſetzt 
hat und unter dieſen Umſtänden für ihn nicht die Vorausſetzungen 
gegeben ſind, die den Geſetzgeber veranlaßt haben, den Grundſatz 
der Gefährdungshaftung für diefe Fälle aufzustellen. Der Kl. hat 
ſich bewußt der Tiergefahr ausgeſetzt und die Gefahr damit auf 
ſich genommen. Der Grundſatz des Handelns auf eigene Gefahr 
mit der Folge des Haftungsausſchluſſes tft zwar nicht allgemein 
rechtens, ſoweit es ſich um die ſog. Gefährdungshaftung handelt, 
iſt er ausdrücklich nur im 88 Straftf®. zum Ausdruck gekommen, 
wonach derjenige, der ſich zur Zeit des Unfalls ſelbſt in dem 
Fahrzeug befand, die Halterhaft nicht für ſich in Anſpruch neh⸗ 
men kann. Für andere Fälle — z. B. die Haftung der Eiſenbahn 
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— iſt dieſe Rechtsfolge im RHaftpflG. nicht angeordnet. Der Un⸗ 
terſchied dieſer Beſtimmungen, die beide auf dem Gefährdungs⸗ 
prinzip beruhen, iſt daraus fi erklären, daß der Geſetzgeber zur 
Zeit des Inkrafttretens des Kraftfcß. im Jahre 1909 offenbar die 
Benutzung eines Kraftfahrzeuges noch nicht als lebensnotwendig 
anerkannt hatte, wie dies 1870 bei der Eiſenbahn bereits der Fall 
war und deshalb keine Veranlaſſung hatte, einen beſonderen Haf⸗ 
tungsſchutz zur Verfügung zu ſtellen. Obwohl dieſer Geſichtspunkt 
mit der fortſchreitenden Entwicklung des Kraftfahrzeugverkehrs 
heute nicht mehr zutrifft, kann aus dem gegenübergeſtellten Sinn 
der angeführten Geſetzesbeſtimmungen jedenfalls ſoviel entnom⸗ 
men werden, daß ſich die Anwendung des Grundſatzes des Han⸗ 
delns auf eigene Gefahr als Haftungsausſchluß ſtets dann recht⸗ 
fertigt, wenn der Einzelne die Gefahr nicht lebensnotwendig auf 
ſich nehmen muß. 
Das kann im vorl. Falle aber nicht angenommen werden, ſo 
daß die Tierhalterhaftung hier ausgeſchloſſen iſt. 
(AG. Berlin⸗Lichterfelde, Urt. v. 28. Juni 1937, 11 0709/7.) 
* 


37. OLG. — 8 932 BGB. Der gute Glaube des Erwerbers 
eines Kraftfahrzeugs wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß der 
Erwerber es unterläßt, ſich den Kraftfahrzeugbrief vorlegen und 
mit übergeben zu laſſen. f) 

Die Antragſtellerin hatte ihrem Reiſenden Z. den Ankauf 
eines Perſonenkraftwagens um 1300 A dadurch ermöglicht, 
daß ſie ihm 300 AA in bar vorſchoß und die von ihm dem 
Verkäufer, der ſich das Eigentum bis zur Bezahlung vor⸗ 
behalten hatte, gegebenen Akzepte girierte. Dafür übereignete 3. 
der Antragſtellerin durch Vertrag v. 23. Jult 1936 den Wagen 
als Sicherheit mit der Verpflichtung zur übergabe des Kraft⸗ 
fahrzeugbriefs an ſie. Der Brief iſt der Antragſtellerin auch 
übergeben worden. Am 23. Dez. 1936 trat der Verkäufer feinen 
Herausgabeanſpruch bezüglich des Wagens gegen Z. an die An⸗ 
tragſtellerin ab. 

Durch Urt. des AG. T. v. 15. Febr. 1937 wurde Z. rechts⸗ 
kräftig zur Herausgabe des Wagens an die Antragſtellerin ver⸗ 
urteilt. Das Urt. konnte jedoch nicht vollſtreckt werden, well 8. 
den Wagen inzwiſchen dem Mechaniker und Autohändler B. 
zum Verkauf übergeben und B. ihn an den Antragsgegner ver— 
äußert hatte. 

Die Autragſtellerin erwirkte daraufhin eine EinſtwVfg. der 
BR. des LG. R., durch welche dem Antragsgegner die Heraus- 
gabe des Perſonenkraftwagens an den zuständigen Gerichtsvoll⸗ 
zieher zur einſtweiligen Verwahrung aufgegeben wurde. Die 
3K. ſah für glaubhaft gemacht an, daß der Antragsgegner beim 
Ankauf des Wagens nicht in gutem Glauben geweſen ſei und 
daß die Beſorgnis beſtehe, der Wagen werde bis zur Durch— 
führung einer Herausgabeklage gegen den Antragsgegner durch 
Abnützung an Wert verlieren. 

Auf Widerſpuch hob LG. die EinſtwVfg. auf. 

Die Berufung war erfolglos. 

Der Antragsgegner macht geltend, daß er den Kraftwagen 
gutgläubig erworben habe und deshalb Eigentümer geworden, 
fei Augeſichts der Faſſung des 8 932 Abſ. 1 BOB. trifft die 
Antragſtellerin die Beweisfaſt, daß er nicht in gutem Glauben 
war. Zunächſt iſt zu prüfen, in welchem Zeitraum der Erwerb 
des Antragsgegners erfolgt ſein würde, wenn der Veräußerer 
Eigentümer geweſen wäre, denn es genügt, daß der gute Glaube 
des Antragsgegners zu dieſer Zeit beſtand, eine ſpätere Schlecht⸗ 
gläubigkeit würde ihm nichts ſchaden. Die Berͤl. vertritt mit 
Unrecht den Standpunkt, die übergabe des Kraftwagens von 
B. an den Antragsgegner habe erſt am Abend des Kauftages 
ſtattgefunden, nachdem B. die Reparatur am Scheibenwiſcher 
ausgeführt hatte. Aus den Ausſagen des B. in den Strafakten 
ergibt ſich: B. und der Antragsgegner hatten am Vormittag des 
4. Febr. 1937 mit dem Kraftwagen eine Probefahrt zum Hof 
des letzteren gemacht, nach deren Beendigung ſich der Autrags⸗ 
gegner entſchloß, den Wagen zu kaufen; er hat ihn auch ſofort 
mit einem Scheck an B. bezahlt. Dieſer hatte ſich ſchon während 
der Fahrt bereit erklärt, eine Reparatur am Scheibenwiſcher 
koſtenlos auszuführen, in der ſtillſchweigenden Vorausſetzung 
natürlich, daß der Antragsgegner den Wagen erwerbe. Die Eini⸗ 
gung über den Eigentumsübergang zwiſchen B. und dem Au⸗ 
tragsgegner iſt dadurch erfolgt, daß der letztere den Wagen be⸗ 
zahlte und den Auftrag gab, ihn zu reparieren, und daß B. die 
Reparatur für den Ankragsgegner übernahm. Die Übergabe des 
Wagens an den Antragsgegner vollzog ſich dadurch, daß der 
Beſitzer B. nach Beendigung der Probefahrt deu Wagen auf 
den Hof des Autragsgegners ſtellte und letzterer den Wagen. 
kaufte und ſofort dem B. bezahlte, womit beide zum Ausdruck 
brachten, daß B. den Alleinbeſitz des Wagens endgültig dem An⸗ 
tragsgegner überlaſſen und dieſer ihn endgültig behalten wolle. 
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Damit war der Vorſchrift des § 932 Abſ. 1 S. 1 BGB. genügt. 
Die beiden wollten die Übergabe nicht etwa deshalb durch die 
Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes i. S. des 8 930 BOB. 
erſetzen, weil B. den Wagen wieder mitnahm, um den Scheiben⸗ 
wiſcher zu reparieren, fo daß 8 933 BGB, zur Anwendung käme. 
Denn in dem Zeitpunkt, als B. den Wagen wieder mitnahm, 
war die Übergabe bereits vollzogen. Für den Willen der Ver⸗ 
tragſchließenden bezeichnend iſt die glaubhafte Ausſage des An⸗ 
tragsgegners, daß der Wagen gleich auf dem Hof geblieben 
wäre, wenn der Scheibenwiſcher richtig funktioniert hätte. Da⸗ 
für, daß der Eigentumsübergang erſt nach Vornahme der 
Reparatur eintreten ſollte, liegt kein Anhaltspunkt vor. Die 
Reparatur am Schelbenwiſcher war eine ganz nebenſächliche, und 
wenn der Autragsgegner erſt mit ihrer Beendigung den Ver⸗ 
trag als erfüllt augejchen hätte, jo hätte er nicht vorher be⸗ 
zahlt. B. hat den Scheck des Ankragsgegners ſofort bet ber 
Landwirtſchaftsbank eingelöſt, weil er mit dieſem Geld den 
Z. bezahlen wollte und bezahlt hat, nicht weil er Zwelfel 
an der Deckung des Schecks gehabt hätte. Endlich ſpricht auch 
der Umſtand, daß B. den Zulaſſungsſchein des Kraftwagens erſt 
mit der Ablieferung nach geſchehener Reparatur dem Antrags“ 
gegner übergeben hat, nicht gegen einen früheren Eigentums- 
übertragungswillen B.s, weil er den Zulaſſungsſchein beim 
Oberamt gebraucht hat, wo er den Antrag auf Umſchreibung 
des Kraftwagens auf den Namen des Antragsgegners zu ſtellen 
verſuchte. Es iſt daher davon auszugehen, daß die Voraus» 
ſetzungen für den Eigentumsübergang auf den Antragsgegner 
bereits am Vormittag des 4. Febr. 1937 erfüllt waren, falls 
nicht der Antragsgegner zu dieſer Zeit ſchlechtgläubig war. 
Mit dem LE. iſt eine Glaubhaftmachung des ſchlechten 
Glaubens des Antragsgeguers nicht für erbracht anzuſehen. 
Grobe Fahrläſſigkeit i. S. des 8932 Abſ. 2 BGB. liegt dann 
vor, wenn die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in ungewöhn⸗ 
lich großem Maß verletzt worden und das unbeachtet geblieben 
iſt, was im gegebenen Falle jedem einleuchten mußte (RGz. 
141, 131 JW. 1933, 18233 [m. Anm. ]). B. hat nun über den 
Kraftfahrzengbrief weder vor noch bei Abſchluß des Kaufver⸗ 
trags etwas zum Antragsgegner geſagt, vielmehr nur erflärt, 
er werde das Fahrzeug, wie er das auch ſonſt zu tun pflege, 
auf den Namen des Antragsgegners umſchreiben laſſen. Der 
Antragsgegner brauchte ſich deshalb nicht noch beſonders nach 
dem Kraftfahrzeugbrief zu erkundigen, ſondern durfte ſich ohne. 
grobe Fahrläſſigkeit darauf verlaſſen, daß die Zulaſſungs⸗ 
papiere einſchließlich des Briefes, auf Grund deren B. die Um⸗ 
ſchreibung beſorge, in Ordnung ſeien. B. ſelbſt war bis zu 
ſeinem Beſuch auf dem Oberamt der Überzeugung, daß der 
Kraftfahrzeugbrief auf dem Oberamt liege. Selbſt wenn B. beim 
Verkauf des Wagens zum Antragsgegner geſagt hätte, der 
Wagen gehöre dem Reiſenden Z, jo wäre das nicht ſchlüſſig 
dafür, den Antragsgegner ſchlechtgläubig zu machen, denn dieſer 
hätte daraus bloß zu ſchließen brauchen, daß B. für den Eigen⸗ 
rümer verkaufe. Übrigens iſt zur Zeit, wo noch nicht über alle 
Kraftfahrzeuge ein Brief ausgeſtelkt zu ſein braucht, noch nicht 
der Zuſtand erreicht, wo im Zweifel jeder Erwerber eines Kraft⸗ 
fahrzeugs grobfahrläſſig handelt, dem nicht der Brief mit über⸗ 
geben wird (RGRKomm. z. BGB. 8 932 A. 6). 
(DRG. Stuttgart, 2. ZivSen., Urt. v. 23. Sept. 1937, 2 U 138/37.) 


Anmerkung: Ich ſtimme der Entſch. im Ergebnis zu. Erſt 
durch Erlaß des RVerkM. v. 7. Okt. 1937 (RVerkl. B 1937, 
109) ift angeordnet worden, daß nun auch die vor dem 1. April 
1933 erſtmalig im Deutſchen Reich zugelaſſenen Krafträder mit 
mehr als 200 cem Hubraum, die vor dem 1. Mai 1934 erſtmalig 
im Deutſchen Reich zugelaſſenen Perſonenkraftwagen mit An⸗ 
trieb durch Verbrennungsmaſchine bis 1,51 Hubraum, alle 
ſonſtigen Perſonenkraftwagen mit einer anderen Antriebsart 
und alle Kleinkrafträder, welche vor dem 1. Okt. 1934 erſtmalig 
im Deutſchen Reich zugelaſſen worden ſind, mit Kraftfahrzeug⸗ 
brief auszuſtatten ſind, und zwar die zuerſt genannten Kraft⸗ 
räder von Amts wegen, die anderen Kraftfahrzeuge dagegen 
nur auf Antrag der Eigentümer. Bisher war alſo eine ber 
trächtliche Anzahl von Kraftfahrzeugen noch nicht mit Kraft⸗ 
fahrzeugbrief ausgeſtattet. Welche das waren, war nicht all⸗ 
gemein und deutlich bekannt. Auch nach dem neuen Erlaß bleibt 
aber eine Anzahl von Kraftfahrzeugen noch frei vom Zwang 
zur Ausſtattung mit Kraftfahrzeugbrief. Auch jetzt fehlt es an 
einer Abgrenzung, welche leicht erkennbar und einprägsam 
wäre. Iufolgedeſſen kann immer noch nicht geltend gemacht 
werden, daß jeder Erwerber eines Kraftfahrzeugs mit dem Vor⸗ 
handenſein eines Kraftfahrzeugbriefs zu rechnen habe. 

Von Bedeutung iſt indeſſen, daß die Kraftfahrzeugſcheine 
der mit Kraftfahrzeugbrief ausgeſtatteten Kraftfahrzeuge den 
Vermerk tragen: „Kraſtfahrzeugbrief ausgefertigt“ (vgl. den 
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oben genannten Erlaß ſowie die Erlaſſe des RVerkM. vom 
8. Okt. 1936: RVerkBl. B 1936, 317 und v. 14. Nov. 1936: 
RVerk Bl. B 1936, 352 i. Verb. m. der VO. v. 11. April 1934 
NSS. I, 103] und der Ausf Anw. dazu v. 11. April 1934 
[RGBl. I, 319). Bekommt alſo der Erwerber den Kraftfahr⸗ 
zeugſchein vorgelegt, ſo kann er erkennen, ob ein Kraftfahrzeug⸗ 
brief ausgeſtellt iſt. Wird in ſolchem Falle der Kraftfahrzeug⸗ 
brief nicht mit vorgelegt, ſo wird der Erwerber Verdacht ſchöp⸗ 
fen und nach dem Kraftfahrzeugbrief fragen müſſen. Tut er das 
nicht, ſo wird man darin ſehr wohl eine grobe Fahrläſſigkeit 
erblicken können. 

Der Erwerber kann ſich auch nicht darauf berufen, daß er 
etwa das Kraftfahrzeug nicht zum Weiterbetrieb, ſondern zum 
Ausſchlachten erworben habe, alſo weder den Kraftfahrzeug- 
ſchein noch den Kraftfahrzeugbrief überhaupt benötigt habe. 
Ließe man einen ſolchen Einwand zu, dann würde der Zweck 
des Kraftfahrzeugbriefs, nämlich Handhaben zur Sicherung des 
Eigentums zu ſchaffen, ſtark gefährdet werden. Mindeſtens kann 
dieſer Einwand einen Kraftfahrzeughändler, bei welchem man 
die Kenntnis der einſchlägigen Vorſchriften vorausſetzen muß, 
nicht vom Vorwurf der groben Fahrläſſigkeit befreien (vgl. 
LG. Dortmund: JW. 1937, 5747). Zu weit geht allerdings das 
LG. Dortmund in dieſem Urteil, wenn es ganz allgemein aus⸗ 
ſpricht, bei jedem Eigentumswechſel an einem Kraftwagen müſſe 
ſich der Erwerber den Kraftfahrzeugbrief vorlegen laſſen; ſonſt 
treffe ihn der Vorwurf der groben Fahrläſſigkeit. Es ſind ſehr 
wohl Umſtände denkbar, welche die Annahme grober Fahrläſſig⸗ 
keit ausſchließen, obwohl der Brief nicht vorgelegt wurde. 

Umgekehrt geht das OLG. Kaſſel: JW. 1937, 141711 zu 
weit und ſtellt zu geringe Anforderungen an die Sorgfalts⸗ 
und Erkundigungspflicht des Erwerbers. In dieſem Falle hatte 
der Erwerber von einem Händler einen Kraftwagen gekauft, 
welcher ſicherungsweiſe der kreditgebenden Bank des Händlers 
übereignet war, und ſich zwar den Kraftfahrzeugſchein vorlegen 
laſſen, im übrigen aber ſich mit der Zuſicherung des Händlers 
begnügt, der Kraftfahrzeugbrief werde ihm, dem Erwerber, noch 
übergeben werden. Das OLG. Kaſſel meint, die Einrichtung des 
Kraftfahrzeugbriefs ſei geſchaffen worden, um eine Handhabe 
zur Sicherung des Eigentums an Kraftfahrzeugen zu bieten und 
um den Kraftfahrzeugdiebſtählen und dem betrügeriſchen Ver⸗ 
kauf des dem Käufer unter Eigentumsvorbehalt gelieferten 
Kraftwagens an gutgläubige Dritte zu ſteuern. Der Kraftfahr⸗ 
zeugbrief habe aber nicht die Bedeutung, eine Gewähr für die 
Einhaltung von Sicherungsübereignungsverträgen zwiſchen 
Kraftfahrzeughändler und Kreditgeber zu bieten. Dieſem Ge⸗ 
dankengang vermag ich nicht zuzuſtimmen. Gerade nach dem vom 
OLG. Kaſſel ſelbſt dargelegten Zweck wird man den Kraftfahr⸗ 
zeugbrief auch als ein geeignetes und dafür beſtimmtes Mittel 
anſehen müſſen, den betrügeriſchen Verkauf ſicherungsweiſe über- 
eigneter Kraftfahrzeuge an gutgläubige Dritte zu verhüten. Eine 
Unterſcheidung zwiſchen Kraftfahrzeugen, welche unter Eigen- 
tumsvorbehalt geliefert find, und ſolchen, welche ſicherungs⸗ 
weiſe übereignet ſind, in dem Sinne, daß die einen durch die 
Einrichtung des Kraftfahrzeugbriefs gegen unrechtmäßige Ver⸗ 
äußerung geſchützt ſein ſollen, die anderen aber nicht, läßt ſich 
weder aus dem Sinn noch aus dem Wortlaut der Ausf Auw. 
zum 8 15 Abſ. 3 Satz 1 und Abſ. 4 RStraßVerkdo. herleiten. 
Infolgedeſſen wird man in dem vom OLG. Kaſſel entſchiedenen 
Fall eine grobe Fahrläſſigkeit des Erwerbers darin ſehen dür⸗ 
fen, daß er nicht darauf beſtanden hat, den Kraftfahrzeugbrief 
vorgelegt zu bekommen, obwohl ihm ſein Vorhandenſein aus 
dem vorgelegten Kraftfahrzeugſchein bekannt war. 

Etwas anders iſt der vom OLG. Dresden: DA. 1937, 
A 1538 entſchiedene Fall zu beurteilen. Hier hatte der Kraft⸗ 
fahrzeughändler den Kraftwagen ſeiner Gläubigerin gar nicht 
ſicherungsweiſe übereignet, ſondern ihr nur den Kraftfahrzeug⸗ 
brief übergeben, während er ſelbſt Eigentümer des Kraftwagens 
geblieben war, ſo daß er auch dem dritten Erwerber wirkſam 
das Eigentum daran verſchaffen konnte. Zutreffend bemerkt 
aber in dieſem Urt. das OLG. Dresden, es ſei ohne den Kraft- 
fahrzeugbrief ſchwer, einen Käufer zu finden, weil ſich der Ver⸗ 
dacht ergebe, daß, wer nicht den Kraftfahrzeugbrief im Beſitz 
habe, auch nicht rechtmäßiger Eigentümer ſei (vgl. hierzu noch 
OLG. Celle: DAutoR. 1937, 25, welches meint, das Fehlen des 
Kraftfahrzeugbriefs begründe die Vermutung unrechtmäßigen 
Erwerbs). 

Zuſammenſaſſend kann man nach dem heutigen Stand der 
Entwicklung die Meinung des OLG. Stuttgart für richtig hal⸗ 
ten, daß nämlich nicht jeder Erwerber eines Kraftfahrzeugs im 
Zweifel grob fahrläſſig handle, dem nicht der Brief mit über⸗ 
geben werde. Allein die Verbreitung des Kraftfahrzeugbriefs iſt 
doch ſchon ſo groß, und ſeine Einrichtung, beſonders in Fach⸗ 
kreiſen, ſchon fo bekannt, daß man in den meiſten Fällen vom 
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Erwerber eine Darlegung beſonderer Umſtände verlangen muß, 
welche ihn in gutem Glauben erhalten und den aufiteigenden 
Verdacht zerſtört oder einen ſolchen Verdacht gar nicht erſt 
haben aufkommen laſſen. 

Im vorliegenden Fall hatte der Erwerber auch den Kraft⸗ 
fahrzeugſchein gar nicht zu Geſicht bekommen, wußte alſo 
überhaupt nicht, daß ein Kraftfahrzeugbrief vorhanden war. 
Von ihm als Bauern konnte man auch nicht eine ſo große Ver⸗ 
trautheit mit den einſchlägigen Vorſchriften erwarten, daß er 
etwa aus der Art des Kraftfahrzeugs (Baujahr uſw.) ohne 
weiteres auf das Vorhandenſein eines Kraftfahrzeugbriefs 
ſchließen konnte. Zudem brauchte ihm das Angebot des B., die 
Umſchreibung des Kraftfahrzeugs bei der Behörde zu beſorgen, 
um ſo weniger aufzufallen, als das überhaupt bei Händlern 
eine verbreitete Gepflogenheit iſt. Ebenſowenig brauchten beim 
Erwerber irgendwelche begründete Bedenken gegen die Zuver⸗ 
läjligfeit des B. zu beſtehen. Unter dieſen Umſtänden war es 
allerdings nicht grob fahrläſſig, wenn ſich der Erwerber nicht 
den Kraftfahrzeugbrief beſonders vorlegen ließ. 

RA. und Notar Dr. Gülde, Dresden. 
* 


38. KG. — 81163 BGB.; § 22 GBO. Liegt einer im Grund⸗ 
buch eingetragenen Goldmarkhypothek im Innenverhältnis eine 
Dollarforderung zugrunde, ſo kann die auf der Abwertung des 
Dollar beruhende Entflehung einer Eigentümergrundſchuld nicht 
vor der Tilgung der Forderung nachgewieſen werden. 


Die Eheleute Hermann und Ellen K. bekannten in notarieller 
Urk. v. 30. Juli 1928, dem Rentner William K., einem amerika⸗ 
niſchen Staatsbürger, ein Darlehn von 4000 Dollar in der Wäh⸗ 
rung der Vereinigten Staaten von Amerika zu ſchulden, das wegen 
der Hypothekenbeſtellung dem Betrage von 16 800 GM. gleich⸗ 
geſtellt wurde. Demgemäß beſtellten ſie „für das Darlehn von 
16 800 GM.“, die Goldmark berechnet zu ½ 7e Kg Feingold, nebſt 
5% Zinſen dem Gläubiger Hypothek an dem der Ehefrau gehören» 
den Gan e L. Bl. 98. Die Hypothek wurde in Abt. III Nr. 8 
des Grundbuchs eingetragen. 

In notariell beglaubigter Urk, v. 25. Juni 1937 erklärte die 
Grundſtückseigentümerin, daß infolge der Dollarabwertung die 
Hypothek in Höhe des Abwertungsbetrages für die Eigentümerin 
zur Grundſchuld geworden ſei. Sie beantragte, da die Abwertung 
gerichtsbekannt ſei, den letztſtelligen Teilbetrag der Hypothek „in 
Höhe des abgewerteten Betrages“ in eine Eigentümergrundſchuld 
untzuſchreiben. Das GBA. wies den Antrag zurück, weil nicht feſt⸗ 
ſtehe, daß der Dollar nicht wieder ſteigen werde, weil der Ans 
trag zu unbeſtimmt ſei und weil die Hypothekenbriefe nicht vor⸗ 
5 worden ſeien. Beſchw. und weitere Beſchw. hatten keinen 

rfolg. 

Die Ausführungen des LG. ſind frei von Rechtsirrtum. Aus 
verfahrensrechtlichen Gründen kann der Antrag ſchon deshalb kei⸗ 
nen Erfolg haben, weil er der erforderlichen Beſtimmtheit ent⸗ 
behrt. Die Antragſtellerin müßte ziffernmäßig angeben, welchen 
Betrag ſie für ſich als Eigentümergrundſchuld in Anſpruch nimmt. 
Da der Kurs des Dollars auch jetzt in gewiſſen Grenzen ſchwankt, 
kann die Antragſtellerin es nicht dem GBA. überlaſſen, einen 
Kurs auszuſuchen und danach die Eigentümergrundſchuld zu er⸗ 
rechnen. 

Auch in der Sache iſt der Beurteilung des LG. beizupflichten. 
Zunächſt iſt darauf hinzuweiſen, daß im Grundbuch nicht etwa eine 
Hypothek für eine Dollarforderung eingetragen iſt. Das wäre nach 
der Rſpr. des Senats unzuläſſig geweſen, wonach eine Verkehrs⸗ 
hypothek und die ihr zugrunde liegende perſönliche Forderung nach 
demſelben Wertmeſſer wertbeſtändig zu beſtimmen find (JFG. 2, 
346). Dieſer Rſpr. haben die Beteiligten auch Rechnung getragen 
und der Goldmarkhypothek eine Goldmarkforderung zugrunde ge⸗ 
legt. Nach der Faſſung der Schuldurkunde kann der BeſchwF. zu⸗ 
gegeben werden, daß die Beteiligten damit nicht etwa eine Nova⸗ 
tion beabſichtigt haben, daß alſo im Innenverhältnis die Schuld⸗ 
nerin nur zur Rückzahlung von 4000 Dollar und nicht von 
16 800 GM. verpflichtet iſt. Es kann dahingeſtellt bleiben, welche 
1 Folgen eine ſolche Vereinbarung auf die Hypothek 
haben ſollte, ob alſo die Schuldnerin von dem Gläubiger gegen 
Zahlung des genannten Dollarbetrages nur die Bewilligung der 
Löſchung oder der Umſchreibung der Hypothek in voller Höhe ſollte 
beanſpruchen können, oder ob die Verkehrshypothek nach dem Wil⸗ 
len der Beteiligten im Innenverhältnis die Wirkung einer Höchſt⸗ 
betragshypothek haben ſollte (vgl. dazu RG. 152, 219 = JW. 
1937, 91? m. Anm.). Im letzteren Fall würde allerdings eine 
Eigentümergrundſchuld in Höhe der Abwertung entſtehen, weil an⸗ 
genommen werden müßte, daß die Goldmarkforderung ſoweit er⸗ 
löſchen ſollte, als ſie die Dollarforderung überſteigt. Selbſt wenn 
man zugunſten der BeſchwF. das letztere annehmen und durch die 
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Schuldurkunde in grundbuchmäßiger Form für nachgewieſen er⸗ 
achten wollte, kann den Vorinſtanzen rechtlich nicht entgegengetre⸗ 
ten werden, wenn ſie die Endgültigkeit der Abwertung für nicht 
nachgewieſen erachten. Um die Dollarforderung in Goldmark um⸗ 
zurechnen und damit die Höhe der Eigentümergrundſchuld zu 
beſtimmen, wäre feſtzuſtellen, nach welchem Stichtage die Umrech⸗ 
nung erfolgen ſoll. In der Schuldurkunde iſt darüber nichts be⸗ 
ſtimmt. Deshalb läßt ſich der Umrechnungskurs mit der für das 
GBA, erforderlichen Beſtimmtheit nicht feſtſtellen. Mag es auch 
unwahrſcheinlich ſein, daß der Dollar jemals wieder auf ſeinen 
früheren Kurs von rund 4,20 % % ſteigen wird, fo ſind doch 
Schwankungen keineswegs ausgeſchloſſen. Die Unrichtigkeit des 
Grundbuchs iſt deshalb nicht nachgewieſen und die weitere Beſchw. 
iſt demgemäß zurückzuweiſen. 
(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 7. Ott. 1937, 1 WX 467/37.) [H.) 
* 

39. AG. — 8 1579 BGB. Die Beſchränkung der Unterhalts⸗ 
pflicht tritt auch dann ein, wenn die neue Ehe mit der früheren 
Ehebrecherin eingegangen wird. 

Da der Antragſteller bei einem gleichbleibenden Nettoeinkom 
men von 172,16 %% monatlich nach Erlaß des Urteils des AG. 
Potsdam unſtreitig eine neue Ehe eingegangen iſt, ſo beſchränkt 
ſich gemäß § 1579 BGB. feine Unterhaltsverpflichtung der Au. 
tragsgegnerin gegenüber auf dasjenige, was mit Ruͤckſicht auf 
die Bedürfniſſe ſowie auf die Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe 
der Beteiligten der Billigkeit entſpricht. Der Anſicht der Antrags 
gegnerin, daß dieſe Beſchränkung der Unterhaltspflicht deshalb 
im vorl. Falle nicht eintreten könne, weil die jetzige Ehefrau des 
Antragſtellers unſtreitig die frühere Ehebrecherin war, kann nicht 
beigetreten werden (RGRökomm. § 1579, 7 KG.: Os G. 38, 335). 
Das Geſetz hat dieſe Rechtsfolge nicht angeordnet. In § 1579 BGB. 
iſt bei dem neuen Ehegatten, um deswillen die Beſchränkung 
der Unterhaltspflicht dem alten Ehegatten gegenüber angeordnet 
iſt, nicht danach unterſchieden, ob dieſer an der Auflöſung der 
früheren Ehe Schuld trägt oder nicht. Bei dem nach § 1312 BGB. 
beſtehenden Eheverbot konnte der Antragsgegner feine jetzige Che- 
frau nur heiraten, nachdem ihm eine entſprechende Befreiung 
gewährt worden war. Wenn der Staat durch die dafür zuſtändigen 
Behörden dieſe ganz in fein Ermeſſen geſtellte Befreiung bewil— 
ligt, jo muß davon ausgegangen werden, daß er gegen die Ver— 
bindung der Ehebrecherin mit dem geſchiedenen Ehemann Ein- 
wendungen nicht mehr erheben will. Die neue Verbindung darf 
ſodann aber auch in vermögenrechtlicher Hinſicht nicht mit dem 
Makel des Ehebruchs der Vergangenheit behaftet bleiben, da dies 
die neue Ehe als eine ſolche minderen Rechts erſcheinen laſſen 
würde. 

(AGG. Berlin⸗Lichterfelde, Beſchl. v. 5. Aug. 1937, 11 11 181/87.) 
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40. Ox. — 87 KraftfG.; § 823 BGB. Haftung der Ehe⸗ 
frau für Verſchulden ihres Mannes, der den ihr gehörenden 
Kraftwagen fährt. f) 

Der Kl. verſah am 27. Sept. 1935 auf dem S. Platz als 
Schutzpolizeibeamter den Dienſt eines Verkehrspoſtens. Hierbei 
wurde er von dem Ehemann der Bekl. mit dem dieſer ge⸗ 
hörigen Kraftwagen angefahren und erheblich verletzt. Durch 
rechtskräftiges Urteil des Schöff. wurde der Ehemann der 
Bekl. wegen fahrläſſiger Körperverletzung zu einer Geldſtrafe 
von 250 RA, hilfsweiſe zu 25 Tagen Gefängnis verurteilt. 
Ferner wurde er durch rechtskräftiges Verſäumnisurteil des 
LG. v. 9. April 1936 verurteilt, an den Kl. 1600 %% zu zahlen. 
Zugleich wurde in dieſem Urteil feſtgeſtellt, daß der Ehemann 
der jetzigen Bekl. verpflichtet ſei, dem Kl. allen weiteren Scha 
den zu erſetzen, der dieſem aus dem Unfall noch entſtehe. 

Der Kl. hat behauptet, der Ehemann der Bekl. ſei wegen 
mehrfacher Verſtöße gegen die Verkehrsvorſchriften einſchlägig 
vorbeſtraft. Auch ſei ihm der Führerſchein im Jahre 1930 für 
ein halbes Jahr ſowie nach dem Unfall v. 27. Sept. 1935 ernent 
entzogen worden. Trotz Kenntnis dieſer Tatſachen habe die 
Bekl. ihrem Ehemann den Kraftwagen zur Verfügung geſtellt. 
Hierdurch habe die Bekl. die ihr obliegenden Sorgfaltspflichten 
verletzt. Sie hafte dem Kl. daher nach den Vorſchriften über 
unerlaubte Handlung. Daneben ſei ſie als Halterin des Kraft 
wagens zum Erſatz des ihm entſtandenen Schadens verpflichtet. 
Des weiteren hat er behauptet, wegen der Schwere der Ver⸗ 
letzungen ſei ein Schmerzensgeld von 1500, angemeſſen. Für 
Fahrten zum Arzt, Heilbäder, Ermittlungskoſten uſw. ſeien ihm 
Unkoſten im Betrage von 230 erwachſen. Auch beſtehe die 
Möglichkeit, daß er infolge der Verletzungen vorzeitig in den 
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Ruheſtand verſetzt werde. Der Kl. hat beantragt, die Bett. zu 
verurteilen, au ihn 1730 K. zu zahlen ſowie feſtzuſtellen, daß 
die Bekl. verpflichtet ſei, ihm allen weiteren Schaden aus dem 
Unfall v. 27. Sept. 1935 zu erſetzen 

LG. hat die Bekl. verurteilt, an den Kl. 1150 N. zu zah⸗ 
len, und feſtgeſtellt, daß die Bekl. verpflichtet ſei, dem Kl. 
allen weiteren Schaden aus dem von ihrem Ehemann ver 
ſchuldeten Unfall v. 29. Sept. 1935 zu erſetzen. Zur Begrün- 
dung hat das LG. ausgeführt, die Bekl. hafte als Halterin des 
Kraftwagens, weil dieſer ihr gehöre, ſie an dem Wäjcherei- 
betrieb, für den der Wagen laufe, mitarbeite und aus dieſem 
ihren Unterhalt beziehe, außerdem das Grundſtück, auf dem 
die Wäſcherei betrieben werde, ihr gehöre. Außerdem hafte ſie 
nach den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen, weil fie 
ihrer Pflicht, ſich über die Zuverläſſigkeit ihres Ehemannes bei 
der Führung des Wagens zu überzeugen, nicht nachgekommen 
jei. Als Schmerzensgeld hat das LG. 1000 7% als angemeſſen 
betrachtet; ferner hat es die notwendigen Auslagen des Kl. 
auf 1504 geſchätzt. 

Die Berufung iſt zum Teil begründet. 

Der Erfolg war der Berufung inſoweit zu verfagen, als 
die Verurteilung der Bekl. im erſten Rechtszuge auf dem 
Kraftf®. beruht. Die gegen die Haltereigenſchaft der Bekl. ge- 
richteten Angriffe ſind nicht gerechtfertigt. Dem angef. Urteil 
liegt die mit den Urteilen des RG. übereinſtimmende ſtändige 
Rſpr. des erk. Sen. zugrunde, daß Halter eines Kraftfahr⸗ 
zeuges derjenige iſt, der das Fahrzeug für eigene Rechnung in 
Gebrauch hat und eine ſolche Verfügungsgewalt darüber be 
ſitzt, die ein derartiger Gebrauch vorausſetzt. Ob dieſe Vor 
ausſetzungen vorliegen, iſt aus dem Zuſammenhang der ge— 
ſamten wirtſchaftlichen Beziehungen der Beteiligten zu beant 
worten (vgl. RG. 141, 400 ff.). Hierbei iſt zu berückſichtigen, daß 
die Bekl. Eigentümerin des von dem Ehemann benutzten 


Kraftwagens iſt, daß ſie in der von ihrem Ehemann betriebenen 


Wäſcherei, für die der Kraftwagen gebraucht wird — ſoweit 
es in ihren Kräften ſteht —, mitarbeitet und außerdem Eigen 
tümerin des Grundſtücks iſt, auf dem die Wäſcherei betrieben 
wird. Die durch dieſe Umſtände geſchaffene wirtſchaftliche Be 
ziehung der Bekl. zu dem Kraftwagen iſt eine ſo enge, daß 
ſich aus ihr die Haltereigenſchaft der Bekl. ergibt. Dieſe Ber 
ziehung erſchöpft ſich insbeſ. nicht in der bloßen Eigentümer 
ſtellung der Bekl., ſondern beſteht darüber hinaus in ihrem 
wirtſchaftlichen Intereſſe an dem Betriebe der Wäſcherei und 
des hierbei benutzten Kraftwagens, Indem fie an den Nutzun 
gen der Wäſcherei beteiligt iſt, nimmt fie auch an denen des 
Kraftwagens teil. Daß dieſe Nutzungen, güterrechtlich betrachtet, 
allein vom Ehemann gezogen werden, der Bekl. hingegen als 
Unterhaltsleiſtung des Ehemanues zugute kommen, ſteht der 
wirtſchaftlichen Beziehung der Bekl. zu dem Kraftwagen nicht 
eutgegen. Die von der Rſpr. geforderte Vorausſetzung, daß der 
Halter die Sache für eigene Rechnung im Gebrauch hat, er: 
fordert keineswegs, daß die Nutzung eine unmittelbare, Dritte 
ausſchließende Wirkung hat. Vielmehr können nach der Rſpr. 
des RG. (RG. 120, 154 ff. = JW. 1928, 17212) mehrere Per- 
ſonen zuſammen Halter ſein, ſelbſt wenn die Bedingungen bei 
ihnen verſchiedene ſind und der eine die Sache durch ummittel- 
baren Gebrauch, der andere fie durch ein vermittelndes Rechts 
verhältnis nutzt. 

Nur dann iſt die Haltergemeinſchaft trotzdem zu ver- 
neinen, wenn dem mittelbaren Benutzer die Verfügungsgewalt 
fehlt, um ſeine wirtſchaftlichen Belange an der Sache zu 
wahren. Dies trifft aber im vorl. Falle nicht zu. Denn wenn 
auch der Ehemann gem. 8s 1373, 1383 BGB. berechtigt iſt, 
das eingebrachte Gut in Beſitz zu nehmen, zu verwalten und 
zu nutzen, jo iſt feine Verfügungsgewalt doch keine unbe⸗ 
ſchränkte. Vielmehr haben ſeine Entſcheidungen dort ihre Gren— 
zen, wo fie ſich als Mißbrauch ſeiner Verwaltung und Nutz 
nießung erweiſen. In einem ſolchen Falle wäre die Bekl. not 
falls berechtigt, gem. 88 1391, 1418 Abſ. 1 Ziff. 1 auf Auf 
hebung der Verwaltung und Nutznießung zu klagen. Daraus 
folgt, daß die Bekl. den Kraftwagen neben ihrem Ehemann 
auch in Gebrauch hat und die erforderliche Verfügungsgewalt 
innehat. Sie haftet a als Mithalterin des Kraftwagens 
gem. 87 Kraftf$. neben ihrem Ehemann. 

Hingegen war die Haftung der Bekl. nach den Vorſchriften 
über die unerlaubten Handlungen zu verneinen. Eine Haftung 
der Bekl. gem. § 823 BGB. greift nur dann Platz, wenn dieſe 
verpflichtet war, die Benutzung des Kraftwagens ſeitens des 
Ehemannes zu überwachen und bei mangelnder Zuverläſſigkeit 
zu verhindern. Eine ſolche Verpflichtung entfällt nicht des halb, 
weil der Ehemann berechtigt war, den Kraftwagen kraft ſeines 
geſetzlichen Verwaltungs- und Nutznießungsrechtes gem. 88 1373 
und 1384 BGG B. in Beſitz zu nehmen und zu nutzen. Denn die 
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Bekl. war deſſen unbeſchadet in der Lage, gem. § 1374 Satz 2 
BGB. im Rahmen ihres Rechtes Auskunft zu verlangen, eine 
gewiſſe Prüfung auszuüben und notfalls einen Mißbrauch 
des Ehemannes gem. §8 1391, 1418 BGB. zu verhindern. Sie 
hatte als Eigentümerin und Mitinhaberin des Kraftwagens 
auch die Pflicht, ihren Mann — wenn auch nur im Rahmen 
der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gezogenen Grenzen — 
auf die zuverläſſige Führung ihres Kraftwagens hin zu be⸗ 
obachten. Indeſſen liegen keine hinreichenden Anhaltspunkte 
dafür vor, aus denen eine Pflichtverletzung der Bekl. gefolgert 
werden könnte. Denn die vor dem Unfall v. 27. Sept. 1935 
liegenden Vorgänge ſind nicht ſo ſchwerwiegender Art, daß die 
Bell. daraus die Unzuverläſſigkeit ihres Ehemannes für die 
Führung eines Kraftwagens hätte folgern und dieſem die Be⸗ 
nutzung desſelben hätte verbieten müſſen. Wenn auch der Ehe⸗ 
mann in den Jahren 1929 und 1930 wegen zweier Verſtöße 
gegen die Straßenverkehrsvorſchriften beſtraft worden iſt, ſo 
handelt es ſich doch nur um verhältnismäßig geringfügige 
Geldſtrafen von 20 und 30 Kl, die einen ſchwerwiegenden Ver⸗ 
ſtoß gegen die Verkehrsordnung nicht erkennen laſſen. Auch 
liegen dieſe Beſtrafungen zeitlich ſchon ſo weit zurück, daß 
allein aus ihnen auf eine noch im Jahre 1935 vorhandene Un⸗ 
zuverläſſigkeit des Ehemannes nicht geſchloſſen werden konnte. 
Der Entziehung des Führerſcheins im Jahre 1930 kaun aber 
keine Bedeutung beigemeſſen werden, weil die Polizei den 
Führerſchein bereits nach einem halben Jahre wieder zurück⸗ 
gegeben hat. Denn daraus erhellt gerade, daß ſelbſt die Polizei, 
die den Führerſchein gem. § 4 Kraftf&. bei mangelnder Eig- 
nung hätte entziehen können, den Ehemann der Bekl. trotz 
ſeiner vorausgegangenen Verfehlungen in den Jahren 1929 
und 1930 noch für hinreichend zuverläſſig gehalten hat. Das 
durch den Unfall v. 27. Sept. 1935 in Erſcheinung getretene 
Anzeichen für die Unzuverläſſigkeit des Ehemannes kann aber 
für die Frage, ob die Bekl. dieſem die Benutzung des Kraft- 
wagens ſchon vorher hätte verbieten müſſen, ebenſowenig ver⸗ 
wandt werden, wie die ſich daran anſchließende Beſtrafung und 
erneute Entziehung des Führerſcheins. Die Bekl. durfte viel⸗ 
mehr im Hinblick auf die Tatſache, daß ihr Ehemann ſich 
von 1930—1935, alſo fünf Jahre lang keinerlei Strafen zuzog, 
den Schluß ziehen, ihr Mann beobachte bei der Führung des 
Kraftfahrzeuges die im Verkehr erforderliche Sorgfalt. 

Wenn ſogar die Polizei dem Ehemann mit der Rückgabe 
des Führerſcheins im Jahre 1930 das Vertrauen ſchenkte, er 
werde bei der Führung von Kraftfahrzeugen die erforderliche 
Sorgfalt aufwenden, ſo kann der Bekl. als Ehefrau nicht zu- 
gemutet werden, daß ſie den gegenteiligen Standpunkt vertrat 
und ihren Ehemann zur Führung ihres Wagens trotzdem für 
ungeeignet erklärte. Es geht nicht an, von der Bekl. zu ver⸗ 
langen, daß ſie ihren Ehemann auf Grund desſelben Sachver 
haltes für weniger zuverläſſig hielt, als es die Polizei tat, 
und ihm verbot, was die Polizei mit Rückgabe des Führer- 
ſcheins erlaubte. Eine Pflichtverletzung der Bekl. iſt daher ohne 
Rückſicht darauf, ob ſie von ſämtlichen Vorſtrafen ihres Mannes 
Kenntnis hatte, nicht erſichtlich. 

Damit entfällt aber eine Haftung der Bekl. nach 8 823 
BGB. Eine Haftung gem. § 831 BGB. kommt nicht in Be- 
tracht, weil die Bekl. ihren Ehemann zu einer Verrichtung nicht 
beſtellt hat, deſſen Stellung vielmehr unmittelbar auf ſeinem 
Verwaltungs- und Nutznießungsrecht beruht. Damit entfällt 
aber eine Haftung aus den Vorſchriften wegen unerlaubter 
Handlung überhaupt. 

Demnach war der Berufung der Bekl. inſoweit ſtattzu⸗ 
geben, als die Verurteilung auf §§ 823 ff. BGB. beruht. Das 
Urteil war daher abzuändern, ſoweit es dem Kl. gem. 8 947 
BGB. ein Schmerzensgeld in Höhe von 1000. RM zugebilligt 
hat. Ferner war feſtzuſtellen, daß die Bekl. nur nach Maßgabe 
des Kraft. verpflichtet iſt, den weiteren Schaden des Kl. zu 
erſetzen, da bei der Schwere der Verletzungen des Kl. mit der 
Möglichteit künftiger Schadensfolgen zu rechnen iſt. Auch war 
die Bekl. nur als Geſamtſchuldnerin mit ihrem Ehemann zu 
verurteilen. 

Im übrigen iſt das Urteil des LG. zu Recht ergangen. 
Die vom Gericht des erſten Rechtszuges gem. § 287 ZPO. vor⸗ 
genommene Schätzung der bisher entſtandenen Unkoſten für 
Fahrten zum Arzt, Heilbäder und bare Auslagen in Höhe 
von 150.2 bietet zu Beanſtandungen keinen Anlaß. 


(OLG. Düffeldorf, 1. ZivSen, Urt. v. 18. Okt. 1937, 1 0 95/87.) 


Anmerkung: Das Urteil gibt zu Bedenken Anlaß. 

Die Eheleute, die Bekl. und ihr Mann, haben ſich fol- 
gendermaßen eingerichtet. Die Frau iſt Eigentümerin des Kraft⸗ 
wagens, ſie iſt Eigentümerin des Wäſchereigrundſtücks, und ſie 
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arbeitet in der Wäſcherei mit; die Wäſcherei geht auf den 
Namen des Mannes, er betreibt ſie auf dem Grundſtück ſeiner 
Frau und benutzt für dieſen Betrieb den Kraftwagen ſeiner 
Frau. — Nun verurſacht er mit dem Kraftwagen innerhalb 
ſeines Geſchäftsbetriebs einen Unfall und läßt ſich in einem 
zunächſt gegen ihn angeſtrengten Rechtsſtreit im Verſäumnis⸗ 
wege verurteilen. In dem vorl. gegen ſeine Frau gerichteten 
Rechtsſtreit beſtreitet dieſe ihre Haltereigenſchaft; dem Geſchä⸗ 
digten würde demnach nur der Mann haften, von dem offen 
bar nichts zu holen iſt. 

I. Haltereigenſchaft. Iſt ſtreitig, welche von meh- 
reren in Betracht kommenden Perſonen als Halter eines Kraft⸗ 
fahrzeugs anzuſehen iſt, jo muß der „Zuſammenhang der ge⸗ 
ſamten wirtſchaftlichen Beziehungen der Beteiligten beachtet“ 
werden (RZ. 141, 402 JW. 1933, 2382). Zwar hat die 
Verwaltung und Nutznießung an dem Kraftwagen der Mann 
kraft Ehegüterrechts, aber neben dieſer wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehung des Mannes zu dem Kraftwagen ſteht ein eigenes 
wirtſchaftliches Intereſſe der Frau am Betrieb des Fahrzeugs. 
Sie hat den Kraftwagen angeſchafft, und zwar für die Zwecke 
der Wäſcherei. Ihr eigenes wirtſchaftliches Intereſſe am Be⸗ 
trieb des Fahrzeugs ergibt ſich einmal daraus, daß die 
Wäſcherei auf dem ihr, der Bekl., gehörigen Wäſchereigrund⸗ 
ſtuck betrieben wird, und zwar von ihrem Mann, von dem ſie 
ihren Unterhalt — ganz oder überwiegend aus den Einkünften 
des Bäſchereibetriebes und damit auch aus der Verwendung 
des Kraftwagens — bezieht; ferner daraus, daß ſie ſelbſt in 
der Wäſcherei tätig iſt. Es hat alſo der Mann das Fahrzeug 
im Betrieb für Rechnung ſeiner Wäſcherei, und es hat die Bekl. 
die dargelegten eigenen wirtſchaftlichen Intereſſen am Betrieb 
des Kraftwagens. Daß mehrere Perſonen Halter des gleichen 
Fahrzeugs ſein können, und zwar auch dann, wenn die Be⸗ 
dingungen bei ihnen verſchieden liegen, iſt in der Rſpr. an- 
erkannt. Es erübrigt ſich hiernach, noch darauf hinzuweiſen, 
daß die Bekl. die Eigentümerin des Kraftwagens iſt und dies, 
wenn es auch für die Haltereigenſchaft in keiner Weiſe ent⸗ 
ſcheidend iſt, ſo doch im Zuſammenhang mit anderen Umſtän⸗ 
den für die Beurteilung der Halterfrage Bedeutung hat. Es 
liegen alſo auch bei der Bekl. — bei ihrem Mann kann das 
überhaupt nicht zweifelhaft ſein — von den Begriffsmerkmalen 
der Haltereigenſchaft zunächſt einmal das „für eigene 
Rechnung in Gebrauch haben“ vor. 


Es iſt daher zu fragen, ob auch das weitere Merkmal der 
„Verfügungsgewalt“ bei der Bekl. gegeben iſt. Für 
den Begriff des „für eigene Rechnung in Gebrauch habens“ 
genügt es nach feſtſtehender Rſpr., daß der Gebrauch des 
Fahrzeugs mit zu Laſten des als Halter in Anſpruch Ge⸗ 
nommenen geht; es iſt nicht erforderlich, daß er die Laſten 
allein trägt; ja, die Haltereigenſchaft kann ſelbſt dann gegeben 
ſein, wenn der erheblichſte Teil der Ausgaben für den Betrieb 
von einem anderen beſtritten wird (RGZ. 91, 269). Für das 
Begriffsmerkmal der „Verfügungsgewalt“ wird man ebenfo 
davon auszugehen haben, daß eine Teilung dieſer Gewalt zwi⸗ 
ſchen mehreren Perſonen die Haltereigenſchaft einer beteiligten 
nicht ausſchließt. Hier liegt es nun ſo, daß die unmittelbarſte 
und umfaſſendſte Verfügungsgewalt der Mann als Leiter des 
Wäſchereibetriebs hat. Die Bekl. iſt in der Wäſcherei mit tätig: 
ob ihr dieſe Tätigkeit auch einen Einfluß auf den Betrieb des 
Kraftwagens gibt, iſt dem Urteil nicht zu entnehmen. Aber, ſo 
führen die Entſcheidungsgründe aus, der Bekl. ſtehen in ihrer 
Eigenſchaft als Frau des Betriebsleiters Rechte bezüglich des 
Kraftwagens inſoweit zu, wie dieſer Wagen auf Grund ehe⸗ 
männlichen Verwaltungs⸗ und Nutzuießungsrechts vom Mann 
gebraucht wird. Das Urteil ſetzt alſo die bei Mißbrauch des 
ehemännlichen Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrechts der Frau 
unter Umſtänden zuſtehenden Rechtsbehelfe — Anſpruch auf 
Sicherheitsleiſtung (8 1391 BGB.), Klage auf Aufhebung der 
Verwaltung und Nutznießung (8 1418 BGB.) — der für die 
Bejahung der Haltereigenſchaft ausſchlaggebenden Verfügungs⸗ 
gewalt gleich. Das erſcheint nicht hinreichend gerechtfertigt. Die 
der Frau wegen der Art der Ausübung des ehemännlichen 
Rechts gegebenen Rechtsbehelfe mögen auf dieſe Ausübung eine 
Einwirkung vielleicht in der Richtung haben, daß der Mann 
ſich vor einem Mißbrauch ſcheut; ſie geben aber der Bekl. keine 
Möglichkeit unmittelbarer Einwirkung auf die Art der Be⸗ 
nutzung des Fahrzeugs. Deshalb wäre hier wohl die Prüfung 
der Frage am Platze geweſen, welcher Art die Betätigung 
der Bekl. in der Wäſcherei war und ob dieſe Art der Be⸗ 
tätigung ihr einen ſolchen Einfluß auf die Verwendung des 
Kraftwagens einräumte, der einer Verfügungsgewalt über das 
Fahrzeug gleichzuſetzen geweſen wäre. Auch auf dieſem Wege 
wäre es dann wohl möglich geweſen, zu dem durchaus der 
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Sachlage angemeſſenen Ergebnis einer Bejahung der Halter- 
eigenſchaft der Bekl. zu kommen. 

II. Unerlaubte Handlung. Das Urteil verneint die 
Haftung der Bekl. aus unerlaubter Handlung nach § 823 BGB. 
Es bejaht zwar die Überwachungspflicht der Bekl. gegenüber 
ihrem Mann als Führer des Fahrzeugs aus 8 823; eine ſolche 
Pflicht werde durch das ehemännliche Verwaltungs: und Nutz⸗ 
nießungsrecht nicht ausgeſchloſſen. Eine Verletzung dieſer Über⸗ 
wachungspflicht wird aber verneint. 

Abgelehnt wird auch eine Haftung aus 8 831 BGB., da 
die Bekl. den Mann nicht zu einer Verrichtung beſtellt, er 
vielmehr bei der Benutzung des Kraftwagens lediglich fein ehe- 
männliches Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrecht ausgeübt habe. 

Auch hier beſtehen Bedenken. 

1. 8831 BGB. Richtig iſt zwar, daß eine allgemeine. 
Überwachungspflicht für den Geſchäftsherrn in der Regel nur 
aus 5 823 BOB. hergeleitet werden kann, nicht aus 8 831. 
Aber nach ſtändiger Rſpr. beſteht eine Ausnahme: Eine Pflicht 
zur allgemeinen Beaufſichtigung der Augeſtellten iſt aus § 831 
da herzuleiten, wo die beſondere Gefährlichkeit der über 
tragenen Verrichtungen im allgemeinen öffentlichen Intereſſe 
eine ſtändige überwachung fordert, und das iſt beim Kraft— 
fahrzeugführer der Fall (RZ. 120, 161 = JW. 1928, 1721 2). 
Demnach hat ſich der Halter inſoweit aus § 831 zu entlaſten. 
Verneint man im vorl. Falle die Vorausſetzungen für die An⸗ 
wendung des § 831 BGB. inſofern, als die Bekl. ihren Mann 
nicht zur Verrichtung des Kraftfahrzeugführens beſtellt hat, ſo 
kommt allerdings dann in Frage, ob etwa im vorl. Falle nach 
8 823 BOB. eine allgemeine Überwachungspflicht beſtand. 

Die grundſätzliche Ablehnung einer Haftung aus 8831 
erſcheint nicht bedenkenfrei. Allerdings macht der Mann den 
ſeiner Frau gehörigen Kraftwagen kraft ſeines ehemännlichen 
Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrechts für feinen Wäſchereibe⸗ 
trieb nutzbar; aber er führt ihn auch nun ferner ſelbſt; jenes 
Nutzbarmachen beruht auf der Ausübung ehemännlichen Rechts; 
die Führertätigkeit hat damit unmittelbar wohl nichts zu lun; 
auch hier wäre wichtig die Klärung der Frage geweſen, welcher 
Art die ae der Frau im Wäſchereibetrieb war. 
Wenn der Mann den Kraftwagen fährt, alſo doch wohl einen 
weſentlichen Teil der Betriebszeit in weniger wichtiger Tätig— 
keit abweſend war, ſo liegt die Vermutung nahe, daß die Tätig⸗ 
keit ſeiner Frau nicht bloß untergeordneter Art war. Daraus 
hätte man wohl Schlüſſe auf die Frage ziehen können, ob nicht 
ein einer „Beſtellung“ des Mannes zum Wagenführer gleich 
zu erachtendes Verhalten der Frau vorlag. 

2. § 823 BGB. Es bleibt zu prüfen, ob — neben etwaiger 
Heranziehung des 8831 BGB. — aus 8 823 der Bekl. eine 
Überwachungspflicht oblag. 

Der Mann nutzt, wie das Urteil ausführt, den Wagen 
kraft ehemänulichen Rechts; dieſem Recht ſteht der Anſpruch 
der Frau auf Auskunft nach § 1374 Satz 2 BGB. über den 
Stand der Verwaltung des Eingebrachten zu. Aus dieſem Recht 
der Bekl. folgt doch höchſtens, daß ſie Auskunft fordern kann 
über die Verwendung des Wagens im Rahmen des Betriebs, 
nicht aber über die Art der Führung des Wagens, über die 
Führertatigkeit. 


Darauf kann ſich die Frau zunächſt verlaſſen. Die zur ord⸗ 
nungsmäßigen Führung eines Kraftfahrzeugs erforderlichen 
charakterlichen Eigenſchaften wird die Frau aus dem ſittlichen 
Weſen der Ehe und bei dem perſönlichen Verhältnis der Ehe⸗ 
gatten zueinander als vorhanden unterſtellen dürfen, bis ihr 
etwa Zweifel kommen müſſen. Die Überwachungspflicht aus 
8823 BGB. iſt ſomit im Urteil m. E. nicht mit ausreichender 
Begründung bejaht worden. 
Min R. Geh. RegR. Dr. Müller, Berlin. 
* 


41. OLG. — 8 24 RStraßVerkO.; 8823 BGB. Zur Frage, 
ob ein Reiter fein Handpferd i. S. AusfAnw. zu $ 24 RStraß⸗ 
VerkO. „führt“ und deshalb die Pferde beleuchten muß. Auch ein 
Ackerpferd kann ein Reitpferd i. S. der Ausf Anw. fein, Entſchuld⸗ 
barer Irrtum ſchließt Haftung aus. f) 

Der Sohn des Kl. brachte zwei Ackerpferde ſeines Vaters 
von der Schmiede nach Haufe. Hierbei ſaß er auf dem linken 
Pferd und führte das andere. Es war dunkel, die Pſerde waren 
unbeleuchtet. Der Bekl. fuhr, aus der entgegengeſetzten Richtung 
kommend, das linke Pferd mit ſeinem Kraftwagen an und ver- 
letzte es. 

Die Anſicht des LG., daß den Bekl. ein Verſchulden au 
dem Unfall treffe und daß er für den Schaden des Kl. hafte, 
iſt zu teilen. 

Der Bekl. behauptet, der Kl. jet mit Schuld an dem Unfall. 
Er ſieht das Mitverſchulden darin, daß die Pferde nicht be— 
leuchtet geweſen ſeien. Ob aber eine Pflicht zu beleuchten be- 
ſtand, iſt zweifelhaft. Falls ſie beſtehen ſollte, iſt der Kl. aller 
dings perſönlich verantwortlich. Denn er ging etwa 20 Schritt 
hinter den Pferden her und ſah, daß ſie kein Licht hatten. 

Was die Beleuchtungspflicht angeht, jo meint das LG., 
der Sohn des Kl. als Reiter habe keine Lampe mitzuführen 
brauchen; denn ein Reiter, der ein Handpferd habe, führe nicht 
die Pferde im Sinne der geſetzlichen Beſtimmungen und ſei des 
halb von der ſonſt vorgeſchriebenen Beleuchtungspflicht frei. 
Gegen die Richtigkeit dieſer Anſicht erheben ſich indes ſchwere 
Bedenken. 

Die Ausf Anw. zu $ 24 RStraßVerkO. regelt das Treiben 
und Führen von Vieh und Pferden und beſtimmt in Abſ. 1, daß 
ein Reiter nicht mehr als zwei Handpferde mitführen dürfe 
Während der Dunkelheit müſſen nach Abſ. 2 beim Führen von 
Pferden je eine hellbrennende Lampe am Anfang und am 
Schluß mitgeführt werden, jedoch genügt beim Führen von 
vier gekoppelten Pferden eine Lampe. Ein Reiter, der lediglich 
ſein Pferd reitet, braucht hiernach keine Beleuchtung. Nicht fo 
klar iſt das jedoch, wen er ein oder zwei Haudpferde bei ſich 
hat. Der Kl. hält im Anſchluß an das Erläuterungsbuch von 
Müller, Aum. 3 zu 8 24 RStraßVerkO. auch in dieſom Falle 
eine Beleuchtung nicht für nötig. 

Dieſer Anſicht Müllers ohne weiteres zu folgen, iſt be 
denklich. Sie läßt ſich auch nicht ſchlechthin mit dem Wortlaut 
und dem Zuſammenhang der geſetzlichen Beſtimmungen verein: 
baren. Nach der Überſchrift und dem ganzen Juhalt wollen die 
Vorſchriften u. a. das Führen von Pferden regeln. Sie er- 
wähnen dabei die verſchiedenen Arten des Führeus: Mehrere 
Pferde dürfen nur gekoppelt geführt werden, für je vier Pferde 
iſt ein Begleiter zu ſtellen, ein Reiter darf nicht mehr als zwei 
Haudpferde mitführen. Wenn dann in Abſ. 2 ein Führen der 
Pferde bei Dunkelheit näher geordnet wird, ſo iſt nicht ohne 
weiteres anzunehmen, das Führen von Handpferden durch 
einen Reiter ſei nun auf einmal ausgenommen. Denn ſowohl 
nach dem Wortlaut der Beſtimmungen wie auch tatſächlich 
„führt“ der Reiter die Handpferde, nur daß er es von ſeinem 
Reitſitz aus tut. Dabei kann ein Reiter mit einem oder zwel 
Handpferden ohne Beleuchtung ebenfalls eine erhebliche Gefahr 
für die Verkehrsſicherheit bilden. Allerdings wird es nicht ganz 
leicht ſein, die von dem Geſetz verlangte hellbrennende Lampe 
vorne an dem Pferd anzubringen. Die geſetzlichen Beſtimmungen 
ſprechen ſich nicht darüber aus, wie es geſchehen ſoll. Ohne eine 
beſondere Vorrichtung wird es kaum möglich ſein. Denn der 
Reiter ſelbſt ift nicht in der Lage, die Lampe zu tragen, weil 
er beide Hände zum Lenken oder Führen der Pferde nötig hat. 
Daß eine dieſe Frage regelnde Ausführungsvorſchrift nicht er⸗ 
gaugen iſt, könnte vielleicht zu der Auffaſſung führen, daß ein 
Reiter, der Handpferde führt, eine Lampe nicht mitzuführen 
braucht. 

Alle dieſe Erwägungen zeigen, daß die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen darüber, ob der Reiter mit Handpferden eine leuch⸗ 
tende Lampe bei Dunkelheit haben muß, jedenfalls erheblichen 
Zweifeln Raum laſſen. Ob für einen Reiter mit Haudpferden 
eine Beleuchtungspflicht beſteht und ob ſie hier erforderlich war, 
braucht indes nicht entſchieden zu werden. Denn der Kl. und 
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fein Sohn befauden ſich bei dieſer ungeklärten Rechtslage in 
einem entſchuldbaren Irrtum, der ihr Verſchulden ausſchließt. 
Sie konnten auch der Anſicht ſein, weil die Vorſchriften nichts 
darüber beſtimmen, wie die Beleuchtung beim Führen von 
Handpferden durch einen Reiter anzubringen ſei, die Beleuch⸗ 
kung ſei bei der Schwierigkeit der Ausführung überhaupt nicht 
erforderlich. Ihr Irrtum iſt nicht durch Fahrläſſigkeit herbei⸗ 
geführt worden, ſondern er iſt in der Unklarheit der geſetzlichen 
Vorſchriften begründet. Gerichtliche Eutſcheidungen oder amt⸗ 
liche Anweiſungen haben die Fragen noch nicht geklärt. Ein 
ſolcher Irrtum, ſei er rechtlicher oder tatſächlicher Art, ſchließt 
aber eine Fahrläſſigkeit aus, wie in der Rſpr. anerkannt tft 
(RG. 73, 337 = JW. 1910, 705; RG. 119, 265; RGRKomm. 
8823 Anm. 3, 16). 

Ein Unterſchied zwiſchen einem ausgeſprochenen Reitpferd 
und einem anderen Pferd (Ackerpferd), das geritten wird, zu 
machen, iſt nicht gerechtfertigt. Maßgeblich iſt, ob der das Pferd 
Benutzende es wie ein Reiter in der Gewalt hat. 

Unerheblich iſt auch, ob der Sohn des Kl. das Pferd im 
Reitſitz beuutzte oder mit beiden Veinen nach einer Seite auf 
dem Pferd geſeſſen hat. Es kann zwar objektiv recht zweifelhaft 
erſcheinen, ob die Benutzung eines Pferdes in letzterer Art als 
ein „Reiten“ angefehen werden kann. Aber der Irrtum des 
Sohnes des Kl. und des Kl. ſelbſt über die Beleuchtungspflicht 
würde bei der großen Unklarheit der Beſtimmungen auch in 
dieſem Falle entſchuldbar ſein. 

(OLG. Köln, 9. BivSen., Urt. v. 11. Aug. 1937, 9 U 134/37.) 


Anmerkung: Ich ſtimme dem Urt. zu, ſoweit es die Be⸗ 
leuchtungspflicht betrifft. 

1. Auch ein Ackerpferd iſt ein Reittier, wenn es geritten 
wird, d. h. wenn ein Menſch, auf ihm ſitzend, es als Veförde— 
rungsmittel benutzt und lenkt. 

2. Das „Führen“ von Tieren (Pferden uſw.) kann zu Fuß 
oder von einem anderen Tier aus oder auch von einem Yahr- 
zeug aus erfolgen. Nur wer ſelbſt auf dem Tier ſitzt und es 
lenkt, führt es nicht, ſondern reitet es. Wenn im vorliegenden 
Fall das LG. meint, ein Handpferd werde vom Reiter nicht ge— 
führt, fo ſcheint mir das überſpitzt zu fein und mit der natür⸗ 
lichen Wort» und Verkehrsauffaſſung nicht im Einklang zu ſtehen. 

3. Müllers Anſicht („Straßenverkehrsrecht“, 11. Aufl., 
S. 597 Anm. 3) halte ich mit dem OLG. Köln für unrichtig. 
Seine Begründung überzeugt nicht. Abſ. 1 der Ausf Anw. zum 
9 24 Abſ. 1 RStraßVerko. hat mit der Beleuchtungspflicht 
nichts zu tun. Sie iſt in Abſ. 2 dieſer Ausf Anw. geordnet. Dort 

iſt für (jedes! — ohne Ausnahme —) Führen von Pferden Be⸗ 
leuchtung vorgeſchrieben. Auch wenn das Führen durch einen 
Retter erfolgt, läßt ſich keine Ausnahme rechtfertigen. Über⸗ 
blickt man die Geſamtheit der Beleuchtungsvorſchriften der 
NStraßVerkO., jo kann man ſagen, daß eine Beleuchtung immer 
dann für nötig gehalten wird, wenn ſich auf der Straße Ver⸗ 
kehrsteilnehmer bewegen, die nicht, wie einzelne Fußgänger 
oder Reiter, den Hauptteil der dunklen Fahrbahn dem anderen, 
Verkehr freigeben können, indem fie ſich ſcharf rechts halten. 
Wer in der Dunkelheit auf der Fahrbahn daherkommt, ſoll nicht 
nit unbeleuchteten Verkehrsteilnehmern zu rechnen brauchen. 
Nur wenn der einzelne unbeleuchtete Fußgänger oder Reiter 
ſich ſcharf an der Seite der Straße hält, iſt die Verkehrsſicher⸗ 
heit gewährleiſtet. Mit Recht weiſt das Urt. darauf hin, daß 
ein Reiter mit einem oder zwei Handpferden ohne Beleuchtung 
ebenfalls eine erhebliche Gefahr für die Verkehrsſicherheit bil⸗ 
den kann. Es darf nie vergeſſen werden, daß die vorgeſchriebene 
Beleuchtung nicht nur den Zweck hat, dem Verkehrsteilnehmer 
ſelbſt die Dunkelheit zu erhellen, ſondern — und das iſt beinahe 
noch wichtiger — darüber hinaus der Aufgabe dient, die au⸗ 
deren Verkehrsteilnehmer rechtzeitig auf ſein Vorhandenſein 
auf der Straße aufmerkſam zu machen und dadurch die Ver⸗ 
meidung von Gefährdungen zu gewährleiſten. 

Aus dieſem Grunde iſt ſowohl nach dem Wortlaut als auch 
nach dem Sinn der Ausf Anw. zum § 24 Abſ. 1 RStraßVerkdO. 
als auch nach dem allgemeinen Sinn der Beleuchtungsvor⸗ 
ſchriften im Straßenverkehr zu fordern, daß auch Handpferde, 
welche ein Reiter führt, beleuchtet werden. 

Das OLG. Köln meint, es werde nicht ganz leicht ſein, 
die vom Geſetz verlangte hell brennende Lampe vorn am Pferd 
anzubringen. Wie das geſchehen ſolle, darüber ſprächen ſich die 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht aus. Auch dieſe Schwierigkeit 
und auch dieſes Schweigen des Geſetzes über die Art der An⸗ 
bringung der Lampe kann nicht dazu führen, die Beleuchtungs- 
pflicht für von einem Reiter geführte Handpferde zu verneinen. 
Es iſt dabei zu bedenken, daß nach dem Vorſpruch zur RStraß⸗ 
VerkO. überhaupt nicht mehr beſtimmte techniſche Mittel vor⸗ 


geſchrieben werden, ſondern nur der mit dem jeweils beſten 
Mittel zu erreichende Erfolg für den Verkehr. Auch im übrigen 
iſt ja nicht angegeben, in welcher Weiſe beim Führen von Pfer⸗ 
den und beim Treiben von Vieh die Beleuchtung techniſch ge⸗ 
ſtaltet fein ſoll. Schließlich haben ſich auch ſchon Lampenvorrich⸗ 
tungen bewährt, welche an den Pferdeköpfen angebracht werden, 
ohne die Pferde zu beunruhigen. Die Verkehrsgefahren find in 
der Dunkelheit jo groß, daß bebeuchtungstechniſche Schwierig⸗ 
keiten nicht dazu führen können, die Pflicht zu der für nötig 
gehaltenen Beleuchtung zu verneinen oder auch nur zu lockern. 

4. Ich vermag zwar dem OLG. Köln nicht darin zu folgen, 
daß die geſetzlichen Beſtimmungen wirklich ernſtliche Zweifel an 
der von Müller verneinten Beleuchtungspflicht erweckten. In⸗ 
deſſen hat die Meinung Müllers in der Praxis ein ſolches 
Gewicht erlangt, daß man die daraus entſtandenen Zweifel an 
der Veleuchtungspflicht entſprechend dem Urteil auch dem Kl. 
und ſeinem Sohn zugute halten mußte. Von ihnen konnte man 
nicht mehr verlangen, als vom Verfaſſer eines führenden Er⸗ 
läuterungsbuchs, welcher obendrein, wie allgemein bekannt iſt, 
maßgebend an der Schaffung der RStraßVerkO. beteiligt war. 

RA. und Notar Dr. Gül de, Dresden. 
* 


42. OLG. — 8 25 NStraßVerl O.; § 823 BGB. 

1. Zur Begründung der allgemeinen Verkehrsſicherungspflicht 
nach § 823 BGB. genügt es, daß jemand einen Fuhrwerksbeſitzer 
mit Verrichtungen beauftragt, in deren Verlauf dieſer einen un⸗ 
beſpannten Feldwagen vorſchriftswidrig und unbeleuchtet auf der 
Straße aufſtellt und dadurch einen Schaden herbeiführt. 

2. Die allgemeine Verkehrsſicherungspflicht geht weiter, als 
die einem einzelnen Verkehrsteilnehmer nach der Ausf Anw. zu 8 25 
NStraßVerkO. obliegende Sorgfaltspflicht. 

Der Bekl. zu 2 hatte den Bekl. zu 1 beauftragt, für ihn 
Kartoffeln vom Feld in ſein Gehöft zu fahren. Dabei hatte der 
Bekl. zu 1 einen Wagen auf der linken Seite der Dorfſtraße in 
der Weiſe hingeſtellt, daß die Deichſel des Wagens auf die Rich⸗ 
tung der entgegenkommenden Wegebenutzer zeigte. Der Bekl. zu 2 
begab ſich dann mit dem Bekl. zu 1 zuſammen auf das Feld und 
kehrte erſt nach Einbruch der Dunkelheit zurück. Inzwiſchen war 
der Rechtsvorgänger der Kl. mit ſeinem Motorrad gegen die 
Deichſel des unbeleuchteten Wagens gefahren und infolgedeſſen 
tödlich verunglückt. 

Der Bekl. zu 1 iſt wegen Verletzung der allgemeinen Ver⸗ 
kehrsſicherungspflicht nach 8823 BOB. zum Schadenserſatz ver⸗ 
urteilt worden. Das OLG. führt aus, daß auch der Bekl. zu 2 
für den entſtandenen Schaden haftbar ſei, weil er durch ſein rechts⸗ 
widriges und ſchuldhaftes Verhalten fahrläſſig das Leben des Ehe⸗ 
manns der Kl. verletzt habe. Er hätte dafür ſorgen müſſen, daß 
der Wagen des Bekl. zu 1 ſo aufgeſtellt wurde, daß er keinen 
Verkehrsteilnehmer gefährdete. Da er das nicht getan hat, hat 
er gegen die allgemeinen Verkehrspflichten i. S. von § 823 Abſ. 1 
verſtoßen. Denn unter die allgemeinen Verkehrspflichten fallen 
auch die Pflichten, die die Teilnahme am öffentlichen Verkehr oder 
deſſen Nachbarſchaft erzeugt. Vorausſetzung iſt dabei, daß der in 
Anſpruch Genommene in irgendeiner Beziehung zu dem Gegen⸗ 
ſtand ſteht, der zu einem Unfall geführt hat. Der Bekl. zu 2 
ſteht inſofern zu dem Unfallwagen in Beziehungen, als die Kar⸗ 
toffeln mit ſeinem Wiſſen und Willen für ihn abgefahren wurden 
und er ſich um alles mit der Kartoffelabfuhr in Verbindung 
Stehende gekümmert hat. Er hätte ſich alſo auch um die Aufſtel⸗ 
lung des Wagens kümmern muſſen, was er nach eigener Angabe 
nicht getan hat. Er kann ſich nicht damit entſchuldigen, daß er 
als Nichtlandwirt mit Pferdegeſpannen und Wagen nicht um⸗ 
zugehen wiſſe und daß er deshalb auch die Pflichten, die einem 
Fuhrwerksbeſitzer obliegen, nicht kenne. Um zu wiſſen, daß ein 
Wagen nicht im Dunklen unbeleuchtet auf der linken Seite der 
Straße ſtehen darf, braucht man nicht Landwirt zu ſein und 
a den Kenntniſſe von dem Umgang mit Pferd und Wagen 
zu haben. 

Der Bekl. zu 2 war ſich auch der mit dem verkehrswidrigen 
Aufſtellen des Wagens verbundenen Gefahren bewußt. Das geht 
daraus hervor, daß er nach dem Unfall zu ſeiner Frau geſagt hat, 
wenn er zugegen geweſen wäre, wäre der Unfall nicht geſchehen, 
er hätte den Wagen beleuchtet, und daß er ſeiner Frau Vorwürfe 
gemacht hat, weil ſie die bereitgeſtellte Karbidlampe nicht an den 
Wagen gehängt hatte. Demnach iſt die Haftung des Bekl. zu 2 
ſchon deswegen zu bejahen, weil er gegen die allgemeinen Ver⸗ 
kehrspflichten verſtoßen hat. Ob der Bekl. zu 2 infolge ſeiner vor⸗ 
bezeichneten Beziehungen zu dem Unfallwagen auch als Verkehrs⸗ 
teilnehmer im Sinne der RStraßVerkO. anzuſehen iſt und auf ſei⸗ 
ner Seite ein Verſtoß gegen §25 RStraßVerk O. vorliegt, alſo 
auch eine Haftung aus § 823 Abſ. 2 BGB. zu bejahen iſt, kann 
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(OG. Breslau, Urt. v. 10. Aug. 1937, 4 U 104/37.) 
E 


43. OLG. — Art. 131 RVerf. Stellung eines durch Privat⸗ 
dienſtvertrag von der Wehrmacht angeſtellten Zivilkraftfahrers. Ein 
ſolcher Zivilkraftfahrer iſt bei Ausführung eines Fahrbeſehls nicht 
Träger öffentlicher Machtbefugniſſe, fo daß die Vorausſetzungen 
des Art. 131 RVerf. für ihn nicht gegeben find. 

Der Bekl. zu 2, der Kraftfahrer H., fuhr am 26. Mai 1936 
als bei dem Bekl. zu 1, dem Reichswehrfiskus, angeſtellter Zivil⸗ 
kraftfahrer mit einem Perſonenkraftwagen der Wehrmacht auf 
Grund eines ſogenannten Fahrbefehls Offiziere der Wehrerſatz⸗ 
inſpektion M. bon M. nach P. zu einer dort ſtattfindenden Mufte 
rung. Nach dem Ausſteigen der Offiziere ſetzte der Bekl. zu 2 den 
Wagen zurück und verletzte hierbei die Kl. Gegenüber dem Scha⸗ 
denserſatzanſpruch wendet der beklagte Kraftfahrer ein, er fei An 

eſtellter des Beil. zu 1 und habe die Fahrt zufolge eines Fahr⸗ 

beſehls ausgeführt. Er ſei daher, obgleich er an ſich Zivilkraft⸗ 
fahrer ſei, als Angehöriger der Wehrmacht anzuſehen, ſo daß, falls 
ihn überhaupt Verſchulden an dem Unfall treffe, was er entſchieden 
beſtreite, der Bekl. zu 1 für ihn einzustehen habe. 

Das angefochtene Urteil hat die Anwendbarkeit des Art. 131 
NVerf. mit der Begründung verneint, Art. 131 RVerf. i. Verb. m. 
$ 120.3 NRBcamtHaft®. finde nur auf Angehörige der Wehr⸗ 
macht Anwendung. Hierzu ſei der Bekl. zu 2 als Zivilkraftwagen⸗ 
führer, wenn er auch auf ſogenannten Fahrbefehl gehandelt habe, 
nicht zu rechnen. 

Dem angefochtenen Urteil iſt im Ergebnis beizupflichten, 
wenn auch die Begründung einer Nachprüfung nicht ſtandhält. 

Nach Art. 131 NBerf., der alleinige Quelle der Staatsver 
autwortlichkeit iſt (NZ. 105, 335), trifft, falls ein Beamter in 
Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt, die Verant 
wortlichkeit grundsätzlich den Staat. Beamter — das gleiche gilt 
gemäß § 1 Abſ. 3 NBeanıtHaft®. für Soldaten — i, S. dieſer Vor 
ſchrift iſt jede Perſon, die der Staat oder eine dazu befugte öffeut⸗ 
liche Körperſchaft mit öffentlicher Gewalt ausgeſtattet hat. Es 
kommt nicht darauf an, ob einer ſolchen Perſon ſtaatsrechtliche 
Beamteneigenſchaft zukommt oder nicht (R. 142, 196 = JW. 
1934, 209 1). Nicht nur für Angehörige des Soldatenſtandes, wie 
das angefochtene Urteil rechtsirrig annimmt, haftet mithin der 
Staat, ſondern für jede Perſon, die in Ausübung der ihr anver⸗ 
trauten öffentlichen Gewalt einem Dritten Schaden zufügt. Für 
den Anwendungsbereich des Art. 131 MVerf. beſteht ein ſelbſtän⸗ 
diger Beamtenbegriff, der nicht darauf abſtellt, ob ein öffentlich⸗ 
rechtliches Beamtendienſtverhältnis beſteht, ſondern darauf, ob in 
Ausübung obrigkeitlicher Befugniſſe gehandelt iſt. Daß der Bekl. 
kein Soldat, ſondern nur durch Privatdienſtvertrag bei dem Bell. 
zu 1 angeſtellt war, reicht mithin nicht aus, um die Anwendbar⸗ 
keit des Art. 131 RVerf, zu verneinen. Entſcheidend iſt, ob der 
Bekl. zu 2 als Zivilkraftfahrer eines Kraftwagens des Bekl. zu 1 
mit der Ausübung von Hoheitsrechten betraut war, als er zufolge 
eines Fahrbefehls Offiziere von M. nach P. zu einer dort ſtatt⸗ 
findenden Muſterung fuhr und nach deren Ausſteigen den Wagen 
zurückſtieß. 

Hätte der Bekl. zu 2 als Soldat den gleichen Tatbeſtand 
erfüllt, ſo könnte es keinem Zweifel unterliegen, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des Art. 131 RVerf. erfüllt wären. Es würde ein 
Tatbeſtand vorliegen, wie er ähnlich bereits mehrfach dem RG. 
zur Entſch. vorgelegen hat. So hat das RG. z. B. in folgenden 
Fällen Fahrten als in Ausübung öffentlicher Gewalt vorgenom- 
nten erklärt: RG. 108, 387 (befehlsmäßige Fahrt eines Sol⸗ 
daten zur Herbeiſchaffung von Sägeſpänen); RG. 125, 98 (Be⸗ 
förderung von Polizeimannſchaften durch einen Polizeibeamten zu 
einer Schießübung); RGWarn. 1930, 190 (befehlsmäßige Fahrt 
eines Soldaten zwecks Beſchaffung von Stoffen für die Aus- 
bildung); JW. 1930, 2849 (Zurückbeforderung von Offizieren nach 
Beendigung einer Übung durch einen als Kraftwagenlenker tätigen 
Soldaten). 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Es muß ſich aber, ſoweit der Wehrfiskus in Frage kommt, 
ſtets um eine Betätigung handeln, die in engiter Beziehung zur 
Ausbildung und militäriſchen Verwendungsfähigkeit der Truppe 
ſteht, weshalb z. B. das Fahren von Holz für verheiratete Ange⸗ 
hörige einer Batterie als eine Betätigung angeſehen iſt, die nicht 
in Ausübung öffentlicher Gewalt vorgenommen iſt (vgl. R.: 
JW. 1997, 2109). 

Auf die in dieſen Entſch. zum Ausdruck kommende feſtſtehende 
Rſpr. des RG. ſtützt ſich die Berufung des Bekl. zu 2 und führt 
hierzu aus, auch bei der Beförderung der Offiziere durch den Bekl. 
zu 2 habe es ſich um eine befehlsmäßige Fahrt gehandelt. Wie 
jede Fahrt eines Soldaten jeweils auf Grund eines Fahrbefehls 
ausgeführt würde, ſo habe auch er die Fahrt auf Grund eines 
ſolchen Fahrbefehls unternommen, jo daß folgerichtig auch die von 
dem Bekl. zu 2 ausgeführte Fahrt, die ſich von einer gleichen, 
von einem Soldaten ausgeführten Fahrt in nichts unterſcheide, 
als in Ausitbung öffentlicher Gewalt vorgenommen anzuſehen ſei. 

Dieſer Auffaſſung vermag das Bd. nicht zu folgen. Zwiſchen 
der Fahrt eines Soldaten, die im Dienſt erfolgt und für dieſen 
öffentlicher Dienft iſt, und der Fahrt eines auf Grund eines 
privatrechtlichen Dienſtvertrages eingeſtellten Zivilkraftfahrers be- 
ſteht ein grundlegender Unterſchied. Für einen Soldaten bedeutet 
ein Fahrbefehl Erteilung eines dien ſtlichen Befehls. Kommt 
er einem ſolchen Befehl nicht nach, ſo macht er ſich einer Gehor⸗ 
ſamsverweigerung mit den fi) daraus ergebenden ſchwerwiegen⸗ 
den Folgen ſchuldig. Er kann unmittelbar zur Vornahme 1 778 
dienſtlicher Handlungen gezwungen, d. h. durch Verhängung von 
Strafen dazu angehalten werden. Für einen Soldaten iſt daber 
jeglicher Die nſt „Anttsausübung“ i. S. von Art. 131 RVerf. 

Grundlegend anders iſt dagegen die Stellung eines durch 
Privatdienſtvertrag von der Wehrmacht angeſtellten Zivilkraft 
fahrers. Wird dieſem ein gewöhnlicher Fahrbefehl erteilt, ſo liegt 
darin kein dienſtlicher Befehl, ſondern ein Auftrag im bürgerlich 
rechtlichen Sinne. Führt der Beauftragte den Auftrag nicht aus, 
ſo macht er ſich keiner Gehorſamsverweigerung im militäriſchen 
Sinne ſchuldig. Zwangsmaßnahmen können gegen ihn nicht er⸗ 
griffen werden. Es können in einem ſolchen Falle lediglich die 
im bürgerlichen Recht vorgeſehenen Maßnahmen (Kündigung) 
Platz greifen. Erfahrungsgemäß iſt es den beförderten Militär⸗ 
perſonen ſogar verboten, derartigen Zivilkraftfahrern Anweiſungen 
zu geben, die mit den im Fahrbuch vermerkten Anweiſungen nicht 
übereinſtimmen. Wird weiterhin berückſichtigt, daß der Zivilkraft 
fahrer erſt nach Erlangung des zivilen Führerſcheins tätig werden 
kann, während der Soldat im Dienſt nach außen hin eines ſolchen 
Ausweiſes nicht bedarf, jo iſt zur Genüge dargetan, daß die einem 
Soldaten und einem Zivilkraftfahrer erteilten Fahrbefehle lediglich » 
den gleichen Nanien haben, inhaltlich aber weſensverſchieden ſind. 
Es kann mithin nicht davon geſprochen werden, es habe ſich bei 
der Fahrt des Bekl. zu 2 um eine befehlsmäßige Beförderung von 
Offizieren, alfo um eine Fahrt in Ausübung obrigkeitlicher Be: 
fugniſſe, gehandelt. Während es ſich bei den oben erwähnten 
Fahrten von Soldaten um ſolche handelte, die die Fahrer in Er⸗ 
füllung ihres militäriſchen Dienſtes, mithin in „Amtsausübung“, 
ausgeführt haben, nimmt der Bekl. zu 2, wenn nicht die Verleihung 
beſonderer obrigkeitlicher hier militariſcher Befugniſſe an ihn vor⸗ 
liegt, was hier nicht der Fall iſt, keine andere Stellung ein, wie 
jeder andere Zivilkraftfahrer im Angeſtelltenverhältnis auch. Er 
kann daher auch nicht als Träger öffentlicher Machtbefugniſſe an 
geſehen werden, jo daß die Vorausſetzungen des Art. 131 RVerf. 
für ihn nicht gegeben ſind. 

(Ogg. Hamm, Urt. v. 28. Sept. 1937, 9 U 174/37.) 


Reichsverſicherungsordnung 


44. RG. — 8 25 Abſ. 3 RVO. Das zum Schutze des Ver⸗ 
mögens der Verſicherungsträger in Abſ. 3 des § 25 RVO. aus⸗ 
geſprochene Verbot der Übernahme anderer als der durch Geſetz 
übertragenen Geſchäfte richtet ſich nur gegen die Verſicherungs⸗ 
träger, betrifft jedoch nicht ſchlechthin das Rechtsgeſchäft der 
Übernahme von nicht zu den geſetzlichen Aufgaben der Verſiche⸗ 
rungsträger gehörenden Geſchäften. Handeln die Verſicherungs⸗ 
träger oder deren Organe verbotswidrig, ſo verletzen ſie ihre 
öffentlich⸗rechtlichen Pflichten und werden für die Folgen der 
Verletzung haftbar. Die von ihnen eingegangenen vertraglichen 
Verpflichtungen und vorgenommenen Rechtshandlungen ent⸗ 
behren aber nicht der bürgerlich⸗rechtlichen Wirkſamkeit. 

Die klagende Innungskrankenkaſſe hatte auf Grund 
einer gemäß § 1447 RVO. getroffenen Anordnung des 
SächſMed J. v. 20. Dez. 1912 (Gu Bl. 533) für Rechnung 
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der Landesverſicherungsanſtalt Sachſen die den Innungs⸗ 
mitgliedern als Arbeitgebern nach 8 1428 RVO obliegende 
Einziehung und Entrichtung der Invalidenverſicherungsbei⸗ 
träge mit ausgeführt. Die Ermächtigung hierzu wurde aber 
durch VO. des Sächſ. Arbeitsminiſteriums v. 7. Nov. 1923 
(GBl. 515) mit Wirkung v. 3. Dez. 1923 ab aufgehoben. 
Doch ließen die Innungsmitglieder mit ganz wenigen Aus⸗ 
nahmen die Angelegenheiten der Juvalidenverſicherung bald 
darauf weiterhin durch den Kaſſenführer Sch. der Kl. und 
nach deſſen Tode durch deſſen Nachfolger M. wahrnehmen. 
Sie zahlten dafür eine monatliche Klebegebühr von je 
10 Rpf. für den Verſicherungspflichtigen. 

Der Kaſſeuführer M. hat nun in der Zeit v. 24. Febr. 
1929 bis Ende April 1932 18 980 K., Verſicherungsbei⸗ 
träge, die er von den Innungsmitgliedern eingezogen hatte, 
nicht beſtimmungsgemäß verwendet, ſondern 12 907,56 AH 
ſich ſelbſt angeeignet und die übrigen 6191,34 AM der Kl. 
zugeführt. Er iſt deshalb wegen Untreue rechtskräftig ver 
urteilt worden. Während die Kl. die ihr zugefloſſene Summe 
in Teilbeträgen Schon an die Landesverſicherungsanſtalt ab⸗ 
geführt hat oder noch abführt, hat der Betrag von 
12 907,56 RM von den daran beteiligten Gaſtwirten noch 
einmal bezahlt werden müſſen. Sie drohen mit Rückgriffen 
gegen die Kl., und drei von ihnen haben die auf ſie ent 
fallenen Beträge gegen die Kl. bereits eingeklagt. 

Die Kl. glaubt wegen des geſamten Betrages von 
12 908,56 RM deu geſchädigten Innungsmitgliedern gegen 
über ſchadeuserſatzpflichtig zu fein, weil fie die weitere Be— 
ſorgung der Invalidenverſicherungsangelegenheiten durch bür— 
gerlich-rechtlichen Vertrag übernommen habe, und hat den 
Bekl., der vom Jahre 1920 bis zum 12. Juli 1932 Vor 
ſitzender ihres Vorſtandes geweſen iſt, für den ihr erwachſenen 
Schaden verantwortlich gemacht. Sie wirft ihm vor, den 
wegen Vandendiebſtahls bereits vorbeſtraft geweſenen M. 
im Jahre 1928 ohne Einholung eines polizeilichen Führungs⸗ 
zougniſſes angeſtellt und ferner die ſatzungsgemäß vorgeſchrie⸗ 
benen Prüfungen der Kaſſenführung unterlaſſen zu haben. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben. Das BG. hat die 
Klage abgewieſen. 

RG. hob auf und verwies an das BG. zurück. 

Vorausſetzung für den mit der Klage geltend gemachten. 
Schadenserſatzanſpruch iſt, wovon das BG. zutreffend aus- 
geht, in erſter Linie, daß die Kl. verpflichtet iſt, auch ihrer⸗ 
ſeits den Innungsmitgliedern, die durch die Veruntreuung 
von Juvalidenverſicherungsbeiträgen ſeitens des Kaſſen 
führers M. Schaden erlitten haben, dafür Erſatz zu leiſten. 
Für das von der Bekl. beſtrittene Beſtehen einer ſolchen Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Kl. iſt dieſe ſelbſt beweispflichtig. 

Sie findet die von ihr behauptete eigene Entſchäͤdigungs⸗ 
verpflichtung darin begründet, daß ihr Kaſſenführer von 
Innungsmitgliedern gezahlte Invalidenverſicherungsbeiträge 
nicht ordnungsgemäß zum Ankauf von Verſicherungsmarken 
verwendet hat, obwohl fie nach ihrer Behauptung die Ein⸗ 


ziehung und ordnungsmäßige Verwendung der Beiträge ver⸗ 
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traglich übernommen hatte, nachdem die ihr durch Anordnung 
des Miniſteriums des Innern v. 20. Dez. 1912 auferlegte 
öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung zu folder Tätigkeit kurz 
vorher v. 3. Dez. 1923 ab infolge der VO. des Arbeits 
miniſteriums v. 7. Nov. 1923 fortgefallen war. Trifft ſolche 
vertragliche Übernahme zu, und ſtellt deshalb die Ver⸗ 
untreuung der Verſicherungsbeiträge durch den Kaſſenführer 
M. zugleich eine Verletzung der von der Kl. übernommenen 
Vertragspflichten dar, jo iſt die Kl. zum Erſatz des durch 
die Veruntreuung angerichteten Schadens, je nachdem ihr 
Kaſſenführer bei der Beſorgung der Verſicherungsangelegen⸗ 
heiten als ihr Erfüllungsgehilfe oder etwa inſoweit als ihr 
verfaſſungsmäßig berufener Vertreter gehandelt hat, nach 
§ 278 BGB. oder unmittelbar verpflichtet. 

Das BG. lehnt das Beſtehen einer Vertragspflicht der 
Kl. zur Abführung von ihr zu Händen ihres Kaſſenführers 
etwa zugefloſſeuen Invalidenverſicherungsbeiträgen und in⸗ 
folgedeſſen auch die Möglichkeit der Verletzung einer ſolchen 
Vertragspflicht der Kl. durch die vom Kaſſenführer be⸗ 
gangene Veruntreuung dieſer Beiträge ſchon deshalb ab, 
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weil die Beſorgung der Invalidenverſicherungsangelegen⸗ 
heiten der Innungs mitglieder, ſeitdem der ihr durch miniſte⸗ 
rielle VO. v. 20. Dez. 1912 hierzu erteilte Auftrag durch 
die BD. v. 27. Nov. 1923 v. 3. Dez. 1923 ab wieder zu⸗ 
rückgenommen worden ſei, nicht mehr zu den ihr geſetzlich 
übertragenen Aufgaben gehört habe, und die Verſicherungs⸗ 
träger nach ausdrücklicher Vorſchrift des 8 25 Abſ. 3 RVO. 
nur ſolche Geſchäfte übernehmen dürften, die ihnen das Ger 
ſetz übertrage. Unter Berufung auf das Erläuterungsbuch von 
Stier⸗Somlo zur RVO., 4. Aufl., Bem. 2 zu 84 
des Geſ., vertritt es die dort geäußerte Auffaſſung, daß die 
im 8 4 den Verſicherungsträgern verliehene Rechtsfähigkeit 
inſoweit durch § 25 Abf. 3 eingeſchränkt worden ſei. Diele 
Auffaſſung iſt unhaltbar. Die Vorſchrift des § 25 Abſ. 3 
hat ſchon nach deſſen Stellung im ſyſtematiſchen Aufbau des 
Geſetzes nichts mit der Rechtsfähigkeit der Verſicherungs⸗ 
träger zu tun. Die Rechtsfähigkeit iſt im zweiten Abſchnitt 
unter II mit der Überſchrift „Rechtsfähigkeit“ im § 4 ohne 
jede Einſchränkung ausgeſprochen, während § 25 unter V 
mit der Überſchrift „Vermögen“ ſteht und nach der ihm vor⸗ 
geſetzten Juhaltsangabe lediglich von den Verwendungsſchran⸗ 
ken für das Vermögen der Verſicherungsträger handelt. 

Das zum Schutze des Vermögens der Verſicherungs⸗ 
träger in Abſ. 3 des 8 25 ausgeſprochene Verbot der Über⸗ 
nahme anderer als der durch Geſetz übertragenen Geſchäfte 
richtet ſich ferner nur gegen die Verſicherungsträger, betrifft 
jedoch nicht ſchlechthin das Rechtsgeſchäft der Übernahme von 
nicht zu den geſetzlichen Aufgaben der Verſicherungsträger 
gehörenden Geſchäften. Die Rechtslage iſt keine andere als 
bei den Vorſchriften der §8 26 ff. über die Vermögens⸗ 
anlegung. Handeln die Verſicherungsträger oder deren Organe 
verbotswidrig, jo verletzen ſie ihre öffentlich⸗rechtlichen Pflich⸗ 
ten und werden für die Folgen der Verletzung haftbar. Die 
von ihnen eingegangenen vertraglichen Verpflichtungen und 
vorgenommenen Rechtshandlungen entbehren aber nicht der 
bürgerlich-rechtlichen Wirkſamkeit. Die von der Kl. behauptete 
vertragliche Übernahme der Beſorgung der Verſicherungs⸗ 
angelegenheiten der Innungsmitglieder bildet kein allgemein 
verbotenes Rechtsgeſchäft, noch iſt der Vertrag auf eine un⸗ 
mögliche Leiſtung gerichtet. Daher trifft die Auffaſſung des 
BG. nicht zu, daß er nach den 88 134 und 306 BGB. 
nichtig ſein würde und deshalb keine vertraglichen Verpflich⸗ 
tungen erzeugen könnte, für deren Verletzungen die Kl. ein⸗ 
zuſtehen hätte. 

Hilfsweiſe hat das BG. eine durch die Unterlaſſung 
der ordnungsmäßigen Verwendung von Verſicherungsbeiträ⸗ 
gen von Innungsmitgliedern begangene Verletzung von Ver⸗ 
tragspflichten der Kl. auch deshalb verneint, weil nicht, wie 
die Kl. behauptet, fie ſelbſt, foudern, wie die Bekl. einwendet, 
lediglich der jeweilige Kaſſenführer der Kl. perſönlich aus 
dem über die Weiterbeſorgung der Invalidenverſicherungs⸗ 
angelegenheiten von Innungsmitgliedern abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trage verpflichtet worden ſei. Es iſt damit in der Haupt⸗ 
ſtreitfrage der Parteien der Auffaſſung der Bekl. beigetreten. 
Seine hierher gehörigen Ausführungen liegen zu einem 
großen Teil auf tatſächlichem Gebiet, erſcheinen aber auch 
von Rechtsirrtum beeinflußt. 

Das BG. beachtet den in der Rſpr. feſtgelegten Grund⸗ 
ſatz nicht, daß im rechtsgeſchäftlichen Verkehr Unklarheiten 
ſtets zu Laſten deſſen gehen, der ſie, wenn ſelbſt nur durch 
Duldung, ſich hat zuſchulden kommen laſſen. Deshalb ver⸗ 
langt für den vorliegenden Fall die Frage eine Erörterung 
und Beantwortung, ob nicht die geſchädigten Innungsmit⸗ 
glieder, auch wenn ſie anfangs die Beſorgung ihrer Ver⸗ 
ſicherungsangelegenheiten durch die Beamten der Kl., nament⸗ 
lich den früheren Kaſſenführer Sch., erwartet haben ſollten, 
infolge der nachträglichen Handhabung doch die Überzeugung 
gewinnen mußten und gewonnen haben, daß die Kl. ſelbſt 
die Angelegenheit beſorgte und ſich dazu ihrer Beamten 
lediglich bediente. Zu erwägen war ferner, ob die Innungs⸗ 
mitglieder, die vielleicht zu dem ihnen als zuverläſſig be⸗ 
kannten Kaſſenführer Sch. Vertrauen beſaßen, nicht nur ihm, 
ſondern ohne weiteres auch ſeinem Nachfolger ihre Beiträge 
haben anvertrauen wollen, obwohl ſie auf deſſen Wahl und 
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Geſchäftsgebarung keinen Einfluß gehabt haben. Innungs⸗ 
mitglieder, die ſchon 1924 der Innung angehört haben, 
werden ſich, wenn fie, wie wahrſcheinlich, von den der Weiter- 
beſorgung der Verſicherungsangelegenheiten vorausgegangenen 
Verhandlungen jenes Jahres im einzelnen nichts gewußt 
haben, überhaupt kaum haben vorſtellen können, daß für ihr 
gutes Geld, das nach den ihnen zugegangenen Zahlungsauf⸗ 
forderungen von der Kaſſe eingezogen wurde, und über 
das die Kaſſe quittierte, lediglich der Kaſſenführer perſön⸗ 
lich haften ſollte. Alle dieſe Erwägungen gelten in erhöhtem 
Maße von den geſchädigten Innungsmitgliedern, die nicht 
ſchon im Jahre 1924 der Innung angehört haben, ſondern 
ſpäter ihr beigetreten ſind und die „unklare“ Handhabung 
der Angelegenheit vorgefunden haben, ohne vielleicht das 
ben von den Verhandlungen des Jahres 1924 gekannt 
zu haben. 


Für die Entſtehung einer vertraglichen Verpflichtung 
der Kl. zur ordnungsgemäßen Beſorgung der Verſicherungs⸗ 
angelegenheit der einzelnen geſchädigten Innungsmitglieder 
bleibt weſentlich, daß das einzelne Mitglied wirklich den 
Willen gehabt hat, die Angelegenheit einem Beamten der 
Kl. und nicht ihr ſelbſt zu übertragen. (Wird weiter aus⸗ 
geführt.) 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 7. Sept. 1937, III 7 
b. B 
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45. OLG. — 8 1542 RVO. Die Anſprüche des verſicherten 
Verletzten gegen den Schädiger gehen nur inſoweit auf den Ver⸗ 
ſicherungsträger über, als dieſer gleichartige Leiſtungen gewährt. 


Zwar iſt das LG. mit Recht davon ausgegangen, daß der Kl. 
in der Höhe nicht mehr klagebefugt iſt, in der ſeine Anſprüche 
gegen die Bekl. gemäß § 1542 RBO. auf die Verſicherungsträger 
übergegangen ſind. Es hat jedoch nicht beachtet, daß die N 
befugnis des Geſchädigten nur infoweit entfällt, als die Verſiche⸗ 
rungsträger zu gleichartigen Leiſtungen an ihn verpflichtet ſind 
und ſie erbringen. 

Die Meinungen in Schrifttum und Rſpr. darüber, ob die 
vom Geſchädigten geltend gemachten Anſprüche mit den vom Ver⸗ 
ſicherungsträger gewährten Leiſtungen für die Annahme des Über⸗ 
gangs nach 51542 RVO. gleichartig fein müſſen, gehen ausein⸗ 
ander (vgl. die Zuſammenſtellung bei Stiegler, „Die Er⸗ 
ſatzanſprüche auf Grund 88 903, 904, 1542 RVO.“ S. 249). Früher 
verneinte die h. M. das Erfordernis der Gleichartigkeit. uzwi⸗ 
chen haben ſich jedoch das KG. (JW. 1936, 2560), das OLG, Kaſ⸗ 
el (JW. 1937, 2370) und das OLG. Karlsruhe (RKraftf. 1936, 
360) auf den entgegengeſetzten Standpunkt geſtellt, und dieſer Mei⸗ 
nung tritt der Senat bei, weil ſie zu einer ſinnvolleren Auslegung 
des J 1542 RBO. und zu einem gerechteren Ergebnis für den Ge⸗ 
ſchädigten führt. 

Durch den geſetzlichen Forderungsübergang des § 1542 RVO. 
ſoll die doppelte Entſchädigung des von einem Träger der öffent⸗ 
lichen Verſicherung betreuten und zugleich einem Schädiger gegen⸗ 
über erſatzberechtigten Geſchädigten vermieden werden. Auf der 
anderen Seite ſoll der Verſicherungsträger, der die Leiſtung an den 
Geſchädigten aus den Mitteln und zu Laſten der Gemeinſchaft aller 
Beitragspflichtigen bewirkt hat, in den Stand geſetzt werden, die 
vom Schädiger zu leiſtenden Erſatzbeträge feiner Auslagen auch 
mit Sicherheit wieder zugunſten ſeiner Beitragspflichtigen zu ver⸗ 
einnahmen. Hat deshalb der Verſicherungstrager Heilungskosten 
für den Geſchädigten aufgewandt, dann geht in dieſem Umfang der 
Anſpruch des Geſchädigten gegen den Schädiger auf Erſatz der 
Heilungskosten auf ihn über, und der Geſchädigte ift inſoweit nicht 
mehr klagebefugt. Hat der Verſicherungsträger Leiſtungen bewirkt, 
die zum Unterhalt des Geſchädigten und ſeiner Familie beſtimmt 
ſind, dann geht in dieſem Umfang der Anſpruch des Geſchädigten 
auf Erſatz des Lohnausfalls auf ihn über, weil der Lohn ja zum 
Unterhalt des Empfängers und feiner Familie beſtimmt war, und 
inſoweit entfällt wiederum die Klagebefugnis des Geſchädigten. 
Macht der Geſchädigte dem Schädiger gegenüber aber keinen An⸗ 
ſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten, ſondern nur einen Anſpruch 
auf Erſatz des Lohnausfalls geltend, dann kann ſeine Klagebefug⸗ 
nis wegen dieſes Anſpruches nicht deshalb verneint werden, weil 
der Verſicherungsträger für ihn Heilungskoſten aufgewandt habe 
und deshalb ſein Seikinnatoftenenfnbomipinte auf den Verſiche⸗ 
rungsträger übergegangen ſei. Denn der Schädiger ſchuldet ja aus 
5 249 BGB, neben dem Erſatz des Lohnausfalls den Erfatz der Hei⸗ 
lungskoſten, er würde alſo auf Koſten des Geſchädigten beſſer 
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geſtellt, wenn wegen der — von ihm dem Verſicherungsträger 
zu erſtattenden — Heilungskoſten die Klagebefugnis des Geſchä⸗ 
digten wegen feines Anſpruchs auf Erſatz des Lohnausfalls ein⸗ 
geſchraukt werden würde. Umgekehrt würde in ſolchem Fall der 
vom Träger einer öffentlichen Verſicherung betreute Geſchädigte 
gegenüber einem anderen Geſchädigten, bei dem dieſe Voraus⸗ 
jebung nicht vorliegt, ſtets geſchädigt, denn der nicht verſicherte 
Geſchädigte erhält Heilungskoſten und Erſatz des Lohnausfalls, 
der Verſicherte würde aber niemals den vollen Erſatz des feſtgeſtell⸗ 
ten Lohnausfalls erhalten, wenn ſeine Klagebefugnis inſoweit 
außer wegen der vom Verſicherungsträger gezahlten Unterhalts⸗ 
betrage auch noch wegen der von ihm verauslagten Heilungskosten 
verneint werden müßte. 

„Daraus ergibt ſich, daß zur Errechnung des Betrages, in 
deſſen Höhe der Kl. noch Auen e und klagebefugt iſt, 
zunächſt ſein tatſächlicher Lohnausfall feſtzuſtellen iſt und von die⸗ 
ſem die Beträge in Abzug zu bringen find, die er von einem Ver⸗ 
ftcherungsträger als Unterhalt erhalten hat. Daneben verbleibt 
ihm in voller Höhe der Betrag feines Sachſchadens, weil dieſer 
Anſpruch ſchon nach dem Wortlaut des 81542 RWO. nicht auf 
den Verſicherungsträger übergeht, und ſein Anſpruch auf Erſatz 
der Koſten für Bedürfnisvermehrung, weil auf dieſen Anſpruch 
eine Leiſtung eines Verſicherungsträgers nicht erfolgt iſt und die 
Verfiherungsträger zu einer ſolchen Leiſtung nach der RVO. 
auch nicht verpflichtet ſind. 

(Och. Frankfurt a. M., 1. ZivSen., Urt. v. 21. Okt. 1937, 
1053/37.) 


Beamtenrecht 


46. RG. — 8 7 KommBeamt®. v. 30. Juli 1899. Nach 
feſtſtehender reichsgerichtlicher Rechtſprechung iſt bei ungenütz⸗ 
tem Ablauf der Ausſchlußfriſt der Vorbeſcheid nicht nur als 
formell unanfechtbar, ſondern auch in ſinngemäßer Anwen⸗ 
dung des § 322 ZPO, als materiell rechtskräftig anzuſehen. 
Juſoweit Rechtskraft beſteht, iſt der Vorbeſcheid einem gericht⸗ 
lichen Eingriff ſchlechthin unzugänglich. 


Der Bekl. war ſeit 1919 Bürgermeiſter der klagenden 
Stadtgemeinde. Er iſt im Jahre 1931 in den Ruheſtand ge⸗ 
treten. Von Juli 1933 ab hat die Kl. ſein monatliches Ruhe⸗ 
gehalt zeitweilig in voller Höhe, im übrigen aber jeweils zu 
wechſelnden Teilbeträgen einbehalten. Das iſt zum Zwecke der 
aufrechnungsweiſen Tilgung von Schadenserſatzforderungen ge⸗ 
ſchehen, die die Kl. aus unerlaubter Handlung oder Dienſt⸗ 
pflichtverletzung des Bekl. gegen dieſen in einer Mindeſthöhe 
von 25000 Rs zu haben vermeint. 

Der Bekl. hatte nach der erſtmaligen Einbehaltung die 
Entſch. des Landrats in A. gemäß $ 7 KommBeamtG. vom 
30. Inli 1899 angerufen. Dieſer hatte durch Beſchluß dahin 
entſchieden: 

„Die am 1. Juli 1933 ſtattgefundene Einbehaltung von 
153,96 %% des Ruhegehalts iſt zu Unrecht erfolgt. Die Stadt 
O. iſt verpflichtet, das dem Bürgermeiſter i. R. Wilhelm H. auf 
Grund des § 65 Städte O. zuftehende Ruhegehalt voll weiter 
zu zahlen.“ 

Ungeachtet dieſer Entſch. hat die Kl. dem Bekl. auch 
weiterhin Abzüge vom Ruhegehalt gemacht. Erſt nach Ab⸗ 
lauf der in § 7 a. a. O. beſtimmten Sechs⸗Monate⸗Friſt hat ſie 
dann die vorl. Klage erhoben. Dieſe geht auf Feſtſtellung der 
Berechtigung der Kl., gegen die Ruhegehaltsanſprüche, auch 
ſoweit ſie der Pfändung nicht unterliegen, bis zum Betrage 
von 25 000 Rs aufzurechnen. Der Bekl. verlangt widerklagend 
Zahlung der ihm zurückbehaltenen Ruhegehaltsbeträge. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen und der Widerklage 
entſprochen. Die dagegen eingelegte Berufung war erfolglos. 
Das NO. verwies hinſichtlich der Klage die Sache an das BG. 
zurück; hinſichtlich der Widerklage war die Rev. der Kl. er- 
folglos. 

Zur Klage. 

Beide Vorinſt. gehen erſichtlich davon aus, daß der Vor⸗ 
beſcheid des Landrats den Erforderniſſen des 8 7 Komm⸗ 
BeamtG. genügt und das insbeſ. der Landrat zur Erteilung 
des Vorbeſcheids befugt war. 
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Der Vorbeſcheid ift von der Kl. innerhalb der geſetzlichen 
Friſt nicht angefochten worden. Daher hat ſie die ihr ungün⸗ 
ſtige Entſch. des Landrats ebenſo hinzunehmen, wie dies im 
umgekehrten Falle bei ungenütztem Ablauf der Ausſchlußfriſt 
der Bekl. tun müßte. Nach feſtſtehender reichsgerichtlicher Rſpr. 
(RER. 122, 94 = JW. 1928, 3245; RGZ. 128, 57 = JW. 
1930, 2430) iſt der Vorbeſcheid nicht nur als formell unanfecht⸗ 
bar, ſondern auch — in ſinngemäßer Anwendung des § 322 
ZPO. — als materiell rechtskräftig anzuſehen. Auf Grund 
deſſen haben ſich beide Vorinſt. durch die Entſch. des Landrats 
und die darin ausgeſprochene Zurückweiſung des Aufrechnungs⸗ 
einwands für gebunden erachtet. Sie haben dieſe Bindung in⸗ 
deſſen nicht nach der Richtung hin erblickt, daß das ordentliche 
Gericht nunmehr irgendwie behindert ſei, über die zur Auf⸗ 
rechnung geſtellten Gegenforderungen zu entſcheiden. Das wird 
von der Rev. nicht beanſtandet und iſt ſchon um deswillen ſelbſt⸗ 
verſtändlich, weil der Vorbeſcheid auf die Gegenforderungen nicht 
eingeht, ſondern lediglich auf der Ablehnung einer Berückſichti⸗ 
gung der Aufrechnungserklärung beruht. Hinſichtlich der Wei⸗ 
terzahlung des Ruhegehalts dagegen haben die Inſtanzgerichte 
den Standpunkt vertreten, daß im ordentlichen Rechtswege keine 
Entf. ergehen dürfe, die ſich mit der vom Landrat beſchloſ⸗ 
ſenen Anordnung in Widerſpruch ſetze. Dabei iſt angenommen 
worden, daß eine dem Feſtſtellungsantrag der Kl. ſtattgebende 
Eutſch. mit dem rechtskräftigen Beſchluſſe des Landrats un⸗ 
vereinbar ſei. 

Die Rev. ſtellt das letztere in Abrede. 


Die Ausführungen der Rev. enthalten keine Rechtferti⸗ 
gung dafür, daß ſich die ordentlichen Gerichte über die vom 
Landrat rechtskräftig beſchloſſene Weiterzahlung des Ruhe⸗ 
gehalts hinwegſetzen könnten. Soweit die Rev. den Beſchluß 
des Landrats hinſichtlich ſeiner Rechtskraft mit einer gericht⸗ 
lichen Entſch. vergleicht und dabei hervorhebt, daß die Feſt⸗ 
ſtellung des Nichtbeſtehens der Gegenforderung nach § 322 
Abſ. 2 ZPO. nur in Höhe des Aufrechnungsbetrags in Rechts- 
kraft erwächſt, liegt das neben der Sache. Denn der Landrat 
hat, wie bereits geſagt, über den Beſtand der Gegenforderung 
nicht entſchieden. Daher nimmt auch das BG. zutreffend an, 
daß die Kl. nicht gehindert iſt, ihre Gegenforderung im ordent- 
lichen Rechtswege zu verfolgen. Der von der Rev. gezogene 
Vergleich muß bei richtiger Anwendung gerade ergeben, daß 
der Zuerkennung einer Forderung unter Nichtberückſichtigung 
eines erhobenen Aufrechnungseinwands nach eingetretener 
Rechtskraft nicht mit einer Feſtſtellungsklage entgegengetreten 
werden kann, die auf nachträgliche Berückſichtigung der be⸗ 
reits abgelehnten Aufrechnung abzielt. Das folgt für gericht⸗ 
liche Entſch. dieſer Art unmittelbar aus § 322 Abſ. 1 ZPO. 
und muß ſinngemäß auch für den Beſchluß des Landrats gelten. 
Allerdings iſt der Rev. zuzugeben, daß der Landrat die Auf⸗ 
rechnung ausdrücklich in Berückſichtigung der damals beſtehen⸗ 
den beſonderen Sachlage, d. h. wegen der Ungeklärtheit der 
Gegenforderungen abgelehnt und die Parteien inſoweit auf 
eine gerichtliche Klarſtellung verwieſen hat. Dieſer Umſtand iſt 
für die Tragweite feines Beſchluſſes, welche das Rev. unter 
Heranziehung der Beſchlußbegründung in freier Auslegung be⸗ 
ſtimmen kann, freilich nicht ohne Bedeutung. Das kann in⸗ 
deſſen nur dazu führen, den Beſchluß als eine Zwiſchenregelung 
anzuſehen. Die Verhältniſſe zwiſchen den Parteien ſollten durch 
ihn nur bis auf weiteres geordnet werden. Sofern ſich die 
Grundlage des Beſchluſſes einmal ändern und der Streit der 
Parteien über die Gegenforderung — insbeſ. durch rechtskräf⸗ 
tige gerichtliche Entſch. — abgeſchloſſen werden ſollte, müſſen 
für die Folgezeit weitere Anordnungen als vom Landrat vor⸗ 
behalten gelten. Trotzdem ſind die ordentlichen Gerichte nicht 
zu einer Abänderung des Beſchluſſes berechtigt. Inſoweit ſteht 
ſeine Rechtskraft entgegen, die ihn ſchlechthin einem gericht⸗ 
lichen Eingriffe entrückt. Das ordentliche Gericht konnte daher 
von der Kl. nur zu dem Zwecke angerufen werden, um durch 
Klarſtellung der Gegenforderung eine gegenüber der urſprüng⸗ 
lichen Entſcheidungsgrundlage des Beſchluſſes veränderte Sach⸗ 
lage zu ſchaffen. Ob mit Erreichung dieſes Erfolges der Be⸗ 
ſchluß ſchon kraft eigener Zielſetzung für die Zukunft hinfällig 
wird oder inſoweit erſt der Aufhebung durch die Verwaltungs⸗ 
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behörde bedarf, kann hier dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls iſt 
die Gegenforderung der Kl. zur Zeit noch völlig ungeklärt, ſo 
daß an der Fortgeltung des Beſchluſſes nicht gezweifelt wer⸗ 
den kann. Es muß alſo daran feſtgehalten werden, daß die Kl. 
im ordentlichen Rechtswege eine der angeordneten Fortzahlung 
des Ruhegehalts zuwiderlaufende Entſch. nicht zu erwirken ver⸗ 
mag. Dieſes Ziel verfolgt aber ihr Feſtſtellungsantrag in der 
vorl. Faſſung. Die Kl. verlangt die Feſtſtellung der Berechti⸗ 
gung, bis zur Höhe von 25 000 RA gegen das Ruhegehalt des 
Bekl., und zwar auch hinſichtlich des unpfändbaren Teils, auf⸗ 
zurechnen. Damit will ſie einen Rechtstitel erlangen, der ihre 
Zahlungsweigerung rechtfertigen und ihr entgegen der Entſch. 
des Landrats zur Verwirklichung der Aufrechnung verhelfen 
ſoll. Die Feſtſtellungsklage erſtrebt demnach einen Erfolg, den 
der Vorbeſcheid bereits rechtskräftig verſagt hat. Mit Recht 
hat ſich daher das BG. außerſtande erachtet, dem Feſtſtellungs⸗ 
antrage — jedenfalls ſeinem vollen Umfange nach — ſtatt⸗ 
zugeben. 


Indeſſen hat das BG. nicht geprüft, ob dem Feſtſtellungs⸗ 
antrage nicht wenigſtens teilweiſe zu entſprechen war. Die Kl. 
hatte hingewieſen, daß die Klage einen doppelten Zweck ver⸗ 
folge: Sie ſollte zunächſt der Feſtſtellung der Gegenforderung 
und darüber hinans der Feſtſtellung der Aufrechnungsbefugnis 
dienen. Der hiernach in erſter Linie erſtrebten Feſtſtellung 
ſtand der Vorbeſcheid nicht entgegen. Die Klarſtellung der 
Gegenforderung lag ſogar i. S. des Vorbeſcheids, der eine ein⸗ 
ſchlägige gerichtliche Feſtſtellung vermißte und ihre Nachbrin⸗ 
gung keineswegs ablehnen wollte. Das BG. hätte alſo nicht 
daran vorübergehen dürfen, daß der Klageantrag nach der aus⸗ 
drücklichen Erläuterung der Kl. die Feſtſtellung der Gegenfor⸗ 
derung bis zur Höhe von 25 000 ,L als ſelbſtändigen Teil des 
Streitgegenſtandes umſchloß. Hierauf iſt die Kl. vom BG. ſach⸗ 
lich nicht beſchieden worden. Sollte das BG. inſoweit eine klare 
Faſſung des Antrags vermißt haben oder ſollte es etwa der 
Anſicht geweſen ſein, daß hier an Stelle des Feſtſtellungsan⸗ 
trags ein Zahlungsantrag am Platze war, ſo hätte das richter⸗ 
liche Fragerecht gemäß § 139 ZPO. ausgeübt werden müſſen. 
Im übrigen konnte die Kl. unbedenklich auch eine Feſtſtellung 
darüber verlangen, ob ihre Gegenforderung an ſich geeignet iſt, 
gegenüber dem unpfändbaren Teil des Ruhegehalts aufge⸗ 
rechnet zu werden. Durch eine Feſtſtellung dieſes Inhalts würde 
die Kl. zwar nicht in die Lage verſetzt, nunmehr rückwirkend 
aufzurechnen; wohl aber konnte damit für die Zukunft der Um⸗ 
fang ihrer Aufrechnungsbefugnis klargeſtellt werden, ſofern der 
b ch ſpäter außer Kraft treten oder aufgehoben werden 
ollte. 


Das BU. konnte daher nicht von Beſtand bleiben, ſoweit 
darin über die Klage entſchieden iſt. 


Zur Widerklage. 


Der dem Bekl. günſtige Vorbeſcheid iſt nicht zur Durch⸗ 
führung gelangt, da die Kl. ſich nach wie vor weigerlich hält, 
das volle Ruhegehalt zu zahlen. In der Rſpr. (RG. 108, 144) 
iſt anerkannt, daß dem Beamten in einem ſolchen Falle der 
Rechtsweg zur Durchſetzung ſeiner Anſprüche offen ſteht, ohne 
an eine Ausſchlußfriſt gebunden zu ſein. Auch das Rechtsſchutz⸗ 
intereſſe des Bekl. kann nicht verneint werden, obwohl der 
Vorbeſcheid gemäß § 7 Abſ. 1 letzter Satz KommBBeamtG. für 
vorläufig vollſtreckbar erklärt worden iſt. Einer Vollſtreckung 
des Vorbeſcheids ſtand nämlich entgegen, daß dieſer abgeſehen 
von der am 1. Juli 1933 fällig geweſenen Zahlung nur die 
allgemeine Verpflichtung der Kl. zur Ruhegehaltszahlung aus⸗ 
ſpricht, ohne die Zahlung beſtimmter Beträge anzuordnen. Dem 
Grunde nach ſteht der mit der Widerklage geltend gemachte 
Zahlungsanſpruch infolge des rechtskräftigen Vorbeſcheids feſt. 
In gleicher Weiſe iſt rechtskräftig feſtgeſtellt, daß dieſer An⸗ 
ſpruch vor den Wirkungen der erklärten Aufrechnung geſchützt 
iſt. Der Höhe nach iſt der Anſpruch unſtreitig. Die Rev. war 
daher zurückzuweiſen, ſoweit der Hauptanſpruch der Widerklage 
in Betracht kommt. 


(RG., III. Ziv Sen., U. v. 17. Aug. 1937, III 8/37.) 
* 
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47. RG. — 8 137 ThürStaatsbeamtG. v. 14. März 1923 
und 13. Dez. 1930; § 155 RBG. S 137 ThürStaatsbeamtch., 
der dem § 155 RBG. und ähnlichen öffentlich⸗ rechtlichen 
Beſtimmungen anderer Länder über die Bindung der Gerichte 
an Verwaltungsakte entſpricht, hat zur Vorausſetzung, daß ein 
gültiger Verwaltungsakt überhaupt vorliegt. Darüber, ob der 
Verwaltungsakt die allgemeinen Bedingungen ſeiner Gültigkeit 
erfüllt, konnen die ordentlichen Gerichte ſtets befinden; find 
dieſe Bedingungen erfüllt, ſo ſind die Gerichte an den Inhalt 
und den Umfang des Verwaltungsakts gebunden. Die im Ve⸗ 
reich des öffentlichen Rechts für Erklärungen gebotene Formen⸗ 
ſtrenge fordert eine ganz beſondere Vorſicht bei der Annahme 
eines ſchlüſſigen Verhaltens. 

Der Streit der Parteien geht dahin, ob die am 17. Nov. 
1933 vom Reichsſtatthalter verfügte Entlaſſung des Kl. aus 
dem Staatsdienſte rechtswirkſam geworden iſt oder nicht. War 
ſie rechtswirkſam, ſo hat der Kl. nach § 66 ThürStaatsbeamtG. 
vom Tage ſeines Dienſtaustritts an alle Rechte aus ſeinem 
bisherigen Dienſtverhältuis, in welchem er als in den Warte— 
ſtand verſetzter Kreisdirektor verblieben war, verloren, und 
kann er außer dem neuen Dienſteinkommen, das er mit ſeiner 
gleichzeitig verfügten neunen Anſtellung als Volksſchullehrer er— 
worben hat, Anſprüche aus dem früheren Dienſtverhältnis nicht 
mehr erheben. War fie dagegen unwirkſam, fo ſteht ihm in dem 
Umfange, in welchem dann ſein Recht auf den Bezug des bis: 
herigen Wartegeldes nach $ 36 Abf. 1 Ziff. 1 StaatsbeamtG. 
nicht infolge des neuen Dienſteinkommens zum Ruhen gekom⸗ 
men iſt, neben dieſem noch das inſoweit mit der Klage nach⸗ 
geforderte Gehalt, das ihm als im Dienſt verbliebenen Kreis— 
direktor zugekommen wäre, für die von der Klage erfaßte Zeit 
vom 1. Dez. 1933 bis zum Antritt ſeiner Freiheitsſtrafe am 
18. Nov. 1935 zu. 

Der beklagte thüringiſche Staat glaubt, die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit der unſtreitig ausgeſprochenen Entlaſſung des Kl. fei 
der richterlichen Nachprüfung entzogen, und beruft ſich dafür 
auf $ 137 Staatsbeant®. Danach find die auf Grund dieſes 
Geſetzes ergehenden Entſch. — gemeint ſind die Verwaltungs- 
maßnahmen — darüber, ob und zu welchem Zeitpunkt ein 
Staatsbeamter aus ſeinem Dienſte zu entlaſſen iſt, für die Be⸗ 
urteilung der vor Gericht geltend gemachten vermögensrecht⸗ 
lichen Anſprüche aus dem Dienſtverhältnis des Beamten maß⸗ 
gebend. Die Vorſchrift, die dem 8 155 RBG. und ähnlichen 
öffentlich-rechtlichen Beſtimmungen anderer Länder über die 
Bindung der Gerichte an Verwaltungsakte, namentlich dem $ 5 
Prceſ. betr. die Erweiterung des Rechtswegs v. 24. Mai 1861 
(GS. 242), entſpricht, hat jedoch zur ſelbſtverſtändlichen Vor— 
ausſetzung, daß ein gültiger Verwaltungsakt überhaupt vor⸗ 
liegt. Dazu gehört, daß der Verwaltungsakt nicht nur von einer 
für Akte ſeiner Art zuſtändigen Stelle, ſondern auch in einem 
geſetzlich zugelaſſenen Falle in der vorgeſchriebenen Form er⸗ 
gangen iſt. Ob der Verwaltungsakt dieſe allgemeinen Bedin 
gungen ſeiner Gültigkeit erfüllt, darüber haben die Gerichte 
nach ſtändiger Rſpr. ſtets zu befinden. Nur bei E füllung 
dieſer Bedingungen ſind ſie an den Inhalt 
und Umfang des Verwaltungsaktes gebunden. 
Handelt es ſich um eine, wie nach § 63 Staaisbeamt®. auf 
Nachſuchen des Beamten zuläſſige Entlaſſung aus dem Staats- 
dienſt, ſo bildet die Stellung eines ordnungsmäßigen Antrages 
des Beamten eine notwendige Bedingung der Gültigkeit des 
Verwaltungsaktes. Die gerichtliche Nachprüfung der Erfüllung 
dieſer allgemeinen Bedingung iſt nie ernſtlich in Zweifel ge⸗ 
zogen worden (RG. 96, 302; 114, 130 = JW. 1926, 2292; 
RG. 141, 246; PrOVG. 78, 251). 

Zutreffend hat das BG. bei dieſer Nachprüfung dem im 
Bereich des öffentlichen Rechts geltenden Grundſatz der For- 
menſtreuge beſondere Berückſichtigung zuteil werden laſſen. Be 
hörden durfen nur ſolche Erklärungen der Beamten, an deren 
Inhalt und Bedeutung kein Zweifel aufkommen kann, zum 
Anlaß ihrer Entſchließungen nehmen und würden ſich andern 
falls auch dem berechtigten Vorwurf einer Verletzung der ihnen 
gegenüber den Beamten obliegenden Fürſorgepflicht ausſetzen 
(ſ. namentlich RG. 96, 302). Das gilt wegen der für den Be 
amten ſchwerwiegenden Folgen einer Entlaſſung in beſonderem 
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Maße für die Erklärung, die den im Einzelfall zur Entlaſſung 
notwendigen Antrag des Beamten bilden ſoll. 

Die im Bereich des öffentlichen Rechts für Erklärungen 
gebotene Formenſtrenge fordert aber nur eine ganz beſondere 
Vorſicht bei der Annahme eines ſchlüſſigen Verhaltens, ſchließt 
Ne aber nicht unbedingt aus, ſondern läßt es im Einzelfalle 
durchaus zu, auch aus einem unzweideutigen Verhalten einen 
daraus zweifelsfrei hervorgehenden Erklärungswillen des Be— 
anten zu entnehmen, und zwar ſelbſt, weun eine wörtliche Er 
klärung des Beamten nicht abgegeben iſt, vor allent aber in 
Verbindung mit einer wörtlichen Erklärung, die lediglich für 
ſich allein noch der erfoderlichen Beſtimmtheit und Eindentig— 
keit entbehrt. 

Das Bag. hat feſtgeſtellt, daß das Schreiben des Kl. vom 
30. Okt. 1933 nach Abſicht des Kl. als ein Entlaſſungsantrag 
aufgefaßt werden ſollte, und bei Berückſichtigung des fonftigen 
Verhaltens des Kl. vom Bekl. auch aufgefaßt ſverden mußte. 
Dieſe Feſtſtellung liegt auf tatſächlichem Gebiet und iſt ſchon 
deshalb für das RG. bindend; fie erſcheint übrigens auch als 
die allein richtige. War danach eine andere Auslegung der Er- 
klärung des Kl. überhaupt nicht möglich, ſo hat ein zweifels 
freier unmißverſtändlicher Entlaſſungsautrag vorgelegen. Der 
vom BG. weiter feſtgeſtellte innere Vorbehalt des Kl., den ihm 
klar zum Bewußtſein gekommenen, ja ſogar beabſichtigten zwei⸗ 
felsfreien Inhalt der Erklärung in Wirklichkeit nicht zu wollen, 
muß, wie im bürgerlichen Recht nach § 116 BB. auch int 
öffentlichen Recht unbeachtet bleiben (RGZ. 147, 40 = IM. 
1935, 1622 ). Mit dem hiernach ſich ergebenden Vorliegen eines 
ordnungsmäßigen Entlaſſungsantrages erweiſt ſich der Klage— 
anſpruch als unbegründet. 


(Ach. II. Ziv Sen., U. v. 10. Aug. 1937, IN 4/37.) [v. B. 


Keichsjagdͤgeſetz 

48. Rez. — 8 40 RJagdcz. Der ſogenannte Jagdnotſtand 
in § 40 RJagdG. iſt dort abſchließend geregelt, jo daß S 228 
BGB. auf Notſtandshandlungen der hier fraglichen Art keine 
Anwendung finden kann. $ 40 Ryagd®. ſtellt die Belange der 
Jagdberechtiglen und der Allgemeinheit an der Sicherheit des 
Wildbeſtandes in den Vordergrund und gewährt gerade auch 
gegen wildernde Hunde einen ſtarken Schutz. Für die Frage, 
ob ein Hund i. S. von $ 40 Abſ. 2 Nr. 2 Satz 3 RJagdG. als 
Jagdhund kenutlich war, kann es daher nicht genügen, ob der 
Hund an ſich ſeiner Art nach als Jagdhund erkannt werden 
kann, ſondern darauf, ob nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles der den Jagdſchutz Ausübende bei gebotener Sorgfalt 
den Hund im Augenblick der Tötung als Jagdhund hat er⸗ 
kennen können. Die zweite Alternative des § 40 Abſ. 2 Nr. 2 
Satz 3 RJagdcz. („aus Anlaß des Dienftes ... entzogen“) ſetzt 
voraus, daß eine dienſtliche Verwendung des Hundes voraus⸗ 
gegangen war. f) 


Am Nachmittag des 1. Nov. 1935 gegen 16 Uhr ging der 
Kl. mit ſeinem Jagdhund. einem dunkelbraunen, mit langen 
Behängen berſchenen Deutſch⸗Drahthaar-Rüden, zu feiner 
Vagd. Hinter dem Dorfe machte er den Hund von der Leine 
frei, damit er ſich löſen ſollte. Der Hund hetzte nun einen un⸗ 
mittelbar an der Straße ſitzenden Haſen hoch, den er in den 
nahen Staatswald verfolgte. Dort wurde er in einem Tichten 
Fichfenbeſtand von dem ſtaatlichen Hilfsförſter H. aus einer 
Entfernung von 75—80 Metern als wildernder Hund erſchoſſen. 
Der Kl. behauptet, der Hund ſei bei dem noch hellen Tageslicht 
durchaus als Jagdhund erkennbar geweſen und hätte deshalb, 
da er ſich bei der Verfolgung des Haſen nur vorübergehend der 
Einwirkung ſeines Herrn entzogen gehabt habe, nicht getötet 
werden dürfen. Er ſieht in dem Vorgehen des Hilfsförſters 
eine beim Jagdſchutz, alſo in Ausübung ihm anvertrauter 
offentlicher Gewalt begangene Amtspflichtverletzung, für die 
der beklagte preußiſche Staat ihm haften müſſe. 

Der Bekl. beſtreitet jede Haftpflicht. 

Die Vorinſt. haben nach dem Klageantrage erkannt. Das 
RO. hob die Urteile der Vorinſt. auf und wies die Klage ab. 
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Die Klage iſt geſtützt auf $ 839 BGB., Art. 131 Weim Verf. 
Sie ſetzt danach voraus, daß der Hilfsförſter H., als er den 
Hund des Kl. erſchoß, in Ausübung ihm auvertrauter öffent⸗ 
licher Gewalt gehandelt und dabei ſchuldhaft eine ihm dem Kl. 
gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt hat. 


Ohne Rechtsirrtum ſtellt das BG. zunächſt feſt, daß die 
Ausübung des Jagdſchutzes nach dem geltenden Jagdrecht 
(88 39, 40 RJagdes.) zu den allgemeinen Aufgaben der Polizei 
gehört und daß der beamtete Hilfsförſter H., als er den Schuß 
auf den das Wild hetzenden Hund des Kl. abgab, in Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt gehandelt hat. 


Bedenkenfrei iſt auch die Auſicht des BG., daß dem Hilfs 
förſter H. von Amts wegen die Pflicht obgelegen hat, bei 
Ausübung des Jagdſchutzes die in § 40 Abſ. 2 unter Nr. 2 S. 3 
RJagdG. zur Schonung beſtimmter Hunde gegebenen Vor⸗ 
ſchriften gewaſſenhaft zu beachten, und daß dieſe Amtspflicht 
gegenüber jedem Eigentümer der dort genannten Hunde als 
einem „Dritten“ i. S. der eingangs genannten Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen beſtand. 


Es fragt ſich hiernach, ob der Hilfsförſter H. damit, daß 
er den Hund des Kl. tötete, ſchuldhaft ſeine Amtspflicht ver 
letzt hat. Der Bekl. verneint das, weil H. zur Tötung des 
Hundes nach § 40 Abſ. 2 Nr. 2 RYagd®. befugt geweſen ſei, 
auf jeden Fall aber auch in einem Notſtand ($ 228 BGB.) ge⸗ 
handelt habe. 


Das BG. lehnt eine Notſtandshandlung i. S. des § 228 
BGB. ab, weil die durch den hetzenden Hund drohende Gefahr 
für das Wild und den Wildbeſtand außer Verhältnis zu dem 
durch die Tötung des Hundes verurſachten Schaden geſtanden 
habe. Eines Eingehens hierauf bedarf es jedoch nicht. Da der 
ſogenannte Jagdnotſtand in $ 40 RJagdcg. abſchließend be- 
ſonders geregelt iſt, kann 8 228 BGB. auf Notſtandshandlun⸗ 
gen der hier fraglichen Art keine Anwendung finden. 


Das BG. verneint aber auch das behauptete Tötungsrecht 
im Hinblick auf den Schlußſatz von $ 40 Abſ. 2 Nr. 2 RJagdG. 
Die fragliche Geſetzesbeſtimmung, ſoweit ſie hier in Betracht 
kommt, lautet: 


A b ſ. 2: „Die zur Ausübung des Jagdſchutzes berechtig— 
ten Perſonen find insbeſ. befugt: 


A is 


2. Hunde, die im Jagdbezirk außerhalb der Einwir⸗ 
kung ihres Herrn . betroffen werden, zu töten. Dieſes Recht 
erſtreckt ſich auch auf ſolche Hunde, .. die ſich in Fallen ge- 
fangen haben. Es gilt nicht gegenüber Hirten-, Jagd⸗ und 
Blindenhunden, Sanitäts und Meldehunden der Wehrmacht 
und Polizeihunden, ſoweit ſie als ſolche kenntlich ſind und ſo⸗ 
lange ſie vom Berechtigten zu ihrem Dienſte verwandt werden 
oder ſich aus Anlaß des Dienſtes vorübergehend der Einwir⸗ 
kung ihres Führers entzogen haben.“ 


Die Verneinung des Tötungsrechtes im vorl. Fall hat das 
BG. folgendermaßen begründet: Die Vorſchrift des § 40 Abſ. 2 
Nr. 2 S. 3 ſtelle eine Einſchränkung gegenüber der im Satz 1 
aufgeſtellten Tötungsbefugnis von im Jagdbezirk betroffenen 
Hunden dar. Von Satz 1 ſeien ſelbſtverſtändlich auch wildernde 
Hunde mitumfaßt. Aber auch im Satz 3 ſeien bei der Ein⸗ 
ſchränkung die wildernden Jagdhunde mit eingeſchloſſen. Wenn 
Jagdhunde ſich aus Anlaß des Dienſtes vorübergehend der 
Einwirkung ihres Herrn entzogen, fo geſchehe das meiſtens zu 
eigenmächtiger Verfolgung eines Wildes, d. h. zum Wildern. 
An ſolche Fälle ſei daher in erſter Linie zu denken. Hätte für 
ſie eine andere Regelung getroffen werden ſollen, ſo wäre das 
ausdrücklich geſagt worden. Die Schutzvorſchrift ſei auch im 
Hinblick auf wildernde Hunde der in Satz 3 genannten Art ver⸗ 
ſtändlich. Die durch Zucht und Raſſe begründeten höheren Werte 
ſollten nicht ohne weiteres vernichtet werden. Hier ſei nun der 
Deutſch⸗Drahthaar-Rüde durch ſeine Art als Jagdhund kennt⸗ 
lich geweſen. Er hätte ſich im Dienſt befunden, als er, vor⸗ 
übergehend von der Leine frei gemacht, ſich in Verfolgung des 
Haſen der Einwirkung ſeines Herrn entzogen habe. Dieſe Ent- 


ziehung ſei vorübergehender Natur geweſen, da zu erwarten 
geweſen ſei, daß er in kürzerer Zeit wieder zurückkehren werde. 


Hiermit erachtet das BG. eine Amtspflichtverletzung des 
Hilfsförſters für gegeben. Zur Frage des Verſchuldens führt 
es dann weiter aus: Ju dieſer Hinſicht bedürfe es keiner Feſt⸗ 
ſtellung, ob es in dem Fichtenwalde noch hell genug oder be⸗ 
reits dämmerig geweſen ſei. Bei der von dem Bekl. behaup⸗ 
teten Dämmerung hätte der Hilfsförſter nicht ſchießen dürfen. 
Denn bis man einen Deutſch⸗Drahthaar⸗Hund mit ſeinem ganz 
anderen Ausſehen und Gehabe mit einem Schäferhund ver⸗ 
wechſeln könne, muſſe es ſchon ſo dunkel ſein, daß man nur 
noch verſchwommen und ſchemenhaft die Umriſſe ſehe. Gerade 
dann beruhe aber die Verwechſlung auf Fahrläſſigkeit. Der 
Jäger müſſe, wenn er nicht mehr Genaueres erkennen könne, 
mit der Möglichkeit rechnen, daß der wildernde Hund ein Jagd⸗ 
hund ſei, jedenfalls zu Zeiten, in denen Jagdhunde noch zum 
Dienſt verwendet zu werden pflegten. Daran ändere auch der 
Umſtand nichts, daß der Hilfsförſter den Kl. weder hätte ſehen 
noch hören können. Denn ein Jagdhund könne ſich auch nur 
vorübergehend fo weit entfernen, daß der Führer außer Blick⸗ 
und Hörweite gerate. 

Dieſe Ausführungen werden mit Recht als nicht frei von 
Rechtsirrtum angegriffen. Nach dem Geſetz gilt das dem Jagd⸗ 
ſchutzberechtigten grundſätzlich eingeräumte Recht zur Tötung 
eines im Jagdbezirk außerhalb der Einwirkung ſeines Herrn 
betroffenen Hundes nicht, ſoweit dieſer als einer der in § 40 
Abſ. 2 Nr. 2 S. 3 des Geſetzes aufgeführten Hunde „kenntlich“ 
und ſolange er vom Berechtigten zu ſeinem (des Hundes) 
„Dienſt verwandt“ wird oder ſich „aus Anlaß des Dienſtes vor⸗ 
übergehend der Einwirkung ſeines Führers entzogen“ hat. Bei 
einem Streit darüber, ob für einen vom Jagdſchutzberechtigten 
im Jagdbezirk getöteten Hund Schadenserſatz zu leiſten iſt, 
trifft den Eigentümer des Hundes die Beweislaſt dafür, daß 
die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der Tötung 
nicht vorlegen haben (8 40 Abſ. 4 a. a. O.). 

Verfehlt iſt das angefochtene Urteil nun ſchon inſofern, 
als es ohne weiteres feſtſtellt, daß der getötete Hund durch ſeine 
Art — Deutſch⸗Drahthaar⸗RKüde — als Jagdhund „kenntlich“ 
geweſen und daß damit die erſte Voralsſetzung für den Ausſchluß 
des Tötungsrechts gegeben geweſen ſei. Das BG. läßt die Frage 
offen, ob der Hilfsförſter den Hund im Augenblick der Tötung 
als Jagdhund erkannt hat oder hätte erkennen müſſen. Die 
Vorſchrift, daß die vom Geſetz aufgeführten Hundearten „als 
ſolche kenntlich“ ſein müſſen, um des beſonderen Schutzes aus 
8 40 Abf. 2 Nr. 2 Satz 3 teilhaftig zu werden, war in dem ent⸗ 
ſprechenden § 51 Abſ. 1 Pr Jagd. v. 18. Jan. 1934 (GS. 13) 
noch nicht enthalten. Mit dem Einfügen der Vorſchrift in das 
RJagdG. wurde der Schutz der Hunde ſichtlich weiter einge⸗ 
ſchränkt. In dem von der Rev. angeführten Urteil des OLG. 
Kiel v. 3. Febr. 1936 (DJ. 1936, 1059) iſt bei Anwendung der 
genannten Beſtimmung des Pr Jagd. ($ 51 Abſ. 1 b) zutref⸗ 
fend ausgeführt, daß das Geſetz die Belange der Jagdberech⸗ 
tigten und der Allgemeinheit an der Sicherheit des Wildbe⸗ 
ſtandes ſtark in den Vordergrund geſtellt habe und daß es gerade 
auch gegen wildernde Jagdhunde einen ſtarken Schutz gewähre. 
Dieſer Schutz iſt nun durch Einfügung der genannten zuſätz⸗ 
lichen Vorſchrift des Kenntlichſeinmüſſens offenbar abſichtlich 
verſtärkt worden. Zugleich ſind damit die Belange der Hunde⸗ 
beſitzer bewußt noch weiter zurückgeſtellt. Iſt das aber der Fall, 
ſo muß der Rev. dahin zugeſtimmt werden, daß es für die 
Frage, ob ein Hund i. S. des § 40 Abſ. 2 Nr. 2 S. 3 RJagdc. 
als Jagdhund kenntlich war, nicht genügen kann, ob der Hund 
an ſich ſeiner Art nach als Jagdhund erkannt werden kann, 
ſondern darauf, ob nach den Geſamtumſtänden des einzelnen 
Falles der den Jagdſchutz Ausübende bei gebotener Sorgfalt 
den Hund im Augenblick der Tötung als Jagdhund hat er⸗ 
kennen können. Nur bei ſolcher Auffaſſung der Geſetzesvorſchrift 
wird man dem Willen des Geſetzes nach verſtärktem Wild- und 
Jagdſchutz gerecht. Es beruht alſo auf Rechtsirrtum, wenn das 
BG. es offen gelaſſen hat, ob der Hilfsförſter den Hund des 
Kl. trotz der behaupteten Dämmerung in dem Fichtenbeſtande 
als Jagdhund noch hat erkennen können. Nicht zu billigen it 
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es auch, wenn das BG. meint, der Hilfsförſter hätte auf den 
Hund nicht mehr ſchießen dürfen, wenn es ſchon ſo dämmerig 
geweſen ſei, daß er die Art des Hundes nicht mehr mit Sicher⸗ 
heit hätte erkennen können. Dieſe Auffaſſung verträgt ſich nicht 
mit der erörterten Abſicht der maßgebenden Geſetzesvorſchrift. 
Bei ihrer Geltung wäre der vom Geſetz gewollte ſtarke Jagd⸗ 
ſchutz nicht erreichbar. In der Dämmerung wildernde Hunde 
würden in aller Regel geſchützt ſein. Das kann nicht der Wille 
des Geſetzes ſein. 

Weiterer Feſtſtellungen zu der Frage, ob danach der Hund 
als Jagdhund „kenntlich“ war, bedarf es aber nicht, da die 
Klage ſchon jetzt aus anderem Grunde abgewieſen werden muß. 
Denn auf Rechtsirrtum beruht das angefochtene Urteil auch 
inſofern, als es annimmt, der Hund des Kl. habe ſich bei der 
Verfolgung des Wildes „aus Anlaß des Dienſtes“ der Ein⸗ 
wirkung ſeines Herrn entzogen gehabt. Nach dem Tatbeſtande 
des angefochtenen Urteils war der Kl. damals mit ſeinem 
Hunde zu feiner Jagd „unterwegs“. Man muß danach annch- 
men, daß er ſeine Jagd mit dem Hunde zu jagdlichen Zwecken 
aufſuchen wollte, daß er ſeinen Jagdbezirk aber noch nicht er⸗ 
reicht hatte. Auf der dorthin führenden Straße führte er den 
Hund zunächſt an der Leine und ſchnallte ihn dann ab, ledig⸗ 
lich damit er ſich löſen ſollte. Zweifellos war der Hund zu 
dieſer Zeit noch nicht „zu ſeinem Dienſt verwandt“. Das hat 
auch das BG. nicht angenommen. Der „Dienſt“ eines Jagd⸗ 
hundes kann erſt im Jagdgebiet des Berechtigten beginnen 
(ogl. hierzu Ebner, „Das Jagdrecht“, Bd. 1, S. 95, Anm. 7 
letzter Satz zu $ 51 PrJagdG.). Die zweite, vom BG. als ge⸗ 
geben angenommene Alternative des $ 40 Abſ. 2 Nr. 2 S. 3 
(„aus Anlaß des Dienſtes .. . entzogen“) ſetzt voraus, daß eine 
dienſtliche Verwendung des Hundes vorausgegangen war. Zu 
denken iſt hierbei hinſichtlich der Jagdhunde vor allem an die 
überjagenden Hunde, die, von ihrem jagdberechtigten Herrn 
auf die Fährte jagdbaren Wildes geſetzt, ſich aus dieſem Anlaß 
vorübergehend der Einwirkung ihres Herrn entziehen und da- 
bei auf fremdes Jagdgebiet geraten. Davon kann hier aber 
keine Rede ſein. Daß der Hund, den ſein Herr außerhalb ſeines 
Jagdbezirks von der Leine nur deshalb frei gelaſſen hatte, 
damit er ſich löſen ſollte, nun gegen den Willen ſeines Herrn 
fremdes Wild zu hetzen begann, war in keiner Weiſe durch 
ſeinen Dienſt veranlaßt und hatte auch mit ſeinem Dienſt noch 
nichts zu tun. Daß der Kl. ſich gerade auf dem Weg zu ſeinem 
Jagdrevier befand und dort den Hund zur Jagd verwenden 
wollte, genügt nicht, um annehmen zu können, der Hund habe 
„aus Anlaß des Dienſtes“ gewildert. 

Fehlt es hiernach alſo auf jeden Fall an der (alternativ 
gefaßten) zweiten Vorausſetzung der Ausnahmevorſchrift, ſo 
kommt es auf die erſte, noch ungeklärte (das Kenntlichſein des 
Hundes als Jagdhund) nicht weiter an. Das Tötungsrecht war 
nach dem vorl. Tatbeſtand gegeben. Danach kann von einer 
Amtspflichtverletzung des Hilfsförſters keine Rede mehr ſein, 
womit der Klageanſpruch entfällt. 


(RG., III. ZivSen., U. v. 31. Aug. 1937, III 52/37.) [v. B.] 
Anmerkung: Der Entſch. iſt in allen Punkten zuzuſtimmen. 
1. Das Urteil begründet die Klageabweiſung in erſter Linie 
damit, daß die in § 40 Abſ. 2 Nr. 2 Satz 3 R Jagd. beſtimmte 
Ausnahme von der allgemeinen Tötungsbefugnis nicht vorgele⸗ 
gen habe, weil der auf dem Wege zum Jagdbezirk ſeines Herrn 
befindliche Hund noch nicht im Dienſt geweſen ſei; er ſei daher 
im Augenblick der Tötung weder von dem Jagdausübungs⸗ 
berechtigten zu ſeinem Dienſte verwendet worden, noch habe er 
ſich, da ja der Dienſt noch gar nicht begonnen hatte, aus An⸗ 
laß des Dienſtes vorübergehend der Einwirkung ſeines Führers 
entzogen. Dieſe Begründung begegnet keinerlei Bedenken. Der 
Dienſt eines Jagdhundes beſteht in der Verwendung bei der 
Jagdausübung und in der Abrichtung und Einarbeitung für 
dieſe Verwendung (OLG. Köln: DI. 1937, 1394). So wenig 
nun eine Jagdausübung vorliegt, wenn der Berechtigte ſich — 
wenn auch zur Jagd ausgerüſtet — erſt zum Jagdrevier begibt 
oder aus ihm zurückkehrt (vgl. KG.: Da. 1935, 791; 
Mitzſchke⸗Schäfer, „RJagdG.“, Anm. 1 zu 8 22 
R Jagd.). ebenſowenig liegt eine Verwendung des Jagdhun⸗ 
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des bet der Jagd vor, wenn er ſich in Begleitung ſeines Herrn 
auf dem Wege zunt Revier oder aus dem Revier zurück be- 
findet. Es darf in dieſem Zuſammenhang auch auf 8 21 
SchußwG. v. 12. April 1928 und auf $ 2 Ziff. 5 WaffMißbrG. 
b. 23. März 1931 verwieſen werden, wonach die Inhaber von 
Jagdſcheinen eines Waſſenſcheines oder einer behördlichen Er⸗ 
mächtigung nicht bedürfen zum Führen von Schuß, Hieb⸗ und 
Stoßwaffen „auf der Jagd .. . ſowie auf den dazugehörigen 
Hin- und Rückwegen“; auch hier iſt alſo die Jagdausübung in 
Gegenſatz geſtellt zu dem Gang zur Jagd und von der Jagd zu⸗ 
rück und klar zum Ausdruck gebracht, daß Hin⸗ und Rückweg 
noch nicht zur Jagdausübung gehören. Ein Jagdhund, der erſt 
auf dem Wege zum Revier iſt, kann auch, was die Tötungs⸗ 
befugnis anlangt, nicht gut anders behandelt werden als ein 
Jagdhund, der von ſeinem Herrn auf irgendeinen Spaziergang 
mitgenommen wird und bei dem von einer Verwendung „zum 
Dienſt“ keine Rede ſein kann. “ 


2. Aber auch die Auslegung, die das RG. dem in § 40 Abſ. 2 
Nr. 2 Satz 3 NIagd®. aufgeſtellten Erfordernis gibt, daß der 
Jagdhund, um unter die Ausnahmebeſtimmung zu fallen, als 
ſolcher kenntlich ſein müſſe, kann nur gutgeheißen werden. Es 
iſt in der Tat fo, daß der Geſetzgeber in § 40 den Schutz der 
Jagd über die Belange der Hundebeſitzer geſtellt hat. Man 
muß ſich folgendes vor Augen halten: Der Geſetzgeber ſtand 
bei der Schaffung des § 40 a. a. O. vor der Tatſache, daß feine 
ganzen Beſtrebungen, durch eine planvolle Beſchränkung und 
Regelung des Abſchuſſes (§S37 RJagdc.), durch andere weit 
gehende Beſchränkungen der Jagdausübung (835 RJagdG.), 
durch Vorſchriften über Wildfütterung ($ 33 RJagdG.) uſw. 
einen artenreichen, kräftigen und gefunden Wildſtand zu ſchaf⸗ 
fen und zu erhalten, von vornherein zum Scheitern verurteilt 
ſein würden, wenn es nicht gelänge, die ungeheuren Schäden 
abzuwenden, die dem Wildſtand durch feine geborenen Feinde, 
die wildernden Hunde und Katzen, zugefügt werden. Um ſich 
von dem Ausmaß des drohenden Schadens auch nur ein un⸗ 
gefähres Bild machen zu können, ſei daran erinnert, daß allein 
in der Zeit v. 1. April 1935 bis 31. März 1936 im Reichs⸗ 
gebiet nicht weniger als 52 831 wildernde Hunde und 235 182 
wildernde Katzen zur Strecke gebracht worden find (vgl. Jahr⸗ 
buch der deutſchen Jägerſchaft 1935/1936, Verlag Paul Parey, 
Berlin, S. 165). Immer und immer wieder ſind die Spalten 
der Jagdzeitſchriften gefüllt mit Berichten über die ſchweren 
Verluſte, die von — häufig gemeinſam — wildernden Hunden 
in dieſem und jenem Revier in kürzeſter Zeit angerichtet wor⸗ 
den ſind. Dem Geſetzgeber blieb daher gar nichts anders übrig, 
als die Grenzen der Tötungsbefugnis der Jagdausübungsberech⸗ 
tigten jo weit wie möglich zu ziehen; dariiber hinaus iſt neuer⸗ 
dings noch (durch Art. 23 der 2. AusfVO, z. RJagdG. vom 
5. Febr. 1937 [RGBl. I, 179) dem Gerichte die Befugnis ein- 
geräumt, dem wegen unbeaufſichtigten Umherlaufenlaſſens eines 
Hundes oder einer Katze verurteilten Beſitzer des Tieres eine 
Buße zum Ausgleich des angerichteten Schadens aufzuerlegen 
(vgl. $ 60 Abſ. 2 AusfVO. z. RYagdG.). Dieſe Überlegungen 
zeigen, daß die in 8 42 Abſ. 2 Nr. 2 Satz Z aufgeſtellten Ausnah⸗ 
men nach dem Willen des Geſetzes eng ausgelegt werden müſſen, 
wenn nicht der Zweck der Vorſchrift, dem Jagdausübungsberech⸗ 
tigten ein wirkſames Vorgehen gegen die Jagdſchädlinge zu er⸗ 
möglichen, vereitelt werden ſoll. 

[Daß es auf der anderen Seite dem Sinn der Vorſchrift 
hicht entſpricht, jeden außerhalb der Einwirkung feines 
Herrn im Jagdgebiet ſich aufhaltenden Hund abzuſchießen, 
bei dem die Vorausſetzungen des Abſ. 2 Nr. 2 Satz 3 nicht 
vorliegen, iſt ſchon wiederholt ausgeſprochen worden. § 40 be⸗ 
gründet eine geſetzliche Vermutung, daß ein unbeanfſichtigt um⸗ 
herlaufender Hund eine Gefahr für den Wildſtand bedeutet; 
wo eine ſolche Gefahr aber nach den Umſtänden des Falles 
unzweifelhaft nicht beſteht, ein Schutz der Jagd gegen den 
Hund alſo nicht in Frage lommt, mißbraucht der Jagdſchutz⸗ 
berechtigte, der das Tier gleichwohl tötet, ſeine Befugniſſe und 
handelt nicht mehr rechtmäßig. Das iſt z. B. der Fall, wenn 
ſich ein kleines, für das Wild offenſichtlich ungefährliches Schoß⸗ 
hündchen in das Jagdrevier verlaufen hat (vgl. Mitzſchke: 
DS. 1936, 1061) oder wenn ſich ein wertvoller Hund an einem 
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zwar im Jagdrevier gelegenen Ort befindet, an dem er aber 
der Jagd überhaupt nicht gefährlich werden kann (AG. Mün⸗ 
chen h. 7. Nov. 1936: „Der Deutſche Jäger“ 1936, 769). 
Mit Recht hat deshalb das Jägerehrengericht Allenſtein durch 
Urt. v. 20. Febr. 1937 („Wild u. Hund“, 43. Jahrg. S. 148) einen 
Jäger (mit Entziehung des Jagdſcheins) beſtraft, der „in un⸗ 
mittelbarer Nähe des Gehöfts ſeines Vaters den jagdlich wert⸗ 
vollen Teckel des K. vorſätzlich erſchoſſen hat, obgleich ein be⸗ 
gründeter Anlaß dazu nicht vorlag und der Angeſchuldigte die 
Tat ohne weiteres als unweidmänniſch erkennen mußte“. Ins⸗ 
beſondere liegt ein Mißbrauch der Tötungsbefugnis vor, wenn 
ein Jagdſchutzberechtigter in einem ſolchen Falle unter dem 
Vorwand des Jagdſchutzes das Tier töten würde, um dem Eigen⸗ 
tümer Arger zu bereiten. 

3. Ergänzend darf noch auf folgendes hingewieſen werden. 
In dem vorl. Urteil heißt es: „Da der ſog. Jagdnotſtand 
in 840 RJagdG. abſchließend beſonders geregelt iſt, kann 
§ 228 BGB. auf Notſtandshandlungen der hier fraglichen Art 
keine Anwendung finden“. Dieſer Satz darf nicht mißverſtan⸗ 
den werden. Das RG. will nach dem Zuſammenhang, in dem 
er ſich findet, offenſichtlich nicht ſagen, daß, ſoweit es ſich um 
die Tötung revierender Hunde oder Katzen zum Schutze der 
Jagd handelt, § 228 BGB. völlig ausſcheide, vielmehr iſt der 
Sinn des Ausſpruches der, daß § 228 keine Anwendung finde, 
ſoweit die Tötungsbefugnis in § 40 RJagdG. geregelt iſt. Da⸗ 
gegen iſt dem S228 fein Anwendungsgebiet für die Fälle ge⸗ 
blieben, die nicht unter §40 RYagd®. fallen. Hierher gehört 
freilich, wie Och. Jena: JW. 1937, 1832 1 zutreffend dar⸗ 
gelegt hat, nicht der Fall, daß ein Jagdſchutzberechtigter eine 
Katze tötet, die innerhalb des Bereichs von 200 m vom nächſten 
entfernten Haus wildert — nicht nur umherläuft —, denn 
die Befugnis hierzu ergibt ſich bereits aus § 40 Abſ. 1 R Jagd., 
wonach der Jagdſchutz den Schutz des Wildes auch vor wil- 
dernden Hunden und Katzen umfaßt. Wohl aber bleiben 
für § 228 BOB. die Fälle übrig, in denen jemand, der nicht 
Jagdſchutzberechtigter und auch nicht mit Abſchußgenehmigung 
ausgeſtatteter Jagdgaſt iſt (ogl. § 40 Abſ. 3 RJagdch.), zum 
Schutze des Wildes gegen revierende Hunde oder Katzen ein⸗ 
ſchreitet (vgl. u. a. OLG. Kiel: DJ. 1936, 1059). 

OLGR. Dr. K. Schäfer, Berlin. 
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* 49. RG. — 8 580 ZPO. Eine bewußt unwahre uneidliche 
Zeugenausſage bildet keinen Reſtitutionsgrund nach 8 580 
Ziff. 3 ZPO. f) 

Die Parteien waren Eheleute. Ihre Ehe iſt durch das 
Urteil v. 15. Nov. 1934 auf die Klage des Mannes wegen Ehe— 
bruchs der Frau mit dem als Zeugen vernommenen Max P. 
geſchieden, die auf $ 1568 BGB. geſtützte Scheidungswiderklage 
der Frau dagegen abgewieſen worden. Das Urteil iſt mit der 
Verkündung rechtskräftig geworden. Die Verklagte und Wider⸗ 
klägerin hat am 14. Dez. 1936 die auf $ 580 Nr. 3 ZPO. ge⸗ 
ſtutzte Reſtitutionsklage eingereicht. Sie beantragte, das Urteil 
des OLG. aufzuheben, die Klage abzuweiſen und der Wider- 
klage ſtattzugeben. Das OLG. hat die Reſtitutionsklage als un⸗ 
zuläſſig verworfen, das RG. die Rev. zurückgewieſen. 

Die Klage iſt darauf geſtützt, daß durch die Abgabe einer 
eidesſtattlichen Verſicherung im Scheidungsverfahren, auf 
welche das Scheidungsurteil des BG. gegründet ſei, Alfred K. 
ſich einer vorſätzlichen Verletzung der Eidespflicht ſchuldig ge⸗ 
macht habe und deshalb rechtskräftig verurteilt worden ſei. Der 
hierzu vom OLG. feſtgeſtellte Sachverhalt iſt folgender. 

Das LG. hatte die zeugenmäßige Vernehmung des K. über 
folgende Fragen angeordnet: 

3. Unterhielt die Bekl. mit dem Max P. ein Liebesver⸗ 
hältnis? Kam es zwiſchen ihnen zum Geſchlechtsverkehr und zu 
Zärtlichkeiten? 

K. wurde hierüber uneidlich als Zeuge durch den erſuchten 
Richter vernommen, zu den Fragen unter 3 auch Max P. 
Erſterer bejahte die Fragen zu 3 unter Schilderung der ein⸗ 
zelnen Vorgänge, P. verneinte ſie. Das Prozeßgericht beſchloß, 
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daß P. unter nochmaligem Vorhalt der Ausſage des K. zu ver⸗ 
eidigen ſei. Bevor ihm dieſer Beſchluß zuging, reichte der Ehe⸗ 
mann einen Schriftſatz vom 23. Nov. 1933 ein, der mit folgen⸗ 
dem eingeleitet wurde: 

„In Sachen uſw. wird ſeitens des Klägers im Hinblick 
auf die Abſicht des Gerichtes, die beiden Zeugen . gegen⸗ 
überzuſtellen und im Anſchluß daran Beſchluß über die 
Beeidigung zu faſſen, noch folgendes zur Vorbereitung 
des Termins, in dem die Gegenüberſtellung ſtattfinden und 
über die Beeidigung gegebenenfalls beſchloſſen werden ſoll, 
vorgetragen.“ 

Nach Erörterung der Beweislage heißt es dann: 

„Um die ſchweren Bedenken, die gegen eine Beeidigung 
des Zeugen P. beſtehen, noch zu verſtärken und um dem Ge⸗ 
richt die Richtigkeit der diesſeitigen Darſtellung in höchſt mög⸗ 
lichem Maße glaubhaft zu machen, wird in der Anlage über⸗ 
reicht . . . 2. eidesſtattliche Verſicherung des Alfred K. vom 
23. Nov. 1933. Daß K. ſich in der Angabe eines Datums be⸗ 
richtigt, zeigt, mit welcher Sorgfalt der Zeuge K. ſeine Zeugen⸗ 
pflicht erfüllt.“ Die eidesſtattliche Verſicherung war beigefügt. 

Nachdem der Zeuge P. nochmals uneidlich und alsdann 
noch weitere Zeugen vernommen waren, beſchloß das Prozeß⸗ 
gericht in der Sitzung vom 27. Febr. 1934, die Zeugen P. und 
K. zu vereidigen. Nachdem ſie dann wiederholt vernommen 
waren, wurde P. vereidigt, während von der Vereidigung K.s 
abgeſehen wurde. Das LG. wies darauf Klage und Widerklage 
ab, wobei es die Ausſagen der beiden genannten Zeugen als 
etwa gleichwertig und den Beweis für die von K. bekundeten 
Tatſachen, darunter den Ehebruch mit der Bekl. als nicht er⸗ 
bracht bezeichnete. 

In der Berufungsbegründung verwies der Kl. bei Erörte⸗ 
rung der Glaubwürdigkeit des Zeugen K. auf deſſen eingereichte 
eidesſtattliche Verſicherung. Die Beweisaufnahme wurde im Be⸗ 
rufungsverfahren vervollſtändigt, u. a. durch eidliche Verneh⸗ 
mung des Zeugen K. über neue Behauptungen. Im Bu. ſind 
als vorgetragen bezeichnet das Urteil erſter Inſtanz nebſt den 
darin in Bezug genommenen Beweisprotokollen und ſonſtigen 
Urkunden. Als ſolche ſind im landgerichtlichen Urteil die ſämt⸗ 
lichen Schriftſätze angeführt. 

Nach der dem BU. gewordenen Begründung hat das BG. 
die Ehe nur wegen des Ehebruchs der Bekl. mit P. geſchieden. 
Es hat ihn bei Würdigung der Ausſagen anderer Zeugen zu⸗ 
nächſt unter Ausſchaltung der Bekundungen des K. als ſehr 
wahrſcheinlich gemacht bezeichnet und „unter dieſen Umſtänden“ 
kein Bedenken getragen, dem Zeugen K. Glauben zu ſchenken, 
und deshalb den Ehebruch als voll bewieſen erachtet. 

K. iſt ſpäter in einem gegen P. wegen Meineids einge— 
leiteten Strafverfahren als Zeuge eidlich gehört und wegen des 
hierdurch geleiſteten Meineids und wegen falſcher Abgabe der 
hier zur Erörterung ſtehenden eidesſtattlichen Verſicherung vom 
23. Nov. 1933 zu Strafe rechtskräftig verurteilt worden. 

Das OLG. hat die erhobene Reſtitutionsklage als unzu⸗ 
läſſig verworfen, weil das BU. nicht auf die Beeidigung eines 
Zeugniſſes des K. gegründet ſei ($ 580 Nr. 3 ZPO.). Eine 
eidesſtattliche Verſicherung bilde nur dann einen Reſtitutions⸗ 
grund, wenn das Geſetz nur die Glaubhaftmachung fordere 
(§ 294 ZPO.) oder wenn es ſich um den Erſatz der Zeugen⸗ 
ausſage gemäß § 377 Abſ. 3 und 4 ZPO. handle. Keiner dieſer 
Fälle liege vor. Bloße ſchriftliche Erklärungen dritter Perſonen 
über ihre Handlungen und Wahrnehmungen ſeien, auch wenn 
ſie an Eides Statt verſichert wären, von der Benutzung für 
die Urteilsfindung ausgeſchloſſen. Auch ſei der Hinweis der Re⸗ 
ſtitutionsklägerin nicht durchgreifend, die eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rung habe für die Beurteilung der Glaubwürdigkeit des Zeugen 
K. mindeſtens einen „Beweisfaktor“ gebildet und bilden müſſen, 
weil wenigſtens in Scheidungsprozeſſen die Einreichung eides⸗ 
ſtattlicher Verſicherungen zur Unterſtützung uneidlicher Aus⸗ 
ſagen üblich ſei. Allerdings ſei das LG. zur Entgegennahme der 
eidesſtattlichen Verſicherung zuſtändig geweſen. Dabei habe es 
ſich aber nur um eine „Verfahrensmaßnahme“ gehandelt bei 
der Entſch., ob der Zeuge P. zu vereidigen ſei oder nicht. Da⸗ 
gegen habe für die ſpätere Würdigung des Beweisergebniſſes, 
insbeſ. für die Beantwortung der Frage, ob die uneidliche Aus⸗ 
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ſage Kis oder die eidliche des Zeugen P. größeren Glauben ver⸗ 
diene, die eidesſtattliche Verſicherung des K. keine Rolle mehr 
ſpielen können. Dafür, daß das BG. ihr gleichwohl Beweiswert 
beigemeſſen habe, ſei kein Anhaltspunkt vorhanden. 

Die hiergegen erhobenen Reviſionsangriffe können im Er⸗ 
gebnis keinen Erfolg haben. 

Gegründet i. S. des § 580 Nr. 3 3 BO. würde das im 
Scheidungsverfahren erlaſſene Bu. auf die eidesſtattliche Ver— 
ſicherung nur dann ſein können, wenn dieſe die getroffene 
Entſch. allein oder wenigſtens mitbeſtimmt hätte. Das iſt nach 
der Annahme des OLG. nicht der Fall. Bedenken ſind dagegen 
nicht zu erheben. Die Begründung des BU. ergibt deutlich, daß 
die eidesſtattliche Verſicherung bei der Bildung der richterlichen 
Überzeugung außer Betracht geblieben iſt. Allerdings hätte die 
Tatſache, daß der mehrfach als Zeuge vernommene K. die Nic): 
tigkeit ſeiner erſten uneidlichen Bekundung an Eides Statt ver— 
ſichert hatte, für die Bewertung der Zuverläſſigkeit dieſer Aus 
ſage von Bedeutung ſein können. Dieſe Zuverläſſigkeit hat das 
BG. aber ſchon aus anderen Tatſachen entnommen, wie ſie 
ſich aus der Begründung des Urteils ergeben. Es bedurfte dann 
keiner Berückſichtigung der eidesſtattlichen Verſicherung mehr. 
Der Rev. iſt nicht zu folgen, wenn ſie eine Vermutung für 
ihre Verwertung aufſtellen und gar aus dem gewonnenen Er 
gebnis die letztere ableiten will. 

Der Parteivortrag gibt Anlaß, noch dazu Stellung zu neh⸗ 
men, ob auch eine bewußt unwahre Zeugenausſage einen Re⸗ 
ſtitutionsgrund nach § 580 Nr. 3 bilden kann. Denn wenn auch 
die Reſtitutionsklägerin ſich zur Begründung ihrer Klage aus⸗ 
drücklich nur auf die eidesſtattliche Verſicherung des Zeugen 
K. berufen hat, ſo hat ſie weiter doch beim Vortrag des Sach 
verhalts auch die uneidlichen Bekundungen des Zeugen zum 
Gegenſtande der Klagebegründung gemacht und es würde in 
das Gebiet der rechtlichen Würdigung fallen, wenn daraus das 
Vorhandenſein eines unter $ 580 Nr. 3 fallenden Reftitutions- 
grundes hergeleitet werden könnte. Die zur Erörterung ge 
ſtellte Frage iſt indes zu verneinen. Das Geſetz hat die Reſti 
tutionsklage in ſorgfältiger Einzelregelung auf beſtimmte Fälle 
beſchränkt. Zu ihnen gehört die nachträglich als bewußt un— 
wahr feſtzuſtellende uneidliche Zeugenausſage nicht. Der in an⸗ 
deren Punkten geänderte $ 580 ZPO. iſt inſoweit durch die 
Novelle zur ZPO. vom 27. Okt. 1933 unberührt geblieben, ob⸗ 
wohl ſein Anwendungsgebiet durch die gleichzeitige Beſeitigung 
des grundſätzlichen Erforderniſſes der Beeidigung von Zeugen— 
ausſagen erheblich eingeſchränkt wurde (8 391 3 PO.) Es würde 
eine nicht tragbare Rechtsunſicherheit begründen, wollte man 
aus dem allgemeinen Streben nach Gerechtigkeit ſchließen, daß 
der Geſetzgeber es den Gerichten habe überlaſſen wollen, die 
dem Geſetz zugrunde liegenden Gedanken bei einem Rechtsbe 
helf fortzuentwickeln, der einer genauen geſetzlichen Abgrenzung 
nicht entraten kann, zumal $ 581 das beſondere, bei uneidlicher 
Ausſage nicht zu erfüllende Erfordernis ſtrafrechtlicher Verur— 
teilung aufſtellt. Es würde ſich dabei nicht mehr um eine ſinn 
gemäße Auslegung des Geſetzes, ſondern um ſeine Ausdehnung 
auf Fälle handeln, die der Geſetzgeber trotz ihrer Kenntnis ſich 
nicht entſchloſſen hat als Reſtitutionsgründe anzuerkennen. 

Für eine Anwendung des § 580 Nr. 4 3 PO bietet der 
vorgetragene Sachverhalt keine Unterlage. 

(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 30. Sept. 1937, IV 114/37.) e.] 


Aumerkung: I. Das vorliegende Urteil nimmt zu einer 
Frage Stellung, welche für die Durchſetzung der Gerechtig 
keit in der Zwilrechtspflege von weſentlicher Bedeutung iſt. 
Da ſeit der Novelle v. 27. Okt. 1933 die meiſten Zeugen in den 
Zivilprozeſſen nur noch uneidlich vernommen werden, ſo 
iſt ſelbſt bei gröbſter Wahrheitsverletzung eine Wiederauf— 
nahme des Zivilprozeſſes auf dem Wege über ein Strafver 
fahren gegen die Zeugen nur ſelten möglich. Nur für die 
Vermögensſtreitigkeitkeiten kommt hier der Weg über ein 
Verfahren wegen Prozeßbetruges in Betracht (vgl. 
darüber Siegert: JW. 1936, 3495 und 1937, 208). Im 
vorliegenden Falle muß dieſer Weg aber ausſcheiden, da der 
lügende Zeuge im Eheſcheidungsprozeß keine Bereicherungs⸗ 
abſicht zu verfolgen pflegt und auch die richterliche Eheſchei 
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dung nicht als Vermögensverfügung angeſehen werden kann. 
Die Möglichkeit einer Wiederaufnahme wegen falſcher un⸗ 
eidlicher Zeugenausſagen bei Nichtvermögensſtreitigkeiten 
hängt daher ausſchließlich von der Frage ab, ob hier eine 
Wiederaufnahme des Zivilprozeſſes ohne die Zwiſchenſchal⸗ 
tung eines Strafverfahrens möglich iſt. Das RS. hat in der 
vorliegenden Entſch. zu dieſer Frage erſtmalig Stellung ges 
nommen; es hat fie verneint. In gleicher ablehnender Rich⸗ 
tung liegt eine Eutſch. des LG. Potsdam (JW. 1936, 3494) 
und ein Aufſatz von Weigelin (JW. 1937, 207). Gegen 
beide habe ich Stellung genommen (JW. 1936, 3495 u. 1937, 
208) und habe ſchon für das geltende Recht eine Fortentwick⸗ 
lung gefordert. Dieſe Forderung möchte ich angeſichts der 
vorliegenden Eutſch. mit Nachdruck wiederholen. 

Das RG. beruft ſich, wie ſchon das LG. Potsdam, vor 
allem auf das Schweigen des Geſetzgebers v. 27. Okt. 1933. 
Vor einer Verallgemeinerung dieſes argumentum e contrario 
kann nicht nachdrücklich genug gewarnt werden (vgl. dazu 
jüngſtens Klee: Akadzz. 1937, 696 f.). Seine Durchführung 
würde jeden Fortſchritt der Rechtserneuerung lähmen. Der 
Führer gibt den Willen zu einer Erneuerungsmaßnahme nicht 
deshalb kund, damit die weitere Entwicklung ſteheubleibe, ſon⸗ 
dern damit ſie fortſchreite. Der Geſetzgeber denkt oft nicht an 
alle negativen Rückwirkungen ſeiner Entſcheidungen oder er 
kann die künftige Entwicklung nicht vorausſehen. Er läßt oft 
bewußt Lücken, um die Entwicklung offenzuhalten. Gerade im 
nationalſozialiſtiſchen Umbruch des Rechts, bei der gefteiger- 
ten Verantwortung des Richters iſt ſtets hieran zu denken. 
Das Gerechtigkeitsſtreben und die innere Autorität der Ge⸗ 
richte erfordern aber, eine auf Täuſchung aufgebaute Ent⸗ 
ſcheidung nach Möglichkeit zu beſeitigen. 

Der geeignete Weg hierfür iſt eine entſprechende An— 
wendung des 8580 Ziff. 3 ZPO. An Stelle der früheren 
eidlichen Zeugenvernehmung iſt heute als Regel die uneidliche 
Vernehmung getreten. Wenn ſchon früher das Gerechtigkeits⸗ 
Ireben den Geſetzgeber bewog, ein auf Lügen aufgebautes 
rechtskräftiges Urteil zu beſeitigen, fo muß das erſt recht heute 
gelten, wo an die Stelle der formalen Autorität die in nere, 
ſachliche Autorität getreten iſt. 

Bei ſinngemäßer Anwendung des 8 580 Ziff. 3 BD. 
muß das Erfordernis vorausgehender ſtrufgerichtlicher Ver 
urteilung des Zeugen entfallen. Gegen eine zügelloſe Aus— 
weitung der Reſtitutionsklage ſchützt aber ſchon die Ein— 
monatsfriſt in 8586 ZPO. und die Vorſchrift in 8582 RD, 
wonach ein Wiederaufnahmegrund nicht geltend gemacht wer- 
den kaun, wenn er ſchon im bisherigen Verfahren vorgebracht 
werden konnte. — Mit § 580 Ziff. 3 kann daher ohne Ge: 
ak der Rechtsſicherheit die Gerechtigkeit durchgeſetzt 
wperden. 

II. Die Ungerechtigkeit der vom Rah. gebilligten Entſch. 
und die Notwendigkeit einer entſprechenden Anwendung von 
$ 580 Ziff. 3 BO. wird durch die beſonderen Umſtände des 
vorliegenden Falles noch beſonders unterſtrichen. Das an- 
gefochtene Urteil ſtützt ſich maßgeblich auf die Ausſage eines 
Zeugen, der wegen nachträglichen Meineides über andere Be- 
hauptungen und wegen Abgabe einer falſchen eidesſtattlichen 
Verſicherung über den unmittelbaren Gegenſtand feiner un— 
eidlichen Zeugenvernehmung rechtskräftig verurteilt worden 
it. Das Zivilurteil, welches dieſen Zeugen für glaubwürdig 
erklärt, ſteht alſo zu dem Strafurteil in ſchroffem Wider- 
ſpruch. Meines Erachtens iſt dies für die Rechtsſicherheit viel 
abträglicher als die formale Aufrechterhaltung eines offen 
kundig falſchen Urteils — von der Gerechtigkeit ganz zu 
ſchweigen. 

III. Das Roß. hätte aber m. E. auch von ſeinem zu I 
beſprochenen Standpunkt aus dies höchſt unerfreuliche Ergeb- 
nis vermeiden können. Es hätte ſich die Möglichkeit ver 
ſchaffen können, unter wortgetreuer Auslegung des § 580 
Ziff. 3 3PO. zu einer Wiederaufnahme und damit zu einer 
gerechten Eutſcheidung zu gelangen. 

RO. und OLG. nehmen zwar an, daß die falfche un 
eidliche Ausſage des Zeugen K. von weſentlicher Bedeutung 
für die Entſcheidung des Prozeſſes geweſen ſei. Sie lehnen 
aber die Annahme ab, daß hierbei die eidesſtattliche Verſiche⸗ 
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rung der Ausſage eine Rolle geſpielt habe. Meines Erachtens 
iſt dieſe Stellungnahme bedenklich. Denn trotz des Schweigens 
der Urteilsgründe des OLG. im Hauptprozeß iſt es durchaus 
möglich, daß die eidesſtattliche Verſicherung bei der Bildung 
der richterlichen Überzeugung eine Rolle geſpielt hat. Hier⸗ 
für ſpricht insbeſondere, daß nach der Gegenüberſtellung der 
Zeuge P. vereidigt worden iſt, der Zeuge K. aber unver⸗ 
eidigt geblieben iſt. 


Beſteht aber nur die Möglichkeit, daß die eidesſtatt⸗ 
liche Verſicherung mitberückſichtigt worden iſt, ſo kann das 
Urteil auf ihr mit beruhen. Das muß aber für die Re⸗ 
ſtitutionsklage genügen. Ebenſo wie bei der Reviſion die 
Möglichkeit einer Kauſalität der Geſetzesverletzung genügt 
(vgl. Jonas, „ZPO.“, 14. Aufl., § 549, V mit dort angef. 
Entſch.), muß auch bei 8 580 Ziff. 3 die Möglichkeit der Kau⸗ 
falität genügen. Der Nachweis zwingender Urſächlichkeit wäre 
eine probatio diabolica. 


Das RS. hätte alſo in jedem Falle den hier vorliegen⸗ 
den Widerſpruch zwiſchen zwei gerichtlichen Entſcheidungen 
und die Ungerechtigkeit des Ergebniſſes vermeiden können. 
Gegen die vorliegende Entſch. beſtehen aber ſowohl hinſicht⸗ 
lich der Begründung wie hinſichtlich des Ergebniſſes erheb- 
liche Bedenken. 


Prof. Dr. Karl Siegert, Göttingen. 


Reichsfinanzhof 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt 


50. 8 40 UrkStcs. Bei einer Verſteigerung i. S. von § 40 
Urk StG. iſt der fi aus der Niederſchrift über die Verſteigerung 
ergebende Geſamterlös ſteuerpflichtig. 


Streitig iſt, ob bei Verſteigerungen einer öffentlichen Pfand⸗ 
leihanſtalt die Urkundenſteuer nach dem ſich aus der Niederſchrift 
über die Verſteigerung ergebenden Geſamterlöſe oder von den 
Einzelerlöſen der verſteigerten Gegenſtände unter Berückſichtigung 
von 8 4 Abſ. 1 Ziff. 1 UrkStch. zu berechnen iſt. 


Die Vorbehörden haben die Steuerpflicht im erſteren Sinne 
bejaht. 


Die RBeſchw. des Oberbürgermeiſters iſt unbegründet. 


Nach 81 Ziff. 1 UrkStch. unterliegen die in dieſem Geſetz 
bezeichneten Rechtsgeſchäfte und ſonſtigen Rechtsvorgänge (88 12 
bis 44 Urt.) der Urkundenſtener, wenn über fie im Inlande 
eine Urkunde errichtet worden iſt. In dieſem Sinne ſind nach 
§ 40 Abſ. 1 Verſteigerungen allgemein ſteuerpflichtig. Die Steuer⸗ 
pflicht entſteht, ſoweit es ſich nicht um eine gerichtliche Zwangs⸗ 
verſteigerung handelt, mit Errichtung der Niederſchrift über die 
Verſteigerung (§ 40 Abſ. 2 Ziff. 2 UrtStéz.). Zur Klärung der 
hier zur Entſch, ſtehenden Frage bedarf es zunächſt der Beſtim⸗ 
mung des Begriffes „Verſteigerung“ t. S. des § 40 UrkSté. Wie 
in der Begründung zum Geſetz (RStBl. 1936, 511) näher dar⸗ 
gelegt iſt, hat ſich das Geſetz hinſichtlich der Beſteuerung der 
Verſteigerungen grundſätzlich dem PrStempStch. angeſchloſſen. 
Nach der hier in Betracht kommenden Tarifſtelle 3 des PrStemp⸗ 
Stg. find Auktionen, d. h. Beurkundungen von Verſteigerungen 
von nicht zu den unbeweglichen Sachen gehörigen Gegenſtänden 
grundſätzlich ſteuerpflichtig. Die Stempelabgabe war abweichend 
von dem Urkundenſtempel für Vertrage nicht auf die Beurkun⸗ 
dung der einzelnen Veräußerungsgeſchäfte, aus denen ſich die 
Anktion zuſammenſetzte, ſondern auf die ſchriftliche Darlegung 
des Geſamtherganges der Verſteigerung gelegt. In der Tarifvor⸗ 
ſchrift heißt es nämlich, daß der Stempel von dem Geſamterlöſe, 
d. h. der Summe derjenigen Gebote, für welche die einzelnen 
verſteigerten Gegenſtände zugeſchlagen wurden, abzüglich der 
Koſten zu erheben ſei. Hierbei machte es keinen Unterſchied, ob 
die Verſteigerung für Rechnung oder auf Veranlaſſung verſchie⸗ 
dener Perſonen ſtattfand. Die Anwendbarkeit der Stempelſteuer⸗ 
befreiung des 84 Abſ. 1a Prötemp&tG. auf die Steuerpflicht 
der Verſteigerung hing deshalb auch nicht davon ab, welchen Er⸗ 
lös die einzelnen zur Verſteigerung gelangten Gegenſtände er⸗ 
bracht hatten, ſondern davon, ob der Geſamterlös nach Abzug der 


Koſten 150.@.M überftiegen hatte oder nicht (ſiehe Erläuterungs⸗ 
bücher zum PrStempStcß. von Hummel⸗Specht, Bemer⸗ 
kung 38 zu Tarifſtelle 9 S. 534 und 538 und Loeck⸗Eiffler, 
Bemerkung zu Tarifſtelle 9 S. 175). 


Der Begriff „Verſteigerung“ muß für das UrkStcg., dem 
das PrStempStG., wie bereits erwähnt, als Vorbild gedient hat, 
ebenſo ausgelegt werden. Auch das UrfSt®. beſteuert die Ver⸗ 
ſteigerung als beſonderen Rechtsvorgang. Die Entſtehung der 
Steuerpflicht ſetzt gleichfalls die Errichtung einer Niederſchrift 
über die Verſteigerung als ſolche voraus. Hieraus muß aber ge⸗ 
folgert werden, daß der geſamte einheitliche Verſteigerungsher⸗ 
gang, wie er in der Niederfchrift feinen Niederſchlag gefunden 
hat, den Gegenſtand der Verſteuerung bildet und nicht etwa die 
einzelnen Rechtsakte, aus denen ſich der in der Niederſchrift wie⸗ 
dergegebene Verſteigerungsvorgang zuſammenſetzt. Das bedingt 
aber weiter, daß die in Abſchnitt 1 der Allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen ſtehende Vorſchrift des § 10 Abſ. 1 UrkStG., wonach, wenn 
mehrere ſteuerpflichtige Rechtsgeſchäfte in einer Urkunde enthalten 
find, die Steuer für jedes Rechtsgeſchäft erhoben wird, im Rah⸗ 
men des beſonderen Steuertatbeſtandes des § 40 nicht zur An⸗ 
wendung kommen kann. Die Beſteuerung muß alſo wie im Pr⸗ 
StempSt®. nach dem in der Niederſchrift über die Verſteigerung 
erzielten Geſamterlös berechnet werden. Nur ſoweit dieſer ſelbſt 
unter der Grenze von 150 . iſt, tritt ſachliche Steuerbefreiung 
nach 84 Abſ. 1 Ziff. 1 ein. Ob die Einzelerlöſe für die verſtei⸗ 
gerten Gegenſtände unter dieſer Grenze liegen, iſt unerheblich. 
Mit der hier entwickelten Auffaſſung ſtehen im Einklang die Er⸗ 
läuterungsbücher zum UrkStG. von Boruttau, Bem. 4 zu 
840 Urk StG. und Kullat, Bemerkung 5 zu § 40 UrkStG. Ob 
die Steuer dadurch, wie die RBeſchw. meint, leicht umgangen 
werden kann, daß über jeden einzelnen Gegenſtand eine beſon⸗ 
dere Niederſchrift aufgenommen wird oder eine Niederſchrift über 
die Verſteigerung überhaupt unterbleibt, braucht hier nicht er⸗ 
örtert zu werden. Die gegenteilige Auffaſſung der RBeſchw. über 
die Verſteuerung der Verſteigerung läßt ſich auch nicht aus 8 40 
Abſ. 5 Ziff. 2 herleiten, wonach bei einer nichtgerichtlichen Ver⸗ 
ſteigerung der Verſteigerer und ſein Auftraggeber Steuerſchuldner 
find. Der Umſtand, daß ein Auftraggeber, der z. B. einen Gegen: 
ſtand im Werte von nicht mehr als 150 e hat verſteigern 
laſſen, als Steuerſchuldner für die Steuerſchuld haftbar gemacht 
werden kann, bedingt nicht, daß deshalb auch die Einzelerlöſe den 
Gegenſtand der Verſteuerung bilden müßten. 


(NFH., 2. Sen., Urt. v. 8. Okt. 1937, II A 79/37 8.) 


* 


x 51. 88 1 Nr. 3, 4 Abſ. 2 WechſStG. 1935. Übergibt ein Kre⸗ 
ditnehmer bei Diskontierung eines Wechſels dem Kreditgeber noch 
mehrere Wechſelalzepte mit der Vereinbarung, daß der Kredit⸗ 
geber ſie bei Verlängerung des Kredits vervollſtändigen darf, ſo 
werden die Akzepte mit der Aushändigung an den Kreditgeber 
wechſelſteuerpflichtig. Werden ſie ſpäter nicht benutzt oder verrin⸗ 
gert ſich der Kredit gegenüber der eingetragenen Wechſelſumme, ſo 
beſteht kein Erſtattungsanſpruch. f) 


Die R.⸗Bank hat im Mai 1933 für die Gewährung von Dis⸗ 
kontkrediten zur Flüſſigmachung von Oſthilfeentſchuldungsbriefen 
„Allgemeine Bedingungen“ aufgeſtellt. Nach dieſen wird der Kre⸗ 
dit in Anſpruch genommen durch Einreichung eines Wechſels, der 
von dem Kreditſuchenden angenommen und an die Order der 
Bank geſtellt iſt; der Wechſel muß eine Laufzeit bis zu 3 Mona- 
ten haben; die Ausſtellerunterſchrift gibt die Bank. Dieſe diskon⸗ 
tiert den Wechſel; zur Sicherung des Kredits ſind ihr die Entſchul⸗ 
dungsbriefe zu übereignen. In Nr. 6 der Bedingungen heißt es: 


Die Bank iſt grundſätzlich bereit, den Diskontkredit bis zu 
dem Termin, an dem die Tilgung der ſicherungsweiſe übereigne⸗ 
ten Entſchuldungsbriefe durch Ausloſung oder Rückkauf erfolgt, zu 
prolongieren. Um das Prolongationsverfahren möglichſt zu ver⸗ 
einfachen, ſind gleichzeitig mit dem Erſt⸗Wechſel die für die vor⸗ 
ausſichtliche Laufzeit des Kredits erforderlichen Prolongationswech⸗ 
ſel mit einzureichen. Die Zahl der Prolongationsabſchnitte beſtimmt 
die Bank. Auf dieſe Abſchnitte finden die Beſtimmungen der Ziff. 3 
entſprechend Anwendung mit der Maßgabe, daß die Ausſtellungs⸗ 
und Verfalldaten unausgefüllt bleiben; die Bank iſt ermächtigt, 
die Ausfüllung dieſer Daten vorzunehmen. Sie verpflichtet ſich, 
jeweils bei Ablauf des Vorwechſels nur einen Wechſel mit den 
entſprechenden Daten auszufüllen und als Kreditunterlage zu ver⸗ 
wenden. Die übrigen Prolongationsabſchnitte werden jeweils bis 
zur Ausfüllung des neuen Abſchnitts treuhänderiſch von der Bank 
verwahrt. Ein Rechtsanſpruch auf Prolongation beſteht gegenüber 
der Bank nicht. 
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Nr. 7 Abſ. 2: 


Nach Einlöſung des Wechſels werden die übereigneten Ent⸗ 
ſchuldungsbriefe dem Darlehnsnehmer zuſammen mit dem entwer⸗ 
teten Wechſel und den nicht verbrauchten Prolongationsabſchnitten 
zurückgegeben. 


Auf Grund dieſer Bedingungen hatte der Veſchwey. im Jan. 
1934 einen Diskontbrief von 45 000 % von der Bank erhalten 
und ihr 20 Wechſelakzepte, je auf 54 100 Kl lautend, übergeben, 
von denen eines als Erſt⸗Wechſel, die übrigen als Prolongations⸗ 
wechſel dienen ſollten. Zu den Akzepten find Wechſelvordrucke der 
Bank benutzt; in Abweichung von den Allgemeinen Bedingungen 
iſt auf allen der 30. Jan. 1934 als Ausſtellungstag eingetragen. 
Jedes Stück wurde im Jan. 1934 mit 45,10 .F. verftenert, Die 
Bank verlängerte den Kredit vierteljährlich und vervollſtändigte je⸗ 
weils ein Akzept durch Vollziehung der Ausſteller⸗Unterſchrift und 
Eintragung der Verfallzeit. Durch Ausloſung eines Teiles der 
üͤbereigneten Entſchuldungsbriefe verminderte ſich der Kredit auf 
34 900 Sal, ſpäter 34 500 , und wurde früher als zunächſt 
erwartet vollſtändig abgelöſt; der Beſchwß. erhielt 14 nicht be⸗ 
nutzte Akzepte zurück. Im Dez. 1935 beantragte er Erſtattung der 
Steuer für die 14 unbenutzten Stücke (631,40 , und der 
Steuer, ſoweit ſie bei den benutzten Stücken auf die eingeloſten 
Kreditbeträge entfällt (41,80 ., zuſammen 673,20 %. 


Die Vorinſtanzen haben den Antrag mit Recht abgelehnt. 
Nach 8 2 WechſStG. 1930 iſt als Wechſel i. S. des WechſStcg. 
auch eine Schrift anzuſehen, die nicht alle weſentlichen Erforder⸗ 
niſſe eines Wechſels enthält, wenn ſie einem anderen mit der Er⸗ 
maächtigung übergeben wird, die fehlenden Erforderniſſe zu er⸗ 
gänzen. Wie Nr. 6 der Allgemeinen Bedingungen der R. Bank 
unzweifelhaft ergibt, haben die Beteiligten eine ſolche Ermächti⸗ 
gung für die Bank bei Übergabe der 20 Akzepte an ſie vereinbart. 
Wenn die Bank den Kredit verlängert, kann fie unabhän gi a 
von dem Willen des Befhmf. von der Ermächtigung 
Gebrauch machen, eben weil die Ermächtigung ſchon bei Über⸗ 
gabe der Akzepte vereinbart worden iſt. Der Beſchwif. kann die 
Akzepte nicht etwa jederzeit von der Bank zurückverlangen, wie 
es bei einer bloßen Verwahrung der Fall fein würde (§ 695 
Beh.). Die Bank kann vielmehr gemäß jener vereinbarten Er⸗ 
mächtigung von ihnen Gebrauch machen. Dieſe Vereinbarung 
macht die Akzepte zu Wechſeln i. S. des 8 2 und macht ihre Mber- 
gabe au die Bank zur Aushändigung i. S. des § 5. Die Steuer: 
ſchuld für alle Stücke iſt daher im Jan. 1934 entſtanden. 


Der RF. hat ſchon in ähnlichen Fällen die Steuerpflicht be⸗ 
jaht (Entſch, des Ri. II A 1153/24 v. 24. Febr. 1925: StW. 
1925 Nr. 337; RH. II A 57/6 v. 23. März 1926: StW. 1926 
Nr. 357 = Kartei, Rechtsſpr. 3 und 4 zu § 2 Wehfet®.). In 
dem letztgenannten Urteil wird ausgeführt, daß die Vorſchrift des 
52 gerade mit Rückſicht auf Fälle dieſer Art hinzugefügt worden 
ift; wollte das Geſetz Anſpruch auf die Wechſelſtener nur erbeben, 
jo wäre 82 vollſtändig überflüſſig. Damit erledigt ſich auch der 
Einwand des BeſchwF., daß die Bejahung der Steuerpflicht ſich 
nicht mit dem Rechtsempfinden und den Grundſätzen einer mate 
riell gerechtfertigten Beſteuerung vereinbare. 


Auch die nachträgliche Verringerung der Kreditſumme recht 
fertigt nicht die Erſtattung der darauf entfallenden Steuer. Die 
Steuerſchuld iſt, wie dargelegt, mit Übergabe der Atzepte an die 
Bank im Jan. 1934 entſtanden; die in dieſem Zeitpunkt eingetra— 
gene Wechſelſumme von 45 100 “ iſt daher der Beſteuerung 
zugrunde zu legen. 


Die gleiche Entſch. würde nach der neuen Faſſung des Wechſ 
StG. v. 2. Sept. 1935 zu treffen fein (vgl. 88 1 Nr. 3, 4 Abſ. 2). 


(RFS., 2. Sen., Urt. v. 13. Ang. 1937, II A 302/36 8.) 


Anmerkung: Da das WechſStch. nach feinem Zweck formell 
auszulegen iſt, ſo konnte das Urteil nicht anders ausfallen. Ent⸗ 
ſtanden iſt allerdings die ſteuerliche Laſt durch die Bedingungen 
der Bank, die zur „Vereinfachung“ des Prolongationsgeſchafts ſich 
die ſämtlichen Prolongationswechſel von vornherein einreichen ließ. 
Es iſt zu hoffen, daß die Banken das Urteil zum Anlaß nehmen, 
von dieſem unzweckmäßigen Verfahren abzuſehen und es den Wech- 
ſelſchuldnern zu überlaffen, ihnen die Prolongationspapiere jeweils 
rechtzeitig vor der Fälligkeit der alten Wechſel einzuſenden. Das 
Ergebnis des Urteils entſpricht nicht dem wirtſchaftlichen Zweck 
des Geſetzes, aber dieſer wirtſchaftliche Zweck iſt hier nicht durch 
die Steuerbehörde, ſondern durch die Beteiligten ſelbſt geftürt 
worden 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


x 52. 88 1, 2 Abſ. 1, 6 Abſ. 1 VeriSt®, Die Beiträge an 
einen Verein, der ſeinen Mitgliedern Rechtsberatung und Erſtat⸗ 
tung der Prozeßkoſten gewährt, unterliegen in voller Höhe der 


Berſicherungſteuer. 7) 


Mitglieder des beſchwerdeführenden T. Vereins find Rec 
der; die Leiſtung des Vereins beſteht in Rechtsſchutz (Rechtsbera⸗ 
zung und Prozeßführung); hat der Verein einen Rechtsſtreit vor⸗ 
behaltlos übernommen, ſo trägt der Verein im Verluſtfall alle 
Koſten. Die Mitglieder zahlen Beitrage nach Größe und Zahl der 
angemeldeten Schiffe. Die Vorinſtanzen ſehen das Rechtsverhält⸗ 
nis zwiſchen dem Verein und ſeinen Mitgliedern als Rechtsſchutz⸗ 
oder Prozeßkoſtenverſicherung an und haben die Mitgliedsbeiträge 
nach dem Sach von 5% zur Verſicherungſteuer herangezogen (88 1, 
2 Abſ. J, 6 Abl. VerſSteh. 1922). Sie berufen ſich auf das Urteil 
des NG. 11 4578/7 v. 13. Jan. 1928, Kartei, Rechtsſprüche 5 
bis 7 zu $1 VerſStch. 

Der Beſchwez. wendet ein, er übe die Tätigkeit eines ge⸗ 
meinſamen Syndikus ſeiner Mitglieder aus; hieraus erwachſe orga⸗ 
niſch die Erſtattung der Koſten, die damit der Selbſtändigkeit ent⸗ 
behre, die zum Vorliegen einer Verſicherung erforderlich ſei. Die 
rechtsberatende Tätigkeit überwiege; in dem hier fraglichen Ge⸗ 
ſchäftsjahr 1934 hätten die erſtatteten Anwalts- und Prozeßkoſten 
nur 16 600 %% betragen gegenüber 35 000 «,# allgemeinen Un 
fojten. Allenfalls könnte nur ein Betrag in Höhe der erſtatteten 
Koſten gemäß $7 Abſ. 4 VerſStcz. der Verſicherungſteuer unter⸗ 
worfen werden. 


Dieſen Ausführungen kann nicht zugeſtimmt werden. Die 
Tätigkeit des BeſchwF. unterſcheidet ſich grundſätzlich nicht von der 
eines Unternehmens, das Prozeßkoſtenverſicherung betreibt. Dieſe 
iſt ein im Rechtsverkehr anerkaunter Verſicherungszweig (vgl. z. B. 
die Allgemeinen Bedingungen einer ſolchen Verſicherung in den 
NAuffAPrivVerſ. 1936, 106). Auch der Prozeßkoſtenverſicherer ge⸗ 
währt in erſter Linie Rechtsſchutz (Rechtsberatung und Prozeßfüh⸗ 
rung. Er darf Vergleichsverhandlungen führen und kann die 
übernahme von Prozeſſen, die er für ausſichtslos hält, ablehnen, 
ſo daß auch bei ihm die Koſtenerſtattung der weniger häufige Fall 
it. In dein erwähnten Rechtsſtreit 11 A 578/27 hat der dort be⸗ 
ſchwerdeführende Verein ebenfalls eingewendet, daß es infolge ſei⸗ 
ner rechtsberatenden und vermittelnden Tätigkeit noch nicht zu 
einer Koſtenerſtattung gekommen ſei. Gleichwohl kann auch dort 
an dem Vorliegen einer Verſicherung nicht gezweifelt werden. 


Nun iſt zuzugeben, daß zum Unterſchied von der vorl. Sache 
in dem Fall II A 578/27 die Rechts beziehungen zwiſchen dem 
Verein und ſeinen Mitgliedern auch der Form nach eindeutig als 
Verſicherung geſtaltet ſind. Es kann aber dahingeſtellt bleiben, 
ob die Vereinbarung zwiſchen einer Anzahl von Berufsgenoſſen, 
gemeinſam einen Anwalt mit ihrer Rechtsberatung zu betrauen 
und gemeinſam die dadurch entſtehenden Koſten einſchließlich der 
Prozeßkoſten zu tragen, ſtets eine Verſtcherung im eigentlichen 
Sinne und mithin die Steuerpflicht nach § 1 VerſStc. benrün- 
det iſt. Denn § 2 Abſ. 1 Verst. unterwirft der Verſicherungs⸗ 
ſteuer auch verſicherungsähnliche Vereinbarungen, d. h. Verein⸗ 
barungen, die den Gegenſtand einer Verſicherung bilden können. 
Wie dargelegt, beſteht kein Zweifel, daß die Vereinbarungen zwi⸗ 
ſchen dem Beſchweß. und feinen Mitgliedern Gegenſtand einer 
Verſicherung, namlich einer Rechtsſchutz⸗ oder Prozeßkoſtenverſiche⸗ 
rung, ſein könnten. Deshalb iſt es auch unerheblich, ob der 
Beſchwff. der Verſicherungsauſſicht unterliegt oder nicht. 

Auch 57 Abſ. 4 Verſ Sich. iſt nicht anwendbar. Wie bei der 
Prozeßkoſtenverſicherung die Leiſtung des Verſicherers Koſtenerſtat⸗ 
tung und Rechtsſchutz umfaßt, ſo iſt auch die Leiſtung des Beſchw z. 
eine einheitliche. 

Die Mitgliedsbeiträge unterliegen daher in voller Höhe der 
Verſicherungſteuer. 


(REP, 2. Sen., Urt. v. 17. Sept. 1937, 1 A 21/87 8.) 


Anmerkung: Die Rechtsſchutz, oder Prozeßtoſtenverſicherung 
iſt verſicherungſteuerpflichtig. Die Verſicherungſteuerpflicht entfällt 
auch nicht, wenn zur Freihaltung der Mitglieder von Rechtsſchutz 
oder Prozeßkoſten ein gemeinſamer Syndikus der Mitglieder eine 
entſprechende Tätigkeit ausübt. Zum mindeſten handelt es ſich um 
verſicherungsähnliche Vereinbarungen (§ 2 VerſStch.), die die Ver⸗ 
ſicherungſteuer auslöfen. Tatbeſtandsmerkmal der Verſicherung⸗ 
teuerpflicht iſt nicht das Vorliegen einer Verſicherungsaufſicht. Es 
bleibt alſo bei dem Abſchluß von Verträgen, durch die gewiſſe Ver⸗ 
luſte oder Schadensverbindlichkeiten gemeinſam getragen werden 
ſonnen und die den Gegenſtand einer Verſicherung bilden kön⸗ 
nen, ſtets die Frage der Verſicherungſteuerpflicht zu prüfen! 

RA. Dr. Dr. Mego w, Küſtrin. 
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x 53. 88 1, 5 Abſ. 1 Nr. 6, 8 Nr. 8 VerſStG. 1932. 
1. Penſionsausgleichskaſſen unterliegen der Verſicherungſteuer 


auch dann, wenn den Arbeitnehmern keine Verſorgungsanſprüche 
gegen die Arbeitgeber zuſtehen. 


2. Der Steuerſatz für Verſicherungen bei Penſionsausgleichs⸗ 
kaſſen privater Arbeitgeber iſt 2%, nicht 5. Der abweichende 
Standpunkt in den Urteilen RF. 34, 72; 13, 34 wird auf⸗ 
gegeben. 


3. Penſionsausgleichskaſſen ſind keine Penſionskaſſen im 
Sinne der Befreiungsvorſchriſt des §8 Nr. 8 VerStG. 1922. f) 


Die Beamten⸗Penſionskaſſe X. iſt ein eingetragener Verein; 
Mitglieder find nur die Werke, nicht die Augeſtellten. Die Kaſſe 
ſoll den Angeſtellten bei Dienſtunfähigkeit oder Vollendung des 
65. Lebensjahres und nach ihrem Tode den Witwen und Sun: 
dern eine laufende Beihilfe gewähren. Ein Rechtsanſpruch darauf 
beſteht nicht; die Beihilfen werden nur nach Maßgabe der vorhan⸗ 
denen Mittel gewährt. Die Beihilfen und die Verwaltungskoſten 
werden durch Umlagen von den Mitgliedern gedeckt; die Angeſtell⸗ 
ten tragen nicht dazu bei. Die Umlagen werden berechnet durch 
Gegenüberſtellung der Beihilfen, die im Laufe des Jahres an 
Penſionsempfänger tatſächlich gezahlt worden ſind, und der Bei⸗ 
hilfen, die zu zahlen geweſen wären, wenn die noch im Dienſt 
befindlichen Angeſtellten am 31. Dez. des Umlagejahres in den 
Ruheſtand getreten wären. Der Augeſtellte beantragt die Beihilfe 
bei dem Mitgliedswerk, das den Antrag mit ſeiner Stellungnahme 
an den Vorſtand der Kaſſe weiterreicht. Dieſer entſcheidet endgul⸗ 
tig unter Ausſchluß des Rechtsweges. 


Das Fin A. hat angenommen, daß zwiſchen der Kaſſe und 
den Mitgliedswerken ein Verſicherungsverhältnis i. S. des 86 
Abſ. 1 Halbſ. 1 VerſStcd. 1922 vorliege, und hat von den Um⸗ 
lagen des Zeitraums 1. Jan. 1930 bis 31. März 1986 nach dem 
Steuerſatz don 5% 328 080,30 .2.H Verſicherungſteuer gefordert. 
Auch das Fincher. nimmt ein Verſicherungsverhältnis im Sinne 
des Verſ Sli. zwiſchen der Kaſſe und den Werken an, ſieht aber 
darin eine Lebensverſicherung, die nach 85 Abſ. 1 Nr. 6 Verſ⸗ 
StG. nur einem Steuerſatz von 2%o unterliege; das Finder. ſetzt 
demgemäß die Steuer auf 135 104,10 K herab. Die Befreiungs⸗ 
vorſchrift des 88 Nr. 8 Verſ StG. hält das FinGer. nicht für an⸗ 
wendbar, weil die Kaſſenbeiträge nicht auf Grund des Arbeits— 
vertrages geleiſtet würden. 


Sowohl die Kaſſe wie auch das Fin A. haben RBeſchw. ein⸗ 
gelegt. Beide Beſchw. ſind nicht begründet. 


I. Es iſt unſtreitig, daß den Angeſtellten der Mitgliedswerke 
und ihren Hinterbliebenen kein Rechtsanſpruch auf die Beihilfe 
zuftebt; fie find auch an den Koſten der Kaſſe nicht beteiligt (Nr. 12 
des Merkblattes der Kaſſe, § 3 der Satzung). Wohl aber ſteht den 
Werken ein Anſpruch gegen die Kaſſe auf Zahlung der Beihilfen 
zu. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dies ein Rechtsanſpruch ift, 
der im ordentlichen Rechtsweg verfolgt werden kann. Denn nach 
der ſtändigen Rſpr. des RF. liegt ein Verſicherungsverhältnis 
im Sinne des VerſStGG. ſchon daun vor, wenn nach Lage der 
rechtlichen und tatſächlichen Verhältniſſe Treu und Glauben den 
Verſicherer zur Leiſtung verpflichten. Dieſer Sachverhalt tft hier 
unzweifelhaft gegeben. Die Kaſſe gibt ſelbſt zu, daß ſie einen 
Rechtsanſpruch auf die Beitragsleiſtung gegen ihre Mitgliedswerke 
hat. Selbſtverſtändlich übernehmen die Werle die Beitragslaſten 
nur, weil ſie zum mindeſten nach Treu und Glauben die Zah⸗ 
lung der Beihilfen von der Kaſſe verlangen können. Dieje 
Zahlung iſt nicht etwa in das Belieben der Kaſſe geſtellt; die 
Kaſſe iſt vielmehr an die Richtlinien der Satzung gebunden 
(8 öff. der Satzung). 


Hiernach liegt ein Verſicherungsverhältnzs im Sinne des 
VerſStch. zwiſchen der Kaſſe und ihren Mitgliedern vor. 


IIa. Es fragt ſich, welchem Verſicherungszweig die Verſiche⸗ 
rung angehört. 


Bei der verſicherungſteuerlichen Beurteilung von Penſions⸗ 
einrichtungen unterſcheidet der NFH. zwiſchen den Penſions⸗ 
ausgleichskaſſen, die eine Einrichtung nur der Arbeitgeber 
find und den Ausgleich der Penſionslaſten unter den Arbeitgebern 
bezwecken, und den üblichen Penſionskaſſen, die eine 
gemeinſame Einrichtung der Arbeitgeber und nehmer find und 
den Arbeitnehmern unmittelbar Verſorgung gewähren. Auf die 
Notwendigkeit dieſer Unterſcheidung hat kürzlich auch der NEM. 
hingewieſen (NdErI. v. 24. Juli 1937 [RELBL. 923 zu 4. Fälle 
der erſten Art ſind behandelt: 


in den Urteilen des RAD. v. 26. Okt. 1923, II A 177/23: RH. 
13, 84 St W. 1923 Nr. 968: RF. v. 24. Febr. 1931, TA 
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56/31: StW. 1931 Nr. 615 RStBl. 1931, 563; RH. vom 
6. Sept. 1933, II A 139/33: NR. 34, 72 = SW. 1933 Nr. 839 
JW. 1933, 2411; 


Fälle der zweiten Art: 


in den Urteilen v. 27. Okt. 1933, IT A 155/33: JW. 1933, 2788 
— Kartei, Rechtsſpruch 24 § 1 VerſStcd.: Rip. v. 6. Nov. 
1928, II A 136/28: RH. 24, 193 StW. 1929 Nr. 330. 


Die hier beſchwerdeführende Kaſſe gehört zu den Penſionsaus⸗ 
gleichskaſſen. Die Kaſſe iſt lediglich eine Gründung und Einrich⸗ 
tung der Werke; die Angeſtellten ſind an ihrer Verwaltung nicht 
beteiligt, insbeſ. nicht an der Entſch. über die Gewährung von 
Beihilfen; ſie zahlen keine Beiträge an die Kaſſe, und es ſtehen 
ihnen keine Anſprüche gegen die Kaſſe zu. Verſichert iſt nicht die 
Gewährung von Beihilfen an die Angeſtellten, ſondern der Aus- 
gleich der Laſten, die den Mitgliedswerken dadurch entſtehen, daß 
ſie ihren Angeſtellten Beihilfen gewähren. Die Verſicherung, die 
die Werke bei der Kaſſe nehmen, dient zwar mittelbar der Ge⸗ 
währung von Penſionen an die Angeſtellten oder ihre Hinterblie⸗ 
benen; der unmittelbare Zweck iſt jedoch der Penſtonsausgleich 
unter den Werken. 


Die Kaſſe wendet ein, der Penſionsausgleich könne nicht der 
verſicherte Schaden ſein, weil den Angeſtellten auch gegen ihre 
Arbeitgeber keine Penſionsanſprüche zuſtänden; wo kein Rechts⸗ 
anſpruch auf Verſorgung beſtehe, da könne auch durch den Ein⸗ 
tritt eines Verſorgungsfalles kein Schaden für den Arbeitgeber ent⸗ 
ſtehen. Dieſe Ausführungen gehen fehl. Es bleibe dahingeſtellt, 
ob in keinem Fall ein Verſorgungsanſpruch des Angeſtellten 
gegen das Werk auf Grund des Arbeitsvertrages beſteht. Ein 
Ausgleich der Penſionslaſten iſt jedenfalls nicht nur dann mög⸗ 
lich und zweckmäßig, wenn der Arbeitgeber zur Penſionsge⸗ 
währung verpflichtet iſt, ſondern auch dann, wenn er ſich zur 
Penſtonsgewährung freiwillig entſchließt. In dem erwähnten 
Schriftſatz der Kaſſe heißt es weiter: 


„Der Schaden entſteht erſt durch den freiwilligen Entſchluß 
des Arbeitgebers, eine Verſorgung zu bezahlen. Dieſe freiwilli⸗ 
gen Entſchlüſſe der Arbeitgeber einheitlich zu organiſieren und 
die dafür erforderlichen Mittel alljährlich gemeinſchaftlich auf⸗ 
zubringen, das iſt der Zweck einer ſolchen Kaſſe.“ 


Hiermit iſt die Sach- und Rechtslage zutreffend umſchrieben. Durch 
den Beitritt zur Kaſſe bekundet das einzelne Werk ſeine Entſchlie⸗ 
ßung, künftig feinen Angeſtellten Verſorgung gewähren zu wol⸗ 
len. Die Freiwilligkeit des Beitritts und die Möglichkeit der Kün⸗ 
digung der Mitgliedſchaft, die übrigens an eine Friſt von 2 Jahren 
gebunden iſt, ändert nichts daran, daß das Werk während der 
Dauer der Mitgliedſchaft und nach 8 14 der Satzung noch dar⸗ 
über hinaus Verſorgung gewährt. Um den Schaden, der ihm durch 
eine Häufung der Verſorgungsfälle entſtehen könnte, möglichſt 
auszugleichen, tritt es der Kaſſe bei. Die „Intereſſengemeinſchaft 
der beteiligten Unternehmungen“, von der die Kaſſe in dieſem 
Zuſammenhange ſpricht, kennzeichnet ſich mithin als eine Penſions⸗ 
ausgleichskaſſe. 


II b. Der Senat hat bisher Verſicherungen bei Penſionsaus⸗ 
gleichskaſſen nach dem Steuerſatz von 5% (86 Abſ. 1 Halb⸗ 
ſatz 1 VerſStG.) verſteuert und die Anwendbarkeit des Steuer⸗ 
ſatzes von 2% nach § 5 Abſ. 1 Nr. 6 abgelehnt (vgl. die er⸗ 
wähnten Urteile II A 177/23, 56/31, 139/33). Dies kann nicht 
mehr aufrechterhalten werden. 


Die Vorſchrift des § 5 Abſ. 1 Nr. 6 VerſStG. nennt neben 
der Lebensverſicherung auch Verſicherungsarten wie die Invali⸗ 
ditäts⸗ und die Krankenverſicherung, die nicht zur Lebensverſiche⸗ 
rung im eigentlichen Sinne gehören. Insbeſondere läßt der Zu⸗ 
fat „u. dgl.“ am Schluß der Vorſchrift erkennen, daß die Auf⸗ 
zählung nicht abſchließend iſt und die Verſicherungsarten mit⸗ 
umfaßt werden ſollen, die den ausdrücklich genannten ähnlich 
ſind. Nun entſcheidet ſich die Zugehörigkeit einer Verſicherung zu 
einem Verſtcherungszweig oder einer Verſicherungsart nicht nach 
der Art des verſicherten Schadens, ſondern nach der Art der ver⸗ 
ſicherten Gefahr (Urt. des AF. v. 7. Mai 1929, II A 222/29: 
RED. 25,126 = StR. 1929 Nr. 1044 = JW. 1929, 2072). Der 
verſicherte Schaden iſt bei der üblichen Penſtonskaſſe der Bedarf, 
der dem Angeſtellten durch ſeine Invalidität, ſeinen Hinterblie⸗ 
benen durch ſeinen Tod entſteht, dagegen bei der Penſionsaus⸗ 
gleichskaſſe der Bedarf, der dem Werk durch die Häufung der von 
ihm gewährten Verſorgungen entſteht. Die verſicherte Gefahr iſt 
jedoch in beiden Fallen die gleiche, nämlich der Eintritt der In⸗ 
validität und des Todes des Angeſtellten. Der Unterſchied beſteht 
nur darin, daß der zu deckende Bedarf bei der Penſionsverſiche⸗ 
rung eine unmittelbare Folge der verſicherten Gefahr ift, bei der 
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Penſiousausgleichsverſicherung eine nur mittelbare, die erſt durch 
die Häufung der Verſorgungsfälle bei dem Werk entſteht. Da es 
aber auf die verſicherte Gefahr ankommt, iſt die Penſionsaus⸗ 
gleichsverſicherung als eine Verſicherungsart anzuſehen, die der 
in 55 Abſ. 1 Nr. 6 genannten Invaliditäts-, Alters⸗, Witwen 
und Waiſenverſicherung ähnlich iſt und daher wie dieſe nur dem 
Steuerſatz von 2% unterliegt. 


Entſprechend würde z. B. eine Ausgleichskaſſe für Haftpflicht 
ſchaden (vgl. Urteil des Riß. v. 21. Febr. 1928, II A 62/8: 
StW. 1928 Nr. 730 = NEL 115 Kartei, Rechtsſpruch 6 
zu §2 Verſctch.) dem Steuerſatz von 5% nicht deshalb unter 
liegen, weil die Verſicherung bei einer Ausgleichskaſſe eine Ver⸗ 
ſicherung eigener Art im Sinne von § 6 Abſ. 1 Verſ Stig. wäre, 
ſondern weil die Haftpflicht die verſicherte Gefahr iſt (8 5 Abf. 1 
Nr. 8). Würde der letztgenannte Steuerſatz nur 4% betragen, ſo 
würden auch die Verſicherungen bei der Ausgleichskaſſe nur mit 
4% zu verſteuern ſein. 


Das Fin A. verweiſt auf § 159 Abſ. 2 VVG. wonach bei der 
Verſicherung auf das Leben eines anderen deſſen ſchriftliche Ein 
willigung erforderlich ſei, die hier nicht vorliege. Die Vorſchrift 
will die Spekulation auf den Tod eines anderen verhindern. Bei 
der Penſtonsausgleichsverſicherung liegt dieſe Möglichkeit nicht vor: 
das Werk erhält nur die Beträge erſetzt, die es ſelbſt als Verſor 
gung weitergibt. Die Vorſchrift erſcheint daher auf die Penſions 
ausgleichsverſicherung, die keine Lebensverſicherung im eigentlichen 
Sinne iſt, nicht anwendbar. Im übrigen iſt den Fine. inſofern zu- 
zuſtimmen, als der Umſtand, daß die ſchriftliche Einwilligung 
der Angeftellten nicht eingeholt wird, erkennen läßt, daß die Be⸗ 
teiligten nicht den Abſchluß einer Lebensverſicherung im eigent- 
lichen Sinne beabſichtigen. 


III. Mit den vorſtehenden Ausführungen über die Unter— 
ſcheidung der Penſtonsausgleichskaſſen von den üblichen Penſions 
laſſen iſt zugleich dargetan, daß die beſchwerdeführende Kaſſe 
keine Penſions⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe im 
Sinne der Befreiungsvorſchrift des § 8 Nr. 8 
Verf StG. iſt. Die Befreiungsvorſchrift ſetzt „eine von den 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern gemeinſam unternommene Ein 
richtung“ voraus; nach der Begründung zu der Vorſchrift ſollen be 
freit ſein: 

„Penſions- u. dgl. Kaſſen, die ſeitens der Unternehmer vielſach 
aus eigener Entſchließung im Intereſſe der Ergänzung der Lei— 
Busen der geſetzlich vorgeſehenen Fürſorgeeinrichtungen unter 
halten werden, zu denen aber die Arbeitnehmer auf Grund des 
Arbeitsvertrags beizutragen verpflichtet find” (vgl. Urt. des 
Riß. v. 6. Nov. 1928, II A 136/28: R H. 24, 198). 


Der Geſetzgeber hat hiernach damals keinen Anlaß geſehen, ſolche 
Penſtonseinrichtungen, die wie die Ausgleichskaſſen in erſter Linie 
einem eigenen Bebürfnis der Arbeitgeber entſpringen und von 
ihnen allein verwaltet und unterhalten werden, von der Verſiche 
rungsſteuer zu befreien. In 84 Durchfcheſt. 3 VerſStcg. 1937 
(ABl. 1937, 1, 797) find nunmehr Penſiousausgleichskaſſen der 
Effentlich-rechtlichen Korperſchaften von der Steuer ausgenommen; 
für Ausgleichskaſſen privater Unternehmer, zu denen die beſchwerde 
führende Kaſſe gehort, verbleibt es bei der Steuerpflicht. 


Kommt hiernach SR Nr. 8 nicht zur Auwendung, weil die 
Kaffe keine Penſtonskaſſe im Sinne dieſer Vorſchrift iſt, ſo kann 
es dahingeſtellt bleiben, ob die Umlagen der Mitgliedswerke an 
die Kaſſe „auf Grund eines Arbeitsvertrages“ zu leiſten ſind, und 
ob ſie der Lohnſteuer unterliegen oder nicht. Auch wenn die Kaſſen 
beiträge vom Standpunkt der Lohnſteuer aus als Teil des Ar 
beitsentgelts angeſehen werden ſollten, bleiben ſie doch Verſiche⸗ 
rungsentgelt, das allein die Arbeitgeber zahlen, und zwar an eine 
Kaſſe, die eine Einrichtung allein der Arbeitgeber iſt. Es liegt ver 
ſicherungsſteuerrechtlich nicht anders, als wenn der Arbeitgeber 
auf Grund einer Verpflichtung im Arbeitsvertrag bei einer belie 
bigen Verſicherungsgeſellſchaft eine Penſionsverſicherung für den 
Angeſtellten genommen hätte und die Prämien dafur zahlt: an 
der Lohn, und Verſicherungſteuerpflicht würden in dieſem Fall keine 
Zweifel beſtehen. Von der Verſicherungſteuer befreit ſind eben 
nur Verſicherungen bei Penſionskaſſen der geſchilderten Art. 

Der Entſch. des FinGer. iſt mithin im Ergebnis beizutreten. 


RFS., 2. Sen., Urt. v. 10. Sept. 1937, 11 A 328/86 8.) 


Anmerkung: Die Entſch. ift nach drei Richtungen hin inter- 
ejjant: 

1. Der ſteuerrechtliche Begriff der Verſicherung. Der Verſiche⸗ 
rungſteuer unterliegen Verſicherungen, die im Inland befindliche 
Gegenſtande betreffen oder mit Verſicherungsnehmern abgeſchlof⸗ 


jeu find, die bei Zahlung des Verſicherungsentgelts im Inland 
ihren Wohnſitz, Sitz oder dauernden Aufenthalt haben. Als Ver⸗ 
ſicherung gilt gemäß § 2 VerſSich, auch die zwiſchen natürlichen 
oder juriſtiſchen Perſonen ſowie Perſonenvereinigungen getrof⸗ 
ſene Vereinbarung, gewiſſe Verluste oder Schadensverbindlichkei⸗ 
ten gemeinſchaftlich zu tragen, die den Gegenſtand einer Verſiche 
rung bilden können. Als Verſicherung gilt hingegen gemäß 82 
Ab. 2 VerſStcg. nicht ein Vertrag, durch den der Verſicherer ſich 
verpflichtet, für den Verſicherungsnehmer Bürgſchaft oder ſonſtige 
Sicherheit zu leiſten. 


Von Wichtigkeit iſt der Hinweis auf die ſtändige Rſpr. des 
NED, wonach ein Verſicherungsverhältnis auch dann vorliegt, 
wenn zwar kein Rechtsanſpruch auf eine Leiſtung beſteht, ſondern 
werm nach Lage der rechtlichen und tatſächfichen Verhältniſſe Treu 
und Glauben den Verſicherer zur Leiſtung verpflichten. Dieſe Ripr. 
iſt auch eine Ausftrahlung der wirtſchaftlichen Betrachtungsweiſe 
im Steuerrecht. 


2. Wird das Vorliegen einer Verſiche rung im ſteuerrechtlichen 
Sinne bejaht, jo Ift es für den Steuerſatz von Bedeutung, wel 
cher Verſicherungszweig vorlſegt. Das VerfSt®, unterſcheidet in 
5 zehn Verſicherungszweige, die Steuerſätzen zwiſchen 10 und 
2% unterliegen, während bei anderen Berſtcherungszweigen der 
Steuerſatz 8 ¼, in Sonderfällen 10 % beträgt. Entſcheidend für 
die Beurteilung des Verſicherungszweiges iſt nicht die Art des 
verſicherten Schadens, ſondern die Art der verſicherten Ge 
fahr. Der Unterſchied zwiſchen Schaden und Gefahr iſt in den 
Urteilsgründen klar herausgeſtellt. 


3. §8 VerſStcz. befreit beſtimmte Verſicherungen von der 
Steuer; u. g. find auch Beiträge zu Penſions, Witwen und Wal 
ſenkaſſen, die auf Grund eines Llrbeitsvertrages zu leiſten ſind, 
ſteuerfrei. Ausgleichskaſſen privater Unternehmer werden in erſter 
Yinie aus eigenem Bedürfnis der Arbeitgeber geſchaffen. § 4 Verf 
St DurchfBeſt. hat allerdings Penſtonsausgleichskaſſen der öffent 
lich⸗rechtlichen Körperſchaften bon der Steuer freigeſtellt. Der 
Grundſatz der ſteuerlichen Gleichmäßigkeit erfordert es, daß auch 
die Ausgleichkaſſen privater Unternehmer ebenfalls freigeſtellt 
werden. Eine ſolche Freiſtellung kann jedoch nur auf geſetzlicher 
Grundlage erfolgen. 


4. Verſicherungſteuer und Lohuſteuer ſchließen ſich nicht gegen 
ſeitig aus. Werden die Kaſſenbeiträge zu Ausgleichstaſſen als 
Teile des Arbeitsentgelts angeſehen, ſo unterliegen ſie dem Lohn 
ſtenerabzuge. Sie find trotzdem ſteuerpflichtiges Verſicherungs 
entgelt. 

RA. Dr. Dr. Mego w, Küſtrin. 


* 


x #4. $ 3 GrerwStch. Auch nach dem Inkrafttreten des 
StAunpch. iſt die Frage, ob ein Grundſtüc zum Vermögen einer 
Perſonenvereinigung i. S. des $3 Grcrw etch. gehört, aus dem 
Gremwätß, ſelbſt zu entſcheiden. f) 


Die A. in London beſaß alle Geſchäftsanteile der B. mbH. 
in Hamburg und übertrug dieſe auf die A. in Liverpool. Das in 
Frage ſtehende Grundſtück war im Grundbuch auf den Namen der 
B. in Hamburg eingetragen. Streitig iſt die Frage, ob das Grund 
ſtück zum Vermögen der B. mbH. in Hamburg gehört. 


Das Fincher, hat die Frage bejabt und auf Grund des 88 
GrErwSteh. die Übertragung der ſämtlichen in der Hand der 
B. in London vereinigten Geſchäftsanteile auf die A. in Liver 
pool für ſteuerpflichtig erklärt. Die Ausführungen des Fincher. 
find bedenkenfrei. Zu der Frage, ob Grundſtücke zum „Vermögen“ 
einer Perſonenvereinigung i. S. des $3 GrErwStg. gehören, hat 
der Senat wiederholt Stellung genommen. Wie der Senat in 
feinem Urt. v. 10. Mai 1982, IT A 181/32 (Kartei, Rechtsſpruch 9 
zu SB Abt. ID: St. 1932 Nr. 838 und v. 18. März 1932, A 
112/92 (RF. 30, 249 = StW. 1992 Nr. 669 = JW. 1933. 
376) ausgeführt hat, iſt die Frage, ob ein Grundſtück i. S. des 
88 zum Vermögen der Geſellſchaft gehört, aus dem GrͤErweStGg. 
ſelbſt zu entſcheiden. Vermögen in dieſem Sinne wird durch alle 
Rechtsvorgange, die nach dem GrErw Steh. Steuerpflicht begrün⸗ 
deu, erworben. 


eſt ſteht, daß zur Zeit der Übertragung der Geſchäftsanteile 
die GmbH. in Hamburg als Eigentünterin des Grundſtücks im 
Grundbuch eingetragen war. Folglich iſt das Grundſtück als zum 
Vermögen der GmbH. gehörig i. S. des 83 anzuſehen und die 
Steuerpflicht begründet. Daß nach den Angaben der Beteiligten 
die GmbH. in Hamburg das Grundſtück nur als Treuhänderin be⸗ 
ſaß und die Geſellſchaft in London Treugeber war, ſteht dem nicht 
entgegen. Die Annahme der BeſchwF., daß nach Inkrafttreten 


des StAnpG. insbeſ. mit Rückſicht auf § 11 dieſes Geſetzes eine 
andere Beurteilung der Frage Platz greifen muſſe, geht fehl. 


Nach § 1 find die Steuergeſetze nach nationalſozialiſtiſcher 
Weltanſchauung auszulegen, dabei find aber, wie Abſ. 2 des 81 
ausdrücklich betont, der Zweck und die wirtſchaftliche Bedeutung 
der Steuergeſetze mitzuberückſichtigen. Nach den Eingangsworten 
des § 11 a. a. O. gelten feine Beſtimmungen für die Zurechnung 
nur, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt. Soweit ſolche Sonder 
vorſchriften beſtehen, iſt für die Anwendung des § 11 kein Raum. 
(Eine ſolche Sondervorſchrift kann in einem Steuergeſetz unmittel 
bar ausgeſprochen ſein, ſie kann ſich aber auch in Anwendung 
des §1 Abſ. 2 StAnpG. aus dem Zwecke und der wirtſchaftlichen 
Bedeutung des Geſetzes mittelbar ergeben. So liegt der Sach 
verhalt bei dem GrErw Stg. Das ergibt ſich aus der Begründung 
des StAnpch. (RStBl. 1934, 1405), die beiſpielsweiſe bemerkt, daß 
im Hinblick auf 8 1 und §4 GrErwStG. der Übergang des Eigen⸗ 
tums an Grundſtücken auch dann ſteuerpflichtig iſt, wenn das 
Grundſtück nur zu treuen Händen übereignet wird. 


§3 GrErwStch. iſt nur ein Erſatztatbeſtaud; nach ihm wird 
die Übertragung aller Anteile „dem Übergang des Eigentums an 
dem Grundſtück gleichgeachtet“. Werden aber nach dem Willen 
und dem Zwecke des Geſetzes die beiden Tatbeſtände gleichgeſtellt, 
ſo kann nicht in dem einen Falle der Übergang von Treuhandeigen⸗ 
tum ſteuerpflichtig ſein — wie die Begründung zum StAnpG. er⸗ 
fiel En anderen Falle aber auf Grund des § 11 a. a. O. ſteuer⸗ 
rei bleiben. 


Der Senat hat bereits in anderen Entſch. die Anwendung 
des § 11 StAnpch. abgelehnt bei der Frage, ob eine Vereini- 
gung aller Anteile i. S. des 83 GrErwStGG. anzunehmen iſt, 
und ausgeſprochen, daß nach wie vor dieſe Frage nicht nach wirt⸗ 
ſchaſtlichen Geſichtspunkten, ſondern rein rechtlich nach den Vor⸗ 
le des bürgerlichen Rechts und des Handelsrechts zu ent⸗ 
ſcheiden iſt. Auch die Frage, ob ein Grundſtück zum „Vermö⸗ 
gen“ einer Perſonenvereinigung gehört, iſt aus dem GrErwStG. 
ſelbſt zu entſcheiden. 


(Ri., 2. Sen., Urt. v. 30. Juli 1937, II A 319/36 8.) 


Anmerkung: Das Urteil wiederholt bekannte Rechtsſätze des 
Grunderwerbſteuerſenats und zeigt wieder einmal, welche Über⸗ 
raſchungen ſich oft bei der Übertragung von Anteilen einer Kapital⸗ 
geſellſchaft ergeben, der deutſcher Grundbeſitz gehört. 


1. Die in Rede ſtehende Hamburger GmbH. gehörte einer 
Londoner Geſellſchaft, die ihren geſamten Anteilsbeſitz auf eine 
Liverpooler Geſellſchaft, welche offenbar zum ſelben Konzern ge— 
hörte, übertrug. Dieſe Übertragung löſte eine Grunderwerbſteuer 
nach $3 GrErw St. auf den geſamten Grundbeſitz der deutſchen 
SmbH. aus. Bei allen Übertragungen von Anteilen an Geſell⸗ 
ſchaften ſollte deshalb von jedem Rechtswahrer auf das ſorgfäl⸗ 
tigſte die Grunderwerbſteuerfrage geprüft werden. 


2. Wäre die Londoner Geſellſchaft mit der Liverpooler Geſell⸗ 
ſchaft verſchmolzen worden, indem die Aktionäre der Londoner 
Geſellſchaft mit Aktien der Liverpooler Geſellſchaft abgefunden 
worden wären, ſo wäre die intereſſante Frage entſtanden, ob die 
Steuervergünſtigungen des 819 GrErwetcch. zum Zuge ge⸗ 
kommen wären. Nach § 19 a GrekrwStc. i. Verb. m. § 38 Fin⸗ 
Ausgl®. darf nur eine 2% ige Grunderwerbſteuer erhoben wer⸗ 
den, wenn ſämtliche Anteile an einer Grundſtücke beſitzenden Ge⸗ 
ſellſchaft von einer zweiten Geſellſchaft durch Hingabe von Geſell⸗ 
ſchaftsrechten erworben werden. Ob dieſe Beſteuerung auch aus⸗ 
ländiſchen Geſellſchaften zugute kommt, iſt nicht unzweifelhaft. Ihr 
Sinn geht dahin, eine doppelte Beſteuerung durch Geſellſchaft⸗ 
ſtener und Grunderwerbſteuer zu vermeiden. Dieſer Geſichtspunkt 
würde aber bei ausländiſchen Geſellſchaften nicht in Frage kommen. 


3. Wenn Anteilsübertragungen, namentlich innerhalb von 
Konzernen, ſtattfinden, ohne daß die Grunderwerbſteuerpflicht vor⸗ 
hergeſehen wurde, kann innerhalb von 2 Jahren durch Rückgän⸗ 
gigmachung der Anteilsübertragung die Grunderwerbſteuer wie⸗ 
der aufgehoben werden (vgl. § 23 Abſ. 1 Ziff. 3 GrErwStGh.). 

RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 


* 


x 55. 84 Abf. 1 Ziff. 6 KörpStcz. 1934. Eine Stiftung, die 
neben einer gemeinnützigen Betätigung auch mit Grabpflege und 
Rentenzahlungen an ſtiftungsfremde Perſonen beauftragt iſt, 
dient regelmäßig nicht ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken. 


(Ni., VIa Sen., Urt. v. 24. Sept. 1937, VI a 28/37.) 
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56. 871 LVG.; § 1 Abſ. 3 RStraßVerk O. Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren. Aufklärungspflicht. Polizeiliche Verfügungen. Verkehrs⸗ 
polizei. Pferdeſuhrwerk. 

Bei der Prüfung, ob Ungeeignetheit zum Führen von Pferde⸗ 
ſuhrwerken oder Tieren vorliegt, iſt ein anderer Maßſtab anzule⸗ 
gen als bei der Entſch. der Frage, ob jemand zum Führen von 
Kraftfahrzeugen geeignet iſt. Jedoch iſt dabei zu berückſichtigen, daß 
infolge der Zunahme des Verkehrs und der Fahrgeſchwindigkeit der 
Kraftwagen eine erhöhte Gefahr von Zuſammenſtößen beſteht, der 
auch durch entſprechende Anforderungen an die anderen Verkehrs⸗ 
teilnehmer Rechnung getragen werden muß. 


Durch Vfg. v. 15. März 1935 verwarnte der Landrat in A. 
den Kl. eruſtlich, weil dieſer am 18. Febr. 1935 in angetrunkenem 
Zuſtand mit ſeinem Pferdefuhrwerk die A.⸗Straße in A. befahren 
und dadurch erheblich den Verkehr gefährdet, auch ſonſt häufig in 
betrunkenem Zuſtand ſein Fuhrwerk nach Hauſe gebracht habe. 


Am 7. Sept. 1935 ſtellte der Kl. ſein Pferdefuhrwerk in 
der A.⸗Straße in A. auf und beſuchte dann mehrere Wirtſchaften. 
Das Tier wurde infolge langen Stehens unruhig und ſtellte ſich 
mehrmals quer zur Straße, ſo daß ſchließlich das Fuhrwerk gegen 
18 Uhr auf der Polizeiwache ſichergeſtellt werden mußte. Gegen 
18,45 Uhr erſchien der Kl. in angetrunkenem Zuſtand auf der Wache, 
um das Fuhrwerk abzuholen. Da er infolge Trunkenheit nicht in 
der Lage war, das Fuhrwerk ſelbſt zu führen, mußte ein Drit⸗ 
ter beauftragt werden, es nach Hauſe zu bringen. Mit Rückſicht 
auf dieſen Vorfall unterſagte der Landrat in A. durch Vfg. vom 
24. Sept. 1935 dem Kl. das Führen von Fahrzeugen und Tieren 
auf die Dauer von 2 Jahren. 

Nach erfolgloſer Beſchw. erhob der Kl. gegen den Beſchwerde⸗ 
beſcheid Klage bei dem BezVerwöGer. in A. 

Das BezVerwcger. gab der Klage ſtatt. Es führte aus, bei 
der Entſch. der Frage, ob ein Fahrer, der unter erheblicher Wir⸗ 
kung geiſtiger Getränke ein Fahrzeug gefahren habe, zur Führung 
von Fahrzeugen ungeeignet ſei, komme es weſentlich auf die Art 
des Fahrzeugs an. Im vorl. Falle handle es ſich um ein lang⸗ 
ſames Pferdefuhrwerk, welches an ſich nicht einen fo erheblichen 
Gefahrenpunkt im Verkehr darſtelle. Eine einmalige oder nur ſel⸗ 
ten auftretende Trunkenheit brauche daher den Fahrer nicht un⸗ 
bedingt als ungeeignet erſcheinen zu laſſen, wenn die Hoffnung 
beſtehe, daß er ſich in Zukunft des Alkohols bei und vor ſeinen 
Fahrten enthalten werde. Ob der Kl. am Abend des 7. Sept. 1935, 
unter der Wirkung des genoſſenen Alkohols ſtehend, das Fuhr⸗ 
werk ſelbſt habe nach Hauſe fahren wollen, ſei nicht ſicher nach⸗ 
gewieſen. Der Kl. habe auf den Gerichtshof den Eindruck ge⸗ 
macht, daß er nunmehr ernſthaft gewillt ſei, ſeine etwaige Nei⸗ 


gung zum Alkohol zu bekämpfen, für Aufſicht über ſein Fuhr⸗ 


werk, wenn er dies aus geſchäftlichen Gründen verlaſſen müſſe, 
zu ſorgen und ſich aufs ſtrengſte davor zu hüten, im Zuſtand alko⸗ 
holiſcher Einwirkung ſelbſt die Zügel zu führen. Mit Rückſicht 
hierauf hat das BezVerwGer. dem Kl. die Eignung zum Füh⸗ 
ren von Pferdefuhrwerken nicht abgeſprochen. 

Die Rev. des Bekl. hatte Erfolg. 


Das Gericht hat nach der im Verwaltungsſtreitverfahren gel⸗ 
tenden Unterſuchungsmaxime (vgl. § 71 Abſ. 3 LVG.) von Amts 
wegen den Sachverhalt vollſtändig nach allen Richtungen aufzu⸗ 
klären (OVG. 75, 168; 92, 104). Dieſe Aufklärungspflicht hat 
das BezVerwGer. im vorl. Fall nicht erfüllt. Bei der Prüfung der 
Frage, ob der Kl. zum Führen von Fahrzeugen geeignet iſt, hätte 
es nicht nur die beiden von dem Kl. am 18. Febr. 1935 und 
7. Sept. 1935 begangenen Verſtöße ſowie den perſönlichen Ein⸗ 
druck, den es von dem Kl. gehabt hat, zugrunde legen dürfen, ſon⸗ 
dern prüfen müſſen, ob der Kl. auch nach ſeinem ſonſtigen Verhal⸗ 
ten und ſeiner geſamten Perſönlichkeit als geeignet zum Führen 
von Fahrzeugen anzuſehen war. Bereits in der dem Kl. am 
15. März 1935 erteilten Verwarnung war ihm vorgeworfen wor⸗ 
den, daß er auch ſonſt häufig fein Fuhrwerk in betrunkenem Zu⸗ 
ſtand nach Hauſe bringe. In dem vom Bekl. in ſeinem Schriftſatz 
v. 9. Dez. 1935 ausdrücklich in Bezug genommenen Bericht des 
Bürgermeiſters in H. an den Landrat in A. v. 25. Nov. 1935 
war ferner behauptet, daß der Kl. faſt jeden Tag betrunken ſei 
und durchſchnittlich alle 2 bis 3 Wochen eine Anzeige wegen 
Übertretung einer Verkehrsvorſchrift gegen ihn eingehe. Unter 
dieſen Umſtänden hätte das BezVerwGer. durch Einforderung von 
Strafregiſterauszügen oder ſonſt in geeigneter Weiſe aufklären 
müſſen, ob außer den Vorfällen v. 18. Febr. und 7. Sept. 1935 
noch weitere, zuungunſten des Kl. ſprechende Tatſachen vorlagen. 


Die Verletzung dieſer Aufklärungspflicht ift ein weſentlicher Wer: 
fahrensmangel, der dazu führte, daß die Sache von dem Rech. 
ohne Bindung an die ſonſt für die Revenſt. geltenden Beſchrän⸗ 
kungen frei zu prüfen war. 

Der Landrat iſt gegen den Kl. auf Grund des §1 Abſ. 3 
NStraßVerkO. vorgegangen. Danach hat die Verwaltungsbehörde, 
wenn ſich jemand als ungeeignet zum Führen von Fahrzeugen 
oder Tieren erweiſt, ihm deren Führung zu unterſagen oder ihnt 
die erforderlichen Bedingungen aufzuerlegen. Das BezVerwcßder hat 
mit Recht ausgeführt, daß es bei der Entf. über die Geeignetheit 
des Führers auf die Art des Fahrzeugs weſentlich ankommt. Bei der 
Prüfung, ob Ungeeignetheit zum Führen von Pferdefuhrwerken 
oder Tieren vorliegt, iſt ein anderer Maßſtab anzulegen als bei 
der Entſch. der Frage, ob jemand zum Führen von Kraftfahr⸗ 
zeugen geeignet iſt; die Führung von Kraftfahrzeugen erfordert 
regelmäßig größere korperliche, geiſtige und auch ſittliche Eignung 
als die von anderen Fahrzeugen oder von Tieren. Andererſeits iſt 
uber zu berückſichtigen, daß bei der Zunahme des Verkehrs und 
der Fahrgeſchwindigkeit der Kraftwagen eine erhöhte Gefahr von 
Zuſammenſtoßen beſteht, der auch durch entſprechende Anforderun- 
gen an die anderen Verkehrsteilnehmer Rechnung getragen wer⸗ 
den muß. Es muß daher auch von Perſonen, die Fuhrwerke len⸗ 
ken oder Tiere führen wollen, verlangt werden, daß ihre Perſön— 
lichkeit Gewähr für ordnungsmäßiges Verhalten im Straßenver⸗ 
kehr bietet. Das iſt aber bei dem Kl. nicht der Fall. Er iſt, wie die 
dem Rep. nunmehr vorl. Strafverzeichniſſe ergeben, vor Erlaß 
der angefochtenen El v. 24. Sept. 1935 wiederholt beſtraft 
worden. Da es ſich um eine erhebliche Anzahl von Straftaten 
handelt und gerade die verkehrsrechtlichen Verſtöße ſich in der 
Zeit vor Erlaß der angefochtenen Pol Vfg. gehäuft haben, fo kann 
der Kl. nicht als geeignet zum Führen von Fahrzeugen oder Tie- 
ren angeſehen werden. Gegen die Erwägung des BezVerwcger., daß 
er ſich gebeſſert habe und künftig Übertretungen der Geſetze ver⸗ 
meiden werde, ſpricht im übrigen der Umſtand, daß er auch nach 
Erlaß der angefochtenen Pol Vfg. wieder wegen Tierquälerei, Er 
regung öffentlichen Argerniſſes und Übertretung der Verkehrsvor⸗ 
ſchriften verurteilt worden ift. Wenn dieſe Straftaten auch das 
durch die angefochtene Pol Vfg. ausgeſprochene Verbot nicht nach 
träglich rechtfertigen können, ſo ſind ſie doch mit als Beweis da 
für zu werten, daß der aus dem früheren Verhalten des Kl. auf 
ſeine Ungeeignetheit gezogene Schluß richtig war (R. u. PrVerw⸗ 
Bl. 53, 616, 617). 

Der Kl. hat ſich hiernach als ungeeignet zum Führen von 
Fahrzeugen und Tieren erwieſen. 

(PrOVG., Urt. v. 5. Juli 1937, IV C 51/36.) 
* 

57. 88 79, 81, 94 L8G.; § 4 Krafti®,; § 1 Abſ. 3 NStraß⸗ 
VerkO. Verwaltungsſtreitverfahren. Verfahrensmangel. Entzie⸗ 
hung der Fahrerlaubnis. 

Wenn die in dem Urteil eines Verwaltungsgerichts getrof⸗ 
fenen tatſächlichen Feſtſtellungen in einem weſentlichen Punkt mit 
den übereinſtimmenden Angaben mehrerer, in einem förmlichen 
Beweisverfahren vernommener Zeugen im Widerſpruch ſtehen und 
dieſe Zeugenausſagen dem Verwaltungsgericht bei der Urteilsfäl⸗ 
lung vorgelegen haben, ſo muß das Verwaltungsgericht dieſe Aus⸗ 
jagen in den Urteilsgründen würdigen. Das Unterlaſſen einer 
ſolchen Würdigung iſt ein Verfahrensmangel. 

Durch Erkenntnis des Schöffch. v. 15. Mai 1930 wurde der 
Kl. wegen fahrläſſiger Korperverletzung zu 40 7 Geldſtrafe ver⸗ 
urteilt, weil er am 19. Okt. 1929 mit ſeinem Kraftwagen infolge 
ſeiner unvorſichtigen Fahrweiſe eine Kraftdroſchke angefahren und 
beſchädigt hatte. Am 5. Juni 1930 verwarnte ihn die Polizei, weil 
er mit einem unbeleuchteten Kraftwagen gefahren war. Wegen 
eines in der Trunkenheit verurſachten Zuſammenſtoßes wurde ihm 
am 19. Dez. 1932 die Entziehung der Fahrerlaubnis angedroht und 
durch polizeiliche Strafverfügung v. 28. Dez. 1932 gegen ihn eine 
Geldſtrafe von 20 e feſtgeſetzt. Ferner wurde er durch polizei⸗ 
liche Strafverfügung v. 18. April 1935 mit 5% Geldſtrafe be- 
ſtraft, weil er in angetrunkenem Zuſtand mit ſeinem Kraftwagen 
auf der Gehbahn auf und ab gefahren war. e 

Am 15. Mai 1935 wurde er vom AG. B. zu 200 ., Gelb: 
ſtrafe wegen fahrläſſiger Körperverletzung verurteilt. Seine Be⸗ 
rufung gegen dieſes Urteil wurde durch Erkenntnis der Str. des 
LG. B. v. 25. Juli 1935 zurückgewieſen. Die Strͤ. ſah auf Grund“ 
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umfangreicher Beweisaufnahme als erwieſen an, daß der Kl. am 
5. Febr. 1985 gegen 12 Uhr in angetrunkenem Zuſtand auf der 
Landſtraße von V. nach B. mit ſeinem Kraftwagen im Zickzack 
gefahren und infolgedeſſen mit einer vorſchriftsmäßig auf der rech⸗ 
ten Straßenſeite fahrenden, ihm entgegenkommenden Radfahrerin, 
Frau M., zuſammengeſtoßen ſei. 

Mit Rückſicht auf die den Strafen v. 15. Mai 1930, 28. Dez. 
1932 und 15. Mai 1095 zugrunde liegenden Vorfälle entzog der 
PolPräſ. in B. dem Kl. durch Vfg. v. 8. Okt. 1935 die Fahr 
erlaubnis für Kraftfahrzeuge und unterſagte ihm gleichzeitig das 
Führen von Kleinkrafträder. 

Hiergegen erhob der Kl. bei dem BezVerwGer. B. Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren. 

Das BezBerivGer. hob die angefochtene Verfügung auf. 

Die Rev. des Bekl. hatte Erfolg. 

Das BezVerwöGer. hat in den Gründen feines Urteils abwei— 
chend von der Feſtſtellung des Strafkammerurteils v. 25. Juli 
1935, daß der Kl. bei dem Unfall v. 5. Febr. 1935 angetrun- 
ken geweſen ſei, lediglich ausgeführt, es erachte eine Angetrunlen 
heit des Kl. bei dem Unfall am 5. Febr. 1935 nicht für erwieſen; 
es hat aber nicht dargelegt, wie es zu dieſem Ergebnis gekommen 
iſt, obwohl es ſich auf die Beweisaufnahme des vorangegangenen 
Strafverfahrens ſtützt und in dieſem Strafverfahren mehrere 
Zeugen, deren Angaben das Strafkammerurteil gefolgt iſt, eidlich 
das Gegenteil bekundet haben. Nun hatte zwar das BezVerwGer. 
nach dem das Verwaltungsſtreitverfahren beherrſchenden Grundſatz 
der freien Beweiswürdigung (8 79 LVG.) gemäß feiner freien, 
aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen und Beweiſe ge 
ſchöpften Überzeugung zu entſcheiden: jedoch hatte es, wie ſich aus 
§ 81 LVG. ergibt, die Pflicht, das Zuſtandekommen dieſer Über⸗ 
zeugung zu begründen (OVG. 91, 228). Eine ſolche Begründung 
tt insbe. dann unerläßlich, wenn, wie im vorl. Fall, die Feſtſtel⸗ 
lungen des Verwaltungsgerichts in einem weſentlichen Punkt mit 
den übereinſtimmenden Angaben mehrerer, in einem förmlichen 
Beweisverfahren vernommener Zeugen im Widerſpruch ſtehen und 
diefe Zeugenausſagen dem Verwaltungsgericht bei der Urteilsfäl⸗ 
lung vorgelegen haben. Bei einem derartigen Widerſpruch bedarf 
einer Würdigung dieſer Zeugenausſagen. Das BezVerwcger. 
hätte ſomit darlegen muſſen, aus welchen Gründen es zu ſeiner 
von den Angaben der Zeugen abweichenden Überzeugung gefom- 
wen ift, Darin, daß eine ſolche Darlegung im Urteil des BezVerw⸗ 
Ger. fehlt, liegt ein weſentlicher Mangel des Verfahrens. 

Weiter ſind die Urteilsgründe des angefochtenen Urteils auch 
inſofern unvollſtändig, als ſie zu der ausdrücklichen Behauptung 
des Bekl., daß ſich die Ungeeignetheit des Kl. zum Führen von 
Kraftfahrzeugen nicht nur aus dem Verhalten bei dem Unfall v. 
5. Febr. 1935, ſondern auch aus den den ſonſtigen Beſtrafungen 
des Kl. zugrunde liegenden Unfällen ergebe, überhaupt nicht Stel 
lung nehmen. Wird die Würdigung ſolcher erheblicher tat 
ſächlicher Anführungen der Parteien in den Urteilsgründen unter‘ 
laſſen, fo iſt auch darin ein weſentlicher Verfahrensmangel zu ſehen 
(v. Brauchitſch, „Verwaltungsgeſetze für Preußen“, 24. Aufl., 
Bd. 1 8 94 LBS. Anm. 4). 

Wegen dieſer Verfahrensmängel hatte das Nev®. die Sache 
ohne Bindung an die ſonſt für die Rev Juſt. geltenden Beſchrän 
kungen frei zu beurteilen. 

Dabei war den tatſächlichen Feſtſtellungen des Strafkammer⸗ 
urteils über den Unfall v. 5. Febr. 1935 zu folgen. 

Nach der ſtändigen Rſpr. des OVG. hätte ſchon der bei die- 
ſem Unfall feſtgeſtellte einmalige Fall der Trunkenheit bei der 
Führung eines Kraftfahrzeugs die Polizei berechtigt, dem Kl. die 
Fahrerlaubnis zu entziehen (OVG. 93, 95, 96). Der Kl. war 
aber um ſo mehr auch deshalb als ungeeignet zum Führen von 
Kraftwagen anzuſehen, weil er, wie die gegen ihn ergangenen 
Strafverfügungen v. 28. Dez. 1932 und 18. April 1935 ergeben, 
auch ſonſt wiederholt ein Kraftfahrzeug geführt hat, obwohl er 
unter der Einwirkung unzuläſſigen Alkoholgenuſſes ſtand. Erſchwe⸗ 
rend fallen auch die anderen Straftaten des Kl. ins Gewicht. 

Alle dieſe Tatſachen zwingen zu dem Schluß, daß der Kl. 
zum Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet iſt. Gemäß 84 
Kraftſeh. war ihm daher die Fahrerlaubnis zu entziehen und nach 
51 Abſ. 3 RStraßVerkO. die Führung von Kleinkraftfahrzeugen 
zu unterſagen. 

(PrO VB., Urt. v. 18. Febr. 1937, IV C 139/ .) 
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